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Die erste Auflage dieser Jubiläumsschrift erschien pünktlich zum 

100. Geburtstag am 1. Oktober 2023, allerdings um den Preis, dass 

sie am Ende doch mit „heißer Nadel“ gestrickt war – aus drucktech-

nischen Gründen musste sogar die Endredaktion entfallen, so dass 

manches nicht so war, wie es eigentlich werden sollte, manches 

noch nicht ganz komplett war oder ganz fehlte. – Das haben wir 

jetzt geändert!

Was ist anders?

Reihenfolge, Anordnung und Lay-out der Artikel sind anders. Ein 

paar Artikel, v. a. der große zu „100 Jahre Verwaltungsschule“, 

wurden ergänzt. Der peinlicherweise „verschollene“ Artikel zu den 

nicht-unterrichtenden Mitarbeiter:innen („Dienstleister“) ist nun 

enthalten. Ganz neu aufgenommen wurde eine Übersicht, welche 

Berufe alles ausgebildet wurden, und ein Artikel zur Verbandsar-

beit der Verwaltungsschule („Von der Leitstelle zum BVSI“). Und wir 

haben die Gelegenheit genutzt, unsere Jubiläumsfeierlichkeiten zu 

dokumentieren: den Senatsempfang im Rathaus und die Schulakti-

vitäten am alten und neuen Standort.

Viel Spaß beim Lesen!



100 Jahre Verwaltungsschule der Freien Hanse-

stadt Bremen – das ist, durchaus auch im bundes-

weiten Vergleich, ein bemerkenswertes Jubiläum, auf 

das wir sehr stolz sind und auch sein können. 

So bedeutet der Weg von der Pflichtschule für Bu-

reau-Lehrlinge und -Angestellte 1923 bis zur Verwal-

tungsschule 2023 immerhin ein volles Jahrhundert 

engagierter Ausbildung und Fortbildung für den bre-

mischen öffentlichen Dienst. 

Ein großer Dank dafür gebührt allen bisherigen 

Schulleitungen, haupt- und nebenamtlichen Lehr-

kräften, Verwaltungsmitarbeitenden und den vielen 

anderen Menschen aus senatorischen Dienststellen, 

kooperierenden Behörden, Institutionen und Gremi-

en, die in diesen 10 Jahrzehnten ihren Anteil an der 

erfolgreichen Arbeit der Bremer Verwaltungsschule 

hatten und haben!

Kompetenz- und Wertevermittlung für die Ausübung 

und Gestaltung von Aufgaben in der bremischen Ver-

waltung ist die sehr anspruchsvolle und ausgespro-

chen großartige Aufgabe unserer Schule. 

Erfahrungen und Kenntnisse, die man/  frau in einer 

beruflichen Ausbildung erwirbt, begleiten und tragen 

das gesamte weitere berufliche und persönliche Le-

ben, auch in Zeiten bunter und wechselvoller Lebens-

läufe und Berufswege. Wir als Lehrkräfte und Schul-

leitung dürfen (junge) Menschen in einem wichtigen 

Abschnitt ihrer beruflichen und persönlichen Ent-

wicklung begleiten und sie „fit machen“ für ihre viel-

fältigen Tätigkeiten in der Bremer Verwaltung und 

für die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt. Das 

begeisterte und motivierte unsere Vorgänger:innen, 

das begeistert und motiviert uns heute. 

Wir wollen deshalb dieses Jubiläum feiern mit all de-

nen, die das möglich gemacht haben und heute mög-

lich machen: mit Lernenden, Lehrenden, Mitarbeiten-

den, Kooperationspartner:innen und Freunden.

Zugleich wollen wir das Jubiläum nutzen, Vergan-

genheit, Gegenwart und Zukunft der bremischen 



Verwaltungsschule und bremischer Verwaltungs-

ausbildung zu reflektieren und unsere Meilensteine, 

die aktuellen Herausforderungen und künftigen Zu-

kunftsperspektiven in den Blick zu nehmen.

Ich freue mich sehr, dass wir passend zu diesem An-

lass diese sehr gelungene Jubiläumsschrift präsen-

tieren können, die Geschichte und Gegenwart der 

Bremer Verwaltungsschule genauer beleuchten und 

zugleich ein wichtiger Baustein für eine Reflektion 

und einen Blick auf die nächste Zukunft der Ausbil-

dung an der Verwaltungsschule sein soll. 

Dafür geht mein großer und ganz besonderer Dank 

an die beiden Hauptautoren Holger-Andreas Wen-

del und Manfred Jacobi, die diese Schrift mit viel (Re-

cherche-) Arbeit und großem persönlichen Einsatz 

maßgeblich realisiert haben. Darüber hinaus danke 

ich allen anderen für ihre zahlreichen Geleitworte, 

Grußworte und Beiträge mit den teils auch sehr per-

sönlichen Erinnerungen.

100 Jahre Verwaltungsschule der Freien Hansestadt 

Bremen – es ehrt mich sehr, dass ich in der Funktion 

der aktuellen Direktorin dieses große Jubiläum jetzt 

feiern darf. 

Ich bin auch ganz persönlich sehr stolz auf das bisher 

Erreichte und die großartige Arbeit des gesamten 

Teams freue mich sehr darauf, die nächste Zukunft 

unserer tollen Schule gemeinsam mit allen weiter ge-

stalten zu können. 

Ich wünsche allen viel Vergnügen beim Lesen!

Herzlichst,

Katja Lessing

Katja Lessing, Direktorin der Verwaltungsschule der Frei-
en Hansestadt Bremen



 

100 Jahre Verwaltungsschule

12 100 Jahre: Die Geschichte der Bremer Verwaltungsschule

16 1923 bis 1933: Gründerjahre – vom „Schreckensjahr“ zu ers 

 ter Blüte

25 1933 bis 1945: Die 1000-jährige Katastrophe: Die Verwal  

 tungs schule während der Nazi-Diktatur

38 1945 bis 1953: Neuanfänge und Weichenstellungen 

44 1954 bis 1967: „Schaffe, schaffe Schule baue“ – Wachstum   

 und Konsolidierung

64 1967-79: Der große Aufbruch … und das Ende der „alten“ Ver 

 waltungsschule

77 1979 bis 1990: Quantensprünge: VFA – AFZ – BBZ 

90 1990 bis 2004: Einigkeit und steter Fortschritt?

126 2004 bis 2021: Die letzten 20 Jahre – Blitzlichter

151 In Kürze: Zusammenfassungen

156 Chronologie der Verwaltungscschule der Freien Hansestadt  

 Bremen

Verwaltungsschule Heute

110 „Offenheit – Kreativität – Wahrnehmungsfähigkeit“ - Die Ko 

 operation mit dem Museum Weserburg

134 Das Leitbild der Verwaltungsschule

135 Q2E – das Beschwerdemanagement der Verwaltungsschule

141 Digitale Lehre an der Verwaltungsschule

195 Die Verwaltungsschule im 100. Jahr - Lehrgänge, Aufbau,   

 Leitung

197 Die Verwaltungsschule und das Prüfungswesen

198 Die Schule in der Pandemie

200 Unser Umzug ins Tabakquartier

201 Diversity-Unterricht an der Verwaltungsschule

Ausblick

249 Katja Lessing: Quo vadis? – ein kurzer Blick auf Gegenwart und  

 Zukunft



 

Die Feierlichkeiten

203 Jubiläumsfeier 100 Jahre 

204 Ablaufplan der Feierlichkeiten

205 Roll Ups

206 Resümee

207 Jubiläumswoche – 100 Jahre Verwaltungsschule!

209 Der Cup-Song  vorgetragen von JuFa 2021

210 Einladung zum Senatsempfang

211 Pressemitteilung  des Senator für Finanzen

213 Ablauf Senatsempfang

214 Begrüßungsrede von Bürgermeister und Senator für Finanzen  

 beim Senatsempfang am 4. Oktober 2024

217 Rede der Direktorin der Verwaltungsschule Katja Lessing beim  

 Senatsempfang im Bremer Rathaus am 4. Oktober 2024

222 Rede Holger Wendel (Direktor der Verwaltungsschule a.D.)   

 beim Senatsempfang im Bremer Rathaus am 4. Oktober 2024

227 Beitrag der Aus- und Fortzubildenden: Podcast

229 Fotos Senatsempfang

232 Einladung Jubiläumsfest

233 Ablaufplan Jubiläumsfest

234 Raumplan Marktplatz

235 Jubiläumsfest 5. Oktober 2023: Opening

236 „100 Jahre Verwaltungsschule und Verwaltungsausbildung im  

 Wandel der Zeit“

237 Film: 90 Jahre Verwaltungsschule 

238 „Klima, Krisen und KI – Herausforderungen für Verwaltung   

 und Bildung“

240 Film: 100 Jahre Verwaltungsschule 

242 Ein Blick in die Glaskugel von Katja und André und Finale

244 Fotos Abschlussfrühstück

245 Das war`s mit den ersten 100 – nicht nur wir fanden es toll!  



 

Grußworte

82 Bernhardt Woitalla  

 (Der Senator für Finanzen - Referat 33 / Zuständige Stelle  
 nach dem Berufsbildungsgesetz)

98 Klaus-Dieter Schmeldtenkopf, Kirsten Schüller,  

 Jochen Kriesten, Ante Brekenfeld  
 (Leiter*innen des AFZ-Ausbildungsreferates 2002 bis 2023)

107 Ann-Marie Wolf  

 (Präsidentin des Hanseatischen Oberlandesgerichts in Bremen)

133 Verwaltungsschule der Freien und Hansestadt Hamburg

144 Hans Koschnik (Bürgermeister a.D.)  
 zum 90. Jubiläum der Verwaltungsschule

147 Hans Jürgen Erdtmann  

 (Leiter der Justizvollzugsanstalt Bremen)

148 Gesine Wilke  

 (Vorsitzende des Bundesverbandes der Verwaltungsschulen und  
 Studieninstitute BVSI)

178 Christina Jantz-Herrmann  
 (Bürgermeisterin der Gemeinde Schwanewede)

Gespräche

33 Manfred Jacobi: „Alles ganz harmlos“?   

 Die Verwaltungsschule und ihre Nazi-Personalien. 

74 Fred Hoppe-Kiaup: Vom „tendenziellen Fall der Profitrate“ bis  

 zur „Kleiderordnung“ – ´68 an der Verwaltungsschule

102 Andre Galdia (stellvertrender Verwaltungsschuldirektor):  
 „Was soll das eigentlich mit den Lernfeldern?“

123 Klaus Dieter-Fischer (Verwaltungsschuldirektor a.D.):  
 Faszination Verwaltungsschule

127 Dr. Henning Lühr: „Die Ausbildung muss den Wandel der  

 Verwaltung widerspiegeln“

137 Hilke Wiezoreck (ehemalige Fachleitung):  
 Diversity-Unterricht an der Verwaltungsschule

174 Kersten Drücker (langjähriger nebenamtlicher Lehrbeauftragter):  

 „Macht Spaß und kann einem den Nerv rauben!“ 

181 Peter Sakuth: Vom Verwaltungsschüler zum Senator



Zeitreisen und Historisches

19 In guter Gesellschaft – Hundertjährige(s)

30 „Der Staat ist Mittel des Führers…“ - Verwaltungsrecht 1937

46 „Lehrjahre sind keine Herrenjahre...“ (1958)

50 Immer wieder: Auf zu neuen Ufern - Die Verwaltungssschule  

 und ihre Räume

56 Schulleben damals und heute

60 Verwaltungsschule on tour -  Ausflüge und Klassenfahrten

65 Verwaltungs(-beamten-)ausbildung vor 50 Jahren – Stand   

 1969 (vor der Reform 1970)

69 Der Baulandskandal – und wie Verwaltungsschüler:innen   

 „Druck machten“ (1969)

71 Mit harten Bandagen… Schulleitung contra Schülervertretung  

 (1973)

88 Die Verwaltungsschule und Werder

91 „Einheitsmacher“ der Verwaltungsschule (1990 - 1992)

116 Via Feuerwehrleiter in den Ruhestand

162 100 Jahre – und ein Dutzend Schulleiter:innen

168 Ko-Direktor*innen: ein gelungenes Experiment (2018 - 2020)

169 Das Verwaltungsschulkollegium im Laufe der Zeit

172 Die „Nebenamtler“ und ihr unverzichtbarer Beitrag

175 Was wäre die Schule ohne sie – die „Dienstleister“

177 Amtsleiter*innen, Behördenchefs, Abgeordnete,  

 Senator*innen, Bürgermeister*innen und vieles  

 mehr - Karrierestart an der Verwaltungsschule

179 „Wen haben wir nicht alles aus- und fortgebildet ...  

 vom Bureau-Lehrling bis zum Polizeipräsidenten“

183 Von der „Leitstelle“ über die Arbeitsgemeinschaft zum  

 Bundesverband BVSI … 

Geleit

Katja Lessing - Direktorin der Verwaltungsschule der Freien Hanse-

stadt Bremen

11 Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte - Präsident des   

 Senats der Freien Hansestadt Bremen

12 Bürgermeister Björn Fecker - Senator für Finanzen der Freien  

 Hansestadt Bremen

13 Lars Hartwig - Vorsitzender des Gesamtpersonalrats für das  

 Land und die Stadtgemeinde Bremen



 

10



 

11

Seit 100 Jahren wird an der Verwaltungsschule der 

Freien Hansestadt Bremen ausgebildet, weiterge-

bildet, gelernt und gelehrt –  100 Jahre, in denen die 

Verwaltungsschule zeigt, wie wichtig eine qualitativ 

hochwertige Aus- und Fortbildung für den öffentli-

chen Dienst ist.

Die öffentliche Verwaltung braucht gut ausgebildetes 

Personal, braucht Personal, das sich stetig fortbildet, 

um die Aufgaben der Daseinsfürsorge, die Heraus-

forderungen eines Gemeinwesens und den Wandel 

in und mit der Gesellschaft bestmöglich zu begleiten 

und zu gestalten. 

Klimaneutralität, Energiewende, Digitalisierung: 

Drei Schlagworte, die verdeutlichen, welche komple-

xen Veränderungsprozesse auch unser Bundesland 

jetzt und in Zukunft herausfordern. Um unsere wirt-

schafts- und gesellschaftspolitischen Zielsetzungen 

umzusetzen, brauchen wir Menschen in der Bremer 

Verwaltung, die das mit Gestaltungswillen und inno-

vativen Ideen angehen. 

Die Zukunfts- und Innovationsfähigkeit der bre-

mischen Verwaltung hängt damit ganz wesentlich 

auch von der Qualität und Attraktivität der Aus- und 

Fortbildung unseres eigenen Personals ab. Seit ihrer 

Gründung trägt die Verwaltungsschule durch ihre 

qualitativ hochwertige Lehre sehr dazu bei, dass wir 

motivierte und gute ausgebildete Fachkräfte zur Ge-

staltung unserer Aufgaben haben. 

Als berufliche Schule für die öffentliche Verwaltung 

des Landes Bremen steht die Verwaltungsschule 

heute für eine fundierte und moderne Aus- und Fort-

bildung der bremischen Beschäftigten. Für die Wei-

terentwicklungs- und Innovationsfähigkeit unserer 

Verwaltung und die Zukunft der Freien Hansestadt 

Bremen ist nicht zuletzt auch die erfolgreiche Arbeit 

der letzten Jahrzehnte der Bremer Verwaltungs-

schule von großem Wert.

Ich bedanke mich bei allen, die diese großartige Ar-

beit möglich gemacht haben. Dem gesamten Verwal-

tungsschul-Team wünsche ich weiterhin viel Erfolg 

und alles Gute für die Zukunft. Herzlichen Glück-

wunsch zum 100-jährigen Bestehen, liebe Verwal-

tungsschule Bremen!

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte

Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte
Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen
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100 Jahre Verwaltungsschule Bremen – das sind 

100 Jahre qualitativ hochwertige Verwaltungsausbil-

dung und -fortbildung für die Freie Hansestadt. Die-

ses Jubiläum belegt eindrucksvoll, wie lange schon 

gut aus- und fortgebildetes Personal einen sehr ho-

hen Stellenwert für den öffentlichen Arbeitgeber 

Bremen hat. 

Bremen braucht bestens qualifiziertes und hoch mo-

tiviertes Personal. Und das mehr denn je angesichts 

der großen Herausforderungen unserer Zeit.  Klima-

wandel, globale Krisen, Digitalisierung – unsere Ge-

sellschaft steht vor enormen Herausforderungen, die 

wir auch im Land Bremen bewältigen und gestalten 

müssen. Dies gelingt nur mit gut ausgebildeten Fach-

kräften. Die Verwaltungsschule ist das Rückgrat der 

Fachkräfteversorgung. Nur mit fachlich versierten 

und engagierten Menschenkönnen die anspruchs-

vollen Aufgaben und guten Verwaltungsdienstleis-

tungen im Interesse der Bremer Bürger*innen erfüllt 

werden.

Hochwertige Qualifizierung in gut und innovativ auf-

gestellten eigenen Aus- und Fortbildungseinrichtun-

gen ist heute darüber hinaus ein wichtiges Attrakti-

vitätsmerkmal für die Nachwuchsgewinnung und die 

Bindung qualifizierter Fachkräfte, mit zunehmender 

Bedeutung.

Gute Aus- und Fortbildung des eigenen Personals 

sicherzustellen ist eine entscheidende Querschnitts-

aufgabe des Ressorts Finanzen und unsere Verwal-

tungsschule ist hierfür ein Garant – seit Mitte der 

80er Jahre im Verbund mit dem Aus- und Fortbil-

dungszentrum. 

Seit ihrer Gründung wird an der Verwaltungsschule 

engagiert und fundiert, mit aktuellsten Inhalten und 

nach modernen Standards gelehrt und gelernt. Die 

Verwaltungsschule war und ist – nicht zuletzt durch 

ihr jahrzehntelanges Engagement im Bundesver-

band der Verwaltungsschulen und Studieninstitute, 

in Netzwerken und Projekten – immer auch ein Stück 

weit Impulsgeberin für moderne und zukunftsorien-

tierte Aus- und Fortbildung, bremen- und bundes-

weit. 

Ich freue mich deshalb sehr über dieses große Jubilä-

um und die jetzt 100 Jahre andauernde hervorragen-

de Arbeit der Verwaltungsschule und bedanke mich 

bei allen, die dazu beigetragen haben.

Ich wünsche dem Team der Verwaltungsschule auch 

für die Zukunft viel Erfolg und gratuliere herzlich zum 

Jubiläum!

Björn Fecker

Senator für Finanzen und Bürgermeister der Freien 

Hansestadt Bremen

Björn Fecker, Senator für Finanzen und Bürgermeister der 
Freien Hansestadt Bremen
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100 Jahre Verbundenheit

Herzlichen Glückwunsch zum 100-jährigen Jubilä-

um! 

Seit es die Verwaltungsschule in Bremen gibt, gibt es 

eine Verbundenheit zwischen der Verwaltungsschu-

le Bremen und dem Gesamtpersonalrat für das Land 

und die Stadtgemeinde Bremen. Diese Verbindung 

ist von großer Bedeutung, da sie sich für gut ausge-

bildete Beschäftigte im öffentlichen Dienst engagiert 

und für einen demokratischen, sozialen, gerechten 

und diversen Arbeitsplatz einsetzt. Diese Werte ha-

ben bis heute nicht an Bedeutung verloren.

Es ist wichtig zu erwähnen, dass diese Verbundenheit 

auch eine historische Dimension hat. Die Gewerk-

schaften haben die Gründung der Verwaltungsschu-

le maßgeblich unterstützt und die großen Ausbil-

dungsreformen der 1970 ´er Jahre angestoßen und 

begleitet. Besonders während der Jahre, in denen 

ein schlanker Staat her sollte und die Zeit finanziell 

besonders „mager“ im öffentlichen Dienst war, haben 

die Gewerkschaften die Verwaltungsschule tatkräf-

tig unterstützt.

Der Gesamtpersonalrat ist eng mit dem Schulleben 

verbunden, da er über die Ausbildungspersonalräte 

und die Mitarbeit in den Schulkonferenzen stets nah 

am Geschehen ist. Es besteht eine intensive Zusam-

menarbeit bei der Neugestaltung und Reorganisa-

tion der Ausbildung in Bremen sowie bei der Einfüh-

rung eines systematischen Qualitätsmanagements. 

Als Gesamtpersonalrat unterstützen wir aktiv die 

Modernisierungsbestrebungen der Schule, wie zum 

Beispiel die Einführung der digitalen Lehre. Uns ist es 

ein Anliegen, dass die Verwaltungsschule über aus-

reichend Ressourcen verfügt, insbesondere ange-

sichts steigender Ausbildungszahlen.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Verwaltungsschule 

eine hochwertige Generalistenausbildung anbieten 

kann und keine verkürzten „Schmalspurausbildun-

gen“. Wir möchten, dass unseren Beschäftigten gute 

Perspektiven durch breit aufgestellte Berufsaus-

bildungen angeboten werden. Denn eine gute Aus-

bildung ist Voraussetzung für qualitativ hochwertige 

Dienstleistungen. Durch eine fundierte Ausbildung 

werden die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 

sowohl fachlich als auch persönlich gut auf die Auf-

gaben vorbereitet und können den Bedürfnissen der 

Bremer Bürger:innen effizient und kompetent ge-

recht werden.

Wir sind sehr stolz darauf, Teil dieser engen und kons-

truktiven Zusammenarbeit zu sein und freuen uns 

auf eine weiterhin erfolgreiche Zusammenarbeit zwi-

schen dem Gesamtpersonalrat und der Verwaltungs-

schule Bremen. 

Herzlichen Glückwunsch zum 100-jährigen Jubi-

läum! Das ist wirklich ein besonderer Meilenstein, 

den es zu feiern gilt. Möge dieser bedeutende Anlass 

mit Freude und Dankbarkeit begangen werden. Der 

Gesamtpersonalrat wünscht allen Beschäftigten der 

Verwaltungsschule alles Gute für die weiteren Jah-

re. Feiern Sie dieses Jubiläum in vollen Zügen. Vielen 

Dank für alles, was Sie für den bremischen öffentli-

chen Dienst leisten.

Allerbeste Grüße

Lars Hartwig

Gesamtpersonalrat für das Land und die Stadtge-

meinde Bremen

Lars Hartwig, Gesamtpersonalrat für das Land und die 
Stadtgemeinde Bremen
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100 Jahre: Die Geschichte der Bremer Verwaltungsschule

Manfred Jacobi/Holger-Andreas Wendel

100 Jahre: 
Die Geschichte 
der Bremer  
Verwaltungs-
schule
2023 feiert die Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen ihr 

100-jähriges Jubiläum. 100 Jahre – damit ist sie gemessen am Alter 

der traditionsreichen, vor 1241 Jahren erstmals urkundlich erwähnten 

Stadt Bremen natürlich noch ein Kleinkind. Andererseits existiert sie 

fast so lange, wie sich unsere stolze Stadtrepublik demokratisch nennen 

darf. Und selbstverständlich ist sie älter als unsere in der Nachkriegsord-

nung entstandene Landesverfassung und die Freie Hansestadt Bremen 

als Land der Bundesrepublik Deutschland.

Es gibt viele öffentliche Einrichtungen und Behörden in Bremen, die 

älter sind als die 100-jährige Verwaltungsschule – aber die meisten 

dürften jünger (nicht zwingend rüstiger) sein. Auch viele Schulen, sogar 

berufliche Schulen sind älteren Datums, schließlich gibt es schon seit 

1844 eine allgemeine Schulpflicht. Aber auch die meisten Schulen sind 

jünger als wir – was im Übrigen auch für die meisten Verwaltungsschu-

len und wesensähnliche Einrichtungen in anderen Städten und Ländern 

Deutschlands gilt. Sogar unsere „große Schwester“ in der Freien und 

Hansestadt ist 15 Jahre jünger! (…obwohl die Hamburger uns ja ansons-

ten in puncto Kultur und Bildung lange Zeit rund 100 Jahre voraus ge-

wesen sein sollen…).
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100 Jahre: Die Geschichte der Bremer Verwaltungsschule

Kurzum: 100 Jahre sind schon et-

was Besonderes! Man konnte den 

Geburtstag nicht ohne entspre-

chende Jubiläumsfeierlichkeiten 

und Würdigungen verstreichen 

lassen! Das gilt es recht, wenn 

man sich klarmacht, für wie viele 

Menschen die Verwaltungsschule 

in den vergangenen 100 Jahren 

persönlich von Bedeutung war…

Da denkt man zu allererst daran, 

für wie viele die Verwaltungsschu-

le Aus- und Fortbildungsstätte 

war und wie viele hier einen beruf-

lichen Abschluss erworben haben, 

der in der Regel ihre Berufsbio-

grafie maßgeblich mitgeprägt hat. 

Wenn man grob und insgesamt 

eher konservativ schätzt, dass im 

Durchschnitt jährlich 100 Perso-

nen die Verwaltungsschule nach 

der ersten oder zweiten Ver-

waltungsprüfung oder mit einem 

Berufsabschluss, einem Weiter-

bildungsabschluss oder einer 

sonstigen Zertifizierung verlas-

sen haben, dann kommt man nach 

100 Jahren auf 10.000 Perso-

nen! – Und obwohl das Kollegium 

hauptamtlicher Lehrkräfte erst so 

richtig in der zweiten Hälfte des 

bisherigen Lebens der Verwal-

tungsschule zu wachsen begann, 

gibt es inzwischen auch eine statt-

liche Zahl an Menschen, die einen 

großen Teil ihres Lebens hier als 

Lehrerinnen und Lehrer verbracht 

haben. – Gleiches gilt für Dutzen-

de von Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern, die in der Verwaltung 

der Schule, im Sekretariat, in der 

Bibliothek, in der Hauswirtschaft 

den Betrieb am Laufen hielten. 

Ganz zu schweigen von vielen 

hundert Menschen überwiegend 

aus der bremischen Verwaltung, 

die nebenamtlich (oder neben-

beruflich) als Lehrbeauftragte 

an der Verwaltungsschule tätig 

waren und ohne die der Schul-

betrieb nicht möglich gewesen 

wäre. – Unüberschaubar ist auch 

die Zahl derer, die als Schulträ-

ger, Schulverwalter, Schulaufsicht 

und dualer Partner in der beruf-

lichen Bildung mit der Verwal-

tungsschule zu tun hatten – vom 

Senat über die Bildungsbehörde 

und die Senatskommission für 

das Personalwesen bzw. die se-

natorische Finanzbehörde als de-

ren Nachfolger bis zum Aus- und 

Fortbildungszentrum, zum Han-

seatischen Oberlandesgericht, 

zur Justizvollzuganstalt, zur Lan-

desfinanzschule, zur Feuerwehr 

und vielen, vielen anderen, nicht 

zuletzt allen Ausbilderinnen und 

Ausbildern in den Behörden, die 

mit dem leben mussten, was die 

Schülerinnen und Schüler an der 

Verwaltungsschule lernten (oder 

auch nicht lernten!). – Last but not 

least: die vielen Generationen von 

Personal- und Gesamtpersonal-

ratsmitgliedern, die die Verwal-

tungsschule in vertrauensvoller 

Zusammenarbeit auch in schwie-

rigen Zeiten konstruktiv unter-

stützt haben.

Grund genug, sich zum 100-Jah-

re-Jubiläum etwas Mühe zu ge-

ben; und dazu gehörte auch, sich 

mit ihrer Geschichte zu beschäf-

tigen. (Dass das tatsächlich müh-
sam sein kann – auch und gerade für 
Pensionäre –, haben die Verfasser in 
den vergangenen Monaten zu spüren 
bekommen.)

Wozu macht man das? – Zum ei-

nen schlicht, um zu dokumentie-

ren. Zeitgenossinnen und genos-

sen, die sich an die Gründungszeit 

noch erinnern könnten, hat die 

Verwaltungsschule (natürlich) 

längst überlebt. Schon droht aber 

auch die Nachkriegszeit in Verges-

senheit zu geraten, und selbst die 

Akteure, die die Verwaltungsschu-

le bis zum Ende des letzten Jahr-

hunderts gestaltet haben, sind 

überwiegend längst aus dem ak-

tiven Dienst ausgeschieden. Do-

kumentation durch persönlichen 

Wissenstransfer, durch lebendige 

Erinnerung ist also nicht mehr ga-

rantiert (und eh auch nicht immer 

zuverlässig). Archive erschließen 

sich auch nicht von allein, v. a. 

wenn die Akten an verborgenen 

Orten verstauben und zunächst 

wieder ausgegraben werden 

müssen, und bedauerlicherweise 

sind Behördenarchive auch nicht 

mehr das, was sie idealtypisch mal 

waren, insbesondere nach Jahr-

zehnten weitgehend ungeregelter 

Manfred Jacobi nach erfolgreicher Schatzsuche
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Personal-Computer-Kultur und 

vermeintlich emanzipatorischem 

individuellem Aufbegehren gegen 

das leidige bürokratische Archi-

vieren… Wie nützlich Dokumenta-

tion sein kann, haben wir anhand 

der überaus wertvollen, leider nur 

bis 1975 reichenden Dokumenta-

tion des ehemaligen Verwaltungs-

schullehrers Jürgen Rohdenburg 

erlebt, die dieser mit etwas Ver-

spätung eigentlich anlässlich des 

50-jährigen Jubiläums erarbeitet 

hat; sie war uns eine große Hilfe!

Befassung mit Geschichte sollte 

jedoch mehr sein als Dokumen-

tation – auch reflektierender 

und ggf. kritischer Rückblick auf 

die Vergangenheit, der Versuch, 

Entwicklungslinien zu erkennen, 

Zusammenhänge zu verstehen 

und zu begreifen, warum die Din-

ge sich so entwickelt haben, wie 

sie geworden sind und uns in der 

Gegenwart häufig als selbstver-

ständlich und – um ein Unwort der 

letzten Jahrzehnte zu benutzen – 

als alternativlos erscheinen. Wo-

möglich kann die Beschäftigung 

mit der Geschichte sogar Impulse 

für die weitere Entwicklung in der 

Zukunft geben.

Uns ist klargeworden, dass man 

die Geschichte der Verwaltungs-

schule nicht allein aus sich selbst 

heraus begreifen und schildern 

kann. Zu eng ist sie verknüpft mit 

der Geschichte Bremens und mit 

der Entwicklung der deutschen 

Verwaltung. Wir haben deshalb 

immer wieder einen Blick über 

den Tellerrand geworfen und uns 

wichtig erscheinende Rahmenbe-

dingungen in die Darstellung auf-

genommen. 

Wir mussten schnell realisieren, 

dass das Material, das wir zu-

sammengestellt haben, den Rah-

Im typischen Stil der 70er: die Dokumentation zum 50. Jubiläum

Das historische Bremen-Wappen am Staatsarchiv
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men einer Jubiläumszeitschrift 

sprengt. Was Sie in diesem Bei-

trag lesen können, ist nur die mehr 

journalistische Kurzfassung eines 

umfangreicheren Manuskripts, 

in dem wir auch ausführlicher die 

jeweiligen Quellen angeben. Wer 

es also gern noch etwas genauer 

und punktuell ausführlicher ha-

ben möchte, den verweisen wir 

auf dieses Manuskript – und bit-

ten gleichzeitig um etwas Geduld. 

Es wird irgendwann erscheinen 

– aber vorerst hatte dieses Jubilä-

umsheft Priorität. 

Noch schnell ein Wort zu uns: 

Manfred Jacobi (Jahrgang ´47) 

war von 1981 bis 2013 haupt-

amtlicher Lehrer, später auch 

Fachbereichsleiter (Fortbildung) 

und ab 2004 stellvertretender Di-

rektor an der Verwaltungsschule; 

er unterrichtete schwerpunkt-

mäßig im Allgemeinen Verwal-

tungsrecht. Er hat selbst an der 

Verwaltungsschule die I und die 

II. Verwaltungsprüfung abgelegt; 

2014 erwarb er nach einem be-

rufsbegleitenden Studium an der 

Fernuniversität Hagen einen Ma-

gisterabschluss u.a. in Geschich-

te. Bis Anfang des Jahres war er 

Lehrbeauftragter im Dualen Stu-

diengang Public Administration an 

der Hochschule Bremen.

Holger-Andreas Wendel (geb. 

1955) war von 2004 bis zu seiner 

Pensionierung 2021 Direktor der 

Verwaltungsschule und Leiter des 

Aus- und Fortbildungszentrums 

für den bremischen öffentlichen 

Dienst. Zuvor war er seit 1991 

Direktor-Stellvertreter und Leh-

rer v. a. in rechtlichen Fächern an 

der Schule.  Er hat in Bremen die 

einphasige Reform-Juristenaus-

bildung absolviert und wechselte 

aus der arbeitsrechtlichen ge-

werkschaftlichen Bildungsarbeit 

in die öffentliche Verwaltung.

Zusammen waren wir (nach eige-

nem Eindruck), obwohl ziemlich 

unterschiedlich sozialisiert, als Di-

rektor und Stellvertreter ein gut 

harmonierendes Team – und ha-

ben dieses Teamwork nun anläss-

lich des 100-jährigen Jubiläums 

wiederaufgenommen. 

Wir sind keine professionellen 

Historiker, sondern verstehen uns 

im besten Sinne als „Dilettanten“ 

und „Amateure“, die aus Freude an 

der Sache und als „Verwaltungs-

schul-Liebhaber“ nach bestem 

Wissen und Gewissen die 100 

Jahre dargestellt haben. Für Kor-

rekturen, Ergänzungen, Kritik und 

Kommentare sind wir dankbar.

Holger Wendel mit dem alten Schulschild aus der Schillerstraße
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Doch bevor wir die Gründungs-

phase und die ersten Jahre genau-

er betrachten, wollen wir uns die 

Zeit vergegenwärtigen, in der die 

Gründung stattfand und die na-

türlich die ersten Jahre der Schule 

entscheidend prägte. 1923 war 

nämlich alles andere als ein ge-

wöhnliches Jahr – es ging als „Kri-

senjahr“ und „Schreckensjahr“ in 

die deutsche Geschichte ein; man 

muss sich fast wundern, dass der 

Senat unter solchen Umständen 

Zeit und Energie dafür hatte, eine 

Verwaltungsschule zu gründen…

1923 – Deutschland am  

Abgrund

1923 – der 1. Weltkrieg mit Ka-

pitulation und Abgang der Mo-

narchie war gerade erst fünf 

Jahre vorüber, die Weimarer Re-

publik noch jung und von Anfang 

an durch Putsch, politischen Mord 

und antirepublikanische Strö-

mungen an einer Stabilisierung 

der demokratischen Ordnung ge-

hindert. Im Januar 1923 besetz-

ten französische und belgische 

Truppen das Ruhrgebiet als „pro-

duktives Pfand“, um die französi-

schen Reparationsansprüche zu 

sichern. Die Reichsregierung rief 

zum passiven Widerstand auf. Die 

Kosten der Widerstandsaktionen, 

industrielle Produktionsausfälle 

und fehlende Einnahmen stürzten 

Deutschland in eine finanzielle 

Katastrophe. Die ohnehin schon 

galoppierende Inflation entwickel-

te sich so zu einer Hyperinflation, 

die im Oktober und November 

1923 ihren Höhepunkt erreichte. 

In der einen Woche vom 3. bis 11. 

Oktober verlor das Geld 90 Pro-

zent seines Wertes. Breite Bevöl-

kerungsschichten, insbesondere 

lohnabhängig Beschäftigte, fan-

den sich in bitterer Armut wieder, 

weil die Löhne und Einkommen 

dem Wertverlust nicht hinterher-

kamen; Erspartes pulverisierte 

sich. Wer Land, Gebäude und Fa-

briken hatte, profitierte dagegen, 

insbesondere Industriebetriebe 

konnten ihre Kreditschulden pro-

blemlos tilgen. Ebenso der Staat, 

der den Weltkrieg weitgehend 

durch Kriegsanleihen finanziert 

hatte, die er nun ohne Schwie-

rigkeiten ablösen konnte. Ende 

September 1923 war ein Dollar 

240 Millionen Mark wert. Einem 

Seemann konnte in einschlägigen 

Bremer Kneipen schon mal eben 

eine Milliarde Mark aus der Brief-

tasche gestohlen werden (sie-

he die Mitteilung in den Bremer 

Nachrichten „Falsche Liebelei“). 

Und ein Verwaltungsschüler, der 

zu seiner neuen Schule mit der 

Straßenbahn fahren wollte, muss-

te dafür drei Millionen Mark be-

zahlen. Erst die Währungsreform 

im November brachte wieder 

stabilere wirtschaftliche Verhält-

nisse – wobei die Bremer für ihren 

auswärtigen Handel schon früher 

auf eine eigene Währung, den de-

visenhinterlegten „Bremer Dollar“ 

gesetzt hatten.

Aber nicht nur die wirtschaftli-

chen Probleme erschütterten die 

Republik. Im Rheinland gab es, von 

Frankreich gefördert, einen star-

ken Separatismus. In Thüringen 

und Sachsen hatten Volksfront-re-

gierungen aus Sozialdemokraten 

und Kommunisten parlamentari-

sche Mehrheiten. Das Exekutivko-

mitee der kommunistischen Inter-

nationale („Komintern“) im fernen 

Moskau stellte eine „revolutio-

näre Situation“ fest und sah die 

Chance für einen „Deutschen Ok-

tober“. Aber die Arbeiter streikten 

nicht; auch in Bremen sprach sich 

1923 bis 1933: Gründerjahre – vom „Schreckens-

jahr“ zu erster Blüte

„Gründung der Pflichtschule für Bureaulehrlinge und -angestellte“ – mit diesen knappen Worten notiert die Bremer Chro-
nik am 1. Oktober 1923 ein Ereignis, das wir heute als Gründung der Verwaltungsschule Bremen begreifen. Denn hin-
ter den „Bureaulehrlingen und –angestellten“ verbargen sich die vierzehn- bis siebzehnjährigen Schreiber der staatlichen 
und städtischen Kanzleien, die bisher – so der spätere Bürgermeister und Präsident des Senats Hans Koschnick in einer 
Ausbildungsarbeit über die Entwicklung der Verwaltungsschule – zunächst durchweg als Hilfsschreiber oder jahrgeld-
berechtigte Schreiber mit gerade anfallenden Büroarbeiten beschäftigt worden waren. Viele von ihnen rückten später in 
verantwortlichere Stellen auf, ohne bisher geprüft, geschweige denn durch einen Schulbesuch qualifiziert worden zu sein. 
Der spätere Verwaltungsschuldirektor Kulke sprach in seiner Festrede zum 40-jährigen Jubiläum der Verwaltungsschule 
1963 von einer „Ausbildung“ nach handwerklichen Grundsätzen: vormachen, nachmachen, üben. – Das sollte sich nun 
mit der neuen „Pflichtschule“ ändern, der wenig später eine „Verwaltungsbeamtenoberschule“ zur Seite gestellt wurde 
und die im Laufe der nächsten Jahre zunächst informell, später auch offiziell „Verwaltungsschule(n)“ genannt wurden. Es 
handelt sich also tatsächlich um die legitime Vorgängerin der heutigen Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen.
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die Mehrheit der Betriebsräte 

gegen einen Generalstreik aus. 

Lediglich Thälmanns KPD’ler in 

Hamburg probten – vergeblich 

– den revolutionären Aufstand, 

bei dem 40 Menschen den Tod 

fanden. Aus Angst vor dem Ein-

greifen der Reichswehr begannen 

Sachsen und Thüringen, unter 

Einbeziehung der sog. „proletari-

schen Hundertschaften“ eigene 

Armeen aufzubauen. Tatsächlich 

entsandte die Reichsregierung 

daraufhin Truppen. Verfassungs-

rechtlich höchst umstritten setz-

te die Reichswehr im Wege einer 

„Reichsexekution“ die legitime Re-

gierung in Sachsen ab; die thürin-

gische Regierung löste sich unter 

dem Druck der Reichswehr auf.

Im Gegensatz dazu kam es zu 

keinerlei Maßnahmen gegen die 

rechtsradikalen, antirepublikani-

schen Kräfte in Bayern, obwohl 

sich dort sogar die Reichswehr ge-

gen die Reichsregierung gestellt 

und den Eid auf die Landesregie-

rung geleistet hatte. Erst als der 

Putschversuch von Hitler beim 

Marsch auf die Feldherrnhalle am 

– inzwischen geschichtsträchtigen 

- 9. November durch die bayeri-

sche Polizei vereitelt wurde, ende-

te auch diese Krise. 

Übrigens: Wenn man im Staatsar-

chiv die Bremer Nachrichten aus 

dieser Zeit liest, kann man sich er-

staunt darüber wundern, dass von 

all dem wenig zu finden ist – bis 

man auf Seite 2 einen kleinen Hin-

weis sieht, der darüber informiert, 

dass den Zeitungen auf der Grund-

lage einer vom Reichspräsidenten 

Ebert erlassenen Notverordnung 

vom Reichswehrminister die Be-

richterstattung über Unruhen im 

Reich untersagt worden war – aus 

Berlin verordnete Zensur!

Trotz Ruhrkrise, trotz der Um-

sturzgefahren von links und rechts 

behauptete sich die Weimarer Re-

publik im Herbst 1923 und es be-

gann eine Zeit der Stabilisierung. 

Schon in den Anfangsjahren der 

Republik war jedoch sichtbar ge-

worden, welche herausragende 

verfassungsrechtliche Stellung 

der vom Volk auf sieben Jahre ge-

wählte Reichspräsident hatte. Als 

Staatsoberhaupt war er nicht nur 

der Oberbefehlshaber der Wehr-

macht, sondern konnte losgelöst 

von den Reichstagsmehrheiten 

die Reichsregierung ernennen, 

den Reichstag jederzeit auflösen 

und mit dem Notverordnungs-

recht nach Art. 48 WV, von dem 

auch Friedrich Ebert umfangreich 

Gebrauch gemacht hat, sogar 

Grundrechte außer Kraft setzen. 

Spätestens in der Endphase der 

Weimarer Republik wurde deut-

lich, dass das aus dem Kaiserreich 
überkommene und in der Weima-
rer Republik kaum veränderte Par-
teienspektrum dem Wandel in der 

Gesellschaft nicht mehr gerecht 

werden konnte, so der Historiker 

Peter Brandt. Der Übergang vom 

unvollkommenen Parteienstaat 

in ein rechtsautoritäres Präsidial-

system 1929/1930 zeigte sich in 

einer zunehmenden Ausschaltung 

des Reichstages, der kaum noch 

zusammentrat, in Regierungen, 

die keine Mehrheit im Parlament 

hatten, und in präsidialen Notver-

ordnungen, die an die Stelle von 

Gesetzen traten.

Zurück zu unserem Gründungs-

jahr 1923: Mit den in großen Tei-

len der Bevölkerung vorhandenen 

antirepublikanischen Vorbehalten 

musste sich die Weimarer Repub-

Mitteilung in den Bremer Nachrichten

Bremer Nachrichten: Information über die Nachrichtenzensur
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lik von Anfang an auseinanderset-

zen. Das galt auch für die Beam-

tenschaft, die ganz überwiegend 

monarchisch geprägt war und da-

mit „im Gegensatz zu den neuen poli-
tischen Spitzen im demokratischen 
System“ stand. Allerdings kam „der 
befürchtete Loyalitätskonflikt ... nicht 
zum Ausbruch“. Immerhin: Auch 

die Beamtenschaft hatte ihren 

Anteil daran, dass 1920 der rech-

te Putsch-Versuch („Kapp-Lütt-

witz“) durch einen Generalstreik 

vereitelt wurde. Nach Auffassung 

des ehemaligen Rektors der Deut-

schen Hochschule für Verwal-

tungswissenschaften Speyer Pe-

ter Eichhorn hat die Verwaltung in 

der Weimarer Republik insgesamt 

„gegenüber der Labilität der Politik 
stabilisierend gewirkt und dabei ein 
(bis heute wirkendes) Selbstbe-
wusstsein entwickelt“. 

Da verwundert es kaum, dass die 

Forderung nach einer schulischen 

Qualifizierung, um die staatlichen 

Aufgaben besser wahrnehmen zu 

können, maßgeblich aus der Ver-

waltung und von den Beschäftig-

ten selbst kam…

Und Bremen?...

…bot nach den Worten von Kon-

rad Elmshäuser, dem Leiter des 

Staatsarchivs Bremen, „in jenen 
Jahren das Bild einer politisch und 
sozial zutiefst gespaltenen Groß-
stadt.“ Wirtschaftlich hatte Bre-

men unter dem Krieg und seinen 

Folgen noch mehr zu leiden als 

andere deutsche Regionen, denn 

„Schifffahrt und Handel lagen da-
nieder“ und damit das Herz der 

bremischen Wirtschaft. Es gab 

gravierende Versorgungsengpäs-

se, Hunger und natürlich auch in 

Bremen die „Hyperflation“. Erst 

nach der Währungsreform 1924 

sollte sich die wirtschaftliche Lage 

verbessern und bis zur Weltwirt-

schaftskrise 1929 erholen. 

Eine offene Wunde war immer 

noch die Erfahrung mit der Bre-

mer Räterepublik, deren Ausru-

fung am 19. Januar und blutige 

Niederschlagung am 4.  Februar 

1919 noch nicht mal fünf Jahre 

zurücklagen. 

Kieler Matrosen, meuternde Sol-

daten aus Bremer Kasernen und 

Arbeiter aus Bremer Großbetrie-

ben, allen voran von der Werft 

A. G. „Weser“, hatten schon im 

November 1918 Räte gewählt 

und Senat und Bürgerschaft ab-

gesetzt, wollten die Arbeiter 

bewaffnen, „richteten nach russi-
schem Vorbild als Regierungsspitze 
einen Rat der Volksbeauftragten ein 
und ernannten Volkskommissariate 
für die verschiedenen Bereiche der 
öffentlichen Verwaltung“. Politisch 

getragen wurde die Räterepublik 

von den Bremer Linksradikalen, 

die sich später der neu gegründe-

ten KPD anschlossen, der USPD, 

einer linken Abspaltung von der 

SPD, und von einer Minderheit bei 

den Mehrheitssozialdemokraten. 

Die Mehrheit der MSPD stand mit 

den bürgerlichen Parteien auf der 

anderen Seite und intervenierte 

in Berlin, um die Reichsregierung 

zum Eingreifen zu bewegen. Die 

schickte Reichswehr-Truppen 

unter Oberst Gerstenberger, die 

zusammen mit einem Freiwilligen-

Korps unter Major Caspari, dem 

sich zahlreiche junge Bremer aus 

bürgerlichen Kreisen angeschlos-

sen hatten, die Stadt militärisch 

eroberten – mit Toten auf beiden 

Seiten und auch bei Unbeteiligten.

„Die Räterepublik sollte im kol-
lektiven Gedächtnis der Stadt 

als Trauma und Mythos zugleich 
weiterexistieren. Den Bürgerlichen 
galt sie als exemplarisches Beispiel 
für die Chaos erzeugenden Kräfte 

des radikalen Sozialismus, den 
Linkssozialisten galt sie als Beleg 
dafür, dass die Vertreter der alten 
Ordnung vor Blutvergießen nicht 

zurückscheuten. Vor allem der SPD 
blieb sie eine offene Wunde, weil 
ihre Anhänger auf beiden Seiten 

engagiert waren.“ 

(Elmshäuser)

Aber auch ohne Räterepublik – das 

Bremer Bürgertum musste sich 

nach 1918 gewaltig umstellen:

„…die bislang lebenslang gewählten 
Senatoren, aber auch die vom Acht-
klassenwahlrecht geschützten alten 

Eliten … (sahen) sich nun erstmals 
modernen parlamentarisch-demo-
kratischen Wahl- und Verfassungs-

verhältnissen gegenüber“.

(Elmshäuser)

Im Mai 1920 nahm eine 1919 

gewählte „Bremer Nationalver-

sammlung“, der nicht nur 50 Ar-

beiter, sondern erstmals auch 18 

Frauen angehörten, die von dem 

liberalen Senator Theodor Spitta 

ausgearbeitete neue Landesver-

fassung an. Eine 120-köpfige Bür-

gerschaft, auf drei Jahre gewählt, 

wählte wiederum den Senat, der 

aus seiner Mitte zwei Bürgermeis-

ter:innen und den Präsidenten/die 

Präsidentin des Senats bestimm-

te. Die Verfassung sah auch, wie 

schon im 19. Jahrhundert, die De-

putationen vor, in denen Vertre-

ter:innen von Bürgerschaft und 

Senat zu Fachfragen zusammen-

arbeiten sollten.

Aufgrund der zersplitterten Par-

teienlandschaft regierten bis zu 

den Wahlen 1927 eher schwache 

Senate, die sich nur auf knappe 

Mehrheiten stützen konnten oder 
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sogar nur als Minderheitsregie-

rung agierten. Als dann die SPD 

gut 40 Prozent der Stimmen ge-

wann, wurde sie an der Regierung 

beteiligt; 

Die „‚vaterlandslosen Gesellen‘ 
waren… (nun auch in Bremen) … 

salonfähig geworden“.

(Brückmann).

Bürgermeister waren von 1919 

bis 1933 durchgängig der partei-

lose Martin Donandt (als Präsi-

dent des Senats) und Spitta; ab 

1927 war der SPD‘ler Karl Deich-

mann zusätzlicher 2. Bürgermeis-

ter. Auch der 40-jährige Wilhelm 

Kaisen trat bereits als Senator 

für das Wohlfahrtswesen in den 

Senat ein.

Das also war die Lage – das 

Reich am Rande der Auflösung, 

die Stadt politisch und sozial 

tief gespalten, Wirtschaftskrise, 

Versorgungs-, ja Hungersnöte, 

Hyperinflation, ein bürgerlicher 

Senat mit knapper Mehrheit –, 

als 1923 ausgerechnet eine Ge-

werkschaft des öffentlichen 

Dienstes, als Trägerin einer frei-

willigen Schule von der Kosten-

entwicklung überfordert, mit 

der Finanzdeputation verhandel-

te, so dass diese dem Senat die 

staatliche Übernahme empfahl 

– mit Erfolg! … Es passte zu dem 

geschilderten neuen Selbstbe-

wusstsein der Verwaltung ebenso 

wie zu der Bremer Reformbereit-

schaft im Bildungswesen.

Aber eigentlich begann der 

Entscheidungsprozess schon 

früher … 

… denn die Notwendigkeit der 

Fortbildung der Schreiber der 

In guter Gesellschaft –  

Hundertjährige(s)

100 Jahre – damit ist die Verwaltungsschule ausweislich der von der 

historischen Gesellschaft herausgegeben Bremer Chronik (in die es 

immerhin auch die „Gründung der Pflichtschule für Bürolehrlinge und 
=angestellte“ am 1. Oktober 1923 geschafft hat!) genauso alt wie der 

Bremer Großmarkt (eingerichtet am 17.01.1923; damals noch auf 

dem Grünenkamp in der Neustadt) und das „gemeinnützige Bestat-
tungsinstitut des Ortsausschusses Bremen des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (Ge.=Be.=In)“, dessen Gründung am 21.01. mit-

geteilt wurde. Außerdem wurde der „Beginn der Bauarbeiten am Post-
gebäude an der Weide“ vermeldet (1.10.) und „die Bürgerschaft stimmt 
dem Antrag des Senats zu, wonach Grundflächen an der Böttcherstraße 
an Generalkonsul Dr. h. c. Ludwig Roselius in Erbbaurecht vergeben wer-
den sollen“ (06.07.). 

Auch verkehrsmäßig war einiges los: Die Bremer Straßenbahn be-

kommt in der Bahnhofstraße ihre „erste elektrische Weiche“ (In-

betriebnahme am 14.10.). Am 07.04. wird die Indienststellung des 

Dampfers „Bremen“, eines früheren Ostasiendampfers namens 

„Prinzeß Irene“ (10.881 Br=R.=T.)“ durch den Norddeutschen Lloyd 

notiert. Die Bremer waren offenbar auch flugverrückt: Gleich drei 

„Flugtage“ („Schaufliegen, Rundflüge, Fallschirmabsprung“) werden 

ebenso verbucht wie am 30.04.die „Eröffnung des Großflugzeugver-
kehrs zwischen London und Berlin“ – über Bremen! Der Flughafen 

selbst existierte schon ein paar Jahre – genauso wie schon länger an 

Flugzeugen (z. T. heimlich und trotz des Verbots im Versailler Ver-

trag) gebaut wurde. Die „Zulassung eines Focke=Wulf=Eindeckers, Typ 
A VII, als erstes in Bremen erbautes Verkehrsflugzeug“ (laut Chronik 

am 06.05.) war aber wohl ein ganz offizieller Vorgang. Am 24. Ok-

tober 1923 gründeten Henrich Focke und Georg Wulf die „Bremer 

Flugzeugbau AG“, ab 01.01.24 „Focke=Wulf=Flugzeugbau A.=G“. 

Der Grundstein für die Bremer Luftfahrtindustrie war gelegt.

Linienschiffahrt („Bremerhaven=Neuyork“) und kurze Zeit später 

auch Flüge richten den Blick auf die Vereinigten Staaten von Ameri-

ka, wo sich, allerdings an deren Westküste, Bahnbrechendes abspielt: 

Walt Disney gründete in Hollywood mit seinem Bruder die Walt Dis-

ney Company und produzierte zunächst Trick- und Kurzfilme. (Mi-

cky Maus folgte fünf Jahre später.) Im gleichen Jahr gründeten eben-

falls in Hollywood vier ursprünglich aus Polen stammende Brüder 

einen weiteren Pionier und späteren Giganten der Filmindustrie: die 

Warner Brothers Pictures, Inc., die der Welt nicht nur Bugs Bunny, 

sondern auch Filmklassiker wie Casablanca bescheren sollten.

Apropos Pionier und Klassiker: In Deutschland wurde 1923 die ers-

te Radiosendung ausgestrahlt; und in unserer Hansestadt gründete 

sich am 28.12. der „Radioklub Bremen“.
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In Bezug auf die Verwaltung halten die Chroniken ne-

ben dem zentralen Ereignis – selbstredend die Grün-

dung unserer Schule – u. a. noch fest, dass seit 01.02. 

die für den „Arbeitsnachweis“ zuständige Behörde 

künftig die Bezeichnung „Arbeitsamt“ führt, dass 

am 30.03. ein Gesetz über die kollegiale Schulver-

waltung und die Schulleiterwahl und auf den letzten 

Drücker am 30.12. eine Verordnung über Beamten-

vertretungen erlassen wurden.

(Ansonsten enthält die Chronik neben Wasser-

standsmeldungen zur Hyperinflation [Indikator: Stra-

ßenbahnpreise] auch jede Menge nationalistisches 

Getöse – teils Reaktion auf die französisch-belgische 

Besetzung des Ruhrgebietes [„27.01. An den Schau-
fenstern und Türen fast aller bremischen Geschäfte wer-
den rote Plakate mit der Aufschrift ‚Franzosen und Bel-
giern Zutritt verboten‘ angebracht.“], teils Huldigungen an 
die Nationalsozialisten, wenn z. B. zum 09.11. vermerkt 
wird, dass „an der Feldherrnhalle in München … u. a. Jo-
hann (Hans) Rickmers, geb. 7. Mai 1881 [Spross einer 
bekannten Bremer Reederfamilie; H.W.], für das neue 
Deutschland [fällt].“ Aber eigentlich kann es auch nicht 

wirklich verwundern, dass die erst 1938 [!] erschie-

nene Chronik [ „Zwölf Jahre Bremen. 1921=1932“] 

rückblickend Hitlers faschistische Putschisten feiern 

muss.)

Zurück zu Angenehmerem: Das Jahr 1923 gebar 

nämlich nicht nur die Verwaltungsschule, sondern 

auch jede Menge mehr oder weniger bedeutende 

Menschen: 

„Ach was“? – ja, auch Vicco von Bülow alias Loriot, 

der bedeutendste deutsche Humorist nach Wilhelm 

Busch („und vor Otto Waalkes, Helge Schneider und 
Anke Engelke“, sagt Til Mette), erblickte 1923 das Licht 

der Welt, gut einen Monat nach der Verwaltungs-

schule. Er teilt das Geburtsjahr mit seinen entfernt 

verwandten „Humor-Kollegen“ Jürgen von Manger 

(„Tegtmeier“) und Wolfgang Neuss (Schauspieler und 

Kabarettist, u.a. „Die Stachelschweine“) sowie Marcel 

Marceau (französischer Clown und Pantomime). An-

dere Künstler:innen dieses Jahrgangs waren u. a. die 

Schauspieler:innen: Hellmut Lange (Lederstrumpf), 

Heinz Drache und Margot Trooger (u.a. Der Hexer 

und andere Edgar Wallace-Filme), Horst Tappert (Der-
rick) und Charlton Heston („Ben Hur“), die Musiker:in-

nen Billy Mo (Jazz-Trompeter und Schlagersänger 

– „Tirolerhut“), Hank Williams (US-Country-Musik-

Legende) und Maria Callas (Opern-Super-Diva) so-

wie die Pop-Art-Ikone Roy Lichtenstein. Der Belgier 

Morris zeichnete und textete später u.a. die Lucky 
Luke-Comics und Otfried Preußler schuf berühmte 

Kinderbücher (u.a. den „Räuber Hotzenplotz“ und „Die 
kleine Hexe“). Nadine Gordimer (Südafrika) und Nor-

man Mailer (USA) wurden zu weltbekannten Lite-

rat:innen. Und Ingeborg Drewitz, Walter Jens, Ralph 

Giordano, der Ökonom Ernest Mandel und Rudolf 

Augstein (Der Spiegel) waren nicht nur als Publizist:in-

nen bedeutsam. Während der aus Bremen stammen-

de Bert Trautmann als Torwart von Manchester City 

und der US-Amerikaner Rocky Marciano im Boxen als 

aktive Sportler zu Legenden wurden, schafften Hans-

Joachim Rauschenbach im Ersten (Sportschau) und 

Harry Valérien im Zweiten (u.a. Sport-Studio) dies als 

TV-Sportreporter. Gar nicht im Geheimen, sondern 

im Lichte der Öffentlichkeit, nämlich als Sohn eines 

bekannten jüdischen Schriftstellers kam der spätere 

Leiter des Auslandsnachrichtendienstes der DDR 

Markus Wolf zur Welt. Noch im damaligen Ostpolen 

(heute Belarus) wurde der spätere israelische Minis-

terpräsident und Friedensnobelpreisträger Shimon 

Peres geboren – und in Fürth der spätere US-Außen-

minister Henry Kissinger, der zur gleichen Ehre kam. 

– Auch wenn 2023 mit Kissinger noch 99-jährig der 

letzte aus dieser Garde der vor 100 Jahren Gebore-

nen gestorben ist – es ist doch tröstlich, dass so vie-

le der genannten Personen noch heute erstaunlich 

gegenwärtig erscheinen! (H.W.)

Was kann danach noch kommen? – Höchstens ein 

Jubilar, der sogar doppelt so alt ist wie die Verwal-

tungsschule: Am 14.11.1923 notiert die Chronik das 

100jährige Bestehen des Bremer Kunstvereins – 

Herzlichen Glückwunsch zum 200.!
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staatlichen und städtischen Kanz-

leien wurde in einem Bericht für 

die Schuldeputation über die Aus-

dehnung des Fortbildungs- und 

Fachschulwesens bereits im Juli 

1916 festgestellt und insbesonde-

re damit begründet, dass das Auf-

rücken in verantwortliche Stellen 

später von einer Prüfung abhän-

gig gemacht werden sollte. Dabei 

ging man von 60 vierzehn- bis 

siebzehnjährigen Schreibern aus, 

für die eine Schulpflicht in Frage 

kommen würde. Die Neueinge-

stellten wurden üblicherweise mit 

gerade anfallenden Büroarbeiten 

beschäftigt. Von einer systemati-

schen Arbeitseinweisung der an-

gehenden Verwaltungsbeamten 

konnte keine Rede sein, schon gar 

nicht von einer pädagogisch ge-

stalteten Unterweisung. 

Die Erforderlichkeit einer syste-

matischen Schulung der Nach-

wuchskräfte für den öffentlichen 

Dienst hatte auch der private 

Bremische Bureaubeamten-Ver-

ein 1916 erkannt. „In der Erkennt-
nis der zwingenden Notwendigkeit“ 
beschloss der Verein, eine Fort-

bildungsschule (Mitte des 19. 

Jahrhunderts hatte es sich einge-

bürgert, die „Sonntagsschulen“ als 

Fortbildungsschulen zu bezeich-

nen) für alle Schreiber bis zum 

vollendeten 18. Lebensjahr einzu-

richten, die aber auch ältere Bu-

reauangestellte besuchen konn-

ten. Fast alle in Frage kommenden 

Schreiber nahmen daraufhin frei-

willig an dem Unterricht teil, der 

sich auf Deutsch, Rechnen und 

Stenographie beschränkte und 

zweimal wöchentlich von 20:30 

bis 22:30 Uhr stattfand. Später 

sollte der Unterricht „durch beson-
dere, den dienstlichen Anforderungen 
und Aufgaben unmittelbar Rechnung 
tragende Fächer“ erweitert werden. 

1917 beschloss der Senat, den 

Teilnehmern der Schule wöchent-

lich einen Nachmittag freizuge-

ben. Der um das Fach „Bureau-

kunde“ erweiterte Unterricht fand 

nun von 15:00 bis 19:00 Uhr statt. 

1918 sorgte sich der Verein auf-

grund der schlechten Leistungen 

einiger Schüler um „die Hebung 
des Standes der Bureaubeamten in 
geistiger und wirtschaftlicher Hin-
sicht“ und bat die Behörden, vor 

einer endgültigen Anstellung eine 

schärfere Eignungs- und Befähi-

gungsprüfung vorzunehmen. Im 

März 1918 kritisierte er die bis-

herige Form der Ausbildung der 

Büroangestellten, weil sie ganz 

erheblich dem Zufall unterwor-

fen war. Die Lehrlinge bekamen 

von ihren Vorgesetzten entspre-

chend der jeweiligen dienstlichen 

Bedarfe Aufgaben zugewiesen 

und wurden für längere Zeit 

mit untergeordneten Aufgaben 

beschäftigt. Im Wesentlichen 

waren die Nachwuchskräfte also 

auf die praktische Ausbildung 

in ihren Anstellungsbehörden 

angewiesen, die aber in keiner 

Weise pädagogisiert und hier eher 

vom „natürlichen“ Geschick der 

Ausbilder abhängig war. 

Die Inspektion der gewerblichen 

Schulen plädierte für die Ausdeh-

nung der (Fortbildungs-)Schul-

pflicht auf die Büroangestellten. 

Nur die Schulpflicht könne ge-

währleisten, dass für die Aufgaben 

in vielen staatlichen Bereichen, 

die sich nach dem Krieg ergeben 

würden, systematisch geschultes 

Personal zur Verfügung stünde.

Nach dem I. Weltkrieg wurden 

dann erstmalig sogenannte Bu-

reaulehrlinge eingestellt. Sie soll-

ten in einer vierjährigen Lehrzeit 

gründlich ausgebildet werden. 

Eine verpflichtende schulmäßige 

Ausbildung war dabei noch nicht 

vorgesehen. Es wurde lediglich 

der freiwillige Besuch der Fortbil-

dungs- und Fachschule des Bre-

mischen Bureaubeamten-Vereins 

ermöglicht. 

Im September 1921 wurde die-

se von der Gewerkschaft der 

öffentlichen Verwaltungs- und 

Justizbeamten und Angestellten 

übernommen. Die Beteiligung des 

Staates beschränkte sich darauf, 

die Teilnehmer für den Schulbe-

such vom Dienst zu befreien, Un-

terrichtsräume unentgeltlich zur 

Verfügung zu stellen und von Fall 

zu Fall Zuschüsse zu bewilligen. 

Konkrete Pläne der Behörde für 

Fortbildungs- und Fachschulen

Die steigenden Personalkosten 

in Verbindung mit der Geldent-

wertung überstiegen die Leis-

tungsfähigkeit des Schulträgers 

allmählich so weit, dass der Schul-

unterricht in seinem damaligen 

Umfang über das Jahr 1922 hin-

aus nicht aufrechterhalten wer-

den konnte. Ganz unmöglich war 

es, den Lehrplan um die wichtigen 

verwaltungsspezifischen Inhalte 

zu erweitern – eine Beschrän-

kung, die mit dem eigentlichen 

Ausbildungszweck kaum noch zu 

vereinbaren war. 

Dies veranlasste 1923 die Finanz-

deputation, die Übernahme der 

Fortbildungsschule durch den 

Staat anzuregen, statt sie weiter-

hin finanziell zu fördern. Sie bat die 

Behörde für die Fortbildungs- und 

Fachschulen um einen Bericht, „ob 
es sich nicht empfiehlt, einen Pflicht-
fortbildungsunterricht für alle im 
Staatsdienst befindlichen Lehrlinge 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
... und gleichzeitig Fortbildungskurse 
für die Prüfungskandidaten des Be-
amtenstandes einzurichten.“ 
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Das Gründungsgesetz vom 28. Juni 1923

• Bewerberauswahl und die 

Überwachung der praktischen 

Ausbildung durch eine Zentral-

stelle (Einrichtung eines Perso-

nalamtes) mit den weiteren Auf-

gaben einer Ausleseprüfung, der 

Entlassung der „Untauglichen 

nach einer Beobachtungsfrist“ so-

wie dem systematischen Wechsel 

der Ausbildungsstationen

• Nutzung der bisherigen Un-

terrichtsräume in der Oberreal-

schule und im Alten Gymnasium

• Einrichtung eines besonde-

ren Fachausschusses.

Zeitgleich mit dem Bericht der Be-

hörde legte der Senat der Bürger-

schaft am 16. Juni 1923 einen Ge-

setzentwurf zur Gründung einer 

Pflichtschule für Bureau-Lehrlin-

ge und -Angestellte vor. Der zu-

ständige Senator teilte mit, „dass 
in längeren Verhandlungen mit den 
beteiligten Organisationen die Ein-
richtung einer solchen Pflichtfortbil-

dungsschule allseitig als notwendig 
anerkannt worden sei.“

Die Bürgerschaft beschloss das 

„Gesetz betreffend die städtische 

Pflichtschule für Bureau-Lehrlin-

ge und -Angestellte“, das am 28. 

Juni 1923 verkündet wurde. 

§ 1 dieses Gesetzes begründete 

eine Schulpflicht „ohne Unter-

schied des Geschlechts“ für sämt-

liche Lehrlinge und Angestellte 

der staatlichen Behörden und Be-

triebe, der öffentlichen Körper-

schaften sowie der Rechtsanwälte, 

Notare und Gerichtsvollzieher, auf 

die im weiteren Verlauf der Aus-

führungen aber nicht explizit ein-

gegangen wird. Die Schulpflicht 

begann mit dem Eintritt in ein Lehr- 

oder Arbeitsverhältnis mit den ge-

nannten Stellen und dauerte längs-

tens drei Jahre, allerdings nicht 

über das 18. Lebensjahr hinaus. 

Das Gesetz sah einen Lehrgang 

mit drei Jahresstufen mit jeweils 6 

Stunden wöchentlich in der ersten 

und zweiten Jahresstufe sowie 8 

Stunden in der dritten Jahresstufe 

vor. Der Unterricht sollte zwischen 

7 Uhr morgens und 8 Uhr abends 

liegen, wobei der Sonntag davon 

ausgenommen war. 

Die Behörde für die Fortbildungs- 

und Fachschulen hatte die Aufga-

be, diese Schulen in ihrer Gesamt-

heit zu verwalten. Sie bestand aus 

Vertretern des Senats und der 

Bürgerschaft sowie aus Vertre-

tern der Arbeitgeber und Arbeit-

nehmerschaft. Die eigentliche 

Arbeit lag bei Fachausschüssen.

Im Juni 1923 legte sie ihren Be-

richt vor. Darin stellte sie u. a. fest, 

dass die Fortbildungsschule für 

die im Staatsdienst befindlichen 

Lehrlinge seit 1919 jährlich be-

zuschusst wurde, während die 

Kosten für Lehrlinge der bremi-

schen Rechtsanwälte und Notare 

von den Organisationen der Lehr-

herren und Angestellten getragen 

wurden. Sie wies weiter darauf hin, 

dass nur männliche Schüler ein-

geschult wurden und der Schul-

besuch nur für die Lehrlinge der 

Rechtsanwälte durch Lehrvertrag 

verbindlich vorgeschrieben war. 

Für die Zukunft empfahl sie u.a.:

• die Einrichtung einer staat-

lichen Pflichtfortbildungsschule 

für Bureaulehrlinge und Ange-

stellte

• keine Angliederung an beste-

hende Pflichtfortbildungsschulen 

aufgrund der Eigenart der Schule 

• Leitung der Schule im Ne-

benamt 

• als Oberbau der Lehrlings-

pflichtschule ein System wahlfrei-

er Lehrgänge für die Anwärter der 

Sekretär- und der Obersekretär-

prüfung mit einer Kostenbeteili-

gung durch die Teilnehmer:innen

Man war sich offenbar einig: Aus dem Protokoll der Verhandlungen der Bremi-
schen Bürgerschaft vom 22.06.1923 
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Blickt man auf das gesamte Fortbil-

dungsschulwesen, war die öffent-

liche Verwaltung mit ihrer Schule 

vergleichsweise spät dran, denn für 

die meisten Berufe gab es schon 

entsprechende Einrichtungen.

Eröffnung der Pflichtschule 

Am 1. Oktober 1923 wurde die 

Pflichtschule für Bürolehrlinge 

und –Angestellte dann eröffnet: 

Per Zeitungsannonce forderte die 

Schule am 6. Oktober 1923 

„sämtliche nach dem Gesetz vom 
28.6.1923 für den Unterricht der 
Pflichtschule in Frage kommenden 
Lehrlinge und Angestellte auf, sich 
am Montag, 8. Oktober, nachmit-

tags 3 Uhr pünktlich zur Entgegen-
nahme der nötigen Weisungen 

(Stundenplan u.a.) in der Realschu-
le in der Altstadt (Eingang Söge-

straße – Schulhof) einzufinden. Die 
Aufnahme des Unterrichts erfolgt 

am Dienstag, 9. Oktober, nachmit-
tags 3 Uhr.“

(Bremer Nachrichten vom 6. Okto-
ber 1923)

Fast gleichzeitig wurden die Be-

hörden ersucht, der Beamten-

kommission des Senats mitzu-

teilen, auf welche Lehrfächer 

besonderes Gewicht gelegt und 

welche Anforderungen hinsicht-

lich der Gesetzeskunde an die 

Obersekretäre der Verwaltung 

gestellt würden. Zur praktischen 

Einführung in den bürotechni-

schen Hilfsapparat des moder-

nen Behördenbetriebes wurde 

im Laufe der folgenden Jahre 

ein besonderer Lehrsaal mit ent-

sprechenden Betriebsmitteln 

(Schreibmaschinen, Rechenma-

schinen, Vervielfältigungsappa-

rate, Kartotheken u.a.) eingerich-

tet. Außerhalb des eigentlichen 

Lehrplans gab es u. a. die Fächer 

„Schönschreiben“ und „Debatten-

schrift“. Selbst „Verwaltungs- und 

Wirtschafts-Studienfahrten“ zur 

Besichtigung staatlicher, städ-

tischer und privater Betriebe 

in Bremen und anderen großen 

Städten waren geplant und wur-

den durchgeführt. Die psycho-

technische Eignungsprüfungs-

stelle des Arbeitsamtes sorgte für 

eine gewisse Auslese der Schüle-

rinnen und Schüler. Ziel der Schu-

le war die Vorbereitung auf die 1. 

Verwaltungsprüfung (Sekretär-

prüfung). Parallel zum Auf- und 

Ausbau der Pflichtschule schlug 

die Gewerkschaft der öffentli-

chen Verwaltungs- und Justizbe-

amten und Angestellten bereits 

1924 vor, neben dem dreijährigen 

Besuch der Fortbildungsschu-

le in einer vierjährigen Lehrzeit 

eine umfassende und gründliche 

Ausbildung an den wichtigsten 

Dienststellen durchzuführen. Am 

6. Januar 1925 beschloss der 

Senat für die Bürobeamten eine 

vierjährige Lehrzeit mit Besuch 

der Pflichtfortbildungsschule 

und anschließender Verwaltungs-

prüfung. Für bereits im Dienst 

befindliche Beamte sollten Über-

gangskurse geschaffen werden. 

Die Pflichtschule unterstand als 

Berufsschule der Dienstaufsicht 

der Behörde für die Fortbildungs- 

und Fachschulen, die Fragen 

grundsätzlicher Bedeutung zu 

entscheiden und den Haushalts-

plan aufzustellen hatte. Im De-

zember 1923 wurde per Gesetz 

ein eigener Ausschuss für die 

Pflichtfortbildungsschule für Bü-

rolehrlinge und-Angestellte gebil-

det. Neben Vertretern des Senats 

und der Bürgerschaft, der betei-

ligten Arbeitgeber und Arbeitneh-

mervertretungen waren auch der 

nebenamtliche Leiter der Schule 

und ein von den Lehrkräften der 

Schule gewähltes Mitglied im Aus-

schuss vertreten.

Eröffnung der Verwaltungsbe-

amtenoberschule

Zwei Jahre später, am 1. Oktober 

1925 wurde der Pflichtschule 

noch eine Verwaltungsbeamten-

oberschule angegliedert. Sie war 

eine Fachschule, d. h. sie hatte 

einen zeitlich und inhaltlich fest 

bestimmten Lehrplan und vollen 

Tagesunterricht ohne begleiten-

de Berufstätigkeit. Der Besuch 

von Fachschulen war freiwillig 

und es wurde ein Schulgeld erho-

ben. Zugelassen waren die Ver-

waltungs-Supernumerare, also 

die Beamtenanwärter während 

des Vorbereitungsdienstes, die 

nicht eine Planstelle besetzten, 

sondern „überzählig“ waren, und 

die Absolventen der I. Verwal-

tungsprüfung. Mit dem Ziel der 

II. Verwaltungsprüfung umfasste 

der Lehrgang einen dreijährigen 

Kursus, in dem über einen Zeit-

raum von jeweils 8 Monaten wö-

chentlich 30 Unterrichtsstunden 

absolviert werden mussten.

1930 wurde der Verwaltungs-

beamtenoberschule auch die 

Vorbereitung für die I. und II. 

Verwaltungsprüfung für diejeni-

gen Beamten und Angestellten 

übertragen, die für die ordent-

lichen Lehrgänge der Pflichtfort-

bildungsschule und der Verwal-

tungsbeamtenoberschule nicht 

mehr in Frage kamen.

Konsolidierung 

Die Leitung der Schule wurde dem 

ordentlichen Lehrer an der Ober-

realschule Heinrich Meyer zu-

nächst kommissarisch übertragen. 

Erst im Haushaltsplan 1926 wurde 

eine endgültige Leitungsstelle ge-
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schaffen und mit folgendem Haus-

haltsvermerk begründet: 

„Da diese Schule eine dauernde 
Einrichtung ist und der Umfang 

der laufenden Geschäfte eine 
mit den Verhältnissen vertraute 

Persönlichkeit erfordert, wird die 
Umwandlung des kommissarischen 
Leitungsauftrags in einen endgülti-

gen beantragt“.

(Haushaltsvermerk 1926)

Beide Schulen arbeiteten bis 1928 

mit nebenamtlichen Lehrkräften. 

Erst zum Haushalt 1928 wurde 

eine Stelle für einen Handelsober-

lehrer beantragt und bewilligt, 

„um dem Unterricht in den Haupt-

fächern eine gewisse Stetigkeit zu 

sichern und seine Verlegung in die 

frühen Morgenstunden zu ermög-

lichen.“ Die Stelle erhielt Julius 

Lübbren, ein Handelsschullehrer, 

der der Verwaltungsschule bis 

1945 – zuletzt als Direktor – er-

halten blieb. Seine Aufzeichnun-

gen aus den 60er Jahren über die 

Geschichte der Verwaltungsschu-

le von den Anfängen bis 1945, die 

er als Zeitzeuge für das 40-jährige 

Jubiläum der Verwaltungsschule 

anfertigte, sind noch heute eine 

wichtige, zum Teil sogar die einzi-

ge Quelle für die ersten zwei Jahr-

zehnte der Schule, da die Schul-

akten durch Kriegseinwirkungen 

sämtlich vernichtet worden sind.

Auch das Provisorium mit Unter-

richtsräumen an verschiedenen 

Orten der Stadt endete. 1925 be-

zog die Verwaltungsschule ihren 

ersten festen Standort in der ehe-

maligen Volksschule in der Stern-

straße 1, die nun für 8 Jahre die 

Schule beheimaten sollte.

1926 wurde die erste schriftli-

che Prüfung noch ohne entspre-

chende Rechtsgrundlage durch-

geführt, da eine Verständigung 

über die Prüfungsordnung mit 

der Schule nicht zu Stande ge-

kommen war. Man hatte sich aber 

darauf geeinigt, dass die Prüfung 

im Anschluss an den vierjährigen 

Besuch der Pflichtschule stattfin-

den sollte. Über die Zulassung zur 

Prüfung entschied der Personal-

referent ebenso wie über die Fest-

setzung der Prüfungsaufgaben, 

dies allerdings im Einvernehmen 

mit dem Vorsitzenden der Prü-

fungskommission und dem Leiter 

der Schule. Die Festsetzung der 

Zensuren erfolgte durch die Prü-

fungskommission vorbehaltlich 

einer unverbindlichen Begutach-

tung durch den Fachlehrer.

Im Jahre 1931 wurde dann die 

erste „Ausbildungs- und Prü-

fungsordnung für die Beamten 

des einfachen mittleren Verwal-

tungs- und Justizdienstes und 

des gehobenen mittleren Verwal-

tungsdienstes“ vorgelegt. Sie leg-

te für Bürolehrlinge und –ange-

stellte den Besuch der staatlichen 

Pflichtschule fest und verpflichte-

te die Verwaltungssupernumerare 

zum Besuch der Verwaltungsbe-

amtenoberschule. Die Lehrpläne 

wurden von der Behörde für die 

Fortbildungs- und Fachschulen im 

Einvernehmen mit dem Personal-

referenten aufgestellt, der sich 

mit dem Hauptbeamtenausschuss 

ins Benehmen zu setzen hatte. 

1931 wurden im Schulwesen er-

hebliche Einsparungen nötig, was 

bei der Verwaltungsschule dazu 

führte, dass in der Staatslehrlings-

abteilung (3 Klassen mit einer 

Durchschnittsbesetzung von 13 

Schüler:innen) die beiden unters-

ten Jahrgänge in einer Klasse zu-

sammengelegt wurden. Eine Zu-

sammenlegung der aufsteigenden 

Klassen sowie der Klassen der 

Verwaltungsbeamtenoberschule 

wurde mit Hinblick auf die Prü-

fungen und wegen der Verschie-

denartigkeit des Unterrichts nach 

Stoff und Fächern abgelehnt. 

Es blieb den jungen Einrichtungen 

nur noch eine kurze, – wenn man 

von den vorhandenen Quellen 

ausgeht – ruhige Zeitphase, wäh-

rend sich im politischen Bereich 

bereits gravierende Veränderun-

gen ankündigten, die schon bald 

auch die Verwaltungsschulen er-

reichen sollten.
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1933 bis 1945: Die 1000-jährige Katastrophe: Die 

Verwaltungsschule während der Nazi-Diktatur

Die Zeit des Nationalsozialismus gehört zu den dunkelsten Kapiteln deutscher und selbstverständlich auch bremischer 
Geschichte. Sie ist gekennzeichnet von Diktatur und Terrorregime, von Holocaust und anderen Massenvernichtungen 
sowie von der Entfesselung eines Weltkrieges, der mehr als 60 Millionen Menschen den Tod brachte. Bezogen auf die 
Verwaltungsschule könnte man es sich einfach machen und darauf hinweisen, dass sie gleich 1933 der Berufsschu-
le für den Großhandel angegliedert und erst nach dem Krieg wieder eigenständig wurde; aber das würde verkennen, 
dass die Schule die ganze Zeit über als organisatorische Einheit innerhalb der Großhandelsschule weiter existierte, als 
„Fremdkörper“, so der Schulleiter der Berufsschule, der in Personalunion auch die Verwaltungsschulen leitete. Obwohl 
die Schulakten aus jener Zeit nach Bombentreffern verbrannt sind – ein paar Fakten lassen sich rekonstruieren.

Aber zunächst der Blick auf die 

Entwicklung im Reich, wo mit der 

Kanzlerernennung Adolf Hit-

lers durch Reichspräsident Paul 

von Hindenburg am 30. Januar 

1933 der eigentliche Prozess der 

Machtaneignung durch die Na-

tionalsozialisten begann und in 

den folgenden anderthalb Jahren 

zur faktischen Aufhebung der 

Weimarer Verfassung und gleich-

zeitig zu einer auf die Alleinherr-

schaft der NSDAP gegründeten 

Diktatur führte. Anfangs glaubten 

maßgebliche konservative Akteu-

re noch, Hitler und zwei weitere 

Minister der NSDAP durch acht 

deutschnationale und parteilose 

konservativ-nationale Minister 

in der „Regierung der nationalen 

Konzentration“ „eingerahmt“ di-

rigieren zu können. Eine fatale 

Fehleinschätzung, wie sich schnell 

zeigen sollte. Hitler gelang es, den 

Reichspräsidenten zur Auflösung 

des Reichstags und zur Festset-

zung von Neuwahlen zu bewegen. 

Und nun ging es Schlag auf Schlag. 

Nach dem Reichstagsbrand Ende 

Februar wurden mit der soge-

nannten Reichstagsbrandver-

ordnung vom 28. Februar 1933 

wesentliche Grundrechte der 

Weimarer Verfassung vorläufig – 

de facto aber für immer – außer 

Kraft gesetzt. Zudem konnte die 

Reichsregierung Befugnisse der 

Landesregierungen übernehmen, 

wenn vermeintlich notwendige 

Maßnahmen zur Wiederherstel-

lung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung nicht getroffen 

wurden. Das bot die Möglichkeit, 

Einfluss auf die Regierungen der 

Länder zu nehmen. Trotz dieses 

Ausnahmezustandes gelang es 

der NSDAP bei der Reichstags-

wahl vom 5. März 1933 nicht, die 

absolute Mehrheit zu erringen. 

Hitler strebte daher die Ausschal-

tung des Reichstags an und wollte 

zugleich auch unabhängiger vom 

Reichspräsidenten werden, auf 

dessen Notverordnungsgewalt 

die Regierung bisher ihre Maß-

nahmen hatte stützen müssen. 

Hitler gelang es am 24. März 

1933, eine Zweidrittelmehrheit 

für das verfassungsändernde 

„Gesetz zur Behebung der Not 

von Volk und Reich“ herzustellen, 

mit dem sich der Reichstag selbst 

entmachtete. Lediglich die Sozial-

demokraten (die Kommunisten 

waren ja schon aus dem Reichstag 

entfernt worden) stimmten gegen 

das sogenannte Ermächtigungs-

gesetz, das nunmehr der Regie-

rung Hitler das Recht einräumte, 

Gesetze – auch verfassungsän-

dernde Gesetze – zu erlassen und 

somit die auch der Weimarer Ver-

fassung immanente horizontale 

Gewaltenteilung durchbrach.

Nur wenige Tage später wurden 

mit dem „Gleichschaltungsge-

setz“ die Länderparlamente auf-

gelöst und nach den Ergebnissen 

der Reichstagswahl vom 5. März 

1933 neu zusammengesetzt und 

die Einsetzung nationalsozialis-

tischer Regierungen erzwungen, 

die nunmehr auch Gesetze erlas-

sen konnten. Mit dem kurz darauf 

verabschiedeten „Zweiten Gleich-

schaltungsgesetz (Reichsstatthal-

tergesetz)“ wurde ein direkt von 

Hitler bestellter Reichsstatthalter 

mit diktatorischen Vollmachten 

installiert, wodurch die zuvor ei-

genständigen Verfassungsorgane 

der Länder zu bedeutungslosen 

Institutionen herabgestuft wur-

den. Die Gleichschaltung der Län-

der wurde mit dem „Gesetz über 

den Neuaufbau des Reiches“ vom 

30. Januar 1934 abgeschlossen, 

mit dem die Hoheitsrechte der 

Länder auf das Reich übergingen 

und somit auch die vertikale Ge-

waltenteilung im Deutschen Reich 

beseitigt wurde. Inzwischen wa-

ren Parteien verboten worden 

oder hatten sich selbst aufgelöst, 

eine Neugründung von Parteien 

wurde untersagt und die NSDAP 

erlangte den Status einer öffent-

lich-rechtlichen Körperschaft. 

Schließlich beendete das „Gesetz 

über das Staatsoberhaupt“ am 2. 

August 1934, dem Todestag von 
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Reichspräsident Hindenburg, den 

Aufbau der Diktatur durch ver-

fassungsrechtliche Maßnahmen. 

Das Gesetz vereinigte die Ämter 

des Reichspräsidenten und des 

Reichskanzlers. Dies hatte zur 

Folge, dass umgehend alle Solda-

ten und Beamten auf die Person 

des „Führers und Reichskanzlers“ 

Adolf Hitler vereidigt wurden. In 

anderthalb Jahren hatten die Na-

tionalsozialisten unter tätiger Mit-

hilfe der national-konservativen 

Kräfte formalrechtlich eine Dik-

tatur geschaffen, die nach außen 

den Anschein einer rechtlichen 

Legitimation erweckte. Es sollte 

aber bei alldem nicht vergessen 

werden, dass die Errichtung der 

nationalsozialistischen Diktatur 

„bei einer wachsenden Mehrheit 
der deutschen Bevölkerung auf Zu-
stimmung stieß, und der neuen Ord-
nung ... mehr als eine pseudodemo-
kratische Legitimität verschafft(e)“ 
(Brandt). In der Volksabstimmung 

über das Staatsoberhaupt des 

deutschen Reiches erhielt Hit-

ler am 19. August 1934 fast 90% 

Zustimmung. – Am 27. August 

1934 verfügte auch das Staatliche 

Personalamt in Bremen die Ver-

eidigung der Beamten auf Adolf 

Hitler. 

Die Machtergreifung in Bremen 

– Staatsstreich und Gleichschal-

tung

In Bremen waren die Nationalso-

zialisten Anfang 1933 ebenfalls 

längst zu einer starken politischen 

Kraft geworden, von einer ab-

soluten Mehrheit waren sie aber 

weit entfernt. Weil der legale Weg 

zur Machtübernahme in Bremen 

durch die Mehrheitsverhältnisse 

in der 1930 gewählten Bürger-

schaft verstellt war, wählten die 

Nazis am 6. März 1933, dem Tag 

nach der Reichstagswahl, bei der 

sie erneut keine absolute Mehr-

heit erzielen konnten, einen an-

deren Weg an die Macht – einen 

Staatsstreich. Nach Schwarzwäl-

der geriet der Senat durch eine 

Massenveranstaltung der Natio-

nalsozialisten unter Druck, wor-

aufhin die bürgerlichen Senatoren 

das Hissen der schwarz-weiß-ro-

ten Fahne beschlossen, was die 

drei sozialdemokratischen Se-

natoren, darunter Wilhelm Kai-

sen, als Anlass für ihren Rücktritt 

nahmen. Auf der Grundlage der 

Reichstagsbrandverordnung er-

nannte der Reichsinnenminis-

ter einen Reichskommissar für 

die Polizei, weil er die Ruhe und 

Ordnung in der Stadt (durch die 

NSDAP!) gefährdet sah. Die SA 

besetzte das Rathaus und hiss-

te die Hakenkreuzfahne. Am 18. 

März trat der (Rest-)Senat zu-

rück und die bereits vorher vom 

Reichskommissar ernannten Spe-

zialkommissare nahmen kommis-

sarisch Regierungsaufgaben wahr. 

Nennenswerten Widerstand gab 

es nicht. 

„Die Amtsübernahme konnte nur 
deshalb einigermaßen reibungs-

los erfolgen, weil die höheren 
Beamten übernommen wurden 

und ein Treuebekenntnis zur neuen 
Ordnung abgaben.“

(Schwarzwälder)

„Kein Ruhmesblatt des deut-

schen Beamtentums“

Nach dem Staats- und Verfas-

sungsrechtler Günther Püttner 

„gehört zu den bemerkenswerten 
Fakten des Machtergreifungsprozes-
ses im Jahre 1933, dass die ‚Anpas-
sung‘ des öffentlichen Dienstes an die 
neuen Verhältnisse und Anforderun-
gen sich ... teils freiwillig und teils mit 
Hilfe psychischen Drucks vollzog.“ 
(Deutsche Verwaltungsgeschich-

te) Oder, wie es der Historiker und 

Politikwissenschaftler Albrecht 

Tyrell formulierte: Die öffentli-

che Verwaltung „reagierte darauf 
mit erwartungsvoller Mitarbeit oder 
gefügiger Anpassung“. Man kann 

vielleicht noch nachvollziehen, 

dass sich viele „nachgeordnete“ 

Beamte aus existenziellen Grün-

den loyal verhielten. Dass rund 

300.000 meist höhere Beamte 

nach der Machtübernahme der 

NSDAP beitraten resp. die Mit-

gliedschaft beantragten und sogar 

die Nazis selbst sich abfällig über 

so viel Opportunismus äußerten 

(Hermann Göring), ist bitter und 

„kein Ruhmesblatt der Geschichte 
des deutschen Beamtentums“ (Pütt-

ner). Fehlende demokratische und 

humanistische Grundwerte, feh-

lendes Verantwortungsbewusst-

sein und auf jeden Fall ein Zuviel 

an Karrierismus und egoistischem 

Opportunismus sind u. a. die Ursa-

chen für dieses Versagen, das bis 

in die Gegenwart – und insbeson-

dere in die Ausbildung – mahnen 

muss.

Die weitere Gleichschaltung

Wie in den anderen Ländern wur-

de mit dem „Vorläufigen Gleich-

schaltungsgesetz“ die Gesetz-

gebungsbefugnis auf den Senat 

übertragen. Die somit eigentlich 

überflüssig gewordenen Länder-

parlamente wurden nach den Er-

gebnissen der Reichstagswahl 

vom 5. März neu zusammenge-

setzt. Allerdings fand nur noch 

eine einzige Sitzung der neuen 

Bürgerschaft am 28. April statt. 

Am 14. Oktober wurde sie auch 

formal aufgelöst. Mit dem zweiten 

Gleichschaltungsgesetz wurde 

für Bremen ein „Reichsstatthal-

ter“ eingesetzt, der u. a. Geset-

ze genehmigen und ausfertigen 

musste und Mitglieder des Senats 

ernennen und entlassen konnte. 
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Carl Röver, Reichsstatthalter für 

Bremen und Oldenburg, zugleich 

NS-Gauleiter Weser-Ems (mit 

der Hauptstadt Oldenburg) war 

nun „entscheidendes Staatsorgan 
für Bremen“ (Schwarzwälder). Im 

Januar 1934 gingen die Hoheits-

rechte der Länder auf das Reich 

über, das Land Bremen hatte fak-

tisch keine Bedeutung mehr.

Der Senat war aber immer noch 

für die Stadtgemeinde Bremen, 

für die noch nicht zur Stadt gehö-

renden Landgemeinden und die 

beiden Städte Vegesack und Bre-

merhaven zuständig. Das stand 

zur Disposition, als in den folgen-

den Jahren neu über die deutsche 

Gemeindeordnung verhandelt 

wurde. Bremerhaven wurde zwar 

1939 mit dem preußischen We-

sermünde vereinigt, aber der Se-

nat konnte durchsetzen, dass die 

Häfen in Bremerhaven „stadtbre-

misch“ blieben (was sie bis heute 

als stadtbremisches Überseeha-

fengebiet Bremerhaven geblieben 

sind) und dass die Gemeinden 

(und damit die Industrien!) nörd-

lich der Lesum bis Farge sowie He-

melingen und Arbergen bremisch 

wurden, „ein zentraler Vorgang, der 
das Gewicht und die Wirtschafts-
kraft Bremens – auf Kosten Preußens 
– erheblich stärkte“  (Elmshäuser). 

Terror und Widerstand

Mit der Errichtung der Nazidik-

tatur setzte auch in Bremen das 

Terrorregime ein: Überwachun-

gen, Verfolgungen, Inhaftierun-

gen, Folterungen und Ermordung 

politischer Gegner. Sie kamen in 

„Schutzhaft“ im Untersuchungs-

gefängnis im Ostertor, ab 1. April 

1933 u. a. in das Konzentrations-

lager in den sog. Mißler-Hallen 

in Findorff (die ehemaligen Aus-

wanderer-Hallen), wo schwerste 

Misshandlungen stattfanden. Die 

Bremer Gestapo mit Sitz am Wall 

arbeitete zunehmend effektiver 

und härter mit systematischen 

Denunziationen und einem wei-

ten „Netz aus Spitzeln, die verdeckt 
mögliche politische Gegner, Verei-
ne, Betriebe, Juden, Ausländer und 
Kirchengemeinden überwachten“ 
(so der Bremer Historiker Asmut 

Brückmann in seiner „Geschichte 

einer Hansestadt“).

Mit der Illegalisierung begann 

auch der Widerstand. Die Tätig-

keit im Widerstand war (lebens-) 

gefährlich; auch in Bremen kam es 

zu mehreren großen Prozessen, 

gegen Kommunist:innen (Wald-

heim-Prozess) und Sozialdemo-

krat:innen (u. a. gegen den späte-

ren Bürgermeister Dehnkamp, die 

spätere Abgeordnete Anna Stieg-

ler und den später auch für die 

Verwaltungsschule bedeutsam 

werdenden zukünftigen Personal-

amtschef Osterloh). Die Prozesse 

endeten wie zahlreiche andere in 

den Folgejahren mit z. T. langjäh-

rigen Gefängnis- und Zuchthaus-

strafen. 

Eine große Rolle spielten die Son-

dergerichte. Für Bremen war zu-

nächst das Gericht in Hamburg 

zuständig. Weil das staatliche 

Interesse an Abschreckung und 

Bekämpfung von „Defätismus“ zu-

nahm und somit mehr „Fälle“ zur 

Anklage kamen, wurde 1940 auch 

ein Sondergericht beim Landge-

richt Bremen eingerichtet, das 

Urteile gegen 918 Personen aus-

sprach, u.a. 49 Todesurteile, von 

denen 42 vollstreckt wurden. Die 

Zuständigkeit bezog sich u.a. auf 

Heimtücke (politisches Meckern) 

und Abhören feindlicher Sender. 

Richter dieser Sondergerichte 

unterrichteten nebenamtlich – 

man ist geneigt zu sagen: wie nicht 

anders zu erwarten – auch an der 

Verwaltungsschule.

Sehr bald nach der Machtergrei-

fung begann auch in Bremen die 

Verfolgung der Jüdinnen und 

Juden. Antisemitismus, auch ge-

gen andere ethnische Gruppen 

gerichteter Rassismus („minder-

wertig“) oder Diskriminierung 

wegen sexueller Identität und 

Orientierung, eigentlich gegen 

alles, was nicht der herrschenden 

Norm entsprach („entartet“), wur-

den Staatsdoktrin, führten zu Aus-

grenzungen, Drangsalierungen, 

Verhaftungen, Folter, Ermordung. 

Auch Entzug der Staatsbürger-

schaft und Enteignungen („Ari-

sierung“, bei der auch die Bremer 

Finanzbehörden eine schmutzige 

Rolle spielten) waren an der Ta-

gesordnung. So wurden auch in 

der Progromnacht am 9. Novem-

ber 1938 in Bremen jüdische Ge-

schäfte und Synagogen zerstört. 

Von den Bremer Jüdinnen und Ju-

den wanderten in den Folgejahren 

viele – überwiegend unter Verlust 

ihres Vermögens – aus; von denen, 

die blieben, fanden die meisten 

den Tod. 440 wurden 1941 ins 

weißrussische Minsk deportiert 

und dort ermordet; 1942 ging ein 

Transport über Theresienstadt 

nach Auschwitz. Bremer Sinti und 

Roma wurden ebenfalls systema-

tisch deportiert und umgebracht.

Die Wirtschaft

Trotz Diktatur und Terror, trotz 

unübersehbarem Unrecht und 

offenkundiger Unmenschlichkeit 

jubelten die meisten Menschen 

– auch in Bremen – den Nazis zu. 

Das lag nicht zuletzt daran, dass 

die Menschen nach der Weltwirt-

schaftskrise 1929 mit desolater 

Wirtschaftssituation und Mas-

senarbeitslosigkeit auf einen star-

ken Staat und die populistischen 

Versprechungen der Nazis setz-

ten. Mit Siedlungsbau und öffentli-

chen Beschäftigungsprogrammen 
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wurden die Erwartungen auch zu-

nächst erfüllt. Die nach deutscher 

Autarkie strebende, nach Osten 

orientierte NS-Wirtschaftspolitik 

war für die vom internationalen 

Handel abhängige Hafenstadt 

Bremen dagegen schädlich. Von 

der Kriegsvorbereitung und der 

immensen Aufrüstung profitier-

te dann allerdings auch Bremens 

Rüstungswirtschaft, was der Stadt 

mit Beginn des Luftkrieges zum 

Verhängnis wurde. 172 Luftan-

griffe brachten Tod und Zerstö-

rung, wobei der verheerendste 

Angriff in der Nacht vom 18./19. 

April 1944 den Bremer Westen in 

Schutt und Asche legte. 

Bremer Verbrechen

Bei allem Schmerz über die Verlus-

te Bremens und bei aller Fragwür-

digkeit von Flächenbombarde-

ments, die ja ausdrücklich auch die 

Zivilbevölkerung treffen sollten, 

um Moral und Widerstandswillen 

der deutschen Bevölkerung zu 

brechen, darf man die Relationen 

und die Verantwortlichkeit nicht 

vergessen: das unermessliche Leid 

und die ungeheuerlichen Verbre-

chen, die Nazi-Deutschland über 

die ganze Welt gebracht hat … 

und wozu auch Bremerinnen und 

Bremer beigetragen haben. Einen 

besonders schändlichen Beitrag 

leisteten zwei Bremer sog. „Reser-

ve-Polizeibataillone“, die unmit-

telbar an den Massenmorden im 

Osten, u. a. bei der Schlucht von 

Babyn Jar in der Nähe von Kiew 

beteiligt waren, wo im September 

1941 in achtundvierzig Stunden 

über 33.000 jüdische Menschen 

erschossen wurden.(Unser HfÖV-

Kollege Karl Schneider hat sich 

um die späte Aufklärung dieser 

Verbrechen sehr verdient ge-

macht: „Auswärts eingesetzt“. 

Bremer Polizeibataillone und der 

Holocaust, Essen 2011)

Die NS-Zeit an der Verwal-

tungsschule

Entlassung des Direktors und 

Angliederung an die Großhan-

delsschule

Die „Machtergreifung“ durch die 

Nationalsozialisten wirkte sich in 

mehrfacher Weise unmittelbar 

auf die Pflichtfortbildungsschule 

und die Verwaltungsbeamten-

oberschule – so wurden die Ver-

waltungsschulen zunächst noch 

genannt – aus. Beamte, die nach 

ihrer bisherigen politischen Betä-

tigung nicht die Gewähr dafür bo-

ten, dass sie jederzeit rückhaltlos 

für den nationalen Staat eintreten 

würden, konnten bekanntlich gem. 

§ 4 des „Gesetzes zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums“ vom 

7. April 1933 aus dem Dienst ent-

lassen werden. Auch in Bremen 

wurde sofort begonnen, miss-

liebige politische Spitzenbeamte 

aus dem Dienst zu entfernen. Ein 

Opfer wurde der bisherige Direk-

tor der Städtischen Pflichtschule 

für Bürolehrlinge und Angestellte, 

Heinrich Meyer. Durch Beschluss 

des Senats vom 25. Juli 1933 

wurde Meyer auf der Grundlage 

des o. g. Gesetzes entlassen. Lüb-

bren beschrieb Meyer als einen 

Mann, der die Schule in „toleran-
ter, freundlicher und umgänglicher 
Weise“ führte. Die „Bereiche des 
Politischen und Humanen“ seien 

ihm neben der beruflichen Er-

ziehung und Bildung im gleichen 

Maße ein Anliegen gewesen. Er 

schätzte „eine mannigfache Bil-
dung“ und wandte sich „gegen eine 
allzu große Spezialisierung“. Ihm war 

vielmehr wichtig, dass die Lernen-

den die Fähigkeit zur schnellen 

Einarbeitung auf verschiedenen 

Gebieten erwarben. Sein Kampf 

galt der „abstrakten, verklausulier-
ten und künstlichen Amtssprache“. 
Meyer pflegte „eine anschauliche, 

klare und deutliche Sprache“ und 

galt als vorzüglicher Redner. Er 

soll für ein gutes „Betriebsklima“ 

gesorgt haben. Für Lübbren war 

es jedenfalls nach eigener Aussa-

ge „eine Freude, unter seiner Leitung 
zu arbeiten“.

Auch andere Personen aus dem 

Umfeld der Verwaltungsschule 

wurden auf der Grundlage des 

Gesetzes über die Wiederherstel-

lung des Berufsbeamtentums, das 

sich im Übrigen auch an Beamte 

richtete, die „nicht arischer Ab-
stammung“ waren, entlassen. Auf 

Antrag des Personalreferenten 

Dr. Meyer beschloss der Senat am 

4. Juli 1933 die Abberufung des 

Verwaltungsobersekretärs Pein 

aus dem Prüfungsausschuss. „Es 
seien jetzt Bedenken gegen die Per-
son des Verw.-Obersekretärs Pein 
aufgetaucht, der kommunistisch 
gesinnt sein solle und daher nicht 
tragbar sei.“ In Bremen lag die Ent-

lassungsquote nach einem Jahr 

NS-Herrschaft bei 3 %. Insgesamt 

ist festzustellen, dass eine „politi-

sche Säuberung“ nur in sehr gerin-

gem Maße stattgefunden hat, was 

einerseits an der bereitwilligen 

Anpassung der meisten Beschäf-

tigten lag, andererseits aber wohl 

auch daran, dass die NSDAP of-

fenkundig nicht über genügend ei-

gene qualifizierte Kräfte verfügte.

Nachfolger des entlassenen Di-

rektor Heinrich Meyer wurde Karl 

Böttcher, Mitglied der NSDAP 

seit 1931. Böttcher war Leiter der 

Schule für den Großhandel der 

Handelsschule der Union, die nur 

durch hohe Zuschüsse des Staa-

tes überleben konnte und letztlich 

1942 von Bremen übernommen 

worden ist. Aus welchem Grund 

gerade Böttcher nun in Perso-

nalunion auch Leiter der Ver-

waltungsschule wurde, lässt sich 

nur vermuten, aber nicht zwei-
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felsfrei nachweisen. Offenbar 

hing es mit der Neustrukturie-

rung des Berufs- und Fachschul-

wesens zusammen, die durch 

eine strukturelle Vereinfachung 

im Schulwesen gekennzeichnet 

war, die später auch das übrige 

Schulwesen erfasste. Die Bremer 

Zeitung, das Amtsblatt des Re-

gierenden Bürgermeisters und 

gleichzeitig das amtliche Verkün-

dungsblatt des Reichsstatthal-

ters in Oldenburg und Bremen 

und parteiamtliche Tageszeitung 

der Nationalsozialisten in Bre-

men, berichtete am 19. April 

1934 zusammenfassend über 

die Neugestaltung des Berufs- 

und Fachschulwesens in Bremen. 

Danach wurden die einzelnen 

Glieder des Berufs- und Fach-

schulwesens in der Landesschul-

behörde, Abteilung Berufs- und 

Fachschulen zusammengefasst, 

die Schulen in vier Hauptgrup-

pen gegliedert. Der Gruppe der 

Schulen für den Handel wurden 

auch die staatlichen Bürolehr-

linge zugeschlagen. In dieser 

Gruppe fand eine besonders 

starke Zusammenlegung statt, 

„um einen einfacheren Aufbau zu 
erhalten, eindeutiger die Ziele he-
rauszuarbeiten und trotz vermin-
derter Kosten eine verstärkte Aus-
wirkung zu bekommen.“  Leiter der 

Handelsschule der Union, einer 

Stiftung des privaten Rechts, die 

gleichzeitig als offizielle Berufs-

schule für den Großhandel fir-

mierte, war jener Karl Böttcher, 

dem nun zusätzlich die Leitung 

der Verwaltungsschule übertra-

gen wurde. Die Ausschaltung des 

politischen Gegners (Meyer) und 

die Übertragung der Schulleitung 

an das Parteimitglied Böttcher 

entsprachen nicht nur dem Ge-

danken der strukturellen Verein-

fachung durch Zusammenlegung 

von Schulen, sie dienten auch der 

Vergrößerung der Einflussnah-

me auf Unterrichtsinhalte und 

damit der Machtkonsolidierung 

des NS-Systems. 

Mit der Übertragung der Leitung 

an Böttcher wurde die Verwal-

tungsschule auch organisatorisch 

der Berufsschule für den Groß-

handel angegliedert. Der Haus-

haltsplan aus dem Jahre 1934 

führt unter der Berufsschule für 

den Großhandel den Vermerk an: 

„die Bürolehrlingspflichtschule, die 
Verwaltungsbeamtenoberschule 
sind hier angegliedert.“ Die Verwal-

tungsschule verlor damit nicht nur 

ihre Eigenständigkeit, sondern 

wurde auch räumlich mit der Be-

rufsschule für den Großhandel 

zusammengelegt. Das machte 

einen Umzug in die Martinischule 

am Martinikirchhof erforderlich. 

Während Böttcher aus seiner 

Kanzlei in der Balgebrückstraße 

die Schulen leitete, sah sich Lüb-

bren als stellvertretender Direk-

tor der Verwaltungsschulen nach 

eigenen Worten in der Verantwor-

tung, den konkreten Schulbetrieb 

zu „gestalten“, wobei ihm Böttcher 

offenbar „weitgehend Freiheit“ ließ.

Am 10. Dezember 1935 legte 

die Landesschulbehörde die vom 

Leiter des Personalamtes bean-

tragte einheitliche Benennung 

der bremischen Verwaltungsbe-

amtenschulen fest. Die frühere 

Pflichtfortbildungsschule für Bü-

rolehrlinge und –angestellte, die 

auf die I. Verwaltungsprüfung vor-

bereitete, hieß nunmehr „Verwal-

tungsbeamtenschule, Unterstufe“. 

Die bisherige Verwaltungsbeam-

tenoberschule, die auf die II. Ver-

waltungsprüfung vorbereitete, 

wurde künftig „Verwaltungsbeam-

tenschule, Oberstufe“ genannt.

„Deutscher Gruß“ und „innigste 

Verschmelzung“

Bereits am 18. Juli 1933 ordnete 

der Senat die Einführung des Hit-

lergrußes für sämtliche Beamten, 

Angestellten und Arbeiter von Be-

hörden an. Die Anordnung ist in 

der bremischen Verwaltung offen-

sichtlich nicht ausreichend umge-

setzt worden, denn 1934 verwies 

der Regierende Bürgermeister 

erneut auf diese Anordnung, da 

Beamte im Zivil den „deutschen 
Gruß nicht erwidern, sondern durch 
Abnahme des Hutes grüßen.“ Um 

die besonders bei Beamten, An-

gestellten und Arbeitern der Be-

hörden wichtige und dringende 

Erziehung zum nationalsozialisti-

schen Staatsgedanken sicherzu-

stellen, sollte die nationalsozialis-

tische Werbung auf jede mit dem 

Dienstbetrieb zu vereinbarende 

Weise gefördert werden. Zur Ver-

breitung des Gedankenguts der 

nationalsozialistischen Bewegung 

hatte jeder Behördenleiter dafür 

zu sorgen, dass jedem Beamten 

die wichtigsten Werke des natio-

nalsozialistischen Schrifttums in 

ausreichendem Maße zugänglich 

gemacht wurden.

Was den „neuen Verwaltungs-

stil“ prägen sollte, machte einige 

Jahre später der leitende Staats-

sekretär des Reichsinnenmi-

nisteriums Pfundtner in einem 

Aufsatz über die Grundsätze der 

zukünftigen deutschen Beamten-

politik deutlich. Danach musste 

der deutsche Beamte „durch und 
durch Nationalsozialist sein“ und 

der Partei oder einer ihrer Glie-

derungen angehören, „um so poli-
tische Idee und Staatsdienst aufs 
Innigste zu verschmelzen“.

Veränderte Lehr- und Prüfungs-

inhalte

Auch das Leben in der Verwal-

tungsschule änderte sich. 
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„Unabhängige freie Meinungsäuße-
rung war anfangs nicht erwünscht, 
später wurde sie nicht mehr gedul-
det. (...) Es gab braun uniformierte 
Lehrgänge“ und „es erschien der 

nationalsozialistische Schulungs-
redner.“ 

der zu dem Zeitpunkt stellvertre-
tende Direktor der Verwaltungs-

schule Julius Lübbren im Rückblick

Dies entsprach der Neugestal-

tung des Berufs- und Fachschul-

wesen in Bremen, der „als vor-
nehmste Aufgabe vorangestellt 
(wurde), die Jugend in der national-
sozialistischen Weltanschauung zu 
schulen, die Gesinnung zur Gemein-
schaft zu wecken und den Charak-
ter zu pflegen“ (Bremer Zeitung, 

19.04.1934).

Tatsächlich änderten sich die 

Lehrinhalte der Verwaltungs-

schule nach 1933 grundlegend. 

Da Akten der Verwaltungsschule 

nicht mehr vorhanden sind, kann 

dies allerdings nicht umfassend 

belegt werden. Bekannt ist aber 

z. B., dass der Stundenplan für die 

Beamtenoberschule 12 Stunden 

„Einführung in den Nationalso-

zialismus“ vorsah. Ab 1937 gab 

es einen Unterrichtenden für das 

Fach „Nationalpolitik“. Die Hee-

resfachschule für Vermessungs-

wesen führte ebenfalls dieses 

Fach in ihrem Fächerkanon auf. 

In 86 (!) Stunden ging es u. a. um 

die Geschichte der nationalsozia-

listischen Bewegung mit den Leit-

gedanken ihrer Weltanschauung, 

um Staat und Partei, um Maßnah-

men zur Erhaltung und rassischen 

Reinhaltung des deutschen Vol-

kes, um die Erneuerung des deut-

schen Volkes im Geist der Volks-

gemeinschaft. Es ist anzunehmen, 

dass die Verwaltungsschule ähn-

liche Inhalte in diesem Fach ver-

„Der Staat ist Mittel des Füh-

rers…“

Verwaltungsrecht 1937:

 „Der neue Verwaltungsbegriff (…) Verwaltung als Tätigkeit ist Ge-
staltung des Gemeinschaftslebens durch Arbeit besonders dazu 

berufener Behörden und Ämter nach einem vom Führer der Gemein-
schaft aufgestellten Plan (…). Ganz anders war die Vorstellung der 

Verwaltung ‚im Rechtssinn‘ nach bisheriger Auffassung: Nach ihr war 
Verwaltung eine Funktion …, die durch ihre besondere Beziehung 

zur staatlichen Rechtsnorm qualifiziert war. (…) Heute sehen wir die 
Dinge klarer und einfacher.“ Ein Verwaltungsleiter müsse sich „…bei 
seiner Tätigkeit nur an den – in Normen vielleicht gar nicht enthalte-
nen – Gesamtplan des Führers halten, nach dem er u.a. zu beurteilen 
hat, ob … (eine Maßnahme) erwünscht oder unerwünscht ist. (…) Der 
Staat ist … Mittel des Führers für Ziele der Volksgemeinschaft. (…) Vor 
allem können der Begriff der Gewaltenteilung und des Dualismus von 

Gesellschaft und Staat … heute nicht mehr Grundlage der Verwal-
tungsrechtswissenschaft sein. So ist der Verwaltungsbegriff…, wie er 

für uns gilt, ein gegenwartsbezogener und deutscher Begriff.“ 

Verfasser dieser Aussagen ist kein anderer als Theodor Maunz 

– ja, jener Maunz, der später Mitherausgeber des Standard-Kom-

mentars zum Grundgesetz werden sollte. Maunz war seit 1933 

NSDAP-Mitglied und gehörte der paramilitärischen nationalsozia-

listischen SA an. Nach dem Krieg war er von 1957 bis zur öffent-

lichen Problematisierung seiner NS-Vergangenheit im Jahre 1964 

für die CSU Kultusminister in Bayern. Inkognito veröffentlichte er 

Artikel in der berüchtigten rechtsradikalen „Nationalzeitung“. Erst 

2021 entschied sich der C. H. Beck Verlag, die juristischen Stan-

dardwerke, die den Namen von NS-Juristen trugen (neben dem 

„Maunz-Düring“ insbesondere der „Palandt“ [BGB-Kommentar] 

und der „Schönfelder“[Gesetzessammlung]), umzubenennen.
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Zunehmend versuchte das Reichs-

innenministerium direkt oder 

über Verbände Einfluss auf die 

Ausbildung der Beamten zu neh-

men. So schrieb das Innenminis-

terium am 17. August 1935 an die 

Landesregierungen und verwies 

auf die Aktivitäten des Reichs-

bunds der Deutschen Beamten, 

der „Gewerkschaft“ der Beamten 

in der Zeit von 1933 - 1945, der 

„neben der Erziehung seiner Mitglie-
der zu vorbildlichen Nationalsozia-
listen Einrichtungen (unterhielt), die 
der Berufsausbildung der Beamten 
dienen.“ Gemeint waren damit die 

Verwaltungsakademien, die die be-

rufliche Fortbildung der Beamten 

auch in weltanschaulicher Sicht, 

veränderte staatspolitische Lage. 

Hier musste auf der Grundlage 

der Volksbefragung zur Remili-

tarisierung des Rheinlandes die 

Abstimmungsberechtigung eines 

Bremers geprüft werden, der aus 

einer „gemischt arisch-jüdischen“ 

Familie stammte und mit einer jü-

dischen Frau verheiratet war. Ab 

1938 gab es in den Prüfungen ein 

neues Fach mit der Bezeichnung 

„Weltanschauung“, auf das im Un-

terricht mit Themen wie z. B. Volk 

und Rasse, Auslese, Führertum, 

Volk und Staat vorbereitet wurde. 

Zentralisierungs- und Gleich-

schaltungsversuche – aber 

Bremen widersetzt sich auch

mittelt hat. 

Mit den Akten der Senatsregistra-

tur lässt sich zweifelsfrei belegen, 

dass sich die Prüfungsthemen 

deutlich veränderten. Dies muss 

zwangsläufig eine Rückwirkung 

auf Unterrichtsinhalte gehabt 

haben. Bis 1933 waren Verfas-

sungsvergleiche, staatsorgani-

sationsrechtliche oder schlicht 

geschichtliche Themen wie z. B. 

„Die Geschichte der Unterweser-
vertiefung“ typische Aufgaben, 

die zunächst in drei, später in 

fünf Stunden zu bearbeiten wa-

ren. Anfang der 30er-Jahre lös-

te man sich von den weitgehend 

abstrakten Themen und ließ 

konkrete Fälle verfassungsrecht-

lich würdigen oder verlangte die 

Auseinandersetzung mit aktuel-

len Gegebenheiten wie 1932 mit 

der Darstellung der „Befugnisse 
des Reichspräsidenten ... unter 
besonderer Berücksichtigung der 
wichtigsten politischen Ereignisse 
der letzten Jahre...“. Bis 1933 und 

1934 blieb es fast ausnahmslos 

bei Themen, die die veränder-

te Zeit kaum reflektierten. Dies 

korrespondiert mit wissenschaft-

lichen Untersuchungen, die der 

ersten Phase der nationalsozialis-

tischen Schulpolitik eine mäßige 

Dynamik bei der weltanschauli-

chen Umgestaltung bescheinigen. 

Das änderte sich ab 1935 gravie-

rend. Nun galt es, sich laufend mit 

den veränderten Strukturen und 

der neuen Ideologie auseinander-

zusetzen. „Die Reichstagsbrand-
verordnung und ihre Bedeutung 
für die Polizei“, eine fünfstündige 

Darstellung der „nach der Macht-
ergreifung erlassenen verfas-
sungsrechtlichen Grundgesetze“ 

und „der Rassegedanke und seine 
Durchführung in der nationalisti-
schen Gesetzgebung“ mögen hier 

als Beispiele dienen. Selbst das 

Verwaltungsrecht spiegelte die 

Eingerichtet zur weltanschaulichen Beamtenertüchtigung: Die Anstalten des 
NS-„Reichsverbandes Deutscher Verwaltungs-Akademien



1933 bis 1945: Die 1000-jährige Katastrophe: Die Verwaltungsschule während der Nazi-Diktatur

34

die Bewegung“ (das hieß Eintritt in 

die NSDAP bis zum 14. Septem-

ber 1930) im Vergleich zu ande-

ren leicht erhöht war.

Insgesamt lässt sich aus der Ak-

tenlage der Eindruck gewinnen, 

dass sich die zuständigen Be-

hörden während der nationalso-

zialistischen Diktatur bemühten, 

die Eigenständigkeit der Bremer 

Verwaltungsschule und damit der 

bremischen Beamtenausbildung 

gegenüber dem Reich so weit wie 

möglich zu bewahren. Dies galt zu-

nächst für den schon erwähnten 

Personalamtsleiter Dr. Meyer, von 

dem Schwarzwälder berichtet, er 

sei „gespalten gewesen zwischen der 
Pedanterie der Beamten und einer 
sklavischen Unterwerfung unter 
den Parteiwillen“. Dr. Meyer war 

zwar nicht Mitglied der NSDAP, 

bemühte sich aber im April 1933 

um eine Parteiaufnahme. Selbst 

nach einem Jahr war eine Partei-

aufnahme noch nicht erfolgt, da 

aus der Partei Bedenken geäußert 

wurden. Auch sein Nachfolger, 

Dr. Wilhelm Dannasch, versuchte 

diese Politik fortzusetzen. Über 

Dannasch schreibt Schwarzwäl-

der, dass er politisch farblos ge-

wesen seil, auf Grund der eigenen 

NSDAP-Mitgliedschaft gegen-

über der Partei aber eine festere 

Stellung hatte. 

Noch ein Direktorenwechsel

1942 wurde Karl Böttcher wegen 

seiner großen Schwerhörigkeit als 

Direktor abgelöst. Nach eigenen 

Angaben sei er am 1. April 1942 in 

den Ruhestand versetzt worden; 

ausweislich seiner Personalakte 

ist er aber für die Zeit vom 1. Ap-

ril bis zum 30. September 1942 

zunächst noch als Sachbearbeiter 

auf dem Gebiet des Berufsschul-

fachwesens in der Bildungsbehör-

de eingestellt worden.

Gleichzeitig fragte der Deutsche 

Gemeindetag an, ob sich Bremen 

an der Gründung einer Gemein-

deverwaltungsschule beteiligen 

wolle. Der Regierende Bürger-

meister Bremens verzichtete auf 

eine Beteiligung mit dem Hinweis 

darauf, dass in Bremen die Ge-

meindeordnung noch nicht einge-

führt sei, bremische Beamte noch 

Landesbeamte wären und in Bre-

men bereits eine Beamtenschule 

bestünde. Diese Politik konnte in 

Bremen bis 1945 durchgehalten 

werden, zumal die Stadtgemeinde 

Bremen als einzige deutsche Ge-

meinde die Gemeindeordnung nie 

eingeführt hat.

1941 setzte sich dann der Reichs-

minister des Innern zumindest an 

einem Punkt bei der Vereinheit-

lichung der Ausbildung durch, in-

dem er Reichsverwaltungsschulen 

für die Laufbahn des gehobenen 

Dienstes in der allgemeinen und 

inneren Verwaltung einrichtete 

und damit auch die Prüfungen 

zentralisierte. Er verwies dabei 

darauf, dass u.a. der Mangel an 

sachlich geeigneten Ausbildungs-

leitern es bisher nicht ermöglicht 

habe, eine Unterrichtung in den 

umfangreichen Gebieten des 

Staats- und Verwaltungswesens 

nach einheitlichen Gesichtspunk-

ten zu gewährleisten. Der Besuch 

der Reichsverwaltungsschule 

würde diese Mängel nun ausglei-

chen und „dem Anwärter ein wert-
volles Rüstzeug ... vor allem für seine 
spätere Praxis mitgeben.“ Während 

der fünfmonatigen Dauer der 

internatsmäßig durchgeführten 

Ausbildung in der ersten Reichs-

verwaltungsschule in Pirna, die 

kriegsbedingt auch die einzige 

bleiben sollte, erhielten die Beam-

ten ihre Dienstbezüge und Unter-

haltszuschüsse weiter. Zusätzlich 

erhielten sie eine Schulbeihilfe, 

die für Beamte „mit Verdiensten um 

also im nationalsozialistischen Ge-

dankengut, fördern sollte. 

Das Ministerium verlangte außer-

dem Informationen über die Aus- 

und Fortbildungseinrichtungen in 

Bremen und ob und in welcher Wei-

se eine fachliche Ausbildung durch 

die Mitwirkung des Reichsverban-

des gefördert werden könne. In 

recht knapper Form informierte 

der „braune Personalamtsleiter“ Dr. 

Wilhelm Meyer (Lübbren) über die 

bremischen Verwaltungsschulen 

und stellte abschließend fest, 

dass diese Einrichtungen allen 

Ansprüchen genügten.

Bereits 1934 hatte der Reichs- 

und Preußische Innenminister 

versucht, über eine Angleichung 

der Lehrpläne und Lehrziele der 

Beamten des mittleren Dienstes 

bei Gemeinden und Gemeindever-

bänden Einfluss auf die bremische 

Ausbildung zu nehmen. Für die 

damaligen bremischen Gemein-

den Bremen-Stadt und Vegesack 

wurde auf die Ausbildung in einer 

„besonderen Verwaltungsbeam-

tenschule“ verwiesen und darauf 

aufmerksam gemacht, dass Ge-

meindeaufgaben nicht durch eine 

selbstständige Gemeindeverwal-

tung wahrgenommen wurden, 

sondern durch staatliche Behör-

den und Beamte. Lediglich die 

Beamten der Stadtgemeinde Bre-

merhaven besuchten die Beam-

tenfachschule des Hannoverschen 

Gemeindetages in Hannover.

Auch 1937 wurde im Schriftwech-

sel des Reichs- und Preußischen 

Ministers des Innern mit den Re-

gierungspräsidenten und außer-

preußischen Landesregierungen 

deutlich, dass eine „Vereinheitli-
chung der Ausbildung des mittleren 
Dienstes der allgemeinen Verwal-
tung des Reiches (der Länder)“ wei-

ter betrieben werden sollte. 
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„Alles ganz harmlos“? Die Verwaltungsschule und ihre Nazi-Personalien. 

Der Senator für das Bildungs-

wesen beauftragte den bisheri-

gen Direktorstellvertreter Julius 

Lübbren „bis auf weiteres mit der 
Wahrnehmung der Dienstgeschäfte 
des Leiters der Berufsschule für den 
Großhandel, zu der auch die ehema-
lige höhere Lehrlingsabteilung der 
Handelsschule der Union gehört“. 

Lübbren war seit 1937 ebenfalls 

NSDAP-Mitglied, nach eigenem 

Bekunden eingetreten, um der 
Naziverfolgung zu entgehen und um 
die Zulage Direktor-Stellvertreter zu 
bekommen. Besonderes Ansehen 

genoss er in der NSDAP offenbar 

nicht; 1939 hatte das Gauperso-

nalamt noch gerügt, dass „der Dir. 
Stellvertreter (…) mit gutem Beispiel 
voranzugehen hat“ und dass Lüb-

bren deshalb größere Einsatzbe-
reitschaft aufzuweisen habe. 1942 

gab es diese Vorbehalte offenbar 

nicht mehr.

Sowohl die personelle Kontinui-

tät als auch die „Verteidigung“ der 

Schule gegen zentralstaatliche 

Vereinnahmungen können so ge-

deutet werden, dass die Bremer 

Verwaltungsschule zur vollen 

Zufriedenheit des nationalsozia-

listischen Bremer Senats funktio-

niert hat.

Bis zum Kriegsende wurde, wie 

Lübbren berichtet, der Schulbe-

trieb, aufgrund der Kriegseinwir-

kungen an wechselnden Stand-

orten, „mit deutscher Gründlichkeit 
aufrechterhalten“.

Im Gespräch mit Manfred Jacobi

„Alles ganz harmlos“?  

Die Verwaltungsschule und ihre 

Nazi-Personalien. 

Du hast Dich 2003 mit der Verwaltungsschule während des Natio-

nalsozialismus befasst. Was war der Anlass dazu?

MJ: Im Grunde ein ganz banaler. Aufgrund meiner schulischen Bio-

graphie war es mir erst 1991 nach Änderung der Zulassungsbedin-

gungen möglich, über eine Einstufungsprüfung ein Magisterstudium 

als Teilzeitstudent an der FernUni Hagen mit den Fächern Erzie-

hungswissenschaft, Recht und Geschichte aufzunehmen. Als Zulas-

sung für die Magisterabschlussprüfung war im Fach Geschichte eine 

Hausarbeit notwendig. Nach Vereinbarung mit meinem damaligen 

Geschichtsprofessor Peter Brandt, einem Sohn unseres Kanzlers 

Willy Brandt, wollte ich herausfinden, welche Veränderungen sich 

nach dem 30. Januar 1933 für die Verwaltungsschule ergeben haben. 

Fast 60 Jahre nach dem 2. Weltkrieg müsste das Thema doch 

längst behandelt worden sein.

MJ: Meines Wissens hatte sich bisher noch niemand ausführlich mit 

der Thematik auseinandergesetzt. Im Grunde genommen lagen uns 

nur die Ausführungen von Julius Lübbren vor, der als hauptamtli-

cher Lehrer, als stellvertretender Direktor und später als Direktor 

von 1928 – 1945 an der Verwaltungsschule tätig war. Die Akten 

der Verwaltungsschule sind durch Kriegseinwirkungen vernichtet 

worden. Er befand in seinem Manuskript über die Geschichte der 

Verwaltungsschule ab 1923, dass „die 12 Jahre nationalsozialistischer 
Herrschaft ... für die Lehrer der Verwaltungsschule ... Jahre der persön-
lichen Gefährdung und Erniedrigung (waren). Die Tarnungen und gehei-
men Widerstände gegenüber den Machthabern wurden in einigen Fällen 
durchschaut und führten schnell zu seelisch zermürbenden Auseinan-
dersetzungen.“ Konkret führt er hierzu aber kein einziges Beispiel 

an. Vielmehr verweist er auf den geringen Einfluss des Schulleiters 

Böttcher in den Jahren 1933 bis 1943, der ihm weitgehend Freiheit 

in der Gestaltung des Schulbetriebs gelassen habe. Das liest sich 

dann schon fast so, als sei es bei der Verwaltungsschule ohne größe-

re Veränderungen weitergegangen. 

Und Du hattest begründete Zweifel?

MJ: Lübbrens knappe Beschreibung stellt im Grunde genommen 

Allgemeinplätze dar, wie sie in der Nachkriegszeit typisch waren, um 

einen Zeitabschnitt zu beenden, mit dem man sich nicht mehr aus-

einandersetzen wollte. Wenn man sich vor Augen führt, dass eine 

Schule u. a. auch eine Integrations- und Legitimationsfunktion hat, 
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also die junge Generation in die jeweilige Gesellschaft 

eingliedern soll, in ihre politisch gesellschaftlichen 

Normen, in ihre Ordnungen und diese auch zu recht-

fertigen hat, dann kann ich dazu den Ausführungen 

von Lübbren nichts entnehmen. Er verweist ledig-

lich darauf, dass freie Meinungsäußerung zunächst 

nicht erwünscht war und später nicht mehr geduldet 

wurde, dass es braun uniformiert Lehrgänge gab und 

der nationalsozialistische Schulungsredner erschien. 

Auf systematische Veränderungen im Lehrplan, auf 

nebenamtliche Lehrkräfte und deren Wirken ist er 

nicht eingegangen. Dass er die nationalsozialistische 

Zeit und ihre Auswirkungen auf das Geschehen an 

der Verwaltungsschule in seinem Manuskript aus 

dem Jahr 1962 umfänglich und kritisch betrachtet 

hat, kann man wahrlich nicht sagen.

Es wird der Eindruck erweckt, dass die Verwal-

tungsschule von ihrer Aufgabenstellung her die jun-

gen Bediensteten in erster Linie auf den Beruf des 

Verwaltungsbeamten/ der Verwaltungsbeamtin 

vorbereiten und entsprechendes Wissen vermit-

teln sollte.

MJ: Zu dieser Auffassung kann man durchaus gelan-

gen, wenn man die Erinnerungen von Lübbren liest. 

Man darf aber nicht vergessen, dass jedes politische 

Herrschaftssystem von seinen Bediensteten, die als 

Beamte in einem öffentlich-rechtlichen Treuever-

hältnis zum Staat stehen, erwartet, dass insbeson-

dere dieser Personenkreis die jeweiligen politischen 

Herrschaftsverhältnisse akzeptiert und nach außen 

vertritt. Dementsprechend legte der Senat im August 

1933 fest, dass es die „Pflicht aller Beamten (ist), sich 
eingehend mit den Grundsätzen der heutigen Staatspoli-
tik, mit dem Gedankengut des Nationalsozialismus, zu 
beschäftigen“. Noch deutlicher wird das in einem Er-

lass des Reichsinnenministers aus dem Jahre 1934. 

Danach ist der NS-Staat auf unbedingten Gehorsam, 
Disziplin und Unterordnung unter den Willen des Füh-
rers und seiner Beauftragten aufgebaut. Die Vollstrecker 
des Führerwillens sind die Staatsbehörden und sämtli-
che Beamten schulden ihren Vorgesetzten unbedingten 
und ausschließlichen Gehorsam, Treue und Hingebung 
an ihre Amtspflichten. Eine Schule, die auf den Be-

amtenberuf vorbereitet, müsste demnach geltende 

Herrschaftsstrukturen über den normalen Rahmen 

hinaus vermitteln, um den genannten Anforderungen 

gerecht zu werden. Oder wie es der leitende Staats-

rat des Reichsinnenministeriums 1942 formulierte, 

dass „politische Idee und Staatsdienst aufs Innigste zu 
verschmelzen sind“. Der spätere Direktor der Ver-

waltungsschule Bartels schreibt in seinem Bericht 

über die Entwicklung des Verwaltungsschulwesens, 

dass die Ausbildung der Verwaltungsdienstkräfte 

während des „Hitlerjahrzehnts ... rein staatspolitischen 
Zwecken dienstbar gemacht“ wurde.  Zu all diesen 

Aspekten findet man bei Lübbren keinerlei Ausfüh-

rungen. Lag dies an seiner eigenen NSDAP-Mitglied-

schaft, die von 1937 – 1945 bestand? Nach eigenem 

Bekunden war er nur in die Partei eingetreten, um 

der Naziverfolgung zu entgehen und um die Zulage 

„Direktor-Stellvertreter“ zu bekommen. Das Gauper-

sonalamt Hauptstelle Politische Beurteilungen rügte 

sogar den mangelnden Einsatz Lübbrens. Es stellte 

1939 fest, „Da der Dir.Stellvertreter genauso wie der 
Direktor seiner Gefolgschaft mit gutem Beispiel voran-
zugehen hat, halte ich es für notwendig, dass dieser grö-
ßere Einsatzbereitschaft aufzuweisen hat.“ Um so mehr 

verwundert es, dass sich Lübbren nur so knapp über 

die NS-Zeit auslässt. Auf Anweisung der amerikani-

schen Militärregierung wurde Lübbren im Juni 1946 

aus seinem Amt entlassen. Gegen diese Entlassung 

hatte Lübbren erfolgreich Berufung eingelegt. Eine 

Wiederherstellung des früheren Anstellungsverhält-

nisses wurde damit aber nicht begründet. Tatsächlich 

wurde er in seinem Sühnebescheid als Mitläufer, als 

ein nur nomineller Nationalsozialist bewertet, gegen 

dessen Beschäftigung man keinerlei Bedenken hatte. 

Allerdings hatte die Bremische Bürgerschaft bereits 

am 19. September 1946 auf Antrag der KPD be-

schlossen, dass „Leiter einer Schule und sein Stellvertre-
ter ... nur ein Antifaschist sein (kann)“ und „ehemalige An-
gehörige der NSDAP ... in kleine Arbeitsgemeinschaften 
einzuteilen (sind), die ... unter Leitung eines bewährten 
Antifaschisten ...die Probleme der Schulreform gründlich 
durcharbeiten.“ Insofern war eine Wiedereinstellung 

Lübbrens in seine bisherige Funktion als Stellver-

treter bzw. Direktor der Verwaltungsschule ausge-

schlossen.

Was konntest Du zu den Lehrkräften der Verwal-

tungsschule herausfinden?

MJ: Die Verwaltungsschule hatte lediglich zwei 

hauptamtliche Lehrkräfte, den Direktor der Schule, 

der zeitweise gleichzeitig Direktor der Kaufmänni-

schen Berufsschule für den Großhandel war, und 

den stellvertretenden Direktor Julius Lübben, der 

als Diplomhandelslehrer insbesondere die „Wirt-

schaftsfächer“ abdeckte. Mit Beschluss des Senats 

vom 25 Juli 1933 wurde der langjährige Direktor 

der Städtischen Pflichtschule für Bürolehrlinge und 

Angestellte, Heinrich Meyer, entlassen, „da er nicht 
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die Gewähr dafür biete, dass er sich jederzeit für die na-
tionale Regierung einsetzen werde.“ Sein Nachfolger 

wurde Karl Böttcher, der in Personalunion Leiter 

der Schule für den Großhandel der Handelsschu-

le der Union war. Böttcher war seit 1931 Mitglied 

der NSDAP. Seine Mitgliedschaft begründete er 

im Nachhinein mit der außerordentlich schlechten 

Wirtschaftslage, der die Regierungsparteien nicht 

Herr werden konnten, und mit der gefährdeten 

Lage der Handelsschule, deren Bestand er aufgrund 

sinkender Schülerzahlen in Gefahr sah. Später, so 

seine Ausführungen im Entnazifizierungsverfahren, 

„wurde (er) immer mehr in eine Oppositionsstellung ge-
trieben, die (ihn) im Stillen immer mehr gegen die Par-
teiabsichten arbeiten ließ.“ Böttcher, für den Lübbren 

übrigens keine entlastende Erklärung abgegeben 

hatte, konnte den Vorstellungsausschuss mit dieser 

Erklärung offenbar nicht überzeugen. Er stellte in 

dem Verfahren am 17. März 1947 fest, dass Bött-

cher ein „Militarist“ sei und erklärte ihn zu einem 

Aktivisten. Das durch die Militärregierung 1945 

eingestellte Ruhegehalt war aus Sicht des Vorstel-

lungsausschusses der Grund für Böttchers Reue. 

Die Erkenntnisse des Vorstellungsausschusses ent-

sprechen auch eher dem Verhalten Böttchers als 

seine eigenen Einlassungen und die Ausführungen 

seines Vertreters Lübbren. Ohne dass es eine rechts-

verbindliche Vorschrift gab, sind in den von mir ein-

gesehenen Akten Böttchers Schriftstücke durchweg 

mit dem Zusatz „Heil Hitler“ gekennzeichnet, wäh-

rend die übrigen Schriftstücke der Verwaltungsschu-

le als auch die des Personalamtes und bremischer 

Regierungsstellen sowohl mit Reichsdienststellen 

als auch mit den Parteistellen ohne diesen Zusatz 

existieren. Auch dass er den Unterricht im Fach „Ein-

führung in den Nationalsozialismus“ erteilte, für das 

er bereits im Oktober 1933 vom Personalreferenten 

des Senats die Zustimmung erbeten hatte, weist eher 

darauf hin, dass Böttcher aktiver Nationalsozialist 

war. Diese Annahme wird weiter gestützt durch die 

Ausführungen von Schwarzwälder, der vor 1933 le-

diglich 69 NSDAP-Mitgliedschaften bei etwa 7.400 

Beamten und Angestellten feststellte, wobei von 523 

höheren Beamten 11 der NSDAP angehörten und 

davon 9 Personen Studienräte waren. 

Ein großer Teil des Unterrichts an der Verwaltungs-

schule wurde von nebenamtlichen Lehrkräften 

durchgeführt. Gab es auch hier erwähnenswerte 

Erkenntnisse?

M.J.: Neben den beiden hauptamtlich tätigen Lehr-

kräften, nämlich dem Direktor der Verwaltungs-

schule und dem stellvertretenden Direktor, gab es 

ausschließlich nebenamtlich tätige Staatsanwälte, 

Richter und Rechtsanwälte, die im Wesentlichen in 

den Rechtsfächern unterrichteten, sowie Verwal-

tungsbeamte des gehobenen und höheren Dienstes. 

Hier sind mir zwei Personen aufgefallen, während der 

größte Teil der nebenamtlichen Lehrkräfte – soweit 

ich deren Entnazifizierungsakten einsehen konnte – 

als nominelle Nationalsozialisten qualifiziert worden 

sind. Im positiven Sinne ist der Rechtsanwalt Gün-

ter Mehne hervorzuheben. Mehne war Mitglied des 

„Stahlhelms“. Der Name geht zurück auf den in der 

Verdun-Schlacht zum ersten Mal verwendeten Helm, 

der die sogenannte Pickelhaube der Soldaten ablös-

te. Er symbolisierte in der Weimarer Republik glei-

chermaßen das angeblich unbesiegte Heer und den 

Mythos der Frontgemeinschaft. Der „Stahlhelm“ war 

ursprünglich als Interessensverband der Frontsolda-

ten gegründet worden, entwickelte sich aber zu ei-

nem Gegner der Republik und näherte sich schon vor 

1933 den Nationalsozialisten an. Mehne hatte sich 

nach eigenem Bekunden im Entnazifizierungsverfah-

ren 1933 dem Stahlhelm angeschlossen, da zu dieser 

Zeit erklärt wurde, dass Rechtsanwälte dem „Stahl-

helm“ oder der „SA“ beizutreten hatten. Von hier kam 

er 1934 in die SA, aus der 1935 ausgetreten ist, da er 

„mit dem Inhalt der Schulungsvorträge und ... insbeson-
dere auch mit der judenfeindlichen Einstellung nicht ein-
verstanden war.“ Der bekannte Rechtsanwalt Heinrich 

Hannover schreibt in einem Bericht über das Verbot 

der KPD 1956 und die Folgen für die republikanische 

Justiz von einem Gerücht, wonach Mehne in der Na-

zizeit Kommunisten verteidigt haben soll. Er hielt das 

aufgrund des ungewöhnlich achtungsvollem Verhal-

ten Mehnes gegenüber Angeklagten und Verteidi-

gern in Berufsverbotsprozessen für durchaus mög-

lich. „Mehnes Stil war eine bemerkenswerte bremische 
Besonderheit, die nicht für alle Strafkammern des Land-
gerichts galt und auch nicht von Dauer war.“ Tatsächlich 

verweist Mehne im Entnazifizierungsverfahren dar-

auf hin, dass er als Offizialverteidiger aber auch als 

Wahlverteidiger in vielen politischen Prozessen u. a. 

SPD-Mitglieder und KPD-Mitglieder verteidigt habe. 

Noch 1938 hat er die Verteidigung eines jüdischen 

Bürgers übernommen. In der Liste der Offizialvertei-

diger des Amtsgerichts war Mehne mit dem Vermerk 

„verteidigt Juden“ aufgeführt. Da 1945 beabsichtigt 

war, Mehne wegen seiner kurzen Zugehörigkeit zur 

SA die Zulassung als Anwalt zu entziehen, enthält die 
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Akte von Mehne neben seinen eigenen ausführlichen 

Schilderungen eine Vielzahl entlastender Schreiben, 

u. a. des Schriftleiters des Weser-Kuriers, der von 

einer gewissenhaften Beratung und der Rechtslage 

gemäß objektiven Verteidigung spricht und von fol-

gender „Auslassung der Gestapo“ berichtet: „Dem 
Rechtsanwalt Mehne scheint der Geist des Dritten Rei-
ches auch noch nicht eingegangen sein.“ 

Die andere herausragende Person war Dr. Bernhard 

Hinrichs, zunächst Richter am Amtsgericht bzw. 

Landgericht Bremen, dessen Karriere beim Oberver-

waltungsgericht Bremen endete, das er in den Jahren 

1953 bis 1964 als Präsident leitet. Wie lange er sein 

Nebenamt an der Verwaltungsschule ausgeübt hat, 

ist nicht feststellbar, da nur ein Teil seiner Personal-

akte eingesehen werden konnte. Sein Leben ist ein 

Beispiel für eine fast nahtlose Juristenkarriere. Seit 

1933 Mitglied der SA (Oberscharführer), trat er 

1937 der NSDAP bei, war Mitglied im Reichsbund 

und im NS-Rechtswahrerbund. Am Bremer Sonder-

gericht als Richter tätig, und ab 1943 dem Reichs-

justizministerium zugeordnet, wurde er von der 

Militärregierung entlassen, auf Empfehlung des „Be-

ratenden Ausschusses Justiz für die Ausschaltung 

von Nationalsozialisten im Bezirk des Hanseatischen 

Oberlandesgerichts in Hamburg (Zusammensetzung 

ein Landgerichtsdirektor, ein 1. Staatsanwalt und ein 

Rechtsanwalt) ab Dezember 1946 wieder als Land-

gerichtsrat eingestellt. Sein Antrag auf Wiederzu-

lassung als Oberlandesgerichtsrat wurde vom Aus-

schuss „aus politischen Gründen“ nicht befürwortet, da 

er durch seine „Tätigkeit als Referendargemeinschafts-
leiter und im Sondergericht nicht unerheblich politisch 
belastet erscheint“. Seine Belastung war nach „genauer 
Prüfung nur eine äußere, daher Empfehlung, ihn als einfa-
chen Richter wieder in den Justizdienst zu übernehmen.“  

Nach Leumundszeugnissen – u. a. von dem späteren 

Bundespräsidenten Karl Carstens, der seinem frühe-

ren Amtsgerichtsleiter Hinrichs in einer eidesstatt-

lichen Erklärung bezeugte, wonach dieser weder 

der NSDAP noch einer ihrer Gliederungen oder an-

geschlossenen Verbänden angehört habe, was nach-

weislich nicht den Tatsachen entsprach – und der 

Aussage des Landgerichtsdirektors „war Hinrichs in-
nerlich scharf gegen den Nationalsozialismus eingestellt 
gewesen (...) und (hat die) nationalsozialistische Rechts-
ideologien abgelehnt.“ Hinrichs selbst hatte sich als 

„Mitläufer“ eingestuft. Im Rahmen einer periodischen 

Überprüfung in der britischen Besatzungszone wur-

de er zum Entlasteten der Kategorie V. Als Richter am 

Sondergericht Bremen wäre Hinrichs nach der Anla-

ge N Juristen, Klasse II Ziff. 2 des Gesetzes Nr.104 

zur Befreiung vom Nationalsozialismus und Militaris-

mus als Belasteter einzugruppieren gewesen, wenn 

nicht sogar wegen seiner Lehrtätigkeit im Gemein-

schaftslager Hanns Kerrl als Hauptbelasteter.

Bereits 1935 wurde Hinrichs vom Landgerichtspräsi-

denten Bremen bestätigt, dass seine „nationalsozialis-
tische Einstellung über jeden Zweifel erhaben (ist).“ Und 

in seiner Beurteilung als Kameradschaftsführer im 

Gemeinschaftslager der Rechtsreferendarsgemein-

schaft (Durch die Einrichtung des Gemeinschafts-

lagers Hanns Kerrl in Jüterborg, in dem ausschließ-

lich Sport und ideologische Schulungen stattfanden, 

versuchte der nationalsozialistische Justizminister 

Kerrl den neuen Typ des Verwaltungsführers zu for-

men.) heißt es, dass „gegen seine politische Einstellung 
... keine Bedenken (bestehen).“  Nach Ausführungen des 

Reichsjustizministeriums kamen als Kameradschafts-

führer nur solche Beamte in Betracht, die ihre Ein-

satzbereitschaft für den Nationalsozialismus durch 

tätige Mitarbeit in der Bewegung bewiesen hatten. 

Als Lehrkraft hatte er sich „den Aufgaben im Lager mit 
hohem Pflichtbewusstsein und großem Fleiß gewidmet“, 

so die Beurteilung seines Ausbildungsleiters. Nach 

der Beurteilung durch den Präsidenten des Hanseati-

schen Oberlandesgerichts im Dezember 1941 hatte 

sich Hinrichs „unermüdlich in der Bewegung einge-

setzt.“ In den letzten Beurteilungen durch den Land-

gerichtspräsidenten und die höhere Justizbehörde 

1943 bezeichnete man seine „Politische Haltung ohne 
jeden Zweifel“ und charakterisiert ihn mit den Worten: 

„... ein bodenständiger Mensch, politisch einsatzbereit.“  

Diese Beurteilungen widersprechen der oben er-

wähnten Aussage des Landgerichtsdirektors, dass er 

gegen den Nationalsozialismus eingestellt gewesen 

sei, und lassen auch vermuten, dass Hinrichs seinen 

Unterricht in Staatsrecht entsprechend der national-

sozialistischen Ideologie abgehalten hat. Hinrichs, 

der als Präsident des Oberverwaltungsgerichts Bre-

men 1964 in seinem Dienstzimmer starb, war nicht 

der einzige bremische Jurist, der seine Karriere fast 

ohne Einschränkung fortsetzen konnte. Wrobel, ehe-

maliger Senatsrat beim Senator für Justiz und Verfas-

sung, führt in seiner Geschichte der Verwaltungsge-

richtsbarkeit an, dass Dr. Kurt Bode 1951 vom Senat 

zu einem nebenamtlichen richterlichen Mitglied und 

damit zu einem Beisitzer des Verwaltungsgerichts-

hofs berufen wurde, ein Richter, der 1939 in Danzig 

als Vorsitzender des Kriegsgerichts 38 Polen zum 

Tode verurteilte und hinrichten ließ, die die Danziger 

Post vor den deutschen Angriffen verteidigt hatten. 
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Er wurde letztendlich Vizepräsident des Oberlandes-

gerichts Bremen. 

Manfred, vielen Dank für Deine ausführlichen In-

formationen, die einen doch sehr viel kritischeren 

Blick auf das Handeln einiger Personen und damit 

auch auf einen Teil unserer Verwaltungsschulge-

schichte erlauben.

Das Gespräch führe Holger Wendel
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Die Verwaltungsschule soll den 

Schulbetrieb nach den Worten 

ihres 1942 eingesetzten Lei-

ters Julius Lübbren „… bis zum 
Einmarsch der Alliierten … mit 
deutscher Gründlichkeit aufrecht-
erhalten“ haben. Schwingt in die-

sen rückblickenden Worten von 

1963 – Anlass war das 40-jährige 

Schuljubiläum – des ehemaligen 

NSDAP-Mitglieds immer noch 

ein klammheimlicher Stolz mit? 

Oder ist es selbstkritischer Sar-

kasmus? – Wie viele Verwaltungs-

schüler:innen mögen allein beim 

letzten „Volkssturm“-Aufgebot 

dabei gewesen sein? Wie viele 

haben noch in den letzten Tagen, 

erst recht während der gesamten 

Kriegszeit ihr Leben gelassen? 

Wie viele mögen begeisterte Mit-

glieder der „Hitler-Jugend“ (HJ) 

und Nazis gewesen sein? Wie vie-

len Menschen haben sie als deut-

sche Soldaten den Tod gebracht? 

Ob es wohl „widerständige“ Ver-

waltungsschüler:innen gab? …und 

welche, die Opfern des National-

sozialismus geholfen haben?

Niemand dachte im Mai 1945 

daran, einfach weiterzumachen 

… – nicht nur, weil „…die meisten 
Schulgebäude nur noch Trümmer 
(Sternstraße, Martinischule, Groß-
enstraße, Wachtstraße) [waren]… 
die wertvolle Bibliothek der Schule 
… verrottet und unbrauchbar in den 
verschütteten Kellern der Großen-
straße [lag] …. auch sämtliche Schul-
akten [verloren gingen]“; auch nicht 

nur, weil die Besatzungsmächte 

die Fortsetzung des Dienstbe-

triebes wohl eh untersagt hätten; 

sondern hauptsächlich deshalb, 

weil es für die Menschen, für Bre-

men, für Deutschland zunächst 

um andere, um im wahrsten Sinne 

des Wortes existenzielle Proble-

me ging – und um grundlegende 

Neuorientierungen. 

Bevor der Betrieb einer Ver-

waltungsschule der Freien Han-

sestadt Bremen wieder richtig 

aufgenommen werden konnte, 

musste wenigstens ansatzweise 

klar sein, wie die Nachkriegsge-

sellschaft aussehen sollte. Wieder 

eine demokratische Republik mit 

einer rechtsstaatlich funktionie-

renden Verwaltung? Wieder eine 

selbstständige, eine Freie Hanse-

stadt Bremen?

Antworten gab es erstaunlich 

schnell: Bremen profitierte davon, 

dass die US-Amerikaner einen 

„Port of Embarcation“ brauchten 

und Bremen und Bremerhaven 

zur amerikanischen Enklave in-

nerhalb der britischen Besat-

zungszone wurden; damit war der 

Grundstein gelegt für die Wieder-

geburt des selbstständigen Landes 

Bremen oder, wie es der Direktor 

der Bremer Militärregierung, Co-

lonel Browning 1946 ausdrückte, 

für den Erhalt Bremens als „reichs-
unmittelbarer Hansestadt“.

Die Macht hatten die Besatzungs-

mächte. Sie waren aber auf Ko-

operation angewiesen und setz-

ten sofort wieder Bürgermeister 

(ab August 1945 den Sozialdemo-

kraten Wilhelm Kaisen) und Senat 

(ausgesuchte Persönlichkeiten 

aus verschiedenen politischen 

Lagern – Sozialdemokraten, Kom-

munisten, „Bürgerliche“, sogar 

Deutschnationale) ein, ab Okto-

ber 1946 gab es wieder eine ge-

wählte Bürgerschaft. 

Abgeschlossen wurde die Re-

konstituierung mit der am 22. Ok-
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Am 27. April 1945 um 18:00 Uhr – zwölf Tage früher als in Berlin - enden für Bremen offiziell Krieg und nationalsozia-
listische Terrorherrschaft – es schlug die sogenannte Stunde Null. 

„Nach 173 Luftangriffen liegen über 60 Prozent der Wohnungen in Schutt und Asche. Die Häfen sind zerstört, die 
Brücken sinnlos gesprengt, 25.000 Bremerinnen und Bremer sind unter Trümmern gestorben, gefallen, vermisst. In der 
Stadt, die 1939 450.000 Einwohner hatte, leben zur Stunde ‚Null‘ 280.000 Menschen. Leben? Vegetieren.“ (Bürger-
meister a.D. Hans Koschnick)

Vorbei waren nicht nur die Schrecken des Krieges; Bremen war auch befreit von der Nazi-Diktatur. 

„Zwölf Jahre Schrecken, zwölf Jahre der Unmenschlichkeit, der Entrechtung und Erniedri-
gung, der Verfolgung und der blutigen Willkür liegen hinter uns. (…) Das Ergebnis der Hitlerherr-
schaft ist der restlose Zusammenbruch auf allen Gebieten (…) Zur materiellen Zerstörung und Ver-
wüstung kommen die seelische und sittliche Verwilderung und Aushöhlung des deutschen Volkes.“  
(aus einem am 5. Mai veröffentlichten Aufruf der Bremer „Kampfgemeinschaft gegen den Faschismus“)
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tober 1947 verkündeten, zuvor 

mit großer Mehrheit durch einen 

Volksentscheid angenommen 

neuen Landesverfassung der 

Freien Hansestadt Bremen, die, 

wie könnte es auch anders sein, 

stark von den Erfahrungen mit 

der NS-Diktatur und deren Unter-

stützung durch das große Kapital 

geprägt ist. Sie ergänzt daher die 

liberalen Bremer Traditionen aus 

der Weimarer Zeit um die voran-

gestellten Menschen- und Grund-

rechte und erklärt den Schutz 

der Schwachen zum Staatsziel, 

sie sieht Überführungen von 

Unternehmen in Gemeineigen-

tum vor – optionale und sogar 

verpflichtende; auch die Bindung 

der Staatsgewalt und damit auch 

des Senats und der Verwaltung 

nicht nur an die Gesetze (Art. 

66), sondern – vorangestellt – an 

die „Gebote der Sittlichkeit und 

Menschlichkeit“ (Art. 1) ist eine 

Konsequenz aus nationalsozialis-

tischem Rechtsmissbrauch. Gegen 

die Willfährigkeit des Beamtenap-

parates in der Diktatur gerichtet 

(und damit besonders bedeutsam 

für die Verwaltungsausbildung!) 

sind die ausdrückliche Festlegung 

der persönlichen Verantwortung 

aller, die die Menschenwürde ver-

letzende Maßnahmen anordnen 

oder ausführen (Art. 5), sowie das 

Recht und die Pflicht zum Wider-

stand gegen verfassungswidrige 

Eingriffe in die Menschenrechte 

für jedermann, somit auch für Ver-

waltungsangehörige (Art. 19).

Mit dem Grundgesetz der Bun-

desrepublik Deutschland vom 23. 

Mai 1949 für die „Westzonen“ 

wurde Bremen zum Bundesland. 

Und am 21. September 1949 en-

dete auch für Bremen die Zeit der 

Militärregierung.

Wilhelm Kaisen, der als Präsi-

dent des Senats die Politik der 

nächsten Jahrzehnte maßgeblich 

bestimmte, gehörte zu dem „die 
Nachkriegszeit prägenden Typus 
des patriarchalischen und zugleich 
pragmatischen Landespolitikers“ 

(Inge Marßolek im Handbuch 

der Bremischen Verfassung). Er 

suchte das – auch in der Außen-

wahrnehmung für Bremen fortan 

so typische – historische Bünd-

nis zwischen Arbeiter- und Kauf-

mannschaft. Sein „Kompagnon“ 

auf bürgerlicher Seite war der an-

dere „große alte Mann“ der Bre-

mer Politik – Theodor Spitta, ein 

typischer liberal-konservativer 

Vertreter der Kaufmannschaft. 

Beide stellten „grundsätzliche poli-
tisch-programmatische Differenzen 
zwischen den bürgerlichen Parteien 
und der SPD hintan, wenn es um das 
Wohl der Hansestadt … ging“ – na-

türlich so, wie sie selbst das Wohl 

definierten. Diese „sozialliberale“ 

politische Grundrichtung sollte in 

Bremen in den Nachkriegsjahr-

zehnten durchgängig dominieren. 

Von 1947 an regierten bis 1971 

– selbst bei absoluten Mehrheiten 

der Sozialdemokraten – im Senat 

Koalitionen aus SPD und bürger-

lichen Parteien (BDV, später FDP 

und von 1951 – 1959 auch CDU). 

Das schuf eine gewisse politische 

Stabilität, die als dem Neu- und 

Wiederaufbau förderlich empfun-

den wurde (Konrad Elmshäuser).

Verwaltungsschule – Neuaus-

richtung und Kompetenzstreit

Schon im April 1946 konnte der 

Senator für Schulen und Erzie-

hung Christian Paulmann im Senat 

von der Wiedereröffnung der Be-

rufs- und Fachschulen berichten. 

Sie fanden unter großen Schwie-

rigkeiten, insbesondere wegen 

des Raum- und Lehrkräfteman-

gels, statt. An der Berufsschule 

für den Großhandel, der die Ver-

waltungsschule immer noch ange-

schlossen war, fehlten im Sommer 

1946 von 30 Unterrichtsräumen 

(Vorkriegsstand) 22. Auch die Ver-

waltungsschule nahm den Betrieb 

wieder auf. Nominelles spielte 

dabei offenbar keine große Rolle; 

mal trug sie wieder den Namen 

„Schule für Bürolehrlinge und An-

gestellte“, mal den Namen „Schule 

für Beamte und Bürolehrlinge“ 

oder auch „Verwaltungsbeamten-

schule“. Man wusste offenbar, was 

gemeint war, und Taten waren 

wichtiger als Worte. 

„Der Zusammenbruch 1945, das 
Wiedererwachen kommunalen 

Lebens und die Neubegründung der 
deutschen Länder eröffnete auch 

für unsere Verwaltungsschule eine 
neue Epoche.“

der spätere Verwaltungsschuldi-
rektor Johannes Kulke

Albert Bartels, ein ausgebilde-

ter Verwaltungsexperte, der frü-

her Leiter der Heeresfachschule 

Bremen gewesen war, wurde 

zunächst als Lehrer eingestellt 

(15.04.1946) und bald danach in-

formell auch als „Leiter“ bezeich-

net. – Der 1942 eingesetzte Ver-

waltungsschuldirektor Lübbren 

war übrigens auf Veranlassung der 

amerikanischen Besatzungsbe-

hörde wegen seiner NSDAP-Mit-

gliedschaft entlassen worden und 

kam als Leiter der Verwaltungs-

schule nicht mehr in Betracht. Er 

wurde später als „Mitläufer“ ein-

gestuft und die Entlassung damit 

zwar aufgehoben, allerdings ohne 

Anspruch auf Wiedereinsetzung 

in sein altes Amt. Er war bis zu 

seiner Pensionierung an der Päda-

gogischen Hochschule Bremen als 

Dozent tätig. 

Wenig später, am 14. Mai 1946, 

wurden die ersten vier Nach-
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und „Fiasko“ (Schwarzwälder) und 

als „aufwändiger Fehlschlag“ (Elm-

shäuser) bezeichnet. 

Das Dilemma bestand von vornhe-
rein darin, dass sich „als Folge der 
engen Verflechtung der deutschen 
Bevölkerung mit dem NS-System 

eine derart hohe Zahl von Schuldi-
gen, Belasteten, Minderbelasteten 

und Mitläufern (ergab), dass die 
rigorose und undifferenzierte An-
wendung des Prinzips politischer 

Reinigung auch in Bremen in vielen 
Bereichen … lähmende Wirkung 

gehabt hätte“ .

(Karl Holl u.a. im „Handbuch der 
Bremischen Verfassung“)

Der Senat, voran die Bürger-

meister Kaisen und erst recht 

Spitta, versuchten daher, die Ent-

nazifizierung zu bremsen und zu 

blockieren. – Mit der Umsetzung 

dieser Politik war maßgeblich ein 

Mann befasst, der für die Verwal-

tungsschule große Bedeutung be-

kommen sollte: Johann Osterloh. 

Osterloh, ein politisch integrer 

Mann, während der Weimarer Re-

publik als SPD-Politiker Mitglied 

der Bremischen Bürgerschaft 

und vorübergehend (1931) sogar 

deren Präsident, von den Nazis 

1933 als Volksschullehrer entlas-

sen, 1933 in einem KZ inhaftiert, 

war von Oktober 1945 bis März 

1946 kommissarischer Leiter der 

Regierungskanzlei, ab 1948 Chef 

des Personalamtes und danach bis 

Juni 1954 Chef der Senatskom-

mission für das Personalwesen 

(SKP). In dieser Funktion hatte 

er maßgeblichen Einfluss auf die 

Entwicklung der Verwaltungs-

schule. (Direktor Kulke dankte 

1963 dem „allseits verehrten“ frü-

heren Chef…“)

Der Historiker Hans Hesse hatte 

50 Jahre später erstmals Zugang 

zu den Entnazifizierungsakten; 

in seinem 2005 erschienen Buch 

zur Entnazifizierung im Lande 

Bremen weist er nicht nur auf 

das absurde Ergebnis hin, dass es 

nach dem Abschlussbericht des 

Senats über die Verfahren in Bre-

men angeblich mehr Menschen 

gegeben haben müsste, die nach-

weislichen Widerstand gegen die 

Nationalsozialisten geleistet und 

dadurch Nachteile erlitten haben, 

als es belastete Nazis gab. Er zeigt 

auch sehr gut, dass durch die ent-
politisierte und justifizierte Entnazi-
fizierung ein bestimmtes Bild von 

NS-Schuld und NS-Täterschaft de-

finiert wurde, das über Jahrzehn-

te bestimmend blieb. „Demnach 
war eine kleine Clique von KZ-Schlä-
gern, Judenmördern, einigen we-
nigen Gestapobeamten, soweit sie 
Misshandlungen begingen, Denunzi-
anten und hohen formal-belasteten 
Personen, wenn sie sich ‚unanstän-
dig‘ oder brutal gezeigt hatten, ver-
antwortlich für die NS-Verbrechen.“ 

Politische Verantwortlichkeit war 

von ‚NS-Schuld‘ ausgeklammert. 
Abgeurteilt worden sei beispiels-

weise der Mord an Juden, nicht 

die zugrunde liegende rassistische 

Einstellung. So sei sozialpsycholo-

gisch bei Millionen von Menschen 

das Bewusstsein geprägt worden, 

selbst an den Geschehnissen im 

Nationalsozialismus unschuldig 

gewesen zu sein. 

„Als letzten, konsequenten Schritt 
ließen diese Unschuldskonstruktio-
nen die Entnazifizierungsbetroffe-
nen als Opfer des Nationalsozialis-

mus erscheinen… Alle waren sie 
mehr oder weniger Opfer eines 
verbrecherischen Regimes ge-

worden, an dem so gut wie keiner 
verantwortlich teilhatte.“

(Hans Hesse)

kriegslehrgänge eingeschult, 

beginnend mit „M 46“, einem 

Lehrgang für den mittleren allge-

meinen Verwaltungsdienst. Un-

terrichtsfächer waren Staats- und 

Verwaltungskunde, Behördlicher 

Schriftverkehr, Bürokunde und 

Kurzschrift, Verwaltungsrechnen 

und Buchführung, Wirtschafts-

kunde und Wirtschaftsgeo-

graphie, Rechtskunde, Versi-

cherungsrecht, Beamtenrecht, 

Wohlfahrtsrecht und Arbeits-

recht. Unterrichtet wurde in der 

Volksschule Elisabethstraße in 

Walle. – Auf den mittleren Dienst 

folgten unmittelbar Lehrgänge für 

den gehobenen Dienst und für die 

„Reno-Abteilung“ (Rechtsanwälte 

und Notare). Wenn auch zunächst 
improvisierend und mit unzuläng-
lichsten Mitteln (Kulke 1963) – der 

Wiederbeginn war geschafft!

Da sich die Verwaltungsschule da-

bei weiterhin in großem Umfang 

nebenamtlicher Lehrkräfte haupt-

sächlich aus den Behörden und von 

den Gerichten bedienen musste, 

liegt mit Blick auf die Entnazifizie-

rungs-Ergebnisse bei Beamt:innen 

und insbesondere bei Jurist:innen 

auf der Hand, dass dabei zahlrei-

che belastete Lehrbeauftragte mit-

gewirkt haben müssen.

Exkurs: Die missglückte Entna-

zifizierung

Die Entnazifizierung in Bremen 

– nach der Kapitulation zunächst 

als „Denazification“ in der Regie 

der amerikanischen Militäradmi-

nistration, ab Mai 1947 bis Ende 

1950 als „Befreiung von National-

sozialismus und Militarismus“ in 

der Zuständigkeit des Senats, dem 

eigens „Befreiungssenatoren“ 

angehörten – ist ein schwieriges 

und auch in der Rückschau be-

drückendes Thema. Von Bremer 

Historikern wird sie als „quälend“ 
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Ab 1947 kam es nur noch in Aus-

nahmefällen zu Entlassungen. 

„Mitläufern“ drohten in der Regel 

nur noch relativ kleine Geldzah-

lungen als Sühneleistung und be-

deuteten insofern für die meisten 

Betroffenen eine große Erleich-

terung. Der „Sühnebescheid“ des 

ehemaligen Verwaltungsschuldi-

rektors Lübbren vom 19.04.1948 

sah beispielsweise für ihn als „Mit-

läufer“ (Blockhelfer der NSDAP 

v. 1937-1945) eine Zahlung in 

Höhe von 750 Reichsmark vor. 

1950 verabschiedete die Bürger-

schaft ein sog. Abschlussgesetz, 

das es ermöglichte, dass bis 1953 

mit Ausnahme von drei Fällen alle 

Hauptschuldigen und Belasteten 

gnadenweise zu Mitläufern umge-

stuft wurden…

Verwaltungsschule wieder 

eigenständig

Zum Schuljahresbeginn 1948 

– im 25. Jahr ihres Bestehens 

– wurden die Schule für Beam-

te und Bürolehrlinge sowie die 

Verwaltungsbeamtenoberschu-

le, die inzwischen schon wieder 

220 Schüler*innen hatten, aus 

den Kaufmännischen Lehranstal-

ten ausgegliedert und – wie vor 

1933 – wieder eigenständige Ein-

richtungen. Initiiert hatten dies 

– noch einvernehmlich – der Lei-

ter des Personalamtes Osterloh 

und der zuständige Oberschulrat 

Dr. Roßmann. Wenig später, am 

14.01.1949, beschloss die Depu-

tation für Berufs- und Fachschu-

len die Umbenennung der Schule 

für Beamte und Bürolehrlinge in 

Verwaltungsschule. Bartels war 

im April 1948 nun auch formell 

zum „Direktor der Verwaltungs-

schulen“ ernannt worden. 

Die den Verwaltungsschulen zu-

gedachte Funktion wurde 1951 

in den ersten nach dem Krieg er-

lassenen Ausbildungs- und Prü-

fungsordnungen für den mittleren 

und den gehobenen Dienst jeweils 

in den Paragrafen 8 unter der 

Überschrift „Theoretische Ausbil-

dung“ definiert: 

Zur Vertiefung und Erweiterung der 
durch die praktische Tätigkeit er-

worbenen Kenntnisse sowie zur Er-
reichung eines Überblicks über das 

Aufgabengebiet der bremischen 
Verwaltung ist dem Anwärter für 
den mittleren Dienst // für den ge-
hobenen Dienst // ein gründlicher 

theoretischer Unterricht in der Ver-
waltungsberufs- bzw. Fachschule 
// in der Verwaltungsoberschule // 
der Freien Hansestadt Bremen zu 

erteilen.

APO mittlerer//gehobener Dienst

Am 7. Februar 1951 verstarb über-

raschend Direktor Bartels. Der 

Handelsstudienrat Erhard Halfar 

wurde als kommissarischer Ver-

waltungsschulleiter eingesetzt. 

Er bilanziert in einem Vermerk 

vom 12. Juni 1951 den „Leistungs-
anstieg der Verwaltungsschulen 
der Freien Hansestadt Bremen von 
1945 – 1951“. Sein Ergebnis:  

„Mit der Konsolidierung des ge-
samten Kultur- und Wirtschafts-
lebens nach der Währungsreform 
im Juni 1948 nahm auch die Ent-
wicklung des Verwaltungsschul-
wesens einen raschen Aufstieg.“ 

Drei Aspekte hebt er besonders 

hervor:

• Analog zu den gewachse-

nen Anforderungen an den Nach-

wuchs habe eine „scharfe Auslese 
bei der Einstellung“ eingesetzt. 

1948 sei es noch notwendig ge-

wesen, durch „Einrichtung einer 
Hilfsklasse…die durch den Krieg be-
dingten Lücken in der Allgemeinbil-
dung einiger Lehrlinge zu beseitigen“. 
Nun sei das Leistungsniveau der 

Schüler wieder deutlich gestie-

gen. Die Absolventen der Verwal-

tungsoberschule besäßen zu 70% 

das Abitur, die Verwaltungslehr-

linge an der Verwaltungsberufs-

schule die mittlere Reife; und die 

Angestelltenlehrlinge „haben eine 
gute Volksschulbildung genossen“.

• Während der Unterricht in 

Verwaltungskunde in den Händen 

von „bewährten erfahrenen Prak-
tikern“ liege, unterrichte in den 

wirtschaftskundlichen Fächern 

ein „Diplomhandelslehrer mit mehr-
jähriger Unterrichtspraxis an Be-
amtenschulen“, in Staatskunde ein 

„Dipl. Handelslehrer und Jurist, der 
als Mitglied des Staatsgerichtshofes 
über genaue Kenntnis der örtlichen 
Rechtsverhältnisse verfügt“ und in 

den „deutschkundlichen Fächern … 
tüchtige Hauptschullehrer“.

• Und schließlich verfügten 

alle Schülerinnen wieder über 

„gute Fachbücher“.

Der Streit um die Zuständigkeit

In den ersten Nachkriegsjahren 

lag die Schulaufsicht noch beim Se-

nator für Schulen und Erziehung. 

Unterrichtspläne und die Einrich-

tung der Lehrgänge bedurften sei-

ner Zustimmung. Aber er bemühte 

sich um Abstimmung und wies den 

Verwaltungsschuldirektor 1949 

ausdrücklich an, die Verbindung 

mit dem Personalamt, damals eine 

Abteilung der Regierungskanzlei, 

zu pflegen, da „bei der Aufstellung 
der Unterrichtspläne … auf die Be-
lange der Verwaltung weitgehendst 
Rücksicht zu nehmen (ist).“ Lehrkräf-

te sollten nach Anhörung des Lei-

ters des Personalamtes eingestellt 

werden. Über den Haushaltsvor-

anschlag, die Organisation, Lehr-

pläne und Prüfungsanforderun-

gen der Verwaltungsschule sollte 

ein Schulbeirat entscheiden. Ihm 

sollten unter dem Vorsitz des zu-

ständigen Oberschulrates der 
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Direktor der Verwaltungsschule 

und ein Mitglied des Lehrkörpers 

seitens der Schulbehörde (!) sowie 

ein vom Leiter des Personalamtes 

bestellter Vertreter, eine Lehrkraft 

und ein Vertreter des Betriebsra-

tes angehören.

Auch zu den Prüfungen gab es 

klare Vorstellungen; sie sollten 

„Schulabschlussprüfungen“ sein, 

bei deren Abnahme der zuständi-

ge Oberschulrat den Vorsitz führt. 

Lediglich die „Auswertung der 

Prüfungszeugnisse“ bei Übernah-

me in das Beamtenverhältnis soll-

te – bei gleichzeitiger Berücksich-

tigung der Praxiszeugnisse – dem 

Personalamt überlassen bleiben.

Dem Personalamt schienen die-

se Einflussmöglichkeiten nicht zu 

reichen – es kam zum Streit um 

die Zuständigkeit für die Verwal-

tungsschulen. Schon im November 

1949 prallten die unterschied-

lichen Positionen aufeinander. 

Während die Schulverwaltung 

für die ausschließliche Unterstel-

lung der Schule unter die Schul-

behörde plädierte, verlangte das 

Personalamt, ihm wenigstens die 

Teile voll zu unterstellen, die nicht 

Berufsschule sind – also die Ver-

waltungsfach- und -oberschule. 

Der Konflikt nahm im Dezember 

1951 Fahrt auf – zunächst mit 

einer „Denkschrift über Stellung und 
Bedeutung der Verwaltungsschule“ 
des damaligen Ausbildungsrefe-

renten beim Personalamt Ohl, 

der zu der Schlussfolgerung kam, 

dass „die Pläne des Personalamtes 
in bezug auf die Gestaltung des Aus-
bildungswesens nur realisiert werden 
können, wenn die Verwaltungsschule 
in die Regie des Personalamtes über-
geht…“ – Dagegen argumentierte 

entschieden der kommissarische 

Verwaltungsschulleiter Halfar, 

der selbst nicht aus der Verwal-

tung kam. Er setzte sich für die 

bewährte „organische Einheit des 
bremischen Schulwesens“ ein und 

sah die Lenkung der Berufsschul-

arbeit als „ureigenste Angelegenheit 
des Senators für Schulen und Erzie-
hung“. – Dieser wertete den Vor-

stoß ebenfalls aus grundsätzlichen 

Erwägungen als „Rückentwicklung“ 

und möglichen „Präzedenzfall“. 

Der Senat sollte letztlich anders 

entscheiden. Ausschlaggebend 

dafür waren offenbar die Berichte 

des Sonderbeauftragten für Ver-

waltungsvereinfachung der Frei-

en Hansestadt Bremen, Staatsrat 

Richter, über die senatorische 

Dienststelle für Schulen und Er-

ziehung sowie über das Personal-

amt und die Regierungskanzlei 

(1952). Er plädierte zunächst für 
„eine richtige und gründliche Ausbil-
dung des Verwaltungsnachwuchses“: 

„Denn ein moderner Kulturstaat, 
der gleichzeitig Rechtsstaat ist, ist 
… ohne tüchtige Verwaltungsbe-

amte (nicht) denkbar. Das ‚Gesetz 
der wachsenden Staatstätigkeit‘ … 
erfordert Beamte, die so vielseitig 

und gründlich ausgebildet sind, 
daß sie in der Verwaltung für die 

Gemeinschaft der Staatsbürger im 
Rahmen der Gesetze schöpferisch 

tätig sein können. Mir scheint 
nach alledem, daß die Ausbildung 
des Verwaltungsnachwuchses im 
Interesse der Verwaltung vertieft 

werden muß.“

der Sonderbeauftragte für Ver-
waltungsvereinfachung der Freien 

Hansestadt Bremen, Staatsrat 
Richter

Weitblickend stellte er fest, 

… dass „die Frage der Verwaltungs-
reform und der Verwaltungsver-
einfachung nicht nur eine Frage 
der richtigen Organisation und 

Rationalisierung der Verwaltung 
(ist), sondern weitestgehend eine 

Personalfrage, die dann richtig 
gelöst ist, wenn auf sämtlichen 
Plätzen in der Verwaltung wirk-
liche Fachkräfte sitzen, die das 

schöpferische Wirken der Verwal-
tung im Interesse der Staatsbürger 

erkannt haben und nicht durch 
bürokratische Maßnahmen, die 

auf Welt- und Volksfremdheit oder 
beruflichem Unvermögen beruhen, 

ihre Pflicht erfüllen.“ 

Soweit hätte wohl auch der Bil-

dungssenator noch zustimmen 

können. Aber Richter kritisier-

te, dass die Verwaltungsschule 

ressortmäßig dem Senator für 

Schulen und Erziehung unter-

stand, dessen Einwirkung auf die 
eigentliche theoretische Ausbildung 

sowieso gering sei, „womit schon 
zum Ausdruck kommen kann, daß er 
die Einrichtung ‚Verwaltungsschule‘ 
nicht als ressorteigen ansieht.“ Für 

ihn war nachvollziehbar, „daß das 
Personalamt … in den letzten Jah-
ren mehr und mehr Einfluß auf die 
Unterrichtsgestaltung genommen 
hat.“ Es überrascht nun nicht mehr, 

dass Richter eine klare Meinung 

darüber hatte, wohin die Verwal-

tungsschule, soweit es sich um die 

Ausbildung des Nachwuchses der 

Verwaltung handelt, gehöre: 

„(…) nicht … zum Ressort des Herrn 
Senators für Schulen und Erzie-

hung… Ich bin vielmehr der Auffas-
sung, daß es sich insoweit um eine 
‚höchstpersönliche‘ Angelegenheit 
des Personalamtes handelt, die in 

vollem Umfang bei ihm liegen muss, 
von der es nicht befreit werden 

kann, da es dafür verantwortlich 
ist, daß die gesamte bremische Ver-

waltung einen wirklich leistungs-
fähigen Nachwuchs erhält.“

Zu einem weiteren Punkt bezog 

Richter sehr pointiert Stellung 
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digen Berufsethos, sein Amt mit 
einem wachen, sozialen Gewissen 
und in demokratischem Geist ver-

waltet.“

Ausbildungsreferent Ohl

Der Senat folgte den Empfehlun-

gen der Senatskommission. Am 

3. März 1953 beschloss er, an 

die Stelle des Personalamtes eine 

neue Behörde zu setzen – die Se-

natskommission für das Personal-

wesen – und die Verwaltungsschu-

le in den Zuständigkeitsbereich 

dieser Behörde zu überführen. 

Zugleich wurde eine Personal-

union zwischen Leitung des Aus-

bildungsreferats und Leitung der 

Verwaltungsschule beschlossen. 

Die „Neugründung“ der Verwal-

tungsschule nach dem Krieg war 

damit – kurz vor ihrem 30. Ge-

burtstag – abgeschlossen. Insbe-

sondere die Ressortierung bei der 

SKP sollte über Jahrzehnte – bis 

heute! – für den Charakter der 

Schule als fest in das Personalma-

nagement der Freien Hansestadt 

Bremen integrierte Aus- und Fort-

bildungseinrichtung der öffentli-

chen Verwaltung prägend sein.

Die Verwaltungsschule existierte 

somit wieder. Aber noch hatte sie 

weder ein eigenes Schulgebäude 

noch ein eigenes hauptamtliches 

Kollegium und auch noch keine rich-

tigen Lehrpläne – genug zu tun da-

her für das kommende Jahrzehnt!

fall vor.“ Es klang etwas verbittert, 

als Aevermann später ergänzte: 

„Ich halte eine weitere Besprechung 
in der Senatskommission für erfolg-
los, da ich mit den Argumenten der 
Schulverwaltung allein blieb.“

Besonders enttäuscht darüber 

war offenbar der zuständige 

Oberschulrat Dr. Teuteberg. Pole-

misch zugespitzt vermerkte er: 

„… ein erheblicher Rückschritt 
im beruflichen Schulwesen. Es ist 

bekannt, daß schulische Veranstal-
tungen für jugendliche Schüler, die 
nicht unter pädagogischer Leitung 
stehen, sich zu reinen Stoffvermitt-

lungsinstituten (Paukeinrichtun-
gen) entwickeln.“

Oberschulrat Dr. Teuteberg

Ganz unrecht hatte er damit sicher-

lich nicht… Allerdings zeigte sich 

auch das Personalamt sowohl pä-

dagogisch als auch hinsichtlich der 

Ausbildungsziele sehr ambitioniert. 

In seiner bereits zitierten Denk-

schrift von 1951 verlangte Aus-

bildungsreferent Ohl von der Ver-

waltungsschule, ihre offenbar als 

zu eng empfundene „ursprüngliche 
Funktion als reine Berufs- bzw. Fach-
schule abzulegen“ und „sich zu einer 
den ganzen Menschen formenden Er-
ziehungsstätte weiterzuentwickeln.“ 

Neben der Ausbildung zu einem 
tüchtigen Beamten steht die hohe 
Aufgabe, in dem jungen Beamten 

tiefes Verständnis für die demokra-
tischen Ideale zu wecken. Staats-
bürgerliche Verpflichtung und die 
zunehmende sozialpolitische Be-

deutung der Verwaltung erfordern 
in immer stärkerem Ausmaße den 

Typ eines Verwaltungsbeamten, der 
nicht nur erstklassiger Handwerker 

seines Faches ist, sondern auch, 
durchdrungen von einem leben-

– zur Auswahl der Schulleitung; 

er vertrat die Ansicht, „… daß nur 
ein in jeder Hinsicht ausgezeich-
neter Verwaltungsbeamter Leiter 
einer Verwaltungsschule sein kann, 
der die Bedürfnisse der Verwaltung 
kennt und weiß, welches Rüstzeug er 
seinen Schülern auf den Weg geben 
muß.“ Weil er zudem eine Perso-

nalunion zwischen dem Verwal-

tungsschulleiter und dem Ausbil-

dungsreferenten im Personalamt 

vorschlug („nicht nur kostenspa-
rend, sondern auch verwaltungs-
organisatorisch zweckmäßig“) und 

der Ausbildungsreferent auch für 

die Kräfte des höheren Dienstes 

verantwortlich sei, „wäre die Be-
treuung eines Verwaltungsjuristen 
in Personalunion sowohl mit der Lei-
tung der Verwaltungsschule wie mit 
der Führung des Ausbildungsrefera-
tes die richtige Lösung.“

Dieser sehr auf Verwaltungsfunk-

tionalität und -rationalisierung 

fokussierten Argumentation hielt 

die Schulverwaltung auf einer Sit-

zung der Senatskommission für 

Verwaltungsvereinfachung im De-

zember 1952 in Person des Lan-

desschulrates Aevermann (der üb-

rigens 1947 „Befreiungssenator“ 

gewesen war) neben grundsätz-

lichen Einwänden (Einheitlichkeit 

des gesamten Schulsystems und 

Warnung vor einem ersten Schritt 

von Ausgliederungen) vor allem 

pädagogische Betrachtungen ent-

gegen, konnte damit aber nicht 

durchdringen. „Man habe ihm“, 

vermerkte Aevermann, „von allen 
Seiten (ohne Ausnahme) entgegen-
gehalten, daß für die pädagogische 
Zielsetzung sich alle Senatoren ver-
antwortlich fühlten, die Durchfüh-
rung eine Aufgabe des zukünftigen 
Leiters wäre und daß der Senat sich 
bestimmt gegen jede weitere Aus-
gliederung von Gliedern des Schul-
wesens aussprechen würde. Bei der 
Verwaltungsschule liege ein Sonder-
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Die 50er und frühen 60er Jahre – 

die Geburtsjahre der Babyboomer 

– waren die Jahre des Aufbaus 

und des Wirtschaftswunders. Sie 

waren aber auch, was gelegent-

lich etwas in den Hintergrund ge-

rät, Jahre historischer Weichen-

stellungen, die nicht zuletzt vom 

zunehmenden Kalten Krieg zwi-

schen West und Ost geprägt wa-

ren (deutsche Teilung, die Schritt 

für Schritt erweiterte Westinteg-

ration der Bundesrepublik, Wie-

derbewaffnung und westdeutsche 

Nato-Mitgliedschaft); die unmit-

telbar nach dem Krieg durchaus 

noch offene Frage der zukünfti-

gen Wirtschaftsordnung wurde 

endgültig restaurativ entschieden 

– eine kapitalistische, wenn auch 

„soziale“ Marktwirtschaft. 

Anders als auf Bundesebene, wo 

es bei wachsender Dominanz der 

Adenauer-CDU z. T. erbitterte 

und polemische Auseinanderset-

zungen besonders zwischen Bun-

desregierung und SPD-Oppositi-

on gab, ging es in Bremen politisch 

eher ruhig zu. Seit 1951 existierte 

die „ganz Große Koalition“ aus SPD, 

FDP und CDU mit Bürgermeis-

ter Kaisen und einer bemerkens-

werten personellen Kontinuität 

im Senat, die zum Teil sogar bis 

in die Weimarer Zeit zurück-

reichte. Die großen politischen 

Fragen bewegten natürlich auch 

Bremen, traten aber in der Lan-

des- und Kommunalpolitik zurück 

hinter der weitgehend einver-

nehmlichen Prioritätensetzung 

auf Häfen, Schifffahrt, Schiffbau 

sowie Industrie- und Gewerbe-

ansiedlung. Das schon erwähnte, 

nach dem Krieg eher als Zweck-

bündnis entstandene „Bündnis 

von Kaufleuten und Arbeiter-

schaft“ wurde in den Fünfzigern 

geradezu zum Idealtypus einer über 
den Niederungen der Parteipolitik 
stehenden, allein dem Staatswohl 
verpflichteten Regierungsführung 
im demokratischen Gemeinwesen 
stilisiert (so der Bremer Histori-

ker Karl-Ludwig Sommer). – Zum 

Bremer Politik-Modell gehörte 

neben der parlamentarisch ja kei-

neswegs zwingend erforderlichen 

Parteienbreite im Senat auch die 

Verknüpfung und personelle Ver-

bindung von Politik und Verbän-

den. Für die SPD verkörperte dies 

exemplarisch Richard Boljahn, der 

nicht nur Vorsitzender der Bür-

gerschaftsfraktion war, sondern 

auch Bremer DGB-Vorsitzender 

und Aufsichtsratschef der ge-

werkschaftlichen Wohnungsbau-

gesellschaft GEWOBA. (Bekannt-

lich nutzte er diese Machtfülle 

nicht nur für gemeinnützige Ziele; 

vgl. dazu den Themenkasten „Kö-
nig Richard und der Baulandskan-
dal“) Über FDP und CDU war auch 

die Beziehung zu Kaufleuten, frei-

en Berufen und Unternehmern 

und ihren Verbänden abgesichert; 

mit Dr. Jules Eberhard Noltenius 

wurde beispielsweise 1955 je-

mand Senator für Häfen, Schiff-

fahrt und Verkehr, der in Perso-

nalunion Landeschef der Bremer 

CDU und Leitender Syndicus der 

Handelskammer war. „Dass die 
vom Schütting mit im Senat sitzen“, 

war nach Ansicht Kaisens „für eine 
Hansestadt wie Bremen wichtig“. 

Es war also übersichtlich in Bre-

men; man kannte sich … Es bestan-

den über Parteigrenzen hinaus z.T. 

enge persönliche Beziehungen 

und Verflechtungen und es ent-

stand eine „kleine, in sich weitge-
hend geschlossene landespolitische 
Führungsgruppe“; aus politischen 

Kontroversen wurden so „Ab-
stimmungsprobleme innerhalb einer 
Funktionselite“ (Sommer). 

Was als „Filz“ in Bremen spä-

ter hauptsächlich mit der SPD 

verbunden wurde, war also zu-

nächst ein parteiübergreifendes 

Phänomen – und funktionierte 

wohl vor allem wegen des „Wirt-

schaftswunders“ zur allseitigen 

Zufriedenheit: steigende Umsät-

ze und Gewinne, steigende Mas-

senkaufkraft und wachsender 

Lebensstandard, somit auch stän-

dig höheres Steueraufkommen. 

Bremen gehörte im System des 

Länderfinanzausgleichs zu den 

Geber-Ländern! Es dominierten 

eindrucksvolle Aufbauleistungen 

(Elmshäuser): Schon 1951 er-

reichte der Schiffsverkehr den 

Vorkriegsstand, der Außenhandel 

1954 bis 1967: „Schaffe, schaffe Schule baue“ – 

Wachstum und Konsolidierung

Auch für die Verwaltungsschule waren die „Wirtschaftswunder“-Jahre eine Phase der Konsolidierung und des Wachs-
tums – mehr Aufgaben, mehr Schüler:innen, eigene Lehrer, eigene Verwaltung, endlich auch ein eigenes Schulgebäude. 
Neue Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, neue Stoffverteilungs- und Lehrpläne, eine Schulordnung – alles Elemente 
eines stabileren Fundaments für die Schule. – Möglich wurde diese Entwicklung auch, weil ihre Trägerin der Verwal-
tungsschule, die Freie Hansestadt Bremen, ein prosperierendes und stabiles Bundesland geworden war … 
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mit Bremens traditionellen Ein-

fuhrgütern Baumwolle und Wolle, 

Kaffee und Tabak und insbesonde-

re der Amerikahandel boomten. 

(Bis 1960 lebten 40% der Bre-

mer:innen vom Hafen!) Der Schiff-

bau hatte Hochkonjunktur und 

Bremen profitierte nun von den 

– nach Zerstörung und Demonta-

ge zwangsweise – neugebauten, 

modernen Produktionsanlagen. 

Fahrzeugbau (bis zur Borgward-

Pleite 1961) und Flugzeugbau ex-

pandierten. Ab 1957 produzierte 

Klöckner in der „Hütte am Meer“ 

Stahl. – Wachsende Beschäfti-

gungs- und Einkommensmöglich-

keiten zogen Menschen an; schon 

1960 lebten wieder 530.000 

Menschen hier. Der durch die 

vertriebenen und geflüchteten 

Menschen noch verschärften 

Wohnungsnot konnte durch Bau-

maßnahmen begegnet werden 

– besonders spektakulär und re-

präsentativ die neuen Stadtteile 

Gartenstadt Vahr (1954-57) und 

Neue Vahr (1957-61) für 30.000 

Menschen. – Vor allem in den 

60er Jahren verfolgte Bremen ein 

ehrgeiziges Schulbauprogramm. 

– Die Presse und Verlage ent-

wickelten sich, ab 1945 neu der 

Weser-Kurier. Radio Bremen als 

eigenständige Rundfunkanstalt 

entstand. Theater und Museen 

wurden wieder oder neu eröffnet. 

– Für die Stadtentwicklung mar-

kant der Neubau der Bremischen 

Bürgerschaft am Markt ab 1961, 

der an der Stelle der zerstörten 

„Neuen Börse“ gegenüber Dom, 

Rathaus und Schütting die Demo-

kratie als jüngstes Element in der 

Jahrhunderte alten Bremer Stadt-

geschichte auch architektonisch 

repräsentieren sollte. Bezeich-

nend für die zwischen Aufbruchs-

euphorie und Traditionsmief hin 

und her gerissene Zeit, dass es 

um diesen Neubau einen erbittert 

geführten öffentlichen Meinungs-

streit zwischen Historismus und 

Moderne gab, den Bürgerschaft 

und Senat trotz Gegenwind mutig 

zugunsten des Neuen entschie-

den. – Der Schütting, die Westsei-

te des Marktes und die Böttcher-

straße wurden wiederaufgebaut. 

Im Rückblick verheerend: die 

brachialen Maßnahmen, um die 

Altstadt „autogerechter“ zu ma-

chen, insbesondere die „Martini-

Schneise“, durch die die Altstadt 

von der Weser getrennt wurde. 

– Hohen Symbolwert für Bremen 

und die Bremer:innen hatte auch 

die in den Fünfzigern geplante und 

1964 eingeweihte futuristisch an-

mutende Stadthalle an der Bür-

gerweide.

Die Weiterentwicklung der Ver-

waltungsschule

In dieser optimistischen und zu-

gleich „gediegenen“ bremischen 

Atmosphäre gedieh auch die Ver-

waltungsschule der fünfziger und 

frühen sechziger Jahre … sie wuchs 

und vollendete ihre Fundamente.

Neue Direktoren

Nach Abschluss der Reorganisati-

on musste aber zunächst mal eine 

neue Leitung gefunden werden. 

Nach einigem Hin und Her konn-

te der Senat im Juli 1955 mit Karl 

Gillner einen neuen Verwaltungs-

schuldirektor berufen. Karl Gill-

ner hatte sich auf Empfehlung des 

Deutschen Städtetages bewor-

ben. Die Besetzung erfolgte im 

Sinne des Senatsbeschlusses von 

1953 in Kombination mit der Be-

setzung der Ausbildungsleitung 

(nunmehr die Abteilungsleitung 

III bei der Senatskommission für 

das Personalwesen). Gillner sollte 

aber nur bis Ende Oktober 1958 

bleiben; dann wechselte er zur 

Niedersächsischen Gemeindever-

waltungsschule in Hannover. 

Länger – fast 15 Jahre – hielt 

Johannes Kulke aus, der ihm zu-

nächst kommissarisch, ab 1. Juli 

1959 dann regulär folgte. Johan-

nes Kulke war zuvor schon lange 

Zeit als nebenamtlicher Lehrer 

tätig gewesen – erstmals wur-

de er im Schulbericht 1951 als 

Nebenamtler für Staats- und Ver-

waltungskunde sowie für Gemein-

schaftskunde aufgeführt. Gestar-

tet noch als Verwaltungsamtmann 

wurde er am 1. Januar 1965 der 

erste, der die inzwischen ins Bre-

mische Besoldungsgesetz auf-

genommene Dienstbezeichnung 

„Direktor der Verwaltungsschule 

der Freien Hansestadt Bremen“ 

führte. – Die zwischenzeitlich auf-

gehobene Personalunion mit der 

Leitung des Ausbildungsreferates 

wurde erst im Januar 1970 wie-

derhergestellt, als Johannes Kul-

ke auch zum Leiter des Referates 

Aus- und Fortbildung bei der SKP 

bestellt wurde.

Verändertes Aufgabenspektrum 

und höhere Schüler:innenzahlen

Auch das Aufgabenspektrum 

veränderte sich: Im April 1954 

wurde der Ausbildungsgang für 

die Rechtsanwalts- und Notars-

Lehrlinge („ReNo“) – nach drei-

ßigjähriger Zugehörigkeit zur Ver-

waltungsschule – in die damaligen 

Kaufmännischen Lehranstalten 

eingegliedert; folgerichtig und 

notwendig nach der Umressortie-

rung der Verwaltungsschule von 

Bildung zur SKP. 

Kennzeichnend für die Zeit war 

aber eigentlich eher die Auswei-

tung des Aufgabenspektrums der 

Verwaltungsschule. Neu hinzu 

kam im Herbst 1954 eine eigen-

ständige Funktion bei der Ausbil-

dung des gehobenen bautechni-

schen Verwaltungsdienstes und 

1955 auf Wunsch der Oberfi-
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nanzdirektion die Übernahme der 

theoretischen Ausbildung der 

Lehrlinge (Dienstanfänger) der 

Oberfinanzdirektion. Außerdem 

wuchsen die Aufgaben bei der 

„Fortbildung der bremischen Be-

diensteten“, ein Bereich, der der 

Verwaltungsschule grundsätzlich 

schon früh nach dem Kriege über-

tragen worden war, der sich aber 

erst nach und nach entwickelte.

Kontinuierlich, teilweise sprung-

haft wuchs in dieser Zeit die 

Zahl der Schulbesucher:innen 

(einschließlich der Fortbildungs-

teilnehmenden). Hatte sie im 

Schuljahr 1946/48 noch bei 74 

gelegen, waren es 1950/51 erst-

mals über 200 (212) Teilnehmen-

de, 1957/58 415, 1963/64 684 

und 1967/68 905. 

Statusdefinition und Funktions-

zuschreibungen 

Zu einem für eine deutsche Ver-

waltung fast befremdlich spä-

ten Zeitpunkt – erst im 35. Jahr 

ihres Bestehens – wurde 1958 

der Rechtscharakter der Verwal-

tungsschule offiziell definiert und 

in der am 25.10.1961 von der Se-

natskommission für das Personal-

wesen erlassenen Schulordnung 

festgeschrieben. Die Verwal-

tungsschule der Freien Hanse-

stadt Bremen war demnach…

„… eine nichtselbständige Anstalt 
des öffentlichen Rechtes der Freien 

Hansestadt Bremen, die zum Ge-
schäftsbereich der Senatskommis-
sion für das Personalwesen gehört 

und ihrer Dienstaufsicht unter-
liegt.“… „Die Schulaufsicht obliegt 

den leitenden Beamten der Senats-
kommission für das Personalwe-
sen oder in seinem Auftrag dem 
zuständigen Abteilungsleiter…“

(Schulordnung 1961)

Lehrjahre (1958)

Realsatire: Ernst gemeint (!):

„Der Senat hat die Arbeitszeit für die in der Verwaltung tätigen Be-
diensteten auf die Zeit von montags bis freitags von 7,30 – Uhr und 

sonnabends von 7,30 – 12,30 Uhr festgesetzt. Leider muß ich immer 
wieder feststellen, daß die Pünktlichkeit im Dienst bei Verwaltungs-

lehrlingen und Beamtenanwärtern teilweise nicht beachtet und 
kontrolliert. (…) Die Bezahlung unserer Lehrlinge und Beamtenanwär-
ter ist auch im Verhältnis zur Bezahlung entsprechender Nachwuchs-

kräfte in der Wirtschaft auskömmlich. (…) 

Ich bin deshalb der Ansicht, daß das Verlangen nach Pünktlichkeit 
im Dienst eine Selbstverständlichkeit dem Dienstherrn gegenüber 

ist und daß es hier keinerlei Ausnahmen geben darf. Denn Lehrjahre 
sind keine Herrenjahre, und es hat noch niemandem etwas geschadet, 

wenn er in der Lehrzeit etwas hart angefaßt wurde. (…) Ich bin mir 
darüber im klaren, daß – wie bei allen Erziehungsfragen – natürlich 

Übung und Vorbild ausschlaggebend sein werden!“

Verwaltungsschuldirektor Gillner 1958 in der Mitteilung N.1 für 

Ausbildungsleiter und Ausbilder der Nachwuchskräfte in der allge-

meinen Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen, S. 1 (Hervor-

hebung H.W.) – Der erste Punkt in der ersten Mitteilung! – es muss 

wohl der wichtigste gewesen sein…

H.W.



1954 bis 1967: „Schaffe, schaffe Schule baue“ – Wachstum und Konsolidierung

49

der Verwaltungsschule vor. Diese 

habe Wert zulegen auf … 

„… die staatsbürgerliche Erziehung, 
die Persönlichkeitsbildung und das 

Verständnis für staats-, verwal-
tungs- und wirtschaftspolitische 

Gegenwartsfragen und Zusammen-
hänge. Die Bereitschaft, sich für 

Demokratie, soziale Gerechtigkeit, 
Menschlichkeit, Frieden und Völ-
kerverständigung einzusetzen, ist 

zu wecken und zu fördern.“

Nicht nur den typischen Auszu-

bildenden („Dienstanfänger“ und 

„Anwärter“) sollte die Verwal-

tungsschule das für die jeweilige 

Laufbahn erforderliche Wissen 

vermitteln, sondern auch Auf-

stiegsbeamte und Angestellte 

waren nach § 19 in Aufstiegs-

lehrgängen an der Verwaltungs-

schule in die Aufgaben der neuen 

Laufbahn einzuführen. Alle seien 

„zum Besuch der Verwaltungsschu-
le verpflichtet. Der Unterricht findet 
grundsätzlich während der Dienst-
zeit statt und geht dem Dienst in der 
Beschäftigungsbehörde vor.“

Auch bei den Prüfungen hatte 

die Verwaltungsschule bzw. ihr 

Direktor nun auch formell eine 

Funktion. Nach § 24 bestimm-

te er die Aufgaben der Lehrab-

schlussprüfung und – noch wich-

tiger – die Verwaltungsschule 

schlug dem Prüfungsausschuss-

vorsitzenden die Aufgaben für 

die schriftliche Laufbahnprüfung 

vor. Damit war in der Regel ge-

währleistet, dass das, was ge-

prüft wurde, auch Unterrichts-

gegenstand gewesen war. Nach 

§ 26 bewerteten die zuständigen 

Fachlehrer:innen die Prüfungsar-

beiten als Erstzensor:innen und 

waren an den mündlichen Prü-

fungen beteiligt, indem sie neben 

den Mitgliedern des Prüfungs-

ausschusses „die Prüflinge… in 

geeigneter Weise befragen“.

Spuren all dieser, inzwischen über 

60 Jahre alten Regelungen findet 

man heute noch in der Bremer 

Verwaltungsprüfungslandschaft 

…

Daneben stammt aus dieser Zeit 

– 1958 – eine Regelung, die für 

viele Schüler:innen ungemein 

wichtig werden sollte, weil sie ihre 

Aufstiegschancen und damit ihren 

beruflichen Werdegang stark be-

einflusste: der direkte Übergang 

vom mittleren in den gehobenen 

Dienst. Wer – typischerweise von 

der Haupt-(„Volks“-) oder Real-

(„Mittel“-)schule kommend – die 

Ausbildung zum mittleren Dienst 

absolvierte und die Lehrab-

schlussprüfung oder die I. Verwal-

tungsprüfung mit dem Prädikat 

„gut“ oder besser bestand, bekam 

ab Frühjahr 1958 die Chance, wei-

tere drei Jahre in der Ausbildung 

für den gehobenen Verwaltungs-

dienst (für den eigentlich das Ab-

itur die schulische Voraussetzung 

war) zu verbleiben – ein Weg, der 

für viele typische Nachkriegs-Be-

rufskarrieren in der Bremer Ver-

waltung charakteristisch werden 

sollte. 

„Wir sind stolz darauf, in Bremen … 
ein Beamten- und Laufbahnrecht 
sowie Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen erhalten zu haben, die 
dem tüchtigen Schulabgänger und 

verdienten Verwaltungsangehö-
rigen frühzeitig jede Chance des 

Aufstiegs durch Leistung bieten.“, 

… bilanziert Direktor Kulke 1963.

Bis heute prägt das Angebot von 

Aufstiegsmöglichkeiten, von An-

schlussmöglichkeiten an erworbe-

ne berufliche Abschlüsse, die Bre-

mer Verwaltungsausbildung.

Damit war klargestellt: Die Ver-

waltungsschule ist – wie andere 

Schulen auch – zwar eine eigene 

Organisationseinheit in der Ver-

waltung, aber nicht selbst rechts-

fähig. Anders als bei öffentlichen 

Schulen ist Träger der Verwal-

tungsschule keine Stadtgemeinde, 

sondern das Land. Dienst- und 

Schulaufsicht wurden direkt bei 

der Leitung der SKP – zu der Zeit 

der Leitende Regierungsdirektor 

Wilhelm Blase – bzw. bei der zu-

ständigen Abteilungsleitung an-

gesiedelt. Mit der Form der „An-

stalt“ war und ist im Übrigen die 

Anforderung verbunden, dass den 

Nutzer:innen – also den, wie man 

damals sagte, „Schulbesuchern“ 

– Selbstverwaltungsrechte einge-

räumt werden müssen.

Die Schulordnung von 1961, der 

mehrjährige Beratungen zwischen 

Verwaltungsschuldirektor und 

SKP-Ausbildungsreferat voraus-

gegangen waren, konkretisierte 

in § 1 auch die Aufgabenbeschrei-

bung der Schule. Sie habe …

„… die Aufgabe, durch planmäßi-
gen Unterricht eine die praktische 
Ausbildung ergänzende gründliche 

Berufsausbildung zu vermitteln. 
Neben der fachlichen Ausbildung 
ist die Persönlichkeitsentwicklung 

unter besonderer Berücksichtigung 
der Verpflichtungen des einzelnen 

gegenüber der Gemeinschaft zu 
fördern. Darüber hinaus hat die 
Schule, wenn es die Dienstauf-

sichtsbehörde verlangt, besonders 
auf dem Gebiet der Fortbildung 

weitere Aufgaben zu übernehmen.“

Damit korrespondieren die eben-

falls 1961 erlassenen Neufassun-

gen der Ausbildungs- und Prü-

fungsordnungen. Sie schreiben 

neben der praktischen Ausbildung 

in den Beschäftigungsbehörden 

eine theoretische Ausbildung an 
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Unterrichtsräume und Schul-

gebäude

Angesichts der wachsenden Auf-

gaben und immer mehr Schulbe-

sucher:innen war es kein Wunder, 

dass das Thema Unterrichtsräu-

me in dieser Zeit zu den heißesten 

Eisen gehörte, stellen sie doch 

maßgebliche Qualitätsbedin-

gungen schulischer Lehre dar. 

In ziemlich drastischen Worten 

schilderte Direktor Kulke 1959 

die von „Schichtbetrieb“, „Lärm“ 

und „beengten räumlichen Verhält-
nissen“ geprägte Situation als „nicht 
ausreichend“. Der Unterricht in 

den Mittags- und Nachmittags-

stunden sei „unproduktiv“. In einem 

Schreiben an die SKP forderte er 

daher, „sich bei den maßgeblichen 
Stellen dafür einzusetzen, daß die 
räumliche Unterbringung der Ver-
waltungsschule in absehbarer Zeit 
endgültig und tragbar neu geregelt 
wird.“ Welch dickes Brett das war, 

zeigt sich, als er vier Jahre später 

sogar die offizielle Begrüßungs-

rede zur Feier des 40-jährigen Ju-

biläums 1963 im Rathaus nutzte, 

um mit großer Dringlichkeit dar-

auf hinzuweisen, „… daß es eine zu 
lösende Aufgabe der nahen Zukunft 
sein muß, auch unserer Schule – vor-
nehmlich von ihrer Unterbringung 
her – die Arbeitsvoraussetzungen 
zu geben, ohne die sie auf die Dauer 
einfach nicht lebensfähig ist.“ Es sei 

„… für die Verwaltung eine Selbstver-
ständlichkeit (gewesen), hinsichtlich 
der Wiedererrichtung ihrer eigenen 
Ausbildungsstätte sich so lange 
größte Zurückhaltung aufzuerlegen, 
bis das öffentliche Schulwesen aus 
der bekannten Nachkriegsmisere 
herausgeführt war.“ Aber nun, wo die 
große, im ganzen Bundesgebiet als 
vorbildlich bekannte Aufbauarbeit [!] 
geleistet sei, dürfte es „nicht als un-
bescheiden gewertet werden, wenn 
ich hier an dieser Stelle im Namen 
aller Schulbesucher und Lehrkräfte 

wie aller Bediensteten der bremi-
schen Verwaltung die Bitte ausspre-
che, unserer Schule nunmehr das im 
2. Weltkrieg verlorene eigene Schul-
gebäude neu zu erstellen.“

Tatsächlich wurden 1964 Haus-

haltsmittel für einen Schulneubau 

in der Schillerstraße bewilligt, der 

der Verwaltungsschule im Sep-

tember 1965 übergeben wurde. 

Die 10 Lehrsäle reichten zwar 

schon beim Einzug nicht mehr aus, 

so dass zwei Unterrichtsräume 

im bisherigen Gebäude Am 

Wegesende 3-4 beibehalten 

werden mussten; aber immerhin 

– die Verwaltungsschule hatte 20 

Jahre nach Kriegsende endlich 

wieder ein eigenes Zuhause. Es 

ermöglichte neue Lehrformen 

(Tischanordnung in U-Form [!]), 

hatte Pausen- und Konferenzräu-

me sowie eine Aula und bot sogar 

Platz für die Bibliothek und das 

Archiv. Über 20 Jahre – bis 1986 – 

sollte die Schillerstraße das Domi-

zil der Verwaltungsschule bleiben.

Hauptamtliches Kollegium und 

eine eigene Verwaltung

Neben der Raumfrage drückte 

hauptsächlich ein weiteres Prob-

lem: die personelle Absicherung 

der Lehre. Noch Ende 1960 hat-

te die Verwaltungsschule, trotz 

rund 450 Lehrgangsteilnehmen-

den und 200 Unterrichtsstunden 

wöchentlich, außer dem Direktor 

keine weiteren hauptamtlichen 

Lehrkräfte. Insgesamt 60 neben-
amtliche Lehrkräfte – überwie-

gend Mitarbeiter:innen der bre-

mischen Behörden und Gerichte 

– unterrichteten nebenbei an der 

Verwaltungsschule. Ihr Einsatz, 

wurde berichtet, gestaltete sich 

zunehmend schwieriger, auch we-

gen der dienstlichen Belastungen 

im Hauptamt. Darunter litt erst 

recht die Teilnahme an den not-

wendigen Konferenzen und mehr-

tägigen Fahrten etc. – Dabei hatte 

schon 1952/53 der damalige Son-

derbeauftragte für Verwaltungs-

vereinfachung die Beschäftigung 

hauptamtlicher Lehrkräfte an-

geregt. Sie müssten… „natürlich in 
ihrer Person die Gewähr für einen 
in jeder Hinsicht fachlich und päd-
agogisch einwandfreien Unterricht 
bieten“. Weil sie sich „ausschließlich 
den Aufgaben ihres Hauptamtes, 
nämlich dem Unterricht an der Ver-
waltungsschule, widmen (könnten)… 
erwarte ich eine Intensivierung des 
Unterrichts.“

1960 griff die Verwaltungsschu-

le diese Argumente wieder auf 

und verwies zudem darauf, „daß 
an allen übrigen Verwaltungsschu-
len des Bundesgebietes – selbst bei 
Schulen mit geringerer Kapazität als 
der unseren – neben dem Direktor 
der Schule wenigstens zwei weitere 
hauptamtliche Lehrkräfte im höhe-
ren wie im gehobenen Dienst einge-
setzt werden.“ Der Direktor bat die 

SKP darum, „der Schule zunächst 
eine hauptamtliche Lehrkraft im ge-
hobenen Dienst zur Verfügung zu 
stellen“ – und wurde erhört. 1962 

wurde Hans Raschen eingestellt 

(bis 1972) und Mitte der 60er 

– nun wurde zusätzlich auch die 

Unterstützung des Rechnungs-

hofes aufgeboten – folgten Klaus-

Dieter Fischer, Irmfried Kohlmann 

und mit dem Staatswissenschaft-

ler Dr. Jürgen Prüser der erste 

akademisch ausgebildete Lehrer 
(Jürgen Rohdenburg), der auch 

mit der Stellvertretung des Direk-

tors betraut wurde. – Die Verwal-

tungsschule hatte nunmehr ein 

hauptamtliches Kollegium (des-

sen Größe sich später für lange 

Zeit auf 7 Personen einpendeln 

sollte), das ihre pädagogischen 

Handlungsspielräume deutlich 

erhöhte. Der Einsatz nebenamtli-

cher Lehrkräfte (1963 gab es nach 
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schule“ und „Unterrichtsmetho-

dik“, wurden in den 60er Jahren 

regelmäßig Seminare angeboten. 

Aktenkundig sind Lehrgänge zu 

Pädagogik, Didaktik und Methodik 

mit Prof. Wulff von der damaligen 

Pädagogischen Hochschule und 

von der Akademie für Führungs-

kräfte in Bad Harzburg durchge-

führte Seminare u.a. über „Technik 

des Lernens“ und „Technik der Ge-

sprächsführung“.

Neben dem pädagogischen Kol-

legium entwickelte sich auch eine 

eigene Verwaltung. Zunächst 

ein Beamter, ab den 60ern dann 

durchgängig zwei Sachbearbei-

ter:innen kümmerten sich um 

die Stundenplangestaltung (an 

der Verwaltungsschule also sehr 

früh und durchaus untypisch 

für Schulen im Allgemeinen eine 

Aufgabe des Sekretariats!) und 

Stundenplankontrolle, die Bewirt-

schaftung der Grundstücke und 

der Haushaltsmittel, die adminis-

trative Betreuung der Lehrgänge, 

die Erstellung der Zeugnisse und 

Listen. Außerdem bekam die Ver-

waltungsschule 1967 einen nur 

für die Bibliothek zuständigen 

Beamten.

Lehr- und Stoffverteilungspläne

Einen großen Schritt in Richtung 

auf eine moderne Schule mach-

te die Verwaltungsschule mit 

der Einführung systematischer 

Lehr- und Stoffverteilungspläne. 

Dabei profitierte sie von der ko-

ordinierenden Arbeit der „Leit-

stelle Deutscher Verwaltungs- 

und Sparkassenschulen“, der auch 

die Bremer Verwaltungsschule 

angehörte. Ihre Lehrpläne – „er-
gänzt durch die Berücksichtigung 
der stadtstaatlichen bremischen Be-
lange“ – lagen dem Unterricht an 

der Verwaltungsschule zugrunde.

Schulangaben neben den beiden 

hauptamtlichen 70 nebenamtli-

che Lehrkräfte!) wurde dadurch 

jedoch weder quantitativ noch 

qualitativ überflüssig.

Auch anderweitig bildeten sich 

festere Strukturen. Direktor Gill-

ner hatte 1955 die „Mitteilungen 
für das Lehrerkollegium der Verwal-
tungsschule der Freien Hansestadt 
Bremen“ (zu dem Zeitpunkt noch 

ausschließlich nebenamtliche 

Lehrer:innen) herausgegeben, in 

denen er „allgemein interessieren-
de Veränderungen im Schulleben 
und Umstellungen im Lehrplan … 
bekannt zu geben“ beabsichtigte. 

Er hoffte so, „ohne große und zeit-
raubende öfters einzuberufende 
Lehrerkonferenzen auszukommen“, 

die es daneben also auch schon 

gab. Davon, dass die Konferenzen 

etwas anders als heute abliefen, 

zeugt die Einladung aller Mitglie-

der des Lehrerkollegiums zum 

8.11.1955 um 20.00 Uhr [!] zur 

„Dienstbesprechung“ in den Rats-

keller [!], „wo es, wie ich mich über-
zeugen konnte, einen guten und bil-
ligen Schoppen Wein gibt.“ (Ob der 

Direktor einen Schoppen spen-

dierte, ist nicht überliefert, wohl 

aber seine Ankündigung, sich „als 
ehemaliger Bürger des Weinlandes 
Rheinland-Pfalz (zu) erlauben, etwas 
über die Weinkunde mitzubringen.“)

1963 entstanden „Arbeitsgemein-

schaften der Fachlehrer“ (später 

„Fachgruppen“ genannt), die die 

Lehr- und Stoffverteilungspläne 

bearbeiteten und „als ständige 
Einrichtungen … dem regelmäßigen 
fachlichen Gedankenaustausch und 
der Koordinierung des Unterrichts 
dienen“ sollten. – Deutlich inten-

siviert wurde die Lehrerfortbil-

dung. Eingeführt schon 1955/56 

mit sporadischen Vorträgen und 

Seminaren zu „Psychologie und 

Pädagogik an der Verwaltungs-

In Bremen hatte Direktor Gillner 

1955/56 mit der Lehrplanarbeit 

begonnen, als für den mittleren 

(„Prüfung I“) und den gehobenen 

allgemeinen Verwaltungsdienst 

(„Prüfung II“) Pläne erlassen wur-

den (1.320 Stunden für den mitt-

leren, 1.496 für den gehobenen 

Dienst). Die Lehrgänge unter-

schieden sich hinsichtlich der 

Prüfungsanforderungen – wo hier 

beispielsweise „Überblick“ erwar-

tet wurde, wurden dort „Grund-

kenntnisse“ abgeprüft; waren 

hier „Grundkenntnisse“ zu prü-

fen, wurden dort „umfassendere 

Kenntnisse“ erwartet. Ansonsten 

stimmten die Inhalte überein. 

Die in der „Gruppe Staats- und 

Verwaltungskunde“ zusammen-

gefassten Sachgebiete machten 

den Löwenanteil aus. Auffällig aus 

heutiger Sicht das breite Spekt-

rum von speziellen Unterrichts-

themen im Bereich „Besondere 

Verwaltungskunde“. 

Von Oktober 1959 bis März 

1960 wurden die Pläne – wei-

terhin noch ohne hauptamtliche 

Lehrer:innen – auf Bitten von Di-

rektor Kulke von den nebenamtli-

chen Lehrkräften, die davon nicht 

besonders begeistert gewesen 

sein sollen – überarbeitet. Für die 

allgemeine Verwaltung sahen die 

Pläne nunmehr jeweils 640 Dop-

pelstunden für beide Laufbahnen 

vor, wobei der gehobene Dienst 

ein paar mehr Stunden in den be-

sonderen Rechtsfächern hatte 

und der mittlere Dienst dafür in 

den Genuss von mehr „Organisa-

tions-, Geschäfts- und Bürolehre“ 

sowie 20 Doppelstunden Schrift-

verkehr und Sprachpflege kam. 

(Ja, auch schon in den 1950er 

Jahren klagten die Direktoren 

über erhebliche Mängel in „Recht-
schreibung, Zeichensetzung und 
Stil“ und forderten die Lehrkräfte 

auf, „daß die Arbeit der Verwaltungs-
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schule auf dem Gebiet der Sprach-
pflege vertieft werden muß.“) – Auf-

gewertet wurde insbesondere das 

allgemeine Verwaltungsrecht, das 

aus der „Erfahrung im Unterricht, in 
den Prüfungen und in der Praxis … in 
verstärktem Maße … vorrangig vor 
dem besonderen Verwaltungsrecht 
zu lehren“ sei. 

Nochmals reformiert wurden die 

Pläne 1965. Die Verwaltungs-

schule hatte eine „grundlegende 
Überarbeitung“ (Rohdenburg) vor-

genommen, der v. a. die Intention 

Immer wieder: Auf zu neuen Ufern (Räumen)

Wenn im Oktober 2023 die Verwaltungsschule ihr neues Domizil im Tabakquartier bezieht, dann ist es ein Umzug, 
der die Situation der Schule in Bezug auf die Räumlichkeiten erheblich verbessern wird. Dabei geht es um modern 
eingerichtete Klassenräume, die den neuesten Anforderungen entsprechen, insbesondere aber auch darum, dass sich 
Schüler:innen, Lehrkräfte und das Sekretariat  in einem Gebäude befinden und so viel schneller in Kontakt treten kön-
nen, wenn es gewünscht oder notwendig wird. Und dann ist ein Umzug für die Verwaltungsschule offenbar „Tradition“, 
denn in ihrer 100-jährigen Geschichte hat es zahlreiche Ortswechsel gegeben, auf die die Schule erstmalig in den spä-
ten Nachkriegsjahren gestaltend Einfluss nehmen und die eigene Situation jeweils verbessern konnte. Die Suche nach 
Räumen beim Start der schulischen Unterweisung im Jahr 1923, während des Krieges und nach dem Krieg aufgrund 
vieler zerbombter Räume, aufgrund des steigenden Raumbedarfs durch größere Schüler:innenzahlen oder des Raum-
bedarfs anderer Institutionen haben die Verwaltungsschule immer wieder gezwungen, nach neuen und in der Regel 
größeren Räumlichkeiten zu schauen.

Raumplanung in den 20ern

Doch zurück zum Anfang. Wie bereits an anderer 

Stelle ausgeführt, forderte die Schule Angang Ok-

tober 1923 die Lehrlinge und Angestellten auf, sich 

in der Realschule Altstadt in der Sögestraße einzu-

finden. Offenbar war das aber wohl nur der erste 

Treffpunkt, denn das Adressbuch Bremens aus dem 

Jahr 1924 weist für Unterrichtsräume der Verwal-

tungsschule das Polizeihaus aus, Zimmer 358, wäh-

rend der Schulleiter Meyer, ordentlicher Lehrer an 

der Oberrealschule, dienstags von 11 – 12 Uhr seine 

Sprechstunde in der Oberrealschule, Dechanatstr. 5 

abhielt. 

Erst 1925 konnte die ehemalige Volksschule an der 

Sternstraße 1 bezogen werden, die 1856 zunächst 

als dem Staat unterstellte Knabenfreischule (eine 

schulgeldfreie Volksschule für Kinder armer Eltern) 

zugrunde lag, „die Ausbildung für 
den mittleren Dienst…stärker als bis-
her von der für den gehobenen Dienst 
zu differenzieren“ und „die Ausbil-
dung für die Dienstanfänger und 
den mittleren Dienst…wesentlich zu 
erleichtern“. Außerdem wurde er-

neut die Vielzahl der Unterrichts-

fächer reduziert – „auf das unerläß-
liche Mindestmaß“. Das Plenum der 

Senatskommission befasste sich 

mit der Neugestaltung der Lehr- 

und Stoffverteilungspläne und bil-

ligte sie. (Es fand sogar eine Aus-

sprache darüber statt!) Ganz im 

Sinne der SKP war offenbar, dass 

die Assistent:innen-Anwärter:in-

nen (mittlerer Dienst) mit Blick 

auf ihre Aufgabenstellung in der 

Verwaltungspraxis nun stärker als 

im allgemeinen Verwaltungsrecht 

in Organisations- und Bürolehre 

sowie in Zustellungswesen und 

Fristenberechnung qualifiziert 

werden sollten. Der gehobene 

Dienst („Inspektorenanwärter“) 

erhielt dagegen mehr Unterricht 

im Allgemeinen Verwaltungsrecht 

und im Finanzrecht. Mit Blick auf 

ihre spätere Sachbearbeitungstä-
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errichtet worden ist.  1920 wurde das Gebäude 

dem Wohnungs- und Siedlungsamt für Notwohnun-

gen zur Verfügung gestellt, ehe es 1925 für 63.000 

Mark zur Fachschule hergerichtet wurde.  Auch hier 

beschreibt das Bremer Adressbuch ausführlich die 

Schulpflicht, benennt Unterrichtsraum und Unter-

richtsfächer. Es führt die „angegliedert(en) ... Rechts-

wissenschaftlichen Vorlesungen für Beamte, brem. 

Rechtsanwälte und Notare (sowie die) Fachklassen 

für Bürobetriebskunde“ auf. Direktor Meyer war nun 

mit eigener Telefonnummer im „Amtszimmer Stern-

str. 1 (Vorderhaus)“ zu erreichen. 

Heute lässt sich der genaue Standort der Schule nicht 

mehr verifizieren, denn in der Nacht vom 18. auf den 

19. August 1944 flogen 273 britische Bomber in fünf 

Wellen gegen Bremen, warfen 863 Tonnen Bomben 

ab und zerstörten über ein Viertel des Wohnungs-

bestandes Bremens. Insbesondere in der westlichen 

Vorstadt brachte der Angriff in einem Feuersturm 

die totale Vernichtung. Von der Oldenburger Bahn-

linie (An der Weserbahn) Richtung Walle gab es kein 

intaktes Gebäude mehr. So wurde auch das Gebäude 

der Verwaltungsschule an der Sternstraße zerstört. 

Der gesamte Bereich der westlichen Vorstadt wurde 

nach dem Krieg neu angelegt und aufgebaut. Manche 

Straßen wie die Sternstraße existieren seitdem nicht 

mehr. Knapp 60 Jahre später hat die Verwaltungsschu-

le - ohne es zu wissen - mit der Adresse Doventorscon-

trescarpe ein Gebäude bezogen, das etwa 100m vom 

ehemaligen Standort Sternstraße entfernt liegt, denn 

die Sternstraße befand sich direkt hinter der Bahnlinie 

in Höhe der Sporthalle des TV Bremen-Walle 1875 e.V.

Mit der Entlassung des Direktors Meyer im Juli 1933 

und der Übernahme der Leitung durch den Direktor 

der Handelsschule der Union (Berufsschule für den 

Großhandel), Böttcher, musste das Gebäude an der 

Sternstraße geräumt werden. Die Verwaltungsschu-

le zog in die Martinischule am Martinikirchhof um, 

ebenfalls eine ehemalige Freischule. Dies war wohl 

notwendig, weil die Berufsschule für den Großhandel 

dort untergebracht war und sich die „Kanzlei“ des Di-

rektors Böttcher in der Balgebrückstraße befand. Das 

Gebäude an der Sternstr. 1 wurde nun von der Berufs-

schule für Hauswirtschaft genutzt.

Die Raumnot in der Martinischule erzwang offenbar 

die Nutzung weiterer Räume im „Verein Vorwärts“ in 

der Sandstraße. Julius Lübbren spricht dann von einem 

weiteren Umzug, da die Martinistraße geräumt wer-

Schule Sternstraße (Senatorin für Kinder und Bildung)

Großenstraße 1932 -hinten rechts Schule (Senatorin für 
Kinder und Bildung)
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den musste und der Unterricht 1942 in die Räume der 

Berufsschule für den Großhandel an der Großenstra-

ße verlegt wurde. 

Bei dem 120. Luftangriff auf Bremen am 13. Dezem-

ber 1943 wurde die Berufsschule in der Großen-

straße durch Volltreffer so schwer beschädigt, dass 

ein Unterricht hier nicht mehr möglich war. „Auch im 

Steueramt, im Rathaus und in den Räumen der „Uni-

on“, Wachtstraße, wurde unterrichtet.

Bis zum Einmarsch der Alliierten wurde der Schul-

betrieb mit deutscher Gründlichkeit aufrechterhal-

ten. Die meisten Schulgebäude der Verwaltungs-

schule waren nur noch Trümmer (Sternstraße, 

Martinischule, Großenstraße, Wachtstraße)“, so 

Lübbren in seiner Darstellung der Anfänge der Ver-

waltungsschule.

Nach dem Krieg waren alle Schulen in Bremen auf 

der Suche nach Räumen, so auch die Verwaltungs-

schule. Der Senator für Schulen und Erziehung war 

umfassend damit beschäftigt, den Raumbedarf zu 

ermitteln und brauchbare Räume anzubieten. Am 

14. Mai 1946 startete der erste Nachkriegslehrgang 

der Verwaltungsschule in der Volksschule Elisabeth-

straße. Darüber hinaus nutzte die Schule mit einem 

Lehrgang den Senatssitzungsraum im Rathaus und 

bemühte sich um Räume in der Rembertistraße. Ob 

dieses Bemühen Erfolg hatte, lässt sich nicht klären. 

1949 standen der Verwaltungsschule Räume in der 

Volksschule Schmidtstraße und im Polizeihaus zur 

Verfügung. Ende 1950 erfolgte ein fast vollständiger 

Umzug von der Schmidtstraße in die Seefahrtsschule 

an der Elsflether Straße. Gleichzeitig hatte die Ver-

waltungsschule Räume im Alten Gymnasium und 

im Haus des Reichs. 1951 nutzte die Verwaltungs-

schule Räume in der Obernstraße 39. Dafür wurden 

die Räume in der Seefahrtsschule, im Alten Gymna-

sium in der Dechanatstraße und Räume in der Schule 

Schmidtstraße aufgegeben. Interessant, dass schon 

zu dieser Zeit die Reinigungskommission genau fest-

legte, wieviel Zeit die Reinigungskräfte u. a. für die 

Reinigung der „Aborte“ in der Obernstraße aufwen-

den durften. 1955 kam noch ein weiterer Raum im 

Gebäude der Kaufmännischen Bildungsanstalten in 

der Balgebrückstraße hinzu. Schließlich wurden der 

Verwaltungsschule mit Beschluss der Behörden-

raumverteilungskommission vom 4. Mai 1955 Räu-

me an der Tiefer 39 zugewiesen und so freute man 

sich erstmals wieder über zusammenhängende Räu-

me im Haus der Weser-Schiffahrt. Aber auch dieses 

Gebäude musste die Verwaltungsschule 1958 wie-

der verlassen, nicht ohne in jenem Jahr im gesamten 

Gebäude das Schulfest gleichzeitig als Abschied von 

einem Haus zu feiern, in dem man sich offenbar sehr 

wohl gefühlt hatte.

Großenstraße links Berufsschule für den Großhandel, rechts Focke Museum (Staatsarchiv Bremen)
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Am Wegesende 3/4 und Am Wall/Ansgaritorstra-

ße waren nun die neuen Adressen der Schule. Hin-

zu kam noch ein Lehrsaal im Lloydgebäude. Immer 

wieder mal stand im Haus Am Wall der Fahrstuhl 

still und Cabrio-Fahrerinnen und Fahrer wunderten 

sich über Papierkügelchen, die aus heiterem Him-

mel in ihre Wagen fielen. Die pubertären Täter:in-

nen konnten regelmäßig nicht ermittelt werden und 

trotz ernster Ermahnungen ließen sich die Handlun-

gen nicht vollständig unterbinden. 

1965 „endlich“ ein eigenes Gebäude mit einer Aula, 

mit Zimmern für die Lehrer und einem großen Se-

kretariat im Eingangsbereich. Die Schillerstraße, 

für gut 25 Jahre nun ein fester Standort der Schu-

le. Noch 1963 hatte Schuldirektor Kulke in seiner 

Rede zum 40. Jahrestag der Verwaltungsschule auf 

die Selbstverständlichkeit hingewiesen, mit der die 

Verwaltung auf eine Wiedererrichtung ihrer eigenen 

Ausbildungsstätte verzichtet hatte, „bis das öffent-

liche Schulwesen aus der bekannten Nachkriegs-

misere herausgeführt war.“ Nunmehr sprach er die 

Bitte aus, das „verlorene eigene Schulgebäude neu 

zu erstellen.“ Am 14. September 1965 nahmen die 

Schülerinnen und Schüler ihre neue Schule in Besitz, 

während die Verwaltung ein Umzugsangebot eines 

bekannten Bremer Spediteurs in Höhe von 1.355 

DM akzeptierte. 

Foto Verwaltungsschule Schillerstraße

Von nun ab regelte ein Gong die Stunden und über 

eine Lautsprecheranlage konnten die Lehrgänge in 

den Klassenräumen über wichtige Angelegenheiten 

informiert werden. Das hatte aber nicht nur Vortei-

le, denn nach Prüfungen wurden Schülerinnen und 

Schüler über Lautsprecher aufgefordert, in das Se-

kretariat zum Schuldirektor zu kommen. Alle Schü-

lerinnen und Schüler wussten, was das zu bedeuten 

hatte: die Prüfung nicht bestanden. Während allen 

anderen ein Stein vom Herzen fiel, machten sich die 

nun bekannten „Durchgefallenen“ auf dem Weg. Und 

der Datenschutz??

Trotz des Neubaus reichte die Kapazität nicht aus und 

so mussten nicht nur zwei Räume im Gebäude Am 

Wegesende beibehalten, sondern zusätzliche Räume 

im Raiffeisenhaus am Herdentor und im Verein Vor-

wärts in der Violenstraße genutzt werden. Hinzu kam 

ein Raum im ehemaligen Haus des Sports mit ange-

schlossenem Casino in der Eduard-Grunow-Straße, 

was nicht unbedingt von Vorteil war, da Schülerinnen 

und Schüler hin und wieder bestrebt waren, die Pau-

senzeiten im Casino zu verbringen und zu verlängern. 

„Ein Schulcampus mit viel Platz und auch viel Grün 

zwischen den Blöcken“, so die Hoffnung von Lehr-

kräften und Schülerinnen und Schüler, als klar wur-

de, dass ein Umzug in das Berufsbildungszentrum 

an der Doventorscontrescarpe erfolgen sollte. Aber 

so schnell wie gedacht und geplant konnte Ende der 

80ger Jahre der Unterricht in den vorgesehenen 

Räumen dann doch nicht beginnen.  Erhebliche Um-

baumaßnahmen waren erforderlich, denn das Schul-

zentrum stammt in seiner Bausubstanz aus dem An-

fang der 50er Jahre. Damals hatte Bremen den von 

dem US-amerikanischen McCloy-Fonds ausgeschrie-

benen deutschlandweiten Wettbewerb für einen 

Berufsschulneubau gewonnen. Mit rund 2 Mio. DM 

wurde der Neubau von vier sechsgeschossigen Blö-

cken gefördert, die in den Jahren 1952 bis 1954 ent-

standen. Die weit auskragenden Flachdächer mit den 

einseitigen Staffelgeschossen, der sichtbare Skelett-

bau aus Beton und insbesondere die zylinderförmi-

gen Glastreppenhäuser prägen noch heute das Bild 

dieses Bauensembles, in dem auch durch die Kunst 

an den Wänden der Treppenhäuser eine harmoni-

sche Atmosphäre erzeugt werden sollte. 

Wie vielfach in den Gebäuden der 50er und 60er 

Jahre wurde auch im BBZ Asbest verbaut. Als der 

Personalratsvorsitzende Asbestflocken aus den Zwi-

schenräumen der Flurdecken entnommen und dem 



Immer wieder: Auf zu neuen Ufern (Räumen)

56

Gewerbeaufsichtsamt zur Überprüfung übergeben 

hatte, kam schnell das Ergebnis: Blauasbest! Diese 

vorher schon mehrfach geäußerte Befürchtung wur-

de zur Gewissheit und führte zu umfangreichen Sa-

nierungsmaßnahmen, die bestenfalls zur Entsorgung 

des Asbests, zumindest aber zur Versiegelung der as-

bestbelasteten Flächen führte. Da der Block C sofort 

vom Senator für Gesundheit gesperrt wurde, musste 

zunächst auch im Block A unterrichtet werden mit 

blinden Fenstern in den Klassen, in denen Auszu-

bildende des Friseurhandwerks sehr viel Haarspray 

versprüht hatten. In einem anderen Raum mit gutem 

Blick auf die unter der Hochstraße parkenden Autos 

wurde gleich eine ganze Klasse Zeuge, wie Diebe ein 

Auto aufbrachen. Die alarmierte Polizei kam zu spät, 

verzichtete aber auch auf die Zeugenbefragung von 

25 Personen. 

Mit dem langsamen Fortschreiten der Sanierungsar-

beiten gewöhnten sich die Klassen an den ständigen 

Wechsel der Räume und machte das Beste daraus. 

So nutzte ein Lehrgang auch die großen Fenster im 

Erdgeschoss, um dem Klassenlehrer im gegenüber-

liegenden Block mit Pinnwandpapier eine Nachricht 

zukommen zu lassen (..., wir lieben Dich!!). Als der 

Normalbetrieb von den einzelnen Institutionen, die 

hier nun ihr Zuhause gefunden hatten, endlich auf-

genommen werden konnte, genoss man die vielen 

Vorteile, die die Blöcke boten. Gemeinsame Zentral-

einrichtungen wie Verwaltung, Sekretariate, Biblio-

thek brachten gute Synergieeffekte. Natürlich war 

die Freude groß, mit gut eingerichteten IT-Räumen 

mit an der Spitze der beginnenden digitalen Um-

wandlung der bremischen Verwaltung zu stehen. Die 

Schülerinnen und Schüler, die nun die Berufsschule 

beendeten, konnten mit dem PC und der gängigen 

Software problemlos umgehen und waren damit 

häufig den Mitarbeiter:innen in der Verwaltung weit 

voraus.

 Endlich auch eine große Aula, in der nicht nur die 

Prüfungsklausuren geschrieben und Schulkonferen-

zen abgehalten wurden, sondern in der auch die Er-

gebnisse von Projektwochen in einem schönen Rah-

men präsentiert werden konnten. Dass sie darüber 

hinaus auch der Begrüßung von neuen Schülerinnen 

und Schülern diente, für kleine Schulfeste und der 

Verabschiedung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern die fast perfekte Räumlichkeit bot, macht die 

vielfältige Nutzung dieses Bereichs deutlich.

Standort Doventorscontrescape
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Stoffverteilungsplan zu erteilen, 

sondern sollten die Allgemeinbil-

dung, vornehmlich die politische 

Bildung vertiefen, die „Aussprache 
über den Wesensgehalt des gewähl-
ten Berufes“ und „die Kontaktpflege 
und das Gemeinschaftsbewußtsein“ 

fördern; auch „Ausgleichssport“ 

stand auf dem Programm.

Zum Schulleben gehörten regel-

mäßig Theatervorstellungen 

der Laienspielgruppe und große 

Schulfeste, z.B. im Geiste der Zeit 

als „River-Boat-Party“ auf der We-

ser. Zum 40. Jubiläum gab es im 

November 1963 einen „Ball der 

bremischen Verwaltung“ in der 

Verwaltungsschule in dem Jahr-

zehnt von 1955 bis 1965 gelegt.

Ausweitung des Schullebens – 

und ein würdiges 40-jähriges 

Jubiläum

Ebenfalls in den späten 50ern und 

frühen 60ern entwickelte sich 

auch das Schulleben im weiteren 

Sinn beachtlich weiter. Eintägige 

Studienfahrten und mehrtägi-

ge Studienreisen und –aufent-

halte in Schulland- und anderen 

Heimen – auch ins europäische 

Ausland – gehörten dazu. Sie bo-

ten nicht nur die Möglichkeit, in-

tensiviert den Unterricht gemäß 

IV „SCHAFFE, SCHAFFE SCHULE BAUE“ – WACHSTUM UND KONSOLIDIERUNG (1954 bis 1967)

tigkeit wurde die Methodenlehre 

der Rechtsanwendung neu auf-

genommen – und „im Hinblick auf 
die künftige Entwicklung auch eine 
gewisse Einführung in die elektroni-
sche Datenverarbeitung“, ein paar 

Doppelstunden im Fach „Verwal-

tungstechnik“, zu dem auch Orga-

nisations-, Büro- und Wirtschaft-

lichkeitslehre gehörten…

Kontinuierliche und systematische 

Lehrplanarbeit wurde somit mehr 

und mehr zu der Daueraufga-

be, wie wir sie heute kennen. Die 

Grundlagen dafür – und manches, 

was uns auch heute noch sehr ver-

traut vorkommt – wurden an der 

Eigentlich wäre es schön gewesen, wenn sich gerade 

hier, unweit der ersten Stätte der Verwaltungsschule, 

der Kreis der vielen Umzüge geschlossen hätte. Aber 

erneut muss die Verwaltungsschule umziehen. Jetzt 

wartet das Tabakquartier in Woltmershausen, das 

Das Tabekquartier

sich von der Zigarettenfabrik zu dem Zukunftsquar-

tier Bremens entwickelt, auf die Schülerinnen und 

Schüler der Verwaltungsschule. 

M.J.
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1954 bis 1967: „Schaffe, schaffe Schule baue“ – Wachstum und Konsolidierung

Streit gab es zunehmend um die 

zu zahlende Vergnügungssteuer. 

Während das Steueramt die Steu-

erschuld an den Eintrittsgeldern 

festmachte, argumentierte die 

Verwaltungsschule mit einer Ver-

anstaltung, die der „Jugendwohl-
fahrt“ diente und daher steuerfrei 

sei. Ungeachtet dieser rechtlichen 

Problematik weitete die Verwal-

tungsschule ihre Feste aus. Ein 

jährliches Frühlingsfest kam hin-

zu, dass auch mal als Riverboot-

Party auf der „Oceana“ durchge-

führt wurde. Die Laienspiel-AG, 

von der noch zu berichten sein 

wird, hatte ihre ersten Auftritte. 

Das Herbstfest entwickelte sich 

langsam, aber stetig vom Schul-

fest zum „Ball der bremischen 

Verwaltung“ und verlagerte sich 

ins Niederdeutsche Theater.  Bei 

der Auswertung alter Akten ist 

festzustellen, dass die Verwal-

tungsschule sich nicht nur auf die 

konkrete Organisation der Feste 

beschränkte, sondern in den An-

fangsjahren eine Fürsorgepflicht 

auch darin sah, für einen sicheren 

Heimweg zu sorgen. So wurden 

Busse der Bremer Straßenbahn 

AG extra für die Rückfahrt auf be-

stimmten Strecken organisiert, 

die Haltestellen frühzeitig mit der 

Schulleben damals und heute

Der Blick in die Vergangenheit ist häufig verklärt, aber Aktenlage und Berich-
te von Zeitzeugen bestätigen: früher war tatsächlich mehr los. Das Bestreben 
der Schule nach Gemeinsinn und Zusammengehörigkeitsgefühl führte recht 
frühzeitig dazu, durch Schulfeste genau diese Bestrebungen zu fördern. Erwin 
Kloke, für viele Jahre der  Mann im Sekretariat der Verwaltungsschule, schrieb 
in einem Vermerk aus dem Jahre 1955, dass im Herbst 1953 „zum ersten Mal 
der Wunsch (auftauchte), durch ein Schulfest alle Angestelltenlehrlinge, Ver-
waltungslehrlinge, Assistenten- und Inspektorenanwärter einander näher zu 
bringen“. In Tappes Kaffeehaus (Munte II) startete im November 1953 das 1. 
Schulfest mit der Auflage, so früh „das Ende zu machen, damit alle Beteiligten 
mit der letzten Straßenbahn nach Hause kommen konnten“. „Durch Beziehun-
gen zum Steueramt gelang es uns, den billigsten Vergnügungssteuersatz (4,50 
DM) zu erreichen“, so Kloke weiter in seinem Vermerk. Penibel wurde geplant 
und abgerechnet: für jede Person ein Glas Bowle (1,10 DM einschl. Bedienung) 
und ¼ Pfund Kekse für 0,80 DM. Da die Musiker auf Gage (aber nicht auf Ge-
tränke) verzichteten, wurde ein Eintrittspreis von 2,50 DM erhoben. Das Fest 
muss Anklang gefunden haben, denn nun ging es jährlich weiter. 1955 nahm 
sogar die Verwaltungsschule Hamburg daran teil, sodass es am Nachmittag 
zunächst einen „Fußballgroßkampf“ gab, den die Bremer mit 1:5 verloren. Die 
Wettkämpfe mit den Hamburgern wurden größer, neben Fußball wurde Hand-
ball und Korbball gespielt, bevor die Feierlichkeiten in Munte II starteten. 

Einladung „Ball der bremischen Ver-
waltung“ 1963

Glocke, bei dem das „Große Un-

terhaltungsorchester“ von Radio 

Bremen einheizte und mit Hans 

Robert Helms ein professioneller 

Conférencier (bekannt u.a. vom 

sonntäglichen „Hafenkonzert“) 

durch den Abend führte; damals 

selbstverständlich, dass auch der 

Weser-Kurier berichtete. Bei den 

Lehrkräften und den Mitarbei-

ter:innen in der Verwaltung, vor 

allem aber auch bei den Schü-

ler:innen bestand eine große Be-

reitschaft, an diesen Aktivitäten 

teilzunehmen und im Vorfeld viel 

persönliche Freizeit zu investie-

ren… Aber es waren auch andere 

Zeiten mit einem anderen kultu-

rellen und gesellschaftlichen An-

gebot. Dem Schulleben hat es auf 

jeden Fall sehr gut getan.

Das 40-jährige Jubiläum 1963 ist 

aber nicht nur wegen des Balles in 

der Glocke erwähnenswert. Die 

offizielle Festveranstaltung fand 

schon im September im Rathaus 

statt. Direktor Kulke, als Aus- und 

Fortbildungsreferent auch Ver-

treter der SKP, konnte u.a. mit 

dem Präsidenten der bremischen 

Bürgerschaft Hagedorn, dem Bür-

germeister Ehlers als Innensena-

tor und SKP-Vorsitzendem, dem 

Hafensenator Dr. Borttscheller 

und zahlreichen Abgeordneten 

der Bürgerschaft eine erlauchte 

Gästeschar begrüßen. Und er hielt 

vor der eigentlichen Festrede des 

Beigeordneten beim Deutschen 

Städtetag Dr. Krebsbach über „Die 
Ausbildung im öffentlichen Dienst“ 

eine Begrüßungsrede, die beson-

ders deshalb beachtlich ist, weil 

sie viel über das Selbstverständ-

nis und das Selbstbild der Verwal-

tungsschule 40 Jahre nach ihrer 

Gründung und fast 20 Jahre nach 

Kriegsende aussagt. Johannes 

Kulke sah die Verwaltungsschule 

in der Tradition der auf den Unter-

tanenstaat und das „patriarchali-
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Einladung zu den Festen bekannt 

gemacht.

1963 wurde dann aus Anlass des 

40jährigen Jubiläums der Verwal-

tungsschule mit dem „Ball der bre-
mischen Verwaltung“ ganz groß in 

der Glocke gefeiert. Bevor Robert 

Helms von Radio Bremen als Con-

férencier eine rauschende Ball-

nacht mit den fast 1.000 Gästen 

einleitete, präsentierte er in einem 

musikalischen Feuerwerk, wie der 

Weser Kurier schrieb, bekannte 

Künstlerinnen und Künstler zu-

sammen mit dem Unterhaltungs-

orchester von Radio Bremen. Ein 

offenbar sehr gelungenes Fest, 

das im Übrigen für die Verwal-

tungsschule einen weiteren Vor-

teil hatte, denn die Kosten des 

Abends trug ebenfalls Radio Bre-

men, das in der Woche darauf den 

musikalischen Teil der Veranstal-

tung in seinem Abendprogramm 

präsentierte. 

Nach diesem Höhepunkt blieben 

die Feste noch eine Weile wichtige 

Meilensteine im schulischen Le-

ben, bis sich Ausbildungsstruktu-

ren, aber vor allem die Einstellung 

der Verwaltungsbediensteten zu 

solchen Festen soweit änderten, 

dass die Veranstaltungen einge-

stellt wurden. Das betraf letztlich 

auch die sogenannten Jahresab-

schlussfeiern kurz vor Weihnach-

ten, die in der oberen Rathaushalle 

bei Kaffee und Kuchen abgehalten 

wurden. Der Schulchor gab sein 

Bestes und anschließend trat 

die Theatergruppe auf. Sie hatte 

sich über einige Jahre hin wie der 

Schulchor zu einem festen Be-

standteil der Arbeitsgemeinschaf-

ten der Schule entwickelt. Unter 

Leitung von Paul Hans Voss, einem 

Mitarbeiter der Altenhilfe beim 

Sozialamt, brachte die Gruppe je-

des Jahr ein namhaftes Theater-

stück auf die Bühne wie z. B. „Blick 

von der Brücke“ von Arthur Miller 

und „Romolus der Große“ von Fried-

rich Dürrematt. Kulissen baute die 

Gruppe an mehreren Wochenen-

den selbst. Das „Amt für Schiet und 
Dreck“, so die Auszubildenden, das 

Amt für Stadtentwässerung und 

Stadtreinigung, transportierte die 

Kulissen bis vor das Rathaus, das 

die „Schauspielerinnen und Schau-
spieler“ bei den Aufbauarbeiten 

vom Keller bis zum Dach kennen-

lernten. Generalproben und erste 

Vorstellungen fanden vor Gästen 

der bremischen Altentagesstät-

ten statt, bevor die Gruppe bei 

den Jahresabschlussfeiern zur 

Höchstform auflief und die Auszu-

bildenden regelmäßig begeisterte. 

Aber auch bei dieser Gruppe 

schlug das veränderte Freizeitver-

halten zu und es blieb für einige 

Zeit nur noch ein „harter Kern“ 

übrig, der mit Sketchen durch 

die Altentagestätten „tingelte“. 

Als Mitglieder des Elferrats, mit 

Büttenreden und ihren nach ak-

tuellen Melodien gesungenen Zei-

tungsshows begeisterten die Ver-

waltungsschüler:innen im Kreis 

professioneller Kleinkünstler das 

Publikum im jeweils ausverkauf-

ten Niederdeutschen Theater. 

Mitte der 70er Jahre war dann 

endgültig Schluss. 

Viel früher schon wurde die Or-

ganisation für den Kauf vergüns-

tigter Theaterkarten eingestellt. 

Um den Verwaltungsschülerinnen 

und Schülern durch einen Thea-

terbesuch eine kulturelle Weiter-

bildung zu ermöglichen, hatte die 

Verwaltungsschule schon frühzei-

tig den Kontakt zum Jugendamt 

gesucht, um über den Jugendring 

Eintrittskarten für das Theater am 

Goetheplatz zu vermitteln. Hier 

beschränkte sich die Tätigkeit der 

Schule nicht nur auf die Verteilung 

der Karten, sondern sie sah sich 

auch bemüßigt, mit Erinnerungs-

schreiben auf den Beginn der 

einzelnen Veranstaltungen hinzu-

weisen.

Nicht zu vergessen: die Schulzei-

tung, von der leider nur wenige 

Exemplare in den alten Verwal-

tungsschulakten aufbewahrt wor-

den sind. „Buten un Binnen“, so 

der Titel der Schulzeitung Ende 

der 50er Jahre, in der neben den 

Schülerinnen und Schülern auch 

die Leitung und Verwaltung der 

Schule mitwirkte. Nach einer lan-

gen Pause ohne Schulzeitung gab 

es im Juni 1977 die Erstausgabe 

des „Azubi-Kuriers“. Schon in der 

3. Ausgabe beklagte sich die Re-

daktion über die mangelnde Reso-

nanz unter den Auszubildenden. 

Bis in den Oktober 1979 lassen 

Theater in der Schilllerstraße
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sich noch Ausgaben in der Regis-

tratur der Verwaltungsschule fin-

den. Thematisch setzte man sich 

mit den Festen aber auch mit den 

Aufgaben des Ausbildungsperso-

nalrates auseinander. Wann der 

Azubi-Kurier eingestellt worden 

ist, lässt sich nicht nachweisen. 

Einfügen Foto 34-Azubi-Kurier.

Ein ganzes Bündel an sportlichen 

Aktivitäten sollte Schülerinnen 

und Schüler auch körperlich fit 

halten: Fußball, Handball, Tisch-

tennis, Korbball, Gymnastik für 

„Damen“, Leichtathletik und Ball-

spiele für „Herren“, Schwimmen 

im Zentralbad! Hinzu kamen Ar-

beitsgemeinschaften für Schach 

und Skat. Wichtig waren die 

Sportvergleichskämpfen mit der 

Hamburger Verwaltungsschule, 

die von beiden Schulen mit gro-

ßem Ehrgeiz betrieben wurden. 

Neben Handball, Fußball und 

Korbball kämpften die Schulen 

auch in einer 4X100m Staffel um 

den Sieg. 

Aber auch in Bremen traten die 

Schülerinnen und Schüler zu 

Wettkämpfen an. Die Jahres-

berichte der Verwaltungsschule 

führten umfangreich und akri-

bisch die Punktspieldaten in den 

Bereichen Fußball, Handball, 

Korbball und Tischtennis auf, bei 

denen die Verwaltungsschul-

mannschaften im Übrigen nicht 

schlecht abschnitten. Regelmäßig 

fand auch ein Sportfest im We-

ser-Stadion statt, bei dem sich 

Schülerinnen und Schüler in den 

leichtathletischen Disziplinen 

messen konnten. Im Laufe der Zeit 

wandelten sich die Interessen der 

Auszubildenden und eine Arbeits-

gemeinschaft nach der anderen 

verlor ihre Mitglieder und stellte 

die Aktivitäten ein.

Was blieb von den vielen Sport-

gruppen? Betriebssportgemein-

schaften im Handball, aber vor 

allem im Tischtennis! Während 

die Handballspieler schnell „Nach-

wuchsprobleme“ bekamen, rollten 

die Tischtennisspieler die Be-

triebssportligen von hinten auf 

und setzten sich in kürzester Zeit 

an die Spitze der 1. Liga. Bis heute 

spielt eine Tischtennisgruppe mit 

dem Namen „Verwaltungsschule“ 

im Bereich des Betriebssports, 

allerdings ohne Schülerinnen und 

Schüler der Verwaltungsschule.

Fußballturniere lebten Mitte der 

80er Jahre wieder auf und werden 

bis heute – häufig als Fußballtur-

nier der Verwaltungsfachwirtin-

nen und -wirte - in unregelmäßi-

gen Abständen fortgesetzt, wobei 

auch das hauptamtliche Kollegium, 

das Schulsekretariat und neben-

Das „Dreamteam“ mit Pokal: Peter Schebb, Manfred Jacobi, Volker Hohen-
kamp, Holger Wendel, Norbert Stenken   
Katja Dahme, der Organisator Reinhardt Spieske, Hilke Wiezoreck, Marion 
Stenken

Klassentaktik schlägt Fitness
Die Looser Peter Schebb, Manfred Jacobi, Thomas Gutschy
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amtliche Lehrkräfte eine gemein-

same Schulmannschaft stellen. 

Und nicht nur einmal konnte sich 

die Schulmannschaft gegen die 

Wirte und Wirtinnen durchsetzen 

und den Wanderpokal erringen. 

Ziemlich blamabel endete ein 

Laufwettbewerb der Lehrer Tho-

mas Gutschy, Peter Schebb und 

Manfred Jacobi gegen eine VFA-

Klasse über 30 km im Bürgerpark. 

Clever hatte die Klasse ihre Läufe-

rinnen und Läufer so aufgestellt, 

dass nach 500 m jeweils ein Wech-

sel erfolgte, während die Lehrer 

durchweg den Wechsel erst nach 

5 km vornehmen konnten. Da hal-

fen auch die Marathonerfahrun-

gen von Schebb und Jacobi und 

die Kondition des Sportlehrers 

Gutschy nicht: Schüler:innen-Tak-

tik schlug Fitness. 

Bleibt zu hoffen, dass zumindest 

das Fußballturnier weiterhin or-

ganisiert wird und außerhalb des 

Unterrichts den Schüler:innen 

und Fortzubildenden Gelegenheit 

zum Kennenlernen bietet. 

Was blieb von den Festivitäten 

der Verwaltungsschule, nach dem 

die großen Feste als Ball der bre-

mischen Verwaltung eingestellt 

worden sind? Über viele Jahre fei-

erten die Beschäftigten der Ver-

waltungsschule ihr Freimarktsfest 

mit Tanz bis in den frühen Morgen, 

Kohl- und Pinkel-Fahrten wurden 

sportliche Boßeltouren und kurz 

vor Weihnachten fand das Skat-

Turnier der Verwaltungsschule 

statt. Lehrkräfte, Mitarbeiter:in-

nen der Verwaltung, aber auch 

Lehrgangssprecher:innen, Mit-

glieder des Gesamtpersonalrats, 

Ausbilder:innen und Freundinnen 

und Freunde der Schule nahmen 

teil, um mehrere Stunden Freude 

und Ablenkung zu haben und um 

vordere Plätze bei der Preisverga-

be zu erreichen. Denn hier gewan-

nen alles etwas, von der berühm-

ten Weihnachtsgans und anderem 

Geflügel über Bücher hin zu Frei-

karten für ein Spiel des SV Werder. 

Den „Kampf“ um Skatsiege nahm 

hin und wieder auch ein Senator 

auf, wobei es kein Gerücht ist, dass 

sich ein Senator doch tatsächlich 

mehrfach zu seinen Gunsten ver-

rechnet haben soll. Um auch den 

im „Skat nicht bewanderten“ die 

Teilnahme an diesem vorweih-

nachtlichen „Spielnachmittag“ zu 

ermöglichen, wurde Skat durch 

„Schwimmen“ abgelöst. Nachdem 

das Interesse langsam „austrock-

nete“, blieb schließlich nur das 

Sommerfest aller Organisationen 

auf dem Campus Doventorscon-

trescarpe, das sich nach wie vor 

großer Beliebtheit erfreut. 

Für die Schulklassen stellen natür-

lich die Abschlussfeier in der Aula 

und die Abschiedsfeier der jeweili-

gen Klasse die letzten beiden Hö-

hepunkte des schulischen Lebens 

an der Verwaltungsschule dar. Er-

schöpft vom schulischen Endspurt 

machen sich bedauerlicherweise 

nur wenige Klassen die Mühe, die 

Zeit an der Schule mit Lob und 

Kritik zu reflektieren, ihre Lehr-

kräfte „aufs Korn“ zu nehmen und 

ihren Unterricht, ihre Macken, 

ihre Sprüche und manchmal sogar 

ihr Erscheinungsbild respektvoll 

zu würdigen. Bei Leistungsport-

lern würde die Reporterin sagen: 

„Da ist noch mehr Luft nach oben 

drin!“ 

M.J.

sche Milieu“ des 19. Jahrhunderts 

folgenden neuen öffentlichen Ver-

waltung insbesondere der Wei-

marer Republik und beschreibt sie 

als „Mittel zum Zweck“ 

„…geschaffen aus der Erkenntnis 
heraus, daß die verantwortungsvolle 
Verwaltungsarbeit in einem demo-

kratischen und sozialen Rechtsstaat 
nur von gut ausgebildeten und 

qualifizierten Beamten und Ange-
stellten zum Wohle des Volksganzen 

geleistet werden kann.“

Die Verwaltungsschulen seien 

zwar „eigene Einrichtungen“, aber 
„bei Wahrung aller Eigenständigkei-
ten als Hilfsorgane der Personalver-
waltung anzusehen“. Die Verwal-

tungsschule verstand er einerseits 

sehr bremisch,

„Wir glauben, in dem Aufbau und 

der Gestaltung unserer Schule 

den bremischen Verhältnissen 

und Bedürfnissen Rechnung ge-

tragen zu haben…“

stellte sie aber gleichzeitig aus-

drücklich in einen nationalen Rah-

men: Sie sei hervorgegangen aus 

einer im gesamten Reichsgebiet pa-
rallel verlaufenen Entwicklung und 

bis in die Gegenwart könne selbst 

„unter Berücksichtigung aller noch 
so differenzierten örtlichen Verhält-
nisse…die Entwicklung aller Verwal-
tungsschulen innerhalb des Bundes-
gebietes als überwiegend einheitlich 
angesehen werden.“ Ihre Arbeit sei 

„heute weitgehend durch die Leit-
stelle Deutscher Verwaltungs- und 
Sparkassenschulen koordiniert.“ 

Nicht ohne das für die Zeit ty-

pische Pathos wird als Ziel und 

Aufgabe der Verwaltungsschule 

formuliert, …

 „unserem Verwaltungsnachwuchs 
das Rüstzeug mitzugeben, das ihn 
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Schon immer war die Verwaltungsschule bestrebt, durch Studienfahrten und 
Ausflüge den Unterricht zu ergänzen, den Blick für Aufgaben und Problemla-
gen der Verwaltungen und der Wirtschaft zu erweitern. Ziel war es aber auch, 
durch die Fahrten und Tagesausflüge die Gemeinschaft der Klassenverbände 
und sogar der gesamten Schule zu fördern.

Bereits in dem Bericht der Behörde für die Fortbildungs- und Fachschulen 
vom 7. Mai 1930 wird darauf hingewiesen, dass sich „die nach bestimmtem 
Plan veranstalteten Verwaltungs- und Wirtschafts-Studienfahrten zur Be-
sichtigung staatlicher, städtischer und privater Betriebe in Bremen und den 
umliegenden größeren Städten“ als wertvolle Unterstützung des Unterrichts 
bewährt haben. Ein entsprechender Titel im Haushaltsplan der Schule sicher-
te sogar einen weiteren Ausbau der Fahrten ab.

Der Lehrplan der Verwaltungs-

oberschule legte dezidiert die 

Ziele und die Dauer der Studien-

fahrten fest: der Unterweser-

bereich mit Brake, Elsfleth, Nor-

denham und Bremerhaven, zum 

Teil zweitägig, Hamburg, Lübeck 

und Berlin. Zur „Förderung der 
Unterrichtszwecke“ waren eben-

falls Besichtigungen öffentlicher 

und privater Wirtschaftsbetrie-

be vorgeschrieben, ebenso wie 

der Besuch von Ausstellungen in 

Hamburg und Bremen. Vorträge 

des Arbeitsamtes und der Volks-

hochschule standen auf dem Plan, 

aber auch eigene hochschulmäßi-

ge Vorlesungsreihen wie z. B. von 

dem später durchaus umstritte-

nen Historiker Wilhelm Momm-

sen über die „Deutsche Geschichte 
von den Freiheitskriegen bis zum I. 
Weltkrieg.“ Inwieweit Studienfahr-

ten, Besichtigungen etc. während 

des Nationalsozialismus aufrecht-

erhalten worden sind, lässt sich 

nicht feststellen. 

In den 50er Jahren wurden die 

Studienfahrten langsam wieder 

aufgenommen und es gab inter-

natsmäßigen Unterricht in so-

genannten Fortbildungsheimen, 

der sowohl von den begleitenden 

Lehrkräften als auch von neben-

amtlichen Lehrkräften wahr-

genommen wurde, die dann auf 

Dienstreise für einen Vor- oder 

Nachmittag ins Fortbildungsheim 

Baden, Haus Hügel, die Döhrener 

Heide oder in die Sportschule Bas-

sum fuhren. Die Heimaufenthalte 

dienten „dem verstärkten Vollunter-
richt gemäß Stoffverteilungsplan“ 

und sollten den Lehrkräften die 

Möglichkeit geben, „die Persönlich-
keit des Lehrgangsteilnehmers bes-
ser zu erfassen...“

Internatsmäßige Aufenthalte gab 

es in den Heimvolkshochschulen 

in der Göhrde, in Aurich, Springe, 

Salzgitter, im Haus Sonnenberg, 

im Institut für politische Bildung 

in Bad Oeynhausen, das immer 

mit einem Ausflug in die Nieder-

lande verbunden war. Auch das 

Gesamteuropäische Studienwerk 

in Vlotho gehörte zu den Institu-

tionen, die regelmäßig besucht 

wurden. Dass es der Verwaltungs-

schule sehr wichtig war, alle Lehr-

gänge durch internatsmäßigen 

Unterricht und Internatsaufent-

halte sowie durch staats- und 

kommunalkundliche Übungen in 

Wremen, Berlin und im Ausland 

über die normalen Unterrichtsin-

befähigt, von der Exekutive her an 
der Gestaltung unseres Landes, der 
Bundesrepublik Deutschland, eines 

größeren Europas und eines wie-
dervereinigten deutschen Staats-

wesens erfolgreich teilzunehmen… 
Hier lenkend, bildend, helfend und 

soweit möglich Vorbild gebend 
tätig zu werden, ist die verantwor-
tungsvolle Aufgabe unserer Schule, 

der wir uns zutiefst verpflichtet 
fühlen.“

Bei aller Demonstration von Be-

scheidenheit und Pflichtgefühl 

klingt aus seinen Sätzen unüber-

hörbar auch Selbstbewusstsein 

und Stolz auf das Erreichte: Es sei 

eine Tatsache, …

„…daß nicht nur die Ergebnisse 
der Examina, sondern das gesamte 
Leistungsniveau des Beamtennach-

wuchses unseres Stadtstaates an 
der Spitze des Bundesdurchschnitts 
liegt.“ „Durch die schwere Zeit des 

Neuaufbaus hindurch hat sich 
die Verwaltungsschule der Freien 

Hansestadt Bremen…zu einer 
anerkannten und leistungsfähigen 
Anstalt entwickelt.“ „Jede sinnvolle 
Investition ideeller und materieller 

Art (in gute Ausbildung und Qualifi-
zierung von Beamten und An-

gestellten) wird sich hier vielfältig 
amortisieren.“

Und obwohl Direktor Kulke 

mahnt, „daß es vieles noch auszu-
bauen und zu erreichen gilt. Im Le-
ben einer Schule darf es kein Stag-
nieren geben“ – der beherrschende 

Eindruck bleibt: Die Verwaltungs-

schule scheint Mitte der 60er Jah-

re mit sich im Reinen, vielleicht 

sogar von einem gewissen Hang 

zur Selbstzufriedenheit geprägt 

zu sein – und ist damit ein Abbild 

dieser Zeit in Bremen und in der 

Bundesrepublik Deutschland… 

Aber diese Zeiten sollten sich be-

kanntlich bald ändern!
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men von Seminaren während der 

Blockausbildung durchgeführt 

werden.  Lediglich für den geho-

bene Dienst sei weiterhin vor-

gesehen – allerdings auf freiwilli-

ger Basis – dass staatskundliche 

Übungen im Ausland stattfinden.

Ein erneuter Versuch des AdL im 

Jahr 1973, die Haltung der Schule 

zu verändern, war ebenfalls nicht 

erfolgreich. Direktor Kulke führte 

mehrere Gründe in einem Schrei-

ben an den Arbeitskreis der Lehr-

gangssprecher an. Zu einem ent-

sprach die Qualität der Angebote 

der sich freundlicherweise zur 

Verfügung stellenden Gemeinden 

und Gemeindeverbände nicht den 

Erwartungen der Schule. Zum an-

deren war ein „nicht unerheblicher 
Teil von Lehrgangsteilnehmern an 
diesen Programmen uninteressiert 
... und (reagierte) intolerant – für 
uns selbst peinlich – auf nicht so 
perfekte Referenten oder sonstige 
Programmabläufe“. Regelmäßige 

Auseinandersetzungen um Fra-

gen des Zusammenlebens bei der 

Unterbringung im Marschenhof 

Wremen führte er ebenso an, wie 

die ständige scharfe Kritik an der 

Kostenbeteiligung und zahlreiche 

Anträge auf Reisekostenerstat-

tung. Diese und andere Vorkomm-

nisse hätten letztlich in Absprache 

mit dem AdL dazu geführt, die 

Fahrten einzustellen. Lediglich für 

Lehrgänge des gehobenen Diens-

tes gab es weiterhin staats- und 

kommunalkundliche Studienfahr-

ten, im Inland verpflichtend für 

alle Lehrgangsteilnehmer, wenn 

sie dienstlich angeordnet worden 

waren, wobei die Kosten von der 

Schule getragen worden sind; Stu-

dienfahrten ins Ausland nur auf 

freiwilliger Basis mit Kostenbetei-

ligung, wenn sich der Lehrgang ge-

schlossen für die Fahrt entschie-

den hatte. 

Schulwandertage unterbrachen 

meist zur Freude aller den „stram-

men“ Unterricht in der Verwal-

tungsschule. Helgoland, Lünebur-

ger Heide, Bergen-Belsen, um nur 

einige Ziele zu nennen, die von der 

gesamten Schule besucht wurden. 

Aber es gab auch Schulwanderta-

ge, an denen die Lehrgänge Zielor-

te nach ihrer Wahl in der näheren 

Umgebung besuchten. Und na-

türlich war die Schulleitung auch 

darauf aus, dass jeder Lehrgang 

mindestens einmal eine Debatte 

in der Bremischen Bürgerschaft 

miterleben musste. Die Besichti-

gung von Betrieben, von Hafenan-

lagen unter kundiger Führung der 

Wasseringenieure, der Besuch ei-

ner Fischauktion in Bremerhaven, 

ein EXPO-Besuch in Hannover, 

Einstieg in Abwasserkanäle usw. 

brachten nicht nur Abwechselung 

in den Schulbetrieb, sondern ver-

schafften den Lehrgängen Einbli-

cke in Produktionsabläufe, Pro-

bleme der Wirtschaft, Sicherung 

der Funktionsfähigkeit der Häfen, 

verdeutlichten aber auch die Viel-

fältigkeit der Aufgaben der bremi-

schen Verwaltung.

Mit den Fortbildungskursen 

der Verwaltungsfachwirtinnen 

und –wirte wurden die Studien-

fahrten wieder aufgenommen, 

wobei die Kosten von den Lehr-

gängen – und anfänglich auch 

von den Lehrkräften – selbst 

getragen wurden, sofern nicht 

die einzelnen Dienststellen sie 

übernahmen. Geschichte, staat-

liche und kommunale Strukturen 

vor Ort zu erfahren, waren die 

Zielsetzung mehrerer Fahrten 

nach Prag. Brüssel, Dresden und 

immer wieder Berlin mit seiner 

Vielzahl an geschichtlichen und 

kulturellen Stätten, die Studien-

fahrten gehörten und gehören 

für die Fortbildungskurse der 

halte hinaus mit allgemeinbilden-

den, gesellschaftspolitischen und 

staatspolitischen problemlagen 

zu konfrontieren, aber auch ihren 

Zusammenhalt und ihren Gemein-

schaftssinn zu fördern, zeigen bei-

spielhaft einige Jahresberichte der 

Schule. Hier wurde akribisch auf-

geführt, wann welcher Lehrgang 

welche Einrichtung besucht hat, 

bzw. welche Fahrten für die Lehr-

gänge der Schule geplant waren. 

Aber auch das benachbarte Aus-

land war Ziel der Fahrten des ehe-

maligen mittleren und gehobenen 

Dienstes. Tinglev in Dänemark, 

Südtirol, Österreich, die Nieder-

lande und die Schweiz waren hier 

die bevorzugten Ziele der Schule, 

wobei für die Verwaltungsinspek-

toranwärterinnen und –anwärter 

auch ein Einsatz in den kommu-

nalen Ämtern der besuchten Ge-

meinden vorgesehen war. 

1970 wurde beschlossen, die 

Durchführung von Heimaufent-

halten zu beenden, den entspre-

chenden Passus in der Ausbil-

dungs- und Prüfungsordnung zu 

streichen. Der AdL wurde umfas-

send über die Gründe informiert, 

war mit der Entscheidung nicht 

einverstanden und bat darum, den 

gesamten Fragekomplex dem da-

maligen Senatsdirektor Niederge-

säß vorzutragen. Im Ergebnis ist 

entschieden worden, dass für eine 

Vertiefung des Allgemeinwissens 

und der politischen Bildung durch 

Heimaufenthalte keine Notwen-

digkeit mehr bestand, da zum 

einen jeder im Rahmen eines Bil-

dungsurlaubs auf entsprechende 

Angebote zugreifen konnte und 

im Übrigen die eingeführte Block-

ausbildung den genannten Zielen 

Rechnung tragen würde. Interes-

se an kommunalkundlichen Übun-

gen bestände zwar nach wie vor, 

doch auch diese könnten im Rah-
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Verwaltungsfachwirtinnen und 

-wirte zum festen Programm. 

Für die Verwaltungsfachangestell-

ten war lange Zeit „private Initiati-

ve“ angezeigt, um im Lehrgangver-

band eine Reise zu unternehmen. 

Und so fuhr nur hin und wieder 

eine Klasse – manchmal auch in 

Begleitung mit der Lehrkraft - für 

ein paar Tage in eine Jugendher-

berge oder in ein günstiges Ho-

tel ins Ausland. Die erfolgreiche 

schulische Exkursion in Richtung 

Großbritannien, genauer gesagt 

nach Dudley/Schottland, schien 

der neue Start von Studienreisen 

zu sein. Aber zunächst fanden 

sich weder Klassen noch Lehr-

kräfte, um diese Fahrten wieder 

aufzunehmen.  Inzwischen gehört 

es aber wieder zum Standardpro-

gramm der Verwaltungsschule, 

dass die Klassen nach Berlin fah-

ren. Sie haben sich als eine große 

Bereicherung des Unterrichts he-

rausgestellt und den Zusammen-

halt in den Klassen sehr gefördert.

Was auf Studienfahrten noch so 

geschah!

Staatspolitische und kommunal-

kundliche Studienfahrten von 

Lehrgängen des mittleren Diens-

tes erfolgten in den 60er Jahren 

immer mal wieder nach Tinglev, 

einer Gemeinde in Dänemark. 

Eigentlich nichts Besonderes, 

aber in den 60er Jahren Zollaus-

land. Das „Switchen“ der Lehr-

gänge zwischen der dänischen 

Minderheit in Südschleswig und 

der deutschen Minderheit in 

Nordschleswig brachte mehrfach 

Grenzübergänge mit sich und 

natürlich entdeckte der Zoll auf 

einer Fahrt ein paar Kisten Bier 

im Bus, was zu einer äußert schar-

fen Kontrolle des gesamten Bus-

ses führte. Weitere alkoholische 

Getränke wurden entdeckt und 

durfte nicht über die Grenze nach 

Tinglev mitgenommen werden. 

Ein Abschiedsabend mit Frucht-

säften und Wasser?! Niemals. 

Noch am Nachmittag wurden die 

notwendigen Getränke in den er-

laubten Mengen von einzelnen 

Lehrgangsteilnehmerinnen und 

-teilnehmern über die Grenze ge-

holt, der Abschiedsabend war ge-

rettet. 

„Eiskalt in Berlin“ konnte die Über-

schrift der ersten Ausfahrt Anfang 

der 2000er Jahre lauten, als ein 

Verwaltungsfachwirte-Lehrgang 

im Februar in Berlin nahe der 

Waldbühne seine Selbstversor-

gungsunterkunft bezog und damit 

nach jahrelanger Pause den ers-

ten Versuch einer Studienfahrt in 

Angriff nahm. Die begleitenden 

Lehrkräfte wurden wegen „Wild-

schweingefahr“ verpflichtet, die 

Brötchen für das Frühstück zu 

besorgen und waren heilfroh, 

eine Wildschweinrotte niemals 

gesichtet zu haben. Highlight war 

sicher der Besuch der Außenaus-

stellung „Topographie des Ter-

rors“. Bei Schneeregen erklärte 

der wissenschaftlichen Leiter der 

Ausstellung (!) dem gespannt zu-

hörenden Lehrgang anhand von 

nur zehn Tafeln die Strukturen 

und Zielsetzungen des Reichssi-

cherheitshauptamtes und wies u. 

a. auf das junge Alter der leitenden 

Personen hin. Eine unglaublich 

spannende Geschichtsstunde, die 

der Wissenschaftler aufgrund der 

winterlichen Temperaturen nach 

60 Minuten beendete. 

Reinhard Heydrich als Leiter des 

RSH war auch Thema anderer 

Gruppen, die Prag als Zielort aus-

gewählt hatten. Auch hier ver-

folgten die Lehrgänge Spuren der 

deutschen Geschichte, besuchten 

die Kirche, in der sich die tschechi-

schen Freiheitskämpfer nach dem 

letztlich tödlichen Anschlag auf 

Heydrich versteckt hielten, fuh-

ren nach Lidice, dem Ort, der als 

Vergeltung für das Attentat dem 

Erdboden gleichgemacht worden 

ist und dessen Einwohner getötet 

wurden oder ins Konzentrations-

lager kamen. Ein überaus herzlich 

Willkommen bei der Prager Stadt-

verwaltung und der Friedrich-

Ebert-Stiftung gab es nach dem 

„relativ nüchternen“ Besuch der 

deutschen Botschaft. 

Und Immer wieder kam es zu 

Überraschungen auf den Stu-

dienfahrten. Eine Teilnehmerin 

hatte kurz vor der Zugabfahrt 

in Bremen das für sie wichtigste 

Utensil dabei: eine Flasche Sekt. 

Der für die Reise nach Prag aber 

damals notwendige Reisepass lag 

zu Hause auf dem Küchenschrank. 

Mit einer kleinen List und der Ver-

gesslichkeit der Grenzbeamten 

gelangte der Lehrgang ohne Pro-

bleme nach Prag. Um die Nerven 

zu schonen und um auf der si-

cheren Seite zu sein, machte sich 

eine Lehrkraft mit der Teilneh-

merin zum deutschen Konsulat 

auf, während die zweite Lehrkraft 

mit 34 Wirtinnen und Wirten im 

Schlepptau alle Mühe hatte, den 

Essens- und Toilettendrang ihrer 

„Truppe“ zu zügeln und mit ziem-

lich „dicken Hals“ zum verein-

barten Treffpunkt kam. Derweil 

sorgte die „passlose“ Teilnehmerin 

für lautes Gelächter im Konsulat, 

als sie die persönlichen Daten der 

„bürgenden“ Lehrkraft erfuhr und 

erstaunt ausrief: „Was so alt bist 

Du?“ Die Lehrkraft, die bei einer 

anderen Lehrgangsfeier - gerade 

55-jährig - als „60-jähriger Aus-

hilfslehrer“ tituliert worden war, 

hatte für diesen Ausruf nur ein 

müdes Lächeln übrig.

Auch die großen Reisekoffer ei-

niger Teilnehmer sorgten für Er-
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staunen. Während ein Lehrgangs-

teilnehmer auf seine mitgeführte 

„Gummipuppe“ verwies, begrün-

dete eine andere Teilnehmerin die 

Koffergröße mit ihren Schmink-

utensilien, währenddessen ein 

„gekrönter“ Teilnehmer bei den 

Bahnhofeinfahrten würdevoll den 

wartenden Reisenden zuwinkte. 

Wie selbstverständlich konnte die 

Deutsche Bahn in einem Fall den 

gebuchten Waggon für 30 Perso-

nen nicht zur Verfügung stellen 

und sorgte so für hektisches Trei-

ben. Dagegen zeichnete sich die 

Bundeswehr mit ihrem Jugend-

offizier auf der Fahrt nach Brüssel 

zum Hauptquartier der NATO und 

zu den europäischen Organisa-

tionen durch klare Ansagen und 

absolute Pünktlichkeit aus. Den 

schnellen Tod in der Gaststätte „A 

La Mort Subite“ fand Gottseidank 

niemand, obwohl die hochprozen-

tigen belgischen Biere die reinste 

Verführung darstellten. Lediglich 

einige Sonnenbrillenträgerinnen 

konnten am darauffolgenden Re-

gentag die Helligkeit nur schlecht 

ertragen.

Videos und viele Fotos zeugen 

von durchweg hochinteressanten 

Studienfahrten und zufriedenen, 

manchmal förmlich begeisterten 

Verwaltungsfachwirtinnen und 

-wirte. Hin und wieder zeigen sie 

auch „geschaffte“ Lehrkräfte, die 

gerade bei der ersten Fahrt nach 

Prag auf Freizeit und Pausen ver-

zichteten, alle Tagungs- und Be-

sichtigungsorte vorab mit Stra-

ßenbahn und Metro aufsuchten, 

um keine Pannen mit 36 Personen 

in Prag zu erleben. 

Es ist übrigens ein Gerücht, wenn 

behauptet wird, dass ein „Koffer-

Langstreckenmarsch“ in Berlin, 

der zu einer am Namen der ver-

antwortlichen Lehrkraft orien-

tierten Entfernungsbezeichnung 

führte, die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer tatsächlich überfor-

derte. Vielleicht war die für einen 

„Beamtenwochentag“ unübliche 

Beweglichkeit und Schnelligkeit 

ursächlich für die Erschöpfung 

des Lehrganges am Anfang einer 

Studienfahrt.

M.J.

Der „Reiseleiter“ Reinhardt Spieske mit den Lehrkräften Viviane Flügge und 
Dr. Peter Kalmbach mit Verwaltungsfachwirtinnen und -wirten vor der Deut-
schen Botschaft in Prag 2022
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Tiefgreifender gesellschaftli-

cher Wandel

Die bundesdeutsche Nachkriegs-

gesellschaft hatte Risse bekom-

men. Der besonders seit der Ku-

bakrise 1962 heißer gewordene 

Kalte Krieg schürte Angst vor ei-

nem atomaren Weltkrieg, der ge-

rade erst militärisch unterdrückte 

Reformversuche in der Tschecho-

slowakei („Prager Frühling“), die 

Befreiung großer Teile der Welt 

vom europäischen Kolonialismus, 

der wachsende Widerstand gegen 

imperialistische Politik und die 

grauenhaften Kriege besonders 

in „Indochina“ (Vietnam, Laos und 

Kambodscha), vom Westen unter-

stützte faschistische Diktaturen 

in Europa – Griechenland, Spa-

nien und Portugal –, der Schah in 

Persien… das alles beschäftigte, 

empörte und bewegte eine zuneh-

mende Zahl insbesondere junger 

Menschen. 

Dazu kam der Reformdruck in der 

Bundesrepublik, nicht zuletzt der 

von Wissenschaftler:innen und 

Pädagog:innen angeprangerte 

Bildungsnotstand an deutschen 

Schulen und Universitäten. Damit 

korrespondierte ein politischer 

Wechsel: Nach der CDU-Domi-

nanz unter Adenauer kamen 1966 

erst die Große Koalition und dann 

1969 die sozialliberale Koalition 

mit Bundeskanzler Willy Brandt. 

Es folgten Reformen („Demokratie 

wagen“) und Entspannungspolitik 

(vom „Moskauer“ und „Warschau-

er“ Vertrag mit der Anerkennung 

der Oder-Neiße-Grenze über die 

deutsch-deutschen Beziehungen 

bis zur KSZE-Schlussakte von Hel-

sinki 1975), alles verbunden mit 

euphorischer Hoffnung auf der 

einen und wütender Ablehnung 

auf der anderen Seite. Linke Träu-

me von einem mehr oder weniger 

demokratischen Sozialismus, aber 

auch gegenläufige Entwicklungen 

– signifikant etwa durch die gegen 

Linke gerichtete „Berufsverbo-

te-Politik“ („Radikalenerlass“ im 

Öffentlichen Dienst) oder auf 

internationaler Bühne der CIA-

gestützte Putsch gegen Allendes 

Chile… eine bewegte und bewe-

gende Zeit! 

Das legendäre „‘68“ war eine zum 

Teil auch als Generationenkonflikt 

ausgetragene Revolte, …

„… ein sozialer und kultureller 
Umbruch, der die selbstzufriedene 

bundesrepublikanische Nachkriegs-
gesellschaft zutiefst verstörte. Stolz 

auf ihre Wiederaufbauleistung, 
mit Wohlbehagen das Konsum-

angebot des Wirtschaftswunders 
genießend, eingefügt in eine feste 

hierarchische Ordnung von Familie 
und Gesellschaft und eingebettet 

in gutbürgerliche gesellschaftliche 
Verhaltensnormen sahen sich die 

Bundesbürger unversehens mit 
jungen Leuten konfrontiert, die mit 

ihrem äußeren Auftreten, ihren 
respektlosen Worten und ihrer 

beißenden Kritik all diese Errun-
genschaften infrage stellten.“

Aber hinter dem Jugendprotest 

stand mehr: 

„Jetzt trieben auch Wut über die 
Gräuel des Vietnamkrieges, über 
Ungerechtigkeiten in aller Welt 

sowie Empörung über angeblich 
autoritäre Verhältnisse in Betrie-

ben, Schulen und Universitäten die 
jungen Leute auf die Straße… (Die 

Verabschiedung der Notstands-
gesetze) goss … Öl ins Feuer, denn 
viele sahen darin eine Art Ermäch-
tigungsgesetz und das Vorzeichen 

einer neuen Diktatur.“  
(Brückmann)

´68 in Bremen

In Bremen war 1967 der erst 

38-jährige Hans Koschnick neu-

er Präsident des Bremer Senats 

geworden. Mit Koschnick begann 

in Bremen eine neue Bürgermeis-

ter-Ära, die bis 1985 dauern soll-

te – eine Ära, die einerseits von 

1967-79: Der große Aufbruch … und das Ende der 

„alten“ Verwaltungsschule

Es war ein sehr bewegtes und bewegendes Jahrzehnt, diese zweite Hälfte der 60er und die frühen 70er, voll tiefgreifen-
der und weitreichender Veränderungen – global, national, in Bremen und tatsächlich auch an der Verwaltungsschule. 
Das Leben wurde anders. Einschneidende Änderungen an Lehrplänen und Ausbildungsordnungen sind dabei nur das 
eine; wohl noch nachhaltiger wirkten neue Stimmungen und Einstellungen in Schülerschaft und Kollegium, ein verän-
dertes Klima an der Schule. Die Gesellschaft einschließlich Wirtschaft und Wissenschaft formulierten ganz neue Anfor-
derungen an Politik, Verwaltung und Bildungswesen. Am Ende hatte die „Verwissenschaftlichung“ des Bildungswesens 
eine dramatische Auswirkung auf die „alte“ Verwaltungsschule: ihre faktische Aufspaltung in eine berufliche Schule (die 
„neue“ Verwaltungsschule) und eine interne Hochschule… 



67

Verwaltungs(-beamten-)ausbildung vor 50 Jahren – Stand 1969 (vor der Reform 1970)

hohen Zustimmungswerten für 

die SPD und Koschnick persön-

lich gekennzeichnet war (zwei 

Jahrzehnte – 1971 bis 1991 – Al-

leinregierung im Senat!), zugleich 

aber große gesellschaftliche Um-

brüche und wirtschaftliche Kri-

sen brachte. 

Hans Koschnick war der Ver-

waltungsschule sehr verbunden, 

besuchte selbst die Verwaltungs-

schule im Zuge seiner Ausbil-

dung zum gehobenen Verwal-

tungsdienst in Bremen und war 

hier später auch nebenamtliche 

Lehrkraft. Viel später – 2009, als 

er schon seine zweite und dritte 

Politkarriere als Bundestagsab-

geordneter (1987-1994) und als 

EU-Administrator in Mostar/Bos-

nien und Herzegowina (1994-96) 

hinter sich hatte – nahm er als 

Gast der Verwaltungsschule an 

der Präsentationsveranstaltung 

eines gemeinsamen Projektes 

von Verwaltungsschulklassen 

und Gesamtpersonalrat zum Ju-

biläum des bremischen Personal-

vertretungsgesetzes teil. 2013 – 

schon recht kurz vor seinem Tod 

2016 – war er einer der beiden 

Paten der Verwaltungsschule, 

als diese als „Schule ohne Rassis-

mus – Schule mit Courage“ ausge-

zeichnet wurde.

Die Folgen des tiefgreifenden 

Wandels, den Bremen wie die ge-

samte Bundesrepublik seit den 

späten 60er Jahren erfuhr, präg-

ten, so wird es 2017 treffend in 

einer Publikation des Bremer 

„Focke-Museum“ (Bremer Lan-

desmuseum für Kunst und Kultur-

geschichte) formuliert, langfristig 

das öffentliche Leben der Stadt 

wie auch die persönliche Existenz 

vieler ihrer Bewohnerinnen und 

Bewohner: 

Halbzeit

Verwaltungs(-beamten-)aus-

bildung vor 50 Jahren – Stand 

1969 (vor der Reform 1970)

Klaus-Dieter Fischer schildert 1969 in einem Aufsatz für die Zeit-

schrift „Der Deutsche Beamte“1   kurz und präzise den damaligen 

Status Quo, basierend auf dem Bremischen Beamtengesetz, der Bre-

mischen Laufbahnverordnung und den Ausbildungs- und Prüfungs-

ordnungen. Er ahnte wahrscheinlich nicht, dass dieses Ausbildungs-

system bereits ein Jahr später abgelöst werden sollte…

„Für Bewerber für den mittleren Dienst gliedert sich die Ausbildung 

in eine Lehrzeit und den Vorbereitungsdienst. Die Lehrzeit beträgt 

für Bewerber mit abgeschlossener Hauptschulbildung 3 Jahre, mit 

abgeschlossener Realschulbildung 2 Jahre. Die Übernahme in den 

Vorbereitungsdienst, der ein Jahr dauert, erfolgt nach erfolgreicher 

Ableistung der Lehrzeit – also nach Bestehen der Lehrabschlussprü-

fung. Der Vorbereitungsdienst wird mit der Ablegung der I. Verwal-

tungsprüfung beendet.

Bewerber, die die Lehrabschlussprüfung oder die I. Verwaltungsprü-

fung mit der Note „gut“ oder besser bestehen, absolvieren zusam-

men mit den Bewerbern mit Reifezeugnis2 einen dreijährigen Vor-

bereitungsdienst, der mit der Ablegung der II. Verwaltungsprüfung 

beendet ist.

Der Unterricht an der Verwaltungsschule ist ein berufsbegleitender 

Unterricht, d.h. die Lehrgangsteilnehmer gehen während ihrer ge-

samten Ausbildung zweimal in der Woche zur Verwaltungsschule.“

Der Unterrichtsstoff verteilte sich für beide Laufbahnen auf jeweils 

1280 Unterrichtsstunden in den Fächern Staatslehre, Kommunal-

recht, Politische Bildung, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rechts-

lehre (-kunde), Wirtschaftslehre, Verwaltungstechnik, Finanzrecht, 

Personalrecht, Öffentliches Ordnungsrecht, Sozialrecht, Bau- und 

Bodenrecht, Schulrecht sowie Einzelvorträge.

„Daneben nehmen die Lehrgänge ein- bis zweimal jährlich an Heim-

aufenthalten bzw. staats- und kommunalkundlichen Übungen teil.“

H.W.

1  Klaus-Dieter Fischer: „Mehr Mitwirkung der Verwaltungsschüler an Aufbau und Mrthoden der 
Verwaltungsschulen“, DBB 4/1969, S. 78

2 Abitur
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„Die Zeit zwischen dem gesell-
schaftlichen Aufbruch um 1968 

und der Schließung der Groß-
werft AG Weser, die 1983 einen 
Höhepunkt der wirtschaftlichen 

Strukturkrise markierte, kann aus 
heutiger Sicht als wesentliche 

Transformationsphase der jüngeren 
Stadtgeschichte bezeichnet werden 

– als ‚Scharnierzeit‘ zwischen den 
Jahren des Nachkriegsbooms und 
der gegenwärtigen gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Situ-
ation. Zum Teil widerstreitende 
Entwicklungen vollzogen sich in 
kürzester Zeit. Die Aufbruchs-

stimmung einer jungen Generation, 
die überkommene soziale Normen 
überwinden wollte, traf auf funda-

mentale wirtschaftliche Umbrüche. 
Der Niedergang alter Großbetriebe, 

der das Ende der ‚klassischen In-
dustriegesellschaft‘ einleitete, über-
schattete die Zukunftshoffnungen; 

ökologische Probleme begannen 
verstärkt in das öffentliche Be-

wusstsein zu treten; die Angst vor 
Krieg und atomarer Bedrohung war 
allgegenwärtig. Zugleich eröffneten 

sich aber auch neue Chancen. Der 
Bildungssektor wurde massiv aus-
gebaut und umfassende – zum Teil 

auch heftig umstrittene – Reformen 
ins Werk gesetzt. Zukunftsweisen-
de Technologien und Wirtschafts-
zweige entstanden; neue Formen 
der politischen Teilhabe wurden 

geschaffen; neue politische Kräfte 
formierten sich. Der Wandel er-

fasste auch das soziale Gefüge der 
Stadt. Neben den traditionellen 
Milieus des Bürgertums und der 
Arbeiterschaft entstanden neue 

Lebenswelten. Zahlreiche Arbeits-
migranten ließen sich dauerhaft 

mit ihren Familien in Bremen 
nieder, und eine neue Generation 

von Bremerinnen und Bremern mit 
ausländischen Wurzeln begann 

heranzuwachsen. Zugleich entwi-
ckelten Protagonisten der links-al-
ternativen Szene Gegenentwürfe 

zur ‚bürgerlichen Kleinfamilie‘ 
und zur ‚Konsumgesellschaft‘ und 

erprobten neue Formen des Zu-
sammenlebens. Die Alltagskultur 
der ‚Mehrheitsgesellschaft‘ erhielt 

ebenfalls neue Impulse: Die Popkul-

tur, die jungen Menschen vielfältige 
Identifikationsmöglichkeiten bot, 
eroberte zunehmend den öffentli-

chen Raum…“.

(Jan Werquet / Focke-Museum)

Diese „Zeiterscheinungen“ wa-

ren zwar nicht auf Bremen be-

schränkt, aber sie entfalteten in 

Bremen eine besonders große 

„Prägkraft“, die auch aus der spe-

zifischen Situation Bremens als 

Städtestaat resultiert: 

„Landespolitik und Stadtgesell-
schaft waren – und sind – hier eng 
miteinander verflochten… Unter 

diesen Bedingungen traten die 
gesellschaftspolitische Aufbruchs-

stimmung von 1968 sowie die 
daraus hervorgehenden ‚Neuen so-
zialen Bewegungen‘ in ein direktes 
– und häufig auch spannungsvolles 

– Wechselverhältnis mit staatli-
chem Regierungshandeln: Reform-
ideen – vor allem in den Bereichen 

der Gesellschafts-, Kultur- und 

Bürgermeister a.D. Hans Koschnick 2009 im Konferenzzimmer der Verwaltungsschule (mit v. l. Hilke Wiezoreck, Peter 
Garrelmann [GPR], Manfred Jacobi, Holger Wendel und Edmund Mevissen [GPR])
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Bildungspolitik – konnten rasch 
aufgegriffen und in ambitionierten 

Projekten umgesetzt werden.“

Es ist hier nicht der Raum, um die 

damalige ereignisreiche Zeit an-

gemessen zu spiegeln. Aber ohne 

wenigstens einige Schlaglichter 

auf bis heute nachwirkende Bre-

mer Ereignisse und Entwicklun-

gen, kommen wir auch hier nicht 

aus.

• Die Bremer „Straßenbahn-

unruhen“ im Januar 1968, bei 

denen die Ankündigung einer Ta-

riferhöhung um 10 Pfennig nur 

der Auslöser für den Protest von 

zunächst vor allem Oberschüle-

rinnen und Oberschülern war, 

hinter dem aber eine Gemenge-

lage von Wut und Aufbegehren 

steckte – vom Vietnamkrieg über 

die Notstandsgesetze bis zu auto-

ritären Strukturen und fehlender 

Mitbestimmung an den Schulen. 

– Im Ergebnis lenkte der Senat 

ein, kritisierte den überharten 

Polizeieinsatz und attestierte der 

Jugend einen „Anspruch, gehört zu 
werden“. „Wir mussten eine Woche 
politisches Lehrgeld bezahlen.“ Bei 

den Straßenbahnunruhen übri-

gens in erster Reihe aktiv waren 

u.a. Joachim Barloschky („Barlo“), 

damals 15, später Quartiersma-

nager in Osterholz-Tenever und 

langjähriger Lehrbeauftragter an 

der Verwaltungsschule, sowie Ro-

bert Bücking, später Ortsamtslei-

ter („Viertelbürgermeister“) und 

Bürgerschaftsabgeordneter für 

die Grünen.

• Die Proteste gegen die NPD 

im Wahlkampf September 1969 

– Mit 8,8 Prozent war die rechts-

radikale NPD, in der viele alte Na-

zis organisiert waren, 1967 in die 

Bürgerschaft eingezogen, 1969 

hoffte sie auf den Einzug in den 

Bundestag. Die Jugendproteste 

dagegen waren heftig und trugen 

dazu bei, dass die NPD ihr Ziel 

1969 nicht erreichte und später 

bei der Bürgerschaftswahl 1971 

mit 2,8 % wieder aus der Bürger-

schaft flog. Antifaschismus (nun 

deutlich breiter und tiefer ver-

standen als unmittelbar nach dem 

Krieg – „Unter den Talaren – Muff 
von 1000 Jahren“) und Protest ge-

gen die Notstandsgesetze (1968) 

bewegte viele Menschen genau-

so wie internationale Solidarität 

– an prominenter Stelle mit dem 

vietnamesischen Volk.

• Wilde Streiks und große Ta-

rifauseinandersetzungen in den 

Betrieben – auch die Arbeiter- 

und Gewerkschaftsbewegung 

drehte auf. 1969 gab es „Wilde 

Streiks“ (spontan, ohne gewerk-

schaftlich organisierte Urabstim-

mungen), 78.000 Metaller in 74 

Betrieben bundesweit, auch bei 

Klöckner in Bremen, verbunden 

mit heftigen Auseinandersetzun-

gen innerhalb der IG Metall. 1974 

dann der große Tarifstreik der IG 

Metall Unterweser, allein 52.000 

Streikende in Bremer Betrieben

Es könnte und müsste hier eigent-

lich noch so viel erwähnt werden: 

die sich neu und mächtig und 

erfolgreich entwickelnde Frau-

enbewegung (u. a. gegen das 

Abtreibungsverbot §  218), die 

beginnende Ökologiebewegung, 

der Kampf um das Viertel („Mo-

zarttrasse“), die auch schon vor 

dem NATO-Doppelbeschluss zu 

atomaren Mittelstreckenrake-

ten dauerpräsente Friedensbe-

wegung (am 1. Mai 1956 hatten 

80.000 Bremerinnen und Bremer 

auf dem Domshof im Rahmen der 

Kampagne „Kampf dem Atomtod“ 

demonstriert!), die Bewegung 

gegen die „Berufsverbote“-Poli-

tik, auch kulturelle Highlights wie 

der Aufbruch am Bremer Theater 

oder das in Teilen avantgardisti-

sche Programm von Radio Bre-

men (z.B. die legendären „Beat-

Club“-Sendungen im Fernsehen 

ab 1965) etc. Alles verdichtete 

sich zu einer Gesamtatmosphäre 

und zu einem neuen Lebensge-

fühl, das zwar nur einen Teil der 

 Aus dem Weser-Kurier: Ungleiche „Senatoren“ verhandeln Schülerforderun-
gen. Der „Senat“ der Gesamtschülervertretung 1973 bei Bildungssenator 
Moritz Thape (vierter v. r. der –sehr viel– spätere Verwaltungsschuldirektor 
Holger Wendel)
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Bremerinnen und Bremer direkt 

betraf, aber nachhaltig auf die 

Stadt abfärbte. (Wer mehr dazu 
lesen möchte, dem sei die schon er-
wähnte Publikation des Focke Mu-
seums „Protest+Neuanfang. Bremen 
nach ´68“ empfohlen, insbesondere 
die Beiträge von Jan Werquet, Karl 
Bronke/Beenhard Oldigs und Hart-
mut Müller/Ulla Nitsch.)

Nachhaltige Veränderungen für 

die Stadt waren auch mit der 

Gründung der Universität 1971 

verbunden. Schon vor der eigentli-

chen Inbetriebnahme gab es hefti-

ge politische Auseinandersetzun-

gen. Sie war als Reformuniversität 

konzipiert und machte diesem An-

spruch in den ersten Jahren auch 

alle Ehre. Für die bremische Ver-

waltung vielleicht besonders be-

deutsam war die nur durch eine 

Experimentierklausel im Deut-

schen Richtergesetz ermöglichte 

reformierte einphasige Juristen-

ausbildung, die ja gleichzeitig für 

den höheren Verwaltungsdienst 

qualifizierte und viele spätere Ver-

waltungsmitarbeiter:innen (auch 

für die Verwaltungsschule!) her-

vorbrachte. Sie verknüpfte nicht 

nur Theorie und Praxis enger als 

das herkömmliche zweiphasige 

Modell mit Studium und anschlie-

ßendem Referendariat, sondern 

verstand sich auch als kritische 

Sozialwissenschaft. 

Endlich lauter: Der Ruf nach 

Verwaltungsreformen

Durchschlagende Wirksamkeit 

entwickelte für die Verwaltungs-

ausbildung, dass in den späten 

60ern endlich auch Rufe nach 

grundlegenden Verwaltungsre-

formen lauter wurden. Waren die 

Nachkriegsjahrzehnte noch von 

der Wiederherstellung der klassi-
schen weberianischen Bürokratie 
und von Teilhabe am Wirtschafts-

wunder gekennzeichnet (immerhin 

ist die Verwaltung zwischen 1950 

und 1965 um zwei Drittel, die all-

gemeine Verwaltung sogar um 

100% gewachsen!), ging es nun 

um die Reform der Verwaltung 

– verstanden als geplante Verän-

derungen von organisatorischen, 

rechtlichen, personellen und fis-

kalischen Strukturen der Verwal-

tung, ein Ergebnis der aus den 

veränderten gesellschaftlichen 

Verhältnissen resultierenden An-

forderungen an Politik, Staat und 

Verwaltung; auch die neue Dy-

namik der Sozialwissenschaften 

dürfte eine Rolle gespielt haben. 

Ein zentrales Moment dabei war – 

so die Verwaltungswissenschaft-

ler Jörg Bogumil und Werner 

Jann, die „planende Verwaltung“: 

„Gemeinsam war den Innovations-
versuchen die Überzeugung, eine 

modernisierte Verwaltung sei 
notwendige Voraussetzung für die 
gesellschaftliche und wirtschaft-

liche Entwicklung. Die Verwaltung 
sollte reformiert werden, um die 
Bedingungen für weitere Moder-

nisierungen zu schaffen, insbeson-
dere sollte sie in die Lage versetzt 

werden, eine vorausschauende und 
integrative staatliche Politik zu 

ermöglichen und zu unterstützen. 
Planung und aktive Politik waren 
die Schlagworte der allgemeinen 
politischen Diskussion (Bildungs-
planung, Globalsteuerung, Raum-

ordnung, Infrastrukturplanung etc. 
bis hin zur Investitionslenkung) wie 
der Verwaltungsreform…Aufgabe 
des Staates war die Korrektur von 
Marktversagen oder sogar dessen 
vorausschauende Verhinderung. 
Der ‚organisierte Kapitalismus‘ 

erforderte ein intelligentes, voraus-
schauendes und aktives politisch-

administratives System.“

Bogumil/Jann

Ein letztlich gescheitertes, für die 

Entwicklung der Ausbildung und 

der Verwaltungsschule in Bremen 

aber trotzdem wichtiges Projekt 

war der Versuch einer Reform des 

öffentlichen Dienstrechtes. An-

knüpfend an überkommener Kri-

tik am Berufsbeamtentum sollte in 

den frühen 70er Jahren auch auf 

Drängen der Gewerkschaften ein 

einheitliches öffentliches Dienst-

recht geschaffen werden, das auf 

die Überwindung der Dreiteilung 

in Beamte, Angestellte und Arbei-

ter zielte. Nach umfänglichen Vor-

arbeiten scheiterte es an „Geld-
mangel, Verbändewiderständen, 
Widerstand auf seiten der F.D.P. … 
und wachsender öffentlicher Kritik 
an den Privilegien des öffentlichen 
Dienstes.“ (Jann/Bogumil)

Aufbruch auch an der Verwal-

tungsschule

Auch durch die Schillerstraße soll 

ein Hauch, manchmal wohl auch 

eine kleine Sturmbö von „Sex and 
Drugs and Rock-’n-Roll“ gezogen 

sein… Politisierung und Mobilisie-

rung machten um die Schüler:in-

nen der Verwaltungsschule keinen 

Bogen. Sie waren in hohem Maße 

gewerkschaftlich organisiert, ver-

schafften sich Freiräume für politi-

sche Diskussionen im Unterricht, 

nahmen an Demonstrationen teil, 

schwänzten Unterricht, um an 

Gerichtsverhandlungen gegen die 

„Anstifter“ zu den Straßenbahn-

unruhen teilzunehmen etc. (Siehe 

dazu das Interview mit Fred Hop-

pe-Kiaup, damals Schüler der Ver-

waltungsschule, später Leiter des 

Referates „IT-Qualifizieren und 

Beraten“ am AFZ)

Die neuen Anforderungen an die 

Verwaltung und die Kritik am Bil-

dungswesen insgesamt verlang-

ten auch nach Veränderungen in 

der Verwaltungsausbildung. Sie 
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„König“ Richard und der Baulandskandal

Der Baulandskandal – und wie Verwaltungsschü-

ler:innen „Druck machten“

Ja, für viele jüngere Bremerinnen und Bremer sicher 

überraschend: es gab vor „König“ Otto – obwohl auch 

den sicher nur noch Werder-Anhänger:innen kennen 

- schon einen anderen König, nämlich Richard Bol-

jahn. Er wurde letztlich durch den „Baulandskandal“ 

1969 „enthauptet“, wie so manche Zeitung schrieb. 

Ein Redakteur des Weser-Kuriers brachte den Stein 

ins Rollen, als er 1969 über dubiose Grundstücks-

geschäfte im Hollerland berichtete und so in Bremen 

einen Skandal auslöste, der über Wochen die Presse 

und die öffentlichen Diskussionen beherrschte. Der 

Journalist hatte öffentlich gemacht, wie eine kleine 

Gruppe von Parteifunktionären und Beamten über 

Jahre hinweg gemauschelt hatte, um sich an öffentli-

chen Geldern zu bereichern. 

Hintergrund waren zunächst Merkwürdigkeiten bei 

Grundstückskäufen für die Verbreiterung der Block-

landautobahn. Hier hatte der Rechtsanwalt Lohmann 

Grundstücke aufgekauft, um bei einer späteren Be-

sitzübertragung an den Bund lukrative Provisionen 

zu kassieren. Da überhaupt nicht ersichtlich war, in 

wessen Auftrag der Rechtsanwalt tätig gewesen war, 

verweigerte der Bund entsprechende Zahlungen. 

Kurz nach der Berichterstattung nahm ein Unter-

suchungsausschuss der Bürgerschaft die Arbeit auf. 

Das erste prominente Opfer war Richard Boljahn. 

Er war so etwas wie ein Multifunktionär, Fraktions-

vorsitzender der SPD, DGB-Vorsitzender, Aufsichts-

ratsvorsitzender der gewerkschaftseigenen GEWO-

BA, treibende Kraft im Wohnungsbau. Er musste auf 

seine politischen Ämter verzichten. Ihm folgte kurz 

danach der Bausenator Blase, ebenfalls SPD. Offen-

kundig waren aber auch Mandatsträge von CDU und 

FDP an den Machenschaften beteiligt gewesen. 

Offenbar waren die Grundstücksgeschäfte im Zuge 

der Blocklandautobahn aber wohl nur die Spitze des 

Eisberges, denn im zweiten Schritt ging es um Grund-

stückskäufe im Hollerland, ein Areal, das für eine 

weitere Trabantenstadt wie die Neue Vahr aus dem 

Boden gestampft werden sollte. Dafür soll Boljahn 

als Aufsichtsratsvorsitzender der Neuen Heimat sei-

nem Parteifreund Lohmann („Millionen Willy“) Spe-

kulationstipps gegeben haben. Der SPD-Landeschef 

Moritz Thape nutzte den Skandal, um den seit einiger 

Zeit innerparteilich höchst umstrittenen „König Ri-

chard“ endlich „abzuservieren“. Auch der Vizevorsit-

zende der CDU, Kulenkampff, der als Rechtsanwalt 

in die Grundstücksgeschäfte ebenfalls involviert war, 

stürzte im Rahmen dieser Affäre. 

Woher hatte der Journalist seine Informationen? Of-

fenbar wurden Dokumente von zwei jungen Beam-

ten aus der Bauverwaltung weitergegeben, nachdem 

sie zu dem Journalisten Vertrauen gefasst hatten. 

Verwaltungsschule „macht Druck“

Und was hatte die Verwaltungsschule mit dem The-

ma zu tun? Natürlich war der „Baulandskandal“ auch 

Topthema in der Verwaltungsschule. Aber nicht nur 

das. Die Sitzungen des Untersuchungsausschusses 

wurden protokolliert. Dabei stellte sich in den 60er-

Jahren immer die Frage der Vervielfältigungsmittel. 

Für die gab es je nach Druckauflage verschiedene 

Verfahren. Die Bürgerschaft hatte sich für das Büro-

Hochdruckverfahren entschieden, um eine möglichst 

große Vervielfältigungszahl zu erreichen. Druckträ-

ger war eine Metallfolie, die mit der Schreibmaschine 

beschrieben wurde, wobei sich die Schrift einprägt 

und auf der Rückseite der Folie die Buchstaben he-

rausgedrückt werden, daher Hochdruck. Und da-

her waren es wohl auch Lehrgänge des gehobenen 

Dienstes, die nun jeweils für zwei oder drei Wochen 

an die Bürgerschaft „abgeordnet“ wurden und prüfen 

mussten, ob der Protokolltext richtig auf die Folien 

übertragen worden ist. Eine mühselige Aufgabe, bei 

der schnell die Augen „brannten“, denn meistens wur-

de auf der Folie ohne Farbband geschrieben oder die 

Folie nahm die Farbe nicht an. Da halfen auch die kos-

tenlosen Getränke wenig, die die Lehrgänge kisten-

weise vernichteten.

M.J.



1967-79: Der große Aufbruch … und das Ende der „alten“ Verwaltungsschule

72

schlugen sich zunächst nieder 

u.a. in neuen Lehr- und Stoffver-

teilungsplänen (1969), in der No-

vellierung der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung (1971) sowie in 

einem Ausbau der Schülermitbe-

stimmung. 

Die Forderung nach Reformen 

und mehr Mitbestimmung – 

vom Schülerrat zum APR

Ein Schülerrat hatte sich an der 

Verwaltungsschule schon im Au-

gust 1956 konstituiert – auf Ini-

tiative des damaligen Direktors 

Gillner. Er sollte „den notwendigen 
Kontakt zwischen Schulleitung, Leh-
rern und Schülern herstellen und 
aufrechterhalten“. Mit der ab Ok-

tober 1961 geltenden Schulord-

nung wurde daraus der „Arbeits-

kreis der Lehrgangssprecher“ 

(AdL), dessen Aufgabe aber wei-

terhin eine Mittlerfunktion zwi-

schen Schulleitung und Lehrgän-

gen sowie die Beteiligung an der 

Gestaltung des Schullebens war. 

Nach kämpferischer Interessen-

vertretung klingt das noch immer 

nicht. Tatsächlich war in den ers-

ten Jahren die Schülerrats-Arbeit 

wohl auch hauptsächlich mit der 

Durchführung von Schulfesten u. 

ä. verbunden. – Aber Reformdruck 

und Zeitgeist brachten auch dies-

bezüglich Veränderungen. 1966 

entwickelten zunächst einzelne 

Lehrgangsteilnehmende in einem 

Brief an Direktor Kulke Reform-

vorschläge, 1967 griff der AdL das 

Thema auf und diskutierte kon-

krete Vorschläge zur praktischen 

Ausbildung mit der SKP. 1969 

fand am 6. Februar auf Einladung 

des ADL eine Vollversammlung 

der Verwaltungsauszubildenden 

im Festsaal des Neuen Rathauses 

statt, auf der es wohl ganz munter 

zuging. Inzwischen gab es natür-

lich auch unter den Lehrgangsteil-

nehmenden kritische und selbst-

bewusste junge Gewerkschafter, 

Jungsozialisten und andere Linke, 

die, so wird kolportiert, den „Ge-

nossen Niedergesäß“ (Kurt Nie-

dergesäß [SPD] war von 1964-

1985 Senatsdirektor in der SKP) 

ganz schön angingen. (Kolportiert 

wird ebenso, dass Niedergesäß 

geantwortet habe, „Genosse“ sei 

das erste vernünftige Wort, das 

er auf dieser Veranstaltung gehört 

habe…) Sogar die Bremer Presse 

berichtete mit Schlagzeilen wie 

„Verwaltungsschüler rügen Ausbil-
dung“, „Beamte fühlen sich als Hilfs-
arbeiter“ und „Verwaltungsschüler 
legen Reformplan vor“. Auch die 

offensichtlich gezielte Öffentlich-

keitsarbeit des AdL ist ein deut-

liches Indiz dafür, dass die Aus-

einandersetzungen politischer 

wurden. Sie trugen dazu bei, dass 

die Ausbildung 1970 einschnei-

dend reformiert wurde…

Auch die DGB-Gewerkschaft ÖTV 

(„Öffentliche Dienste, Transport 

und Verkehr“, 2001 aufgegangen 

in der Vereinigten Dienstleis-

tungsgewerkschaft ver.di) nahm 

sich engagiert des Themas Verwal-

tungsausbildung an. Der damali-

ge hauptamtliche Verwaltungs-

schullehrer Klaus-Dieter Fischer 

(später ihr langjähriger Direktor) 

nahm darauf in einem Artikel in 

der vom DGB herausgegebenen 

Zeitschrift „Der Deutsche Beam-

te“ (DDB) Bezug – grundsätzlich 

sehr mitbestimmungsfreundlich, 

wie schon der Titel verdeutlicht: 

„Mehr Mitwirkung der Verwaltungs-
schüler an Aufbau und Methoden 
der Verwaltungsschulen“. Es ging 

um Lehrplangestaltung, Stoffplä-

ne und Unterrichtsmethoden, um 

Dozentenauswahl, Vorlesungs- 

und Zensurenkritik. Jürgen Roh-

denburg beschreibt als Zeitzeuge 

– er war seit 1972 Lehrer an der 

Verwaltungsschule –, dass sich der 

AdL im Laufe der Zeit „immer stär-

ker zu einem mitbestimmenden Or-
gan entwickelt (hat), vor allem dann, 
wenn Vorsitzende gewählt worden 
waren, die mit besonderem Elan 
an ihre verantwortungsvolle Auf-
gabe herangingen.“ 1974 verlager-

te sich die Interessenvertretung 

auf den Ausbildungspersonalrat, 

dessen Mitbestimmungsrecht mit 

einer Änderung des Personalver-

tretungsgesetzes von 1969 er-

weitert wurde: Er hatte nunmehr 

alle Fragen, die die Durchführung 

der Berufsausbildung des zu ihm 

wahlberechtigten Personenkrei-

ses betreffen, gegenüber zur Ent-

scheidung befugten Stellen mitzu-

bestimmen.

Neuer Lehr- und Stoffvertei-

lungsplan – mit EDV, Soziologie 

und Psychologie

„Seit langem wird deutlich, daß … 
auch die Grundkonzeption der Aus-
bildung neu durchdacht werden 
muss.“ – Mit diesen drängenden 

und geradezu ungeduldig klingen-

den Worten begründet Verwal-

tungsschuldirektor Kulke im Mai 

1969 die Reform der Lehr- und 

Stoffverteilungspläne, die Jür-

gen Rohdenburg als die bis dahin 

„gründlichste“ in der Geschichte 

der Verwaltungsschule bezeich-

net. Sie sei „nach langen intensiven 
Vorarbeiten zustande gekommen“. 
Hier seien „völlig neue Wege beschrit-
ten worden, die vor einigen Jahren 
noch völlig außerhalb jeder Diskus-
sion standen.“ Klaus-Dieter Fischer 

hatte sich in seinem Aufsatz gegen 

ein Verständnis von Verwaltungs-

schulen als „Produktionsstätten für 
fachlich intakte Beamte, … in denen 
der Unterrichtsstoff komprimiert 
und auf die Prüfung bezogen ‚ein-
gehämmert‘ wird“, ausgesprochen 

und festgestellt: 
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Mit harten Bandagen… (1973)

„…fachliches Wissen reicht heute 
einfach nicht mehr aus. Als Ziele 

der Ausbildung müssen Persönlich-
keitswerte, Allgemeinbildung und 

Fachwissen gleichrangig sein.“

Fischer

Fünf Neuerungen stechen hervor:

• Das Prinzip, möglichst viel 

Spezialkenntnisse vermitteln zu 

wollen, wird abgelöst durch die 

Fokussierung auf Grundlagen 

und Zusammenhänge. 

„Der Unterricht bezweckt jetzt 
vornehmlich, die allgemeinen 

Grundlagen für ein rechts- und 
sachbezogenes Verwaltungshan-

deln zu vermitteln und daneben die 
Fähigkeiten und Kräfte zu fördern, 
die es den Beamten in der Verwal-
tungspraxis ermöglichen, Zusam-
menhänge zu erfassen, sie richtig 

zu werten und damit rationell, 
erfolgreich und vielseitig verwend-

bar zu arbeiten.“

Kulke

• Die Finanz- und Wirtschafts-

fächer wurden ergänzt um The-

men, die als neu identifizierte 

Staats- und Verwaltungsaufgaben 

Bedeutung gewonnen hatten: 

Konjunktur- und Finanzpolitik 

sowie wirtschaftliches Verwal-

tungshandeln.

• Der Unterricht sollte zu-

künftig die technologische Ent-

wicklung stärker berücksichtigen. 

• Ganz neu aufgenommen in 

die Pläne wurden „Erkenntnis-

se der Soziologie“. Sie bedürften 

eines festen Platzes im Stoffplan: 

„Verwaltung ist kein Selbstzweck 
an sich, sondern dient der Erfüllung 

der Sozialstaatlichkeit. Wie soll 
der Beamte diesen Dienst leisten, 
wenn er zwar die rechtlichen und 

Mit harten Bandagen… (1973)

„… habe ich die weitere Abhaltung dieser Versammlung unter-

sagt“

„Am 14. 3. 1973 wurde vom Vorstand des ADL kurzfristig eine 

außerordentliche Sitzung für 9.20 Uhr einberufen … (Der 2. Vorsit-

zende) verlas … einen Aufruf, der sich mit dem sogenannten Berufs-

verbot, dem Abbau demokratischer Rechte, der Disziplinierung von 

Schülern etc. befaßte und forderte den AdL zur Solidarisierung auf 

und zur Teilnahme an einer geplanten Demonstration.

Für die Verwaltungsschule und für die SKP erklärte ich mit Nach-

druck, daß die Behandlung dieses Themas mit dem Ziel einer Soli-

darisierungsadresse nicht zu den Zuständigkeiten des AdL gehöre. 

(…) Es wäre nicht statthaft, daß sie als Beamte während der Dienst-

zeit in dienstlichen Räumen und als offizielles Vertretungsorgan 

der Nachwuchsbeamten Agitation betrieben, gegen den Beschluß 

ihres obersten Dienstvorgesetzten. (…)

Als der Antrag gestellt wurde, (…) habe ich die weitere Abhaltung 

dieser Versammlung untersagt. Ich habe darauf hingewiesen, daß 

die Anwesenden bei Zuwiderhandlung gegen diese dienstliche An-

ordnung dies als pflichtwidriges Verhalten gegen sich gelten lassen 

müßten.“

(aus einem vom stellvertretenden Schulleiter Dr. Prüser unterzeichneten 
Vermerk vom 14. März 1973)
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Die Entscheidung für die Grün-

dung einer Hochschule – das 

Ende der „alten Verwaltungs-

schule“

Bereits mit der Novellierung der 

Ausbildungs- und Prüfungsord-

nung im Dezember 1971 hatte 

der Senat in Aussicht gestellt, für 

die Ausbildung des gehobenen 

Dienstes eine Fachhochschule 

zu errichten. Letztlich dauerte es 

bis zum 1. August 1979 und es 

wurde keine externe (öffentliche), 

sondern eine interne Lösung – die 

Hochschule für Öffentliche Ver-

waltung Bremen (HfÖV). 

Welche Gründe leiteten den Se-

nat? 1977 berichtete er der Bür-

gerschaft über seine Absicht, die 

Ausbildung für die Laufbahnen des 

gehobenen nichttechnischen Ver-

waltungsdienstes, des gehobenen 

Steuerverwaltungsdienstes und 

des gehobenen Polizeivollzugs-

dienstes „auf ein höheres Niveau, 
d.h. auf die Ebene von wissenschafts-
orientierten Ausbildungsgängen 
(Fachhochschulen) anzuheben“, und 

nannte als Motive dafür einerseits 

generelle „bildungspolitische Grün-
de“ und andererseits die „wachsen-
den und sich wandelnden Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung“. Ange-

strebt werden sollte u.a. „die ver-
stärkte Ausprägung der Fähigkeit zu 
analytischem, wissenschaftsorien-
tierten Denken“. – Bremen stand 

mit solchen Überlegungen nicht 

allein. Sie korrespondierten letzt-

lich mit dem Diskurs über Ver-

waltung und Verwaltungsreform. 

Mehr Wissenschaftlichkeit in der 

Ausbildung war zudem bildungs-

politischer Megatrend und eine 

Konsequenz aus dem allgemein 

diagnostizierten Bildungsnot-

stand in der Bundesrepublik.

Senator Fröhlich eröffnete als 

Vorsitzender der Senatskommis-

wendung. Die Ausbildungen wur-

den in zwei Blöcke aufgeteilt, die 

jeweils eine praktische und eine 

schulische Phase umfassten und 

mit Prüfungen abschlossen. Der 

erste Block beinhaltete zunächst 

zwölf Monate Praxis, dann neun 

Monate Schule und schloss für 

den mittleren Dienst mit der sog. 

Lehrabschlussprüfung. Im zwei-

ten Block folgten auf vier Monate 

Praxis erneut neun Monate Schu-

le und abschließend die 1. (mitt-

lerer Dienst) oder 2.  (gehobener 

Dienst) Verwaltungsprüfung.

Damit verbunden war für die Ver-

waltungsschule die Abschaffung 

des durchgängig berufsbeglei-

tenden Unterrichts. Ab 1. August 

1970 wurden die Lehrgangsteil-

nehmenden im Blockunterricht 

beschult – insgesamt jeweils über 

1.800 Unterrichtsstunden, fünf 

Tage die Woche à sechs Stunden.

Dem Verwaltungsschulkollegium 

war ein weiterer Aspekt der Aus-

bildungsreform besonders wich-

tig: Es erklärte, „daß der Unterricht 
ohne angeleitete Eigenarbeit der 
Schulbesucher nicht mehr sinnvoll 
zu gestalten sei.“ Dafür stehe im 

berufsbegleitenden Unterricht 

nicht hinreichend Zeit zur Verfü-

gung. Im Blockunterricht wurde 

es nun aber möglich, mit den Se-

minaren eine ganz andere Unter-

richtsform einzuführen; 

sie „dienen der Ergänzung des 
Fachunterrichts durch praktische 

Übungen und sollen das eigen-
ständige Arbeiten der Lehrgangs-

teilnehmer fördern. Dieses Ziel 
wird erreicht durch Abkehr vom 
Frontalunterricht, durch Arbeit 
in kleinen Gruppen und durch 

Erarbeiten eines konkreten Ergeb-
nisses.“

formalen Zusammenhänge des 
Staates kennt, aber von der Gesell-
schaft und ihren Zusammenhängen 

nahezu nichts weiß?“ 

Kulke

Klaus-Dieter Fischer verfasste zu-

sammen mit Horst Bosetzky und 

Hans-Joachim Tiefensee 1973 

sogar ein einschlägiges Lehrbuch 

(Soziologie. Eine Einführung für An-
gehörige des öffentlichen Dienstes).

• Ergänzt wurden zudem „Er-
kenntnisse der Psychologie“ – laut 

Rohdenburg nicht zuletzt der Ein-

sicht geschuldet, dass „der Beamte 
des gehobenen Dienstes … in stei-
gendem Maße mittlere und darüber 
hinausgehende Führungsaufgaben 
übertragen bekommt“. 

Ausbildungsreform 1970 – ab 

jetzt Blockunterricht und Semi-

nare

Neben den Lehrinhalten wurde 

vom Senat am 2. Juni 1970 auch 

eine Ausbildungsreform der SKP 

gebilligt, eines der bis dahin „wich-
tigsten Reformwerke“ (Rohden-

burg) in der Bremer Verwaltungs-

ausbildung. Im Dezember 1971 

beschloss er die entsprechenden 

Ausbildungs- und Prüfungsord-

nungen. Vorausgegangen waren 

kritische Überlegungen der Ver-

waltungsschule, der SKP, aber 

eben auch die schon genannten 

Proteste und Vorschläge der 

Lehrgangssprecher. Auszubilden-

de wurden nun nicht mehr all-

gemein einer Behörde, sondern 

ganz bestimmten Arbeits- und 

Ausbildungsplätzen zugewiesen 

und sollten obligatorisch vier 

Hauptarbeitsgebiete kennen-

lernen – Geschäftsstelle und Re-

gistratur, Personalwesen, Haus-

halts- und Kassenwesen sowie 

Sachbearbeitung mit Rechtsan-
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stand; der Senat gab dem im Mai 

statt. Bei seiner Verabschiedung 

hervorgehoben wurden beson-

ders seine Leistungen beim Aus-

bau der Verwaltungsschule und 

seine Verdienste um die Reform 

des Ausbildungswesens im bremi-

schen öffentlichen Dienst. – Sein 

Nachfolger wurde, auch auf ein-

stimmige Empfehlung des haupt-

amtlichen Kollegiums, sein bishe-

riger Vertreter Dr. Jürgen Prüser, 

der auch in Personalunion die Lei-

tung des Aus- und Fortbildungsre-

ferates bei der Senatskommission 

für das Personalwesen übernahm. 

1979 erfolgte mit Gründung der 

HfÖV dann quasi eine „Zelltei-

lung“: Dr. Prüser wurde HfÖV-

Gründungsrektor. (1982 wurde 

er zum Rektor gewählt.) Bernd 

Wesche wurde Professor und 

Gründungssprecher des Fach-

bereiches Allgemeiner Verwal-

tungsdienst (und sollte 1989 Dr. 

Prüser als Rektorfolgen). 1981 

wurde auch Jürgen Rohdenburg 

als Hochschullehrer an die HfÖV 

abgeordnet. Und zahlreiche Ver-

waltungsschullehrkräfte übernah-

men fortan Lehraufträge an der 

HfÖV.

schule in ihren schulischen 

Strukturen den neuen Anforde-

rungen des Senats – „Wissenschaft-
lichkeit als fundamentales Prinzip 
für die Befähigung jedes berufsqua-
lifizierenden Abschlusses“ – nicht 

mehr genügte. Zum Trost konnte 

sich die Verwaltungsschule zugu-

tehalten, ja selbst die Weiterent-

wicklung der Ausbildung in diese 

Richtung angestoßen zu haben.

Im Ergebnis bedeutete die 1971 

eingeleitete und 1979 schließlich 

umgesetzte Verlagerung der Aus-

bildung des gehobenen allgemei-

nen Verwaltungsdienstes, dass die 

„Verwaltungsschule alten Typs“, 

die seit über 50 Jahren neben dem 

mittleren auch den gehobenen 

Verwaltungsdienst ausgebildet 

hatte und damit – unterhalb der 

Juristenausbildung für den höhe-

ren Dienst – in Bremen quasi eine 

Monopolstellung innegehabt hat-

te, nunmehr Geschichte war.

Personelle Veränderungen

Auch personell tat sich in diesem 

bewegenden Jahrzehnt einiges an 

der Verwaltungsschule. Mit den 

Aufgaben und den inhaltlichen 

und pädagogischen Anforderun-

gen wuchs (bis zur Gründung der 

HfÖV) auch das hauptamtliche 

Kollegium. Ilse Schweigmann 

als erste weibliche Hauptamtle-

rin (1968), Hermann Kircheisen 

(1970), Bernd Wesche und Jürgen 

Rohdenburg (beide 1972) sowie 

Rainer Kulmann (1974) komplet-

tierten die erste Kollegiums-Ge-

neration, zu der schon Hans Ra-

schen, Klaus-Dieter Fischer und 

Dr. Jürgen Prüser gehörten; es 

pendelte sich bei sieben Köpfe 

plus Direktor ein.

1973 beantragte Direktor Kulke 

aus gesundheitlichen Gründen 

seine Versetzung in den Ruhe-

sion für das Personalwesen die 

Hochschule am 1.  August 1979 

in einer feierlichen Zeremonie im 

Rathaus. Untergebracht wurde 

die HfÖV zunächst in den Räum-

lichkeiten der Hochschule für 

Nautik auf dem Stadtwerder.

Für die Verwaltungsschule dürfte 

die Gründung der HfÖV mit ge-

mischten Gefühlen verbunden 

gewesen sein. Sie wurde zwar für 

die Qualität ihrer Arbeit von vie-

len Seiten sehr gelobt. In einem 

aus Berlin stammenden Bericht, 

in dem 1973 die bis dahin be-

stehenden Verwaltungsschulen 

verglichen werden, wird sie hin-

sichtlich ihrer rechtlichen Konst-

ruktion, der Unterrichtsorganisa-

tion sowie ihres quantitativen und 

qualitativen Lehrangebotes als 

„Höhere Verwaltungsfachschule“ 

eingestuft und es wird ihr attes-

tiert, dass sie mit ihren Prüfungs-

anforderungen in fast allen Unter-

richtsfächern über allen anderen 

Verwaltungsschulen und mit ihrer 

Gesamtunterrichtsstundenzahl 

von 1800 sowohl im mittleren als 

auch im gehobenen Dienst mit Ab-
stand an der Spitze liegt. 

Auch ihr Ansehen in der Bremer 

Verwaltung war groß. Noch 1982 

bei der Verabschiedung des ers-

ten Absolventenjahrganges der 

Hochschule im Rathaus wies Se-

nator Fröhlich darauf hin, dass es 

die Fachhochschule anfangs nicht 

leicht gehabt habe, weil „es das gro-
ße Misstrauen zu überwinden (galt), 
das die Praxis der neuen ‚akademi-
schen‘ Ausbildung entgegenbrachte. 
Ein Misstrauen, das verständlich ist, 
wenn man sich den anerkannt hohen 
Stand der bisherigen Ausbildung des 
gehobenen Dienstes vor Augen hält.“

Gleichwohl bedeutete die Ent-

scheidung natürlich im Umkehr-

schluss, dass die Verwaltungs-
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Gespräch mit Fred Hoppe-Kiaup: 

Vom „tendenziellen Fall der Profitrate“ bis zur 

„Kleiderordnung“ – ´68 an der Verwaltungsschule

Fred Hoppe-Kiaup hat in Bremen eine Verwaltungsausbildung gemacht, war später u.a. im Sozialbereich, v.a. aber in 
der IuK-Lehreinheit des AFZ tätig. Zuletzt war er bis zu seiner Pensionierung 2018 Leiter des AFZ-Referates 20 „Infor-
mationstechnologie - Qualifizierung und Beratung“

Fred, Du bist 1969 an die Verwaltungsschule ge-

kommen Wie war das damals? 

FH-K: Ja, ich bin zum 1.8.1969 als Dienstanfänger 

eingestellt worden – mittlerer Dienst 69. Ich war 15 

Jahre alt, vorher noch nie in einer „Großstadt“ wie 

Bremen gewesen, hatte z.B. noch nie telefoniert… 

Meine erste Ausbildungsstelle war dann bei der SKP 

im Referat Personalwirtschaft (unter Kurt Friedrich, 

der auch nebenamtlich an der Verwaltungsschule 

unterrichtet hat). Dort musste ich hauptsächlich tele-

fonische Anfragen beantworten … und Fotokopien 

anfertigen – mit einem stinkenden Nass-Kopierer. 

Es gab zwar schon den allerersten Trockenkopierer. 

Weil der so teuer war, musste dafür jede einzelne Ko-

pie vom Referatsleiter abgezeichnet werden.

Hast Du denn etwas von dem legendären 68’er-

Geist mitbekommen?

FH-K: Und ob – gleich an einem der ersten Schultage 

an der Verwaltungsschule kam in der Pause ein lang-

haariger Schüler auf mich zu und drückte mir einen 

Stapel Papier in die Hand. Ich sollte es in der Klasse 

verteilen. Was ich auch in Anwesenheit unserer Klas-

senlehrerin Ilse Schweigmann tat. Es handelte sich 

um ein 10-12seitiges Pamphlet (auf Ormig abgezo-

gen) des Sozialistischen Beamtenkollektivs - gegen 

den „Zensurenterror an der Verwaltungsschule“. 

Später bekam ich mit, dass das eine kleine Gruppe 

war, die sich in der Buchtstraße traf und z.B. Wilhelm 

Reich1 las. Die Gruppe hatte Kontakt zur Szene linker 

Lehrlingsgruppen in diversen Bremer Firmen. 

Hattest Du auch Kontakt zu den Älteren?

FH-K: Wenig… Anfangs gab es noch den berufsbe-

gleitenden Unterricht: An zwei Tagen wöchentlich 

war vormittags Schule. Danach mussten wir (oft über 

einen kleinen Umweg zur Klause 382) in die Ausbil-

dungsdienststellen. Durch die unterschiedlichen 

Schultage haben sich kaum jahrgangsübergreifende 

Kontakte ergeben. Erst 1970/71 wurde das Block-

system eingeführt. – Wir bekamen aber mit, dass dort 

Unterricht geschwänzt wurde, um die Prozesse ge-

gen Teilnehmer an den Straßenbahndemos zu besu-

chen. Es gab Solidaritätsaktionen zu den verbreiteten 

„wilden Streiks“ und auf den Fluren gab es den ersten 

„China-Handel“. Man konnte die Peking Rundschau, 

Reislatschen oder Seidenbilder mit Marx, Engels, Le-

nin, Stalin und Mao erwerben… Besonders prägend 

für mich war die Beteiligung an den Protesten gegen 

den Indochina-Krieg. Es wurden aber auch gemein-

sam Texte gelesen und diskutiert, z. B. zur Politischen 

Ökonomie - ich erinnere mich z, B. an eine Schulungs-

einheit zum tendenziellen Fall der Profitrate…

Wie muss man sich das denn vorstellen? Wie waren 

die Schüler*innen organisiert?

FH-K: Es gab den ADL, den Arbeitskreis der Lehr-

gangssprecher, und daneben den APR; der erhielt 

schnell eine größere Bedeutung. Das lag an den bes-

seren und formelleren Mitbestimmungsrechten, dem 

Wahlverfahren und auch an dem sturen Verhalten 

der Amtsleitung in der SKP (Niedergesäß). Dieser 

verweigerte alles. Ein Büro-Raum, ein Telefonan-

schluss oder eine Schreibmaschine wurden immer 

erst nach einer Klageandrohung (durch Rechtsanwalt 

Klischies3) bereitgestellt. Als das Büro endlich einge-

richtet und bezogen war, kam es zum Eklat. Nieder-

gesäß wurde zum, Monatsgespräch eingeladen und 

störte sich an den dort aufgehängten Seidenbildern 

von Marx, Engels usw. Er forderte den APR auf, diese 

Bilder sofort abzunehmen. 

Der APR beschloss mehrheitlich, das zu tun. Darauf-

hin trat die überstimmte Minderheit zurück und eine 

Personalversammlung beschloss Neuwahlen. – Und 

dann gab es auch noch die ÖTV. Alle neuen Ver-
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waltungsschüler erhielten eine Einladung zu einem 

Bildungsurlaubsseminar in Undeloh. Viele haben 

teilgenommen. Zeitweise hatten wir einen Organi-

sationsgrad von über 75%! 1970 gab es monatliche 

Mitgliederversammlungen der ÖTV-Jugend. 1971 

wurden die bisherigen Sprecher aus dem Kreisju-

gendausschuss abgewählt und es wurde eine neue 

Struktur von Betriebsgruppen vereinbart. Ich wur-

de Sprecher der ÖTV-Betriebsgruppe Verwaltungs-

schule. Wir trafen uns wöchentlich. Weil so viele teil-

nahmen, haben wir die Betriebsgruppe in 4 Gruppen 

aufgeteilt (Montags-, Dienstags-, Mittwochs- und 

Donnerstagsgruppen). Neben Ausbildungs- und Ta-

riffragen wurden häufig politische Diskussionen ge-

führt. Erstaunlich war schon der hohe Grad der Be-

teiligung.

Freitags tagte der KORAT (Koordinationsrat) mit den 

Sprechern der Untergruppen, den APR-Mitliedern 

und einigen Vertretern des ADL. Hier wurden die 

Themen und Aktivitäten vereinbart. 

Über die Berufsverbote ab 1972 wurde auch viel 

diskutiert. Solidaritätsadressen wurden beschlossen 

und wir beteiligten uns an zahlreichen Demos. Ein 

Teil der Betriebsgruppe ist z. B. zur bundesweiten 

Großdemo nach Bonn gefahren. Meines Wissens gab 

es während der Verwaltungsschulzeit aber keine Ent-

lassungen oder Anhörungen.

Und wie hat die Schule auf Euch reagiert?

FH-K: Eigentlich gut; die gesellschaftlichen Verän-

derungen in diesen Jahren spiegelten sich ja auch 

im Lehrerkollegium mit sozialpolitischen Themen, 

der schillerschen Wirtschaftspolitik usw. wider. Viel 

mehr selbständige Gruppenarbeiten und es wurden 

auch längere politische Diskussionen im Unterricht 

toleriert. Es gab aber auch Gegenbewegungen. Dem 

Schuldirektor Kulke missfiel der „Verfall der Sitten“. 

Bei einer Vereidigung wurde drei Schülern (müssen 

aus dem 68er-Jahrgang gewesen sein) die Aushändi-

gung der Urkunden verweigert, weil sie nicht ange-

messen gekleidet waren. Am nächsten Tag mussten 

sie erneut erscheinen. Das taten sie dann auch im 

viel zu kurzen Konfirmationsanzug, mit einer riesigen 

Fliege und der Kurzhaarperücke einer Mutter. 

In einem schriftlichen Kleidererlass legte Herr Kul-

ke fest, wie sich Auszubildende insbesondere in den 

Ausbildungsdienststellen zu kleiden haben – männ-

liche in langen Hosen, weibliche in Kleid oder Rock, 

Clocks – die waren damals als alternative Schuhe an-

gesagt – waren untersagt, Haare mussten „gepflegt“ 

sein. Zu diesem Erlass gab es dann eine Personalver-

sammlung, aus der heraus ein zufällig vorhandenes 

Transparent gegen den Kleidererlass vom Gewerk-

schaftshaus zum Rathaus getragen wurde. Teilge-

nommen haben fast alle Schüler. Am Rathaus gesellte 

sich Hans Koschnick zu uns Demonstranten und er-

zählte dabei, dass er auch Ärger hatte, weil er in kur-

zer Lederhose zum Dienst erschienen war... 

Auf Radio Bremen gab es einmal die Woche eine 

Musiksendung für Jugendliche vom Kultmoderator 

Christian Günther, der es sich in einer Sendung nicht 

nehmen ließ, zwischen den Musiktiteln immer wieder 

aus dem Erlass zu zitieren… In der Woche danach 

Auschnitt Personalbogen Fred Karl Hoppe-Kiaup
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wurde der Kleidererlass aufgehoben.

Die Zeit hat ja auch Persönlichkeiten geformt, die 

später Karrieren gemacht haben bzw. prominent 

wurden – kannst Du auch mit ein paar Protagonis-

ten dienen?

FH-K: Klar… Bei den 67/68-Jahrgängen gab es ein 

SPD-Trio mit Claus Dittbrenner, Peter Sakuth und 

Rolf Prigge; die drei dominierten lange Zeit die ÖTV-

Jugend in Bremen. Zu den „langhaarigen Sponties“ 

gehörten Manfred Wuttke (jetzt Rechtsanwalt in 

Bremen) und vor allem Alfred Lüneburg (Sohn eines 

bekannten SPD-Funktionärs, später Wirtschaftswis-

senschaftler mit mehreren Funktionen in Bremen und 

Bremerhaven, u. a. Mitautor des WAP). – Lange Zeit 

war Günter Köhnken Vorsitzender des ADL. Günter 

hat dann Psychologie studiert und ist noch immer ein 

bekannter Professor, der in vielen aufsehenerregen-

den Prozessen als Gutachter eingeschaltet wurde. 

(Ich erinnere mich noch an den Kachelmann-Prozess, 

bei dem sein Gutachten zum Freispruch geführt hat.) 

Aus meinem Jahrgang (Mittlerer Dienst 1969) fallen 

mir vor allen Gerd Rüdiger Kück (später Rektor der 

Uni, bis vor Kurzem noch Staatsrat), Rainer Kammeyer 

(Ortsamt Vegesack) und Hans-Peter Mester, (Beirat 

Findorff und Krimiautor) ein. – War schon eine wilde 

Zeit, die viele Menschen für ihr Leben geprägt hat!

Fred, vielen Dank dafür, dass Du mit uns Deine Er-

innerungen geteilt hast!

Das Gespräch führe Holger Wendel

1 Anmerkung HW: Wilhelm Reich (1897-1957) war u.a. Psychoanalyti-
ker, Sexualforscher und Soziologe, der als Bindeglied zwischen Marx und 
Freud und insbesondere mit seiner „Orgasmustheorie“ bei den ´68ern 
populär war

2 Anmerkung MJ: Die „Klause 38“ war eine Kneipe am Herdentor-
steinweg (wo heute das Fritz-Theater ist), die für manche Verwaltungs-
schüler:innen zeitweilig Treffpunkt war – vorwiegend während der 
Freistunden oder nach der Schule.

3 Nebenbei auch langjähriger Lehrbeauftragter an der Verwaltungs-
schule
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Neue „Megatrends“ – Neolibe-

ralismus und Bürokratiekritik

In den westlichen Ländern än-

derte sich in den späten 70ern 

und frühen 80ern der politische 

Mainstream – mit Folgen auch 

für Verwaltung und Verwaltungs-

schule. In Großbritannien („That-

cherism“ seit 1978) und den USA 

(„Reagonomics“ seit 1980) setzte 

sich der Neoliberalismus durch, 

der auch zunehmend den inter-

nationalen Diskurs dominierte. 

Die Bundesrepublik zog 1982 

nach. Auf die sozialliberalen Ko-

alitionen mit den SPD-Kanzlern 

Willy Brandt und Helmut Schmidt 

folgte eine CDU/CSU-FDP-Ko-

alition unter Bundeskanzler Hel-

mut Kohl (bis 1998). Mit dieser 

politischen Entwicklung korres-

pondierte die verwaltungspoliti-

sche Themenkonjunktur: 

„Die neo-liberale Staatskritik 
(identifizierte) als größten Hinde-
rungsgrund sozio-ökonomischen 
Fortschritts nicht länger Markt-
versagen, sondern im Gegenteil 

Staats- und Bürokratieversagen…
(Auch) in Deutschland wurde Büro-

kratisierung der Sammelbegriff 

für vielfältige Kritik am modernen 
Wohlfahrtsstaat.“ 

Bogumil/Jann

Bürokratiekritik setzte schon 

deutlich vor dem Regierungs-

wechsel ein und wurde nicht nur 

von konservativen, sondern auch 

von vielen fortschrittlichen Kräf-

ten vorgetragen. Neben der Dere-

gulierung wurde die „bürgernahe 

Verwaltung“ ein großes Thema, 

das fortan – bis heute – Verwal-

tungsreformbestrebungen prä-

gen sollte.

Krisenstimmung in Bremen

Von einem Regierungswechsel 

war Bremen in den 80ern noch 

weit entfernt… im Gegenteil: Die 

SPD konnte auch nach den Wah-

len von 1979, 1983 und 1987 wei-

ter allein regieren – bis 1985 mit 

Hans Koschnick, danach mit Klaus 

Wedemeier als Präsident des Se-

nats. Aber die Situation Bremens 

war trotzdem alles andere als sta-

bil. Schuld waren vor allem Wirt-

schafts- und Finanzprobleme.

Die Borgward-Pleite mit der 

Schließung der „Hansa-Lloyd-

Goliath-Werke“ 1961 war der 

Vorbote für eine Wirtschafts-

strukturkrise gewesen, die Bre-

men schon seit Beginn der 70er 

Jahre besonders schwer und in 

den 80ern mit voller Wucht traf. 

Traditionelle Wirtschaftszweige 

Bremens schwächelten. Im Zuge 

der weltweiten Schiffbaukrise ge-

rieten zahlreiche Bremer Werften 

in Schieflage. Besonders tragisch 

für Bremen war die Schließung 

der traditionsreichen Gröpelinger 

Großwerft A. G. „Weser“ 1983. 

Selbst die Häfen, die Bremen ei-

gentlich immer aus den Krisen ge-

holfen hatten, waren keine „Job-

maschinen“ mehr: „…der Siegeszug 
der Container (führte) in den Häfen 
zu Rationalisierungen im Hafenum-
schlag… (Der Hafen) kam bei stei-
gendem Umsatz mit immer weniger 
Personal aus… Die stadtbremischen 
Häfen verödeten seit Anfang der 
80er Jahre zunehmend, während der 
Containerumschlag sich auf die Hä-
fen in Bremerhaven verlagerte“ (Elm-

shäuser). Zu den bundesweiten 

Konjunktureinbrüchen kam also 

in Bremen eine ausgewachsene 

Strukturkrise. Die Folge war der 

Verlust Zehntausender Arbeits-

plätze. Die Arbeitslosigkeit stieg 

1979 bis 1990: Quantensprünge: VFA – AFZ – BBZ 

Wer dachte, dass nach den wilden 70ern nun mal ein bisschen Ruhe einkehren würde, lag falsch. Neue „Megatrends“ in 
der Gesellschaft (Neoliberalismus), neue Töne in der Verwaltungswissenschaft, neue Technologien auch in der öffent-
lichen Verwaltung, heftige Krisenerscheinungen in Bremen (wirtschaftlich und finanzpolitisch), Jugendarbeitslosigkeit 
und Lehrstellenmangel kamen schnell auch an der Verwaltungsschule an. Bund und Länder arbeiteten weiter an der 
Reform der Berufsbildung, Bremen führte seine grundlegenden Schulreformen fort, der Senat investierte erheblich in 
Ausbildung auch und besonders im öffentlichen Dienst – und war doch gezwungen, erhebliche Sparmaßnahmen (Ein-
stellungsstopp) einzuleiten. So wurden die 80er für die Verwaltungsschule zu einem Wechselbad: Ausbildungsboom 
mit Rekord-Klassenzahlen und nahtlos anschließend eine Durststrecke ohne personalbedarfsorientierte Ausbildung, 
ein Systemwechsel von der gerade erst reformierten Beamtenausbildung zur Angestelltenausbildung nach dem Berufs-
bildungsgesetz (Verwaltungsfachangestellte), Berufsgrundbildungsjahr … und am Ende noch zwei große Umstellungen: 
die Symbiose mit dem neu geschaffenen Aus- und Fortbildungszentrum (AFZ) und der Umzug aus der lieb gewonnenen 
Schillerstraße in den „Glaspalast“ des ehemaligen Berufsbildungszentrums (BBZ) im Doventors-Quartier. Das alles mit 
einer neuen Leitung – selten war ein Jahrzehnt für die Verwaltungsschule so ereignisreich.
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von 0,9 Prozent 1970 auf knapp 

16 Prozent 1987. Und anders als 

andere Regionen in Deutschland 

war Bremen nicht in der Lage, dies 

in konjunkturellen Aufschwüngen 

wieder auszugleichen.

Besonders prekär wurde die Si-

tuation dadurch, dass neben der 

Wirtschaftskrise auch eine Krise 

der öffentlichen Finanzen sicht-

bar wurde. Maßgeblicher Grund 

dafür war eine Finanzreform von 

1969, deren Folgen erst in den 

späten 70ern so richtig spürbar 

wurden. Ihr Kern: Die Einkom-

menssteuer wurde nunmehr nicht 

wie bisher am Ort der Beschäf-

tigung abgeführt, sondern am 

Wohnort. Für Bremen als Land 

mit vielen „Einpendlern“, die in 

Bremen und Bremerhaven arbei-

ten, aber im niedersächsischen 

Umland leben, war das natürlich 

ungünstig. Es wurden zwar Kom-

pensationen vereinbart, die aber 

nicht ausreichten. Denn mit zu-

nehmender Mobilität, später auch 

wegen der Explosion der Grund-

stückspreise in Bremen, verstärk-

te sich der Trend, in den nieder-

sächsischen „Speckgürtel“ zu 

ziehen. Entgegen aller Prognosen 

sank Bremens Einwohnerzahl bis 

1987 um 12 Prozent. Dies „entzog 
… massiv Steuerkraft, während die 
Stadt für die Einwohner der Umland-
gemeinden öffentliche Einrichtungen 
als Oberzentrum weiter bereithielt.“  
Niedrigere Wirtschaftskraft und 

die hohe Arbeitslosigkeit ließen 

die Steuereinnahmen einbrechen, 

die Sozialausgaben dagegen stie-

gen dramatisch.

Der Bremer Senat reagierte auf 

die Arbeitslosenzahlen u.a. mit der 

Schaffung eines mit staatlichen 

Mitteln subventionierten „Zweiten 

Arbeitsmarktes“ (ABM = Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen) – und 

mit einer erheblichen Ausweitung 

des öffentlichen Dienstes, die 

natürlich auch Langzeitwirkung 

hatte. Dies alles neben den erfor-

derlichen Ausgaben zum Ausbau 

der Infrastruktur zu finanzieren, 

war nur über Kreditaufnahmen 

möglich, die zu einem höheren 

Schuldenberg mit einer immer hö-

heren Zinsbelastung führten. 

Das „seit dem Kriegsende außeror-
dentlich erfolgreiche und selbstbe-
wusste Bundesland“ wechselte nun 
„im Länderfinanzausgleich von der 

Geber- auf die Nehmerseite“.

(Elmshäuser)

In der Landespolitik beobachtete 

Konrad Elmshäuser, dass die „bis 
zu diesem Zeitpunkt von Pragma-
tismus geprägte Politik im kleinsten 
Bundesland … in den 70er und 80er 
Jahren – wie dies insgesamt in der 
Bundesrepublik zu beobachten war 
– eine starke Ideologisierung (er-
fuhr) mit einer deutlichen Entfrem-
dung der bislang an gemeinsamen 
Lösungen interessierten politischen 
Milieus sowie zwischen den Ver-
tretern von Politik und Wirtschaft“. 
Trotz absoluter Mehrheit gab es 

auch innerhalb der SPD durch-

aus Spannungen, die z. B. in der 

nur durch Kampfabstimmung 

geklärten Nachfolge für Bürger-

meister Koschnick 1985 zum 

Ausdruck kamen. Der pragmati-

schere Klaus Wedemeier siegte 

knapp gegen den zu der Zeit noch 

„linkeren“ Henning Scherf; bei-

de bildeten anschließend jedoch 

sechs Jahre lang ein funktionie-

rendes Gespann im Senat. Asmut 

Brückmann meint, bereits in den 

80er Jahren „Abnutzungs- und 
Verschleißerscheinungen der Regie-
rungspartei“ erkennen zu können, 

die den „Absturz der SPD“ in den 

90ern vorprogrammierte. Mit den 

Grünen etablierte sich eine neue 

politische Kraft in Bremen. Bre-

men war, nicht zuletzt unter dem 

Einfluss der Universität, zu einem 

Zentrum der noch jungen ökologi-

schen und alternativen Bewegung 

geworden. Erstmals zog 1979 mit 

der „BGL“ (Bremer Grüne Liste) 

eine grüne Gruppierung in die 

Bürgerschaft und damit in einen 

deutschen Landtag ein. 

Wichtige Schulreformen

Auch für die Verwaltungsschu-

le bedeutsam wurden die ab der 

zweiten Hälfte der 70er eingelei-

teten Schulreformen. 

Sie waren Reaktionen auf die „in 
der zeitgenössischen bildungspoliti-
schen Diskussion und auch bei den 

Schülerunruhen angeprangerten 
Mängel des traditionellen dreiglied-
rigen Bildungssystems“ und sollten 

„die Benachteiligung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen, zu frühe 
Selektion, zu geringe Durchläs-
sigkeit zwischen verschiedenen 

Schultypen, Festhalten an alther-
gebrachten Unterrichtsformen 

und –inhalten, zu wenig Mitbestim-
mungsrechte für Schülerinnen und 

Schüler“ beseitigen.

(Brückmann)

Mit dem Schulgesetz 1975 und 

dem Schulverwaltungsgesetz 

1978 wurde das Schulwesen neu 

geordnet. Die Reformen waren 

überfällig, polarisierten aber die 

bremische Gesellschaft. U.a. wur-

den sog. Sekundarstufen-II-Zent-

ren geschaffen, die gymnasiale 

Oberstufe und Berufsschulzweige 

zusammenfassten.

Besonders für die beruflichen 

Schulen war es eine sehr heraus-

fordernde Zeit. Während die als 
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Generationenaufgabe charakteri-
sierte Integration von allgemeiner 
und beruflicher Bildung in den Schul-
zentren des Sekundarbereichs II aus 

Sicht von Dr. Rolf Möhlenbrock, 

ab Ende der 70er Jahre lange Zeit 

Referent für berufliche Schulen 

im Lehrplanreferat der Bildungs-

behörde, gescheitert ist, sei die 

Umsetzung der Neuordnung zahl-

reicher Ausbildungsberufe „und 
damit die stärkere Betonung des 
handlungs- und projektorientierten 
Unterrichtens und Lernens insge-
samt erstaunlich gut auf den Weg 
gebracht und von der Lehrerschaft 
bewältigt (worden)“. In diesem Zu-

sammenhang habe sich auch „die 
Integration der Computertechnik 
und anderer mikroelektronisch ge-
prägter Techniken in den Unter-
richtsalltag“ erfolgreich vollzogen. 

Große Anerkennung gelte den 

Bremer Berufsschulen auch für 

ihren erheblichen Beitrag zur 

Linderung des Ausbildungsplatz-

mangels, „indem sie im vollen Um-
fang die gesamte Bandbreite fach-
theoretischer und fachpraktischer 
Ausbildungsinhalte entwickelten, 
unterrichtlich umsetzten und den 
Auszubildenden die volle und an-
erkannte Berufsqualifikation vermit-
telten… eine Herkulesaufgabe“. – Sie 

sollte auch die Verwaltungsschule 

betreffen…

Das neue Schulgesetz begründete 

nach Erfüllung der Vollzeitschul-

pflicht durch Besuch einer Sek 

I-Schule eine grundsätzlich drei-

jährige Berufsschulpflicht als sog. 

Teilzeitschulpflicht (§ 37 Absatz 

1). Der Verwaltungsschule wurde 

1980 vom Senator für Bildung nach 

Prüfung bestätigt, dass ihr Unter-

richt von der Schulaufsicht anstelle 

des Berufsschulunterrichts als aus-

reichend angesehen wurde, so dass 

für ihre Schülerinnen und Schüler 

die Verpflichtung zum Besuch einer 

öffentlichen Berufsschule ruhte (§ 

37 Abs. 4 Nr. 1 b).

Mit dem neuen Schulverwal-

tungsgesetz wurde der Status 

quo der Verwaltungsschule hin-

sichtlich Zuständigkeiten für Ver-

waltung und Aufsicht präzisiert: 

• Die innere Schulverwaltung 

(alle Maßnahmen, die sich auf die 

Organisation und auf die Inhalte 

des Lehrens und Lernens in der 

Schule und auf die Formen und 

Inhalte von Prüfung beziehen, die 

einen schulischen Bildungsgang 

abschließen), obliegt dem Land 

und wird für die Verwaltungsschu-

le als Schule der öffentlichen Ver-

waltung gemäß §  3 Absatz 4 Satz 

1 nicht wie für grundsätzlich alle 

anderen Schulen vom Senator für 

Bildung, sondern von dem fachlich 

zuständigen Senator wahrgenom-

men; 1978 war das die Senatskom-

mission für das Personalwesen.

• Auch die äußere Schulver-

waltung für Schulen der öffent-

lichen Verwaltung obliegt aus-

nahmsweise dem Land (§ 4 Absatz 

1 i. V. m. § 2 Absatz 2). Sie umfasst 

die Schulträgerschaft, d. h. alle 

Maßnahmen, die zur Schaffung 

der äußeren Voraussetzungen 

für das Lehren und Lernen in der 

Schule erforderlich sind, insbe-

sondere Bau, Ausstattung, Zuord-

nung, Betrieb und Unterhalt der 

Schulen und ihrer Einrichtungen 

(§ 4 Absatz 2).

• Die Schulaufsicht (Fachauf-

sicht) war Aufgabe des Landes (§ 

7 Absatz 1 i. V. m. Absatz 2 Num-

mer 1). Zuständig war der fachlich 

zuständige Senator (§ 8 Absatz 2 

Satz 1), für die Verwaltungsschule 

also die SKP; soweit sie allerdings 

berufliche Schule gemäß § 11 Abs. 

1 Nr. 2 BremSchulG 1975 war (z. 

B. wenn sie als Berufsschule, Be-

rufsfachschule, Fachschule oder 

Fachoberschule fungierte), sollte 

die Fachaufsicht gemeinsam mit 

dem Senator für Bildung ausgeübt 

werden (Satz 2).

Mit dem Berufsgrundbildungsjahr 

und der Aufnahme der Ausbildung 

von Verwaltungsfachangestell-

ten sollte das Schulverwaltungs-

gesetz für die Verwaltungsschule 

eine zusätzliche Bedeutung erlan-

gen – es mussten Gremien für die 

erforderliche schulische Selbst-

verwaltung geschaffen werden.

Die Verwaltungsschule in den 

80ern

Nach dem Wechsel von Dr. Prüser 

an die HfÖV 1979 war zunächst 

die Leitung neu zu besetzen. Die 

Wahl fiel auf Klaus-Dieter Fischer, 

der zu dem Zeitpunkt immerhin 

schon seit 15 Jahren hauptamt-

licher Lehrer an der Verwaltungs-

schule war. Fischer sollte eine 

ganze Ära – bis 2003! – prägen. Er 

repräsentierte einen neuen Typus 

von Führungskraft – pragmatisch, 

entscheidungsfreudig und ent-

schlossen, charismatisch, verbind-

lich und verlässlich, aber durchaus 

auch patriarchalisch-machtbe-

wusst und Loyalität verlangend. 

Fischer hatte die Fähigkeit, seine 

Mitarbeiter:innen fordernd zu 

fördern, indem er Teamwork orga-

nisierte und Aufgaben delegierte 

– dann aber auch die arbeitsteilig 

zustande gekommenen Ergebnis-

se mittrug und verteidigte. Fischer 

übernahm in Personalunion auch 

das Amt des Aus- und Fortbil-

dungsreferenten der SKP.

Stellvertretender Direktor wurde 

Hans-Henning Lühr, (niedersäch-

sisch) gelernter Verwaltungsin-

spektor und Absolvent der Bre-

mer Juristenausbildung, der das 

nächste Jahrzehnt maßgeblich 

mitgestaltete und auch danach 

noch – 1991 zunächst als Abtei-

lungsleiter bei der SKP, nach de-

ren Auflösung 2000 in gleicher 
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Funktion beim Senator für Finan-

zen und dort schließlich lange 

Zeit als Staatsrat – für die Verwal-

tungsschule entscheidend (mit-)

zuständig war. Neue hauptamt-

liche Lehrkräfte kamen ebenfalls: 

1979 neben Henning Lühr auch 

Hans-Georg (Schorse) Schulz, 

1981 Manfred Jacobi und 1982 

Peter Graff; alle drei waren zuvor 

Ausbildungsbeauftragte bei der 

SKP gewesen. Außerdem kamen 

die Juristin Gertrud Janzer-Bertz-

bach (1982 – 84) und der Polizei-

oberlehrer Jürgen Osenbrück 

(1985) als Deutschlehrer. Es blieb 

zunächst bei einem regelmäßig 

siebenköpfigen Kollegium. 

Paradigmenwechsel: von „mD“ 

zu „VFA“

1978 wurde noch über die Be-

amtenausbildung im mittleren 

Dienst geredet. Anders als die Op-

position in der Bürgerschaft sah 

der Senat keinerlei Veranlassung 

für eine Verkürzung der dreijähri-

gen Ausbildung des mittleren Ver-

waltungsdienstes und stellte klar: 

Das bewährte duale System der 
Ausbildung (fachtheoretische 

Unterweisung an der Verwaltungs-
schule und fachpraktische Aus-

bildung in den Ausbildungsdienst-
stellen der bremischen Verwaltung) 

wird beibehalten.

Die Aufgaben der Verwaltungs-

schule wurden sogar ausgeweitet. 

Die Ausbildung des mittleren Jus-

tizdienstes wurde ebenfalls drei-

jährig und der theoretische Teil 

dieser Ausbildung erfolgte nun-

mehr an der Verwaltungsschule.– 

Auch der vom Bund auf zwei Jah-

re festgelegten Ausbildung des 

mittleren Steuerverwaltungs-

dienstes wurde in Bremen noch 

eine einjährige Ausbildung vorge-

schaltet, deren theoretischer Teil 

an der Verwaltungsschule erfolg-

te; ansonsten fand er an der Lan-

desfinanzschule statt.

Ein Jahr später – 1979 – war dann 

ein ganz anderes Thema vorherr-

schend: Auf der Funktionsebene 

des mittleren allgemeinen Ver-

waltungsdienstes sollte nun mit 

der Ausbildung von Verwaltungs-

fachangestellten nicht mehr 

die herkömmliche Beamtenaus-

bildung die Regel sein, sondern 

eine privatrechtlich strukturierte 

Ausbildung im dualen System 

nach dem 1969 verabschiedeten 

Berufsbildungsgesetz. Tatsäch-

lich beschloss der Senat am 3. 

Mai 1982, ab August 1982 erst-

malig Verwaltungsfachangestellte 

(VFA) auszubilden, und das gleich 

für über 100 Auszubildende – ein 

echter Paradigmenwechsel! – Wie 

war es zu dieser Entscheidung ge-

kommen?

Hintergrund der Senatsentschei-

dung war eine paradoxe Situation: 

Einerseits sollte, um der Jugend-

arbeitslosigkeit und dem Aus-

bildungsplatzmangel in Bremen 

zu begegnen, deutlich mehr Ju-

gendlichen ein Ausbildungsplatz 

im öffentlichen Dienst angebo-

ten werden – der Senat hatte ein 

70-Millionen-Programm verab-

schiedet, das die Einstellungszah-

len bis zum 01.08.1987 bestimm-

te. Und andererseits musste 

gleichzeitig deutlich sparsamer als 

früher mit den Haushaltsmitteln 

umgegangen werden – Anfang 

1984 fasste der Senat drastische 

Sparbeschlüsse, die u.a. einen Ein-

stellungsstopp bis 1995 vorsahen. 

Für die Jahre nach 1987 erfolgte 

eine drastische Reduzierung der 

angebotenen Ausbildungsplätze 

im kaufmännischen und gewerbli-

chen Bereich; im personalbedarfs-

orientierten Bereich sollten bis 

zum 01.08.1992 überhaupt keine 

Einstellungen erfolgen. 

Es wäre unredlich, die Motiva-

tion für das Umschwenken auf die 

VFA-Ausbildung ausschließlich im 

Fiskalischen zu suchen. Sie war 

vielfältiger. Es war ja noch nicht 

so lange her, dass die Utopie von 

einem „einheitlichen Dienstrecht“ 

begraben werden musste, weil sie 

auf Bundesebene (in der Regie-

rungskoalition wegen der FDP) 

nicht durchsetzbar war; von einer 

„modernen“ VFA-Ausbildung ver-

sprach man sich wohl auch einen 

Impuls für eine dem Zeitgeist ent-

sprechend weniger bürokratische, 

weniger verrechtlichte und mehr 

bürgerfreundliche Verwaltung. 

Aber es ist schon auffällig, wie mi-

nutiös die SKP in einem „Vorschlä-

ge-Papier“ auflistet, wieviel kos-

tengünstiger die VFA- Ausbildung 

im Vergleich zur Beamtenausbil-

dung für den mittleren Dienst ist; 

der Effekt ergab sich daraus, dass 

die Vergütung von Auszubilden-

den deutlich niedriger war (und 

ist) als die Besoldung von Beam-

tenanwärter:innen.

Der Senat verband den Beschluss 

mit zwei verbindlichen Vorgaben, 

die von Anfang an Teil der Über-

legungen gewesen waren und die 

sichern sollten, dass trotz Einspa-

rungen die in den vorherigen Jahr-

zehnten erarbeiteten Errungen-

schaften der Bremer Ausbildung 

erhalten bleiben:

• Die Qualität der früheren 

Beamtenausbildung sollte erhal-

ten bleiben.

• Und die Durchlässig zum ge-

hobenen Dienst war beizubehalten.

Neben dem Interesse an einer 

guten und zukunftsfähigen Ausbil-

dung war mit der ersten Vorgabe 

die Intention verknüpft, die VFA 

Ausbildung auch nach (Beamten-)

Laufbahnrecht anerkennungs-
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fähig zu machen, so dass die er-

folgreichen Absolvent:innen die 

Laufbahnbefähigung für den 

mittleren Dienst erwerben konn-

ten und sie für die bremische Ver-

waltung nach einer Verbeamtung 

auch als Beamte einsetzbar waren 

– eine Win-Win-Situation, weil es 

einerseits im Interesse zumindest 

eines Großteils der Absolvent:in-

nen lag und weil es zugleich die 

Flexibilität der Personalverwal-

tung erhöhte – und wiederum den 

Haushalt entlastete, denn junge 

Beamte sind nach der Ausbildung 
(zumindest auf mittlere Sicht) 

günstiger als junge Angestellte… 

Dazu musste die VFA-Ausbildung 

quantitativ und qualitativ so aus-

gestaltet werden, dass sie nicht 

nur den Anforderungen der VFA-

Ausbildungsordnung entsprach, 

sondern auch der Ausbildungs- 

und Prüfungsordnung der mitt-

leren Beamtenausbildung: Die 

Hälfte der Ausbildung musste 

theoretische Unterweisung sein 

(ca. 2.200 Stunden) und die in der 

Beamtenausbildung obligatorisch 

geforderten Inhalte und selbst 

die schärferen Prüfungsanforde-

rungen mussten berücksichtigt 

werden. – Dadurch wurde es zu-

gleich möglich, dass nunmehr ver-

beamtete VFA-Absolvent:innen 

zum Aufstieg in die Laufbahn des 

gehobenen allgemeinen Verwal-

tungsdienstes zugelassen wur-

den, dann nämlich, wenn sie, wie 

früher, die Abschlussprüfung un-

ter Einbeziehung der Leistungen 

in der theoretischen und prakti-

schen Ausbildung mit „gut“ oder 

besser bestanden haben.

Mit dem Senatsbeschluss vom 

Mai 1982 wurde der gesamte 

schulische Teil der VFA-Ausbil-

dung (also sowohl der eigentliche 

Berufsschulunterricht als auch die 

obligatorische dienstbegleiten-

de Unterweisung, die eigentlich 

der praktischen Ausbildung und 

dem Lernort Betrieb zugeordnet 

ist) der Verwaltungsschule der 

Freien Hansestadt Bremen über-

tragen. Was für Bremen so nahe-

liegend erscheint, ist mit Blick auf 

die restliche Republik alles andere 

als selbstverständlich: Außer in 

Bremen und Hamburg und partiell 

(beschränkt auf das dritte Ausbil-

dungsjahr) in Hessen findet der 

Berufsschulunterricht bis heute 

an öffentlichen Berufsschulen 

statt, während Verwaltungsschu-

len oder Studieninstitute aus-

schließlich für die dienstbeglei-

tende Unterweisung zuständig 

sind. (So verwundert es nicht, dass 

ein wenig klammheimlicher Stolz 

wahrnehmbar ist, wenn Verwal-

tungsschuldirektor Fischer am 15. 

Dezember 1980 seinem Amtskol-

legen von der großen Bayerischen 

Verwaltungsschule mitteilen 

konnte, dass in Bremen geplant 

sei, „die gesamte theoretische Aus-
bildung der Verwaltungsfachange-
stellten an der Verwaltungsschule 
der Freien Hansestadt Bremen 
durchzuführen…(und) daß der Theo-
rieumfang … 2.200 Stunden betra-
gen wird.“

Bund und Länder hatten die 

VFA-Ausbildungsordnung 1979 

erlassen; die Kultusministerkon-

ferenz vereinbarte im gleichen 

Jahr den Rahmenlehrplan für 

den Berufsschulunterricht. Weil 

die Verwaltungsangelegenheiten 

der Länder und Kommunen ein-

schließlich der Ausbildung eigent-

lich Länderangelegenheit sind, 

sah die VFA-Ausbildungsordnung 

vor, dass die Länder einen Teil 

der Ausbildung ergänzend selbst 

regeln sollten bzw. konnten. Die 

ergänzende bremische Landes-

verordnung wurde im Juli 1983 

erlassen. Auch die notwendigen 

berufsbildungsrechtlichen Zu-

ständigkeitsregelungen wurden 

getroffen; während in der Regel 

die Senatoren für Bildung und für 

Arbeit zuständig sind, wurde für 

die Verwaltungsfachangestell-

ten-Ausbildung im öffentlichen 

Dienst des Landes und der Stadt-

gemeinde Bremen die Senatskom-

mission für das Personalwesen 

zuständige Stelle; für die Berufs-

ausbildung im öffentlichen Dienst 

der Stadtgemeinde Bremerhaven 

wurde der Magistrat zuständige 

Stelle. (Bremerhaven ging bei 

der Ausbildung seiner kommuna-

len Verwaltungsfachangestellten 

seitdem immer seinen eigenen 

Weg. Die berufsschulische Ausbil-

dung findet dort an den kaufmän-

nischen Lehranstalten statt, die 

dienstbegleitende Unterrichtung 

führt der Magistrat selbst durch. 

So ist zu erklären, dass die Ver-

waltungsschule der Freien Hanse-

stadt Bremen, obwohl Schule des 

Landes, nie mit der kommunalen 

Ausbildung für Bremerhaven be-

fasst war.)

Noch mehr ausbilden und spa-

ren: Berufsgrundbildungsjahre

Der Druck auf die öffentlichen Fi-

nanzen wuchs weiter. Der Senat 

machte daher von einem weiteren 

neugeschaffenen Instrument Ge-

brauch, dem sog. Berufsgrundbil-

dungsjahr (BGJ). Dabei handelte 

es sich um eine konzertierte Ak-

tion von Bund, Ländern, Gewerk-

schaften und Arbeitgebern, mit 

der einerseits berufsbildungs-

politische Ziele verbunden waren, 

das aber vor allem die Möglichkeit 

bot, dem Fehlen von Ausbildungs-

plätzen zu begegnen; es konnte 

nämlich vollzeitschulisch in Be-

rufsschulen, also ohne Ausbil-

dungsverhältnis mit einem ausbil-

denden Arbeitgeber durchgeführt 

werden. Aus Arbeitgebersicht der 

Clou, aus Azubi-Sicht die Crux an 
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der Sache: Die Teilnahme am BGJ 

wurde, weil sie ja Schulbesuch 

war, nicht vergütet!

Ein solches Berufsgrundbildungs-

jahr– Berufsfeld Wirtschaft und 

Verwaltung mit Schwerpunkt 

Recht und öffentliche Verwaltung 
– wurde an der Verwaltungsschu-

le der VFA-Ausbildung und ebenso 

den Beamtenausbildungen mitt-

lerer Justizdienst und mittlere 

Steuerverwaltung vorangestellt. 

Mit dem durch den Wegfall der 

Vergütung im 1. Ausbildungsjahr 

eingesparten Geld wurde im Ge-

genzug mehr ausgebildet: 1982 

z. B., im Jahre der Einführung, 

vier Klassen, die anschließend die 

VFA-Ausbildung machen sollten, 

und eine gemischte Klasse Justiz 

und Steuer. Erstmals wurde auch 

auf die „mittlere Reife“ (Realschul-

abschluss) als Zulassungskrite-

rium verzichtet; es reichte fortan 

ein erfolgreicher Hauptschulab-

schluss. – Aus heutiger Sicht war 

schon das Ausbildungsvolumen 

1982 riesig; es sollte aber sogar 

noch mehr werden. 1983 wurden 

erneut vier für VFA vorgesehe-

ne BGJ-Klassen eingestellt und 

je eine für Justiz und Steuer. Für 

1985 beschloss der Senat, dass 

neben den weiterhin vier BGJ/

VFA-Klassen und einer BGJ/

Steuer-Klasse nun auch die Büro-

gehilf:innen-Ausbildung mit einem 

BGJ-Jahr an der Verwaltungs-

schule beginnen sollte – vier wei-

tere Klassen! Mit insgesamt neun 

„ersten“ Klassen, einem Abend-

lehrgang für Soldaten, einem VFA-

„Wiederholer“-Lehrgang und ins-

gesamt 19 Ausbildungsklassen an 

der Verwaltungsschule war 1985 

wohl die historisch höchste Aus-

bildungs-Auslastung erreicht. Die 

Planungen hatten ursprünglich 

vorgesehen, dass sich diese Aus-

lastung in den folgenden Jahren 

so fortsetzen sollte – aber dann 

Grußwort 

Zuständige Stelle / SF33 Bern-

hardt Woitalla

Als Vertreter der zuständigen Stelle nach dem Berufsbildungsge-

setz, angesiedelt im Referat 33 des Senators für Finanzen gratuliere 

ich ganz herzlich zum 100-jährigen Bestehen der Verwaltungsschu-

le der Freien Hansestadt Bremen und danke für die vielen gemein-

samen Jahre, in denen wir tausenden jungen Menschen den Weg 

zu einer beruflichen Tätigkeit in der bremischen Verwaltung geeb-

net haben. Ein gut funktionierendes Prüfungsverfahren kann nur 

in einem vertrauensvollen Miteinander der Lehrenden und der zu-

ständigen Stelle gelingen. Diese besondere vertrauensvolle Arbeit 

hat sich in den vielen gemeinsamen Jahren entwickelt und ist heute 

zu einer tragfähigen und verlässlichen Säule geworden. Nur so ist es 

heute möglich, Hindernisse, die sich immer mal wieder unvermittelt 

auftun, aus dem Weg zu räumen und auch noch so komplizierte Pro-

bleme in Absprache miteinander schnell und geräuschlos zu lösen.

Wir haben gemeinsam schon vieles erreicht: so zum Beispiel die 

Doppelqualifizierungen für die Verwaltungsfachangestellten und 

die Justizfachangestellten, die mit ihrer dualen Ausbildung zeit-

gleich eine Laufbahnbefähigung erlangen können. Dieses Modell 

hat bundesweit großes Interesse geweckt und viele blicken nei-

disch auf Bremen.

Auch die Nutzung der Synergien bei der Fortbildung der Verwal-

tungsfachwirtinnen und Verwaltungswirte, die gemeinsam mit den 

zum laufbahnrechtlichen Aufstieg zugelassenen Beamtinnen und 

Beamten qualifiziert werden, ist bundesweit einmalig.

Die Liste der Vorhaben, die wir nur in Zusammenarbeit mit der 

Verwaltungsschule anpacken und lösen können, reißt nicht ab. Es 

müssen neue Qualifizierungsformate entwickelt und umgesetzt 

werden. Mehr denn je müssen transparente und attraktive Karrie-

rewege geöffnet werden, damit der öffentliche Dienst der Freien 

Hansestadt Bremen als attraktiver Arbeitgeber wahrgenommen 

wird.

Ich bin überzeugt, dass die enge, vertrauensvolle und konstruktive 

Zusammenarbeit mit der Verwaltungsschule der Freien Hanse-

stadt Bremen weiterwächst und wünsche der Verwaltungsschule 

mindestens weitere 100 Jahre des Erfolgs!

Bernhardt Woitalla
Referat 33 - Der Senator für Finanzen  

Zuständige Stelle nach dem BBiG 
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trat der Senat bekanntlich auf die 

Sparbremse:

Die Sparbeschlüsse trafen die 

Verwaltungsschule nun mit ziem-

licher Härte: Sie sollte bis 1987 

im Verwaltungsbereich 1  ½ Stel-

len und bei den nebenamtlichen 

Vergütungen 250.000 DM ein-

sparen. Es wurden rechtlich nicht 

verpflichtende Sportangebote ge-

strichen, die Fortbildungen für die 

Bürogehilfinnen und die Kurse zur 

„Ausbildung der Ausbilder“ entfie-

len, nebenamtliche Lehrtätigkeit 

(1983/84 hatten noch 77 Lehr-

beauftragte 52 % des Unterrichts 

abgedeckt!) sollte in der Regel 

nicht mehr vergütet werden, son-

dern stattdessen weitgehend als 

Teil des Hauptamtes erfolgen; alle 

hauptamtlichen Lehrkräfte der 

Verwaltungsschule, der HfÖV, der 

Landesfinanzschule, der Landes-

polizeischule, der Feuerwehrschu-

le und der Justizvollzugsschule 

gehörten nun einem „Lehrerpool“ 

an und sollten, sobald freie Kapa-

zitäten zur Verfügung stehen, bei 

Bedarf an den anderen Schulen 

eingesetzt werden; den haupt-

amtlichen Lehrkräften wurden 

wöchentlich zwei sog. Planungs-

stunden gestrichen und in zusätz-

liche Unterrichtsverpflichtung 

umgewandelt – verbunden mit er-

heblichen Behinderungen bei den 

geplanten Lehrplanarbeiten. 

Auf das „Allzeithoch“ der Jah-

re 1985 und 1986 folgte somit 

für die Verwaltungsschule eine 

Durststrecke, die bis 1991 zu dau-

ern drohte – zwar noch mit BGJ-

Klassen, jedoch ohne anschließen-

de VFA- oder Beamtenausbildung. 

Statt Lehrermangel gab es an der 

Verwaltungsschule plötzlich Stel-

lenüberhänge, die dazu führten, 

dass neben dem stellvertreten-

den Direktor Henning Lühr vo-

rübergehend auch die drei Ver-

waltungsschullehrer Peter Graff, 

Manfred Jacobi und Rainer Kul-

mann jeweils mit der Hälfte ihrer 

Arbeitszeit an das neue SKP-Re-

ferat 24 (Personaleinsatz/-förde-

rung) abgeordnet wurden.

Aber der Einstellungs- und Ausbil-

dungsstopp war nicht wie geplant 

durchzuhalten: Schon im Novem-

ber 1989 teilte die SKP der Ver-

waltungsschule mit, dass der Se-

nat seine Ausbildungsbeschlüsse 

abgeändert habe und „beginnend 
mit 1990 wieder die Berufsausbil-
dung zum/zur Verwaltungsfachan-
gestellten angeboten wird.“

Mit der Umstellung auf die VFA-

Ausbildung und das Berufsgrund-

bildungsjahr wurden natürlich 

auch umfangreiche Arbeiten an 

neuen Stundentafeln und Lehr-

plänen erforderlich, die die Ver-

waltungsschule mit gewohnter 

Gründlichkeit anging.

Neben der herkömmlichen Beam-

tenausbildung nun auch Ausbil-

dungen nach dem Berufsbildungs-

gesetz durchzuführen bedeutete, 

dass die Verwaltungsschule nicht 

mehr nur Beamtenfachschule, 

sondern nunmehr für Berufe des 

öffentlichen Dienstes auch Be-

rufsschule war. Somit galt das 

Bremische Schulgesetz jetzt zu-

mindest für Teilbereiche der Schu-

le „entsprechend“ und damit auch 

das Recht und die Pflicht zu schu-

lischer Selbstverwaltung. Dazu 

braucht eine Schule – neben der 

Schulleitung – Gremien: Konfe-

renzen (Schulkonferenz und Leh-

rerkonferenz) als Beschlussorga-

ne und Beiräte (Schüler, Eltern, 

Ausbildungspartner) als Vertre-

tungen der jeweiligen Personen-

gruppen. Folgerichtig kreierte die 

Verwaltungsschule im September 

1982 zunächst für die BGJ-Klas-

sen und 1983 auch für die ersten 

VFA-Klassen – zumindest auf dem 

Papier – ihre Gremien: Klassen-

sprecher, einen Schüler- und Aus-

zubildendenbeirat sowie Vollver-

sammlungen (!) für die Schüler 

und Auszubildenden, Elternspre-

cher, Elternbeirat und Elternver-

sammlungen für die Eltern, Zeug-

niskonferenzen, Fachkonferenzen 

und Gesamtkonferenzen für das 

Lehrerkollegium, einen Ausbil-

dungsbeirat für die Praxisanleiter 

sowie Klassen- und Schulkonfe-

renzen für alle. Nicht alles, was 

da aufgelistet war, um dem Schul-

verwaltungsgesetz zu genügen, 

wurde wirklich mit Leben gefüllt. 

Regelmäßige Schulkonferenzen 

und Gesamtkonferenzen aller an 

der Verwaltungsschule Unterrich-

tenden (mit den nebenamtlichen 

Lehrkräften) sind jedoch doku-

mentiert.

Mit dem neuen Status wurde auch 

die schon weiter vorn angespro-

chene gemeinsame Fachaufsicht 

mit dem Senator für Bildung (ab 

1987 für Bildung, Wissenschaft 

und Kunst) aktiviert. Tatsächlich 

wurden insbesondere alle das 

BGJ betreffenden Fragen bis ins 

Detail (Ferienzeiten und Lage 

der Unterrichtsblöcke, Notenge-

bung und Zeugnisse, Bestellung 

der Lehrbeauftragten, aber auch 

Versicherungsschutz und Fahrt-

kosten…) mit Vertretern der Bil-

dungsbehörde abgeklärt.

Gründung des Aus- und Fortbil-

dungszentrums (AFZ)

In den Jahren 1986 bis 1989 

wurde eine für das Qualifizie-

rungssystem in der bremischen 

Verwaltung, und damit natürlich 

auch für die Verwaltungsschule, 

einschneidende und wegweisen-

de Entscheidung umgesetzt: die 

Schaffung des Aus- und Fortbil-

dungszentrums für den bremi-
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schen öffentlichen Dienst – ein 

sehr komplexer Prozess, der hier 

nur grob skizziert werden kann. 

„Die ursprüngliche Idee von Herrn 
Lühr und mir zur Gründung des 
AFZ bestand in der Auflösung 
aller mit Aus- und Fortbildung 

befaßten Organisationseinheiten 
in der bremischen Verwaltung und 
Zusammenfassung in einem Amt. 

Aus verschiedenen politischen und 
rechtlichen Problemen ist dann nur 
die nachfolgend skizzierte Lösung 

entstanden…“

So resümiert Verwaltungsschul-

direktor Fischer am 9. November 

1989 (welch geschichtsträchtiges 

Datum) die Gründungsgeschichte 

des AFZ und beschreibt dann, 

• dass die Organisationsein-

heiten Verwaltungsschule, Hoch-

schule für öffentliche Verwaltung, 

Landesfinanzschule und die Refe-

rate 24 (Personalförderung und 

-einsatz; Referent Henning Lühr) 

und 25 (Ausbildung und beruf-

liche Weiterbildung; Referent 

Klaus-Dieter Fischer) der Senats-

kommission für das Personalwe-

sen räumlich zusammengefasst 

wurden

• und das Aus- und Fortbil-

dungszentrum zusätzlich als der 

SKP nachgeordnetes Amt ge-

schaffen wurde – und zwar mit 

zwei Sachgebieten:

• der „Zentralverwaltung“, 

in der die Verwaltungen/Sekre-

tariate und die Bibliotheken der 

HfÖV, der Verwaltungsschule 

und der Landesfinanzschule (un-

ter Einsparung von 4 ½ Stellen!) 

organisatorisch zusammengelegt 

wurden, 

• und der „IuK-Lehreinheit“ 

(IuK steht für Informations- und 

Kommunikationstechnologien).

Der Senat beschäftigte sich seit 

1986 mit der Gründung des AFZ– 

„ein Projekt“, so Rainer Gausepohl 

am 12.03.87 in der Rundschau 

von RADIO BREMEN, „das der 
Chef der Senatskommission für das 
Personalwesen, Finanzsenator Claus 
Grobecker, mit Ehrgeiz und Tempo 
vorantreibt.“ 

Das AFZ sollte, so der Senat schon 

im April 1986,

• „…neue und erweiterte 

Aufgaben der Ausbildung, ins-

besondere aber der beruflichen 

Weiterbildung, die sich aus der 

Umsteuerung des Personaleinsat-

zes und arbeitsorganisatorischen 

bzw. technologischen Rationali-

sierungen ergeben, leistungsge-

recht und effizient erfüllen;

• durch eine rationelle auf-

bau- und ablauforganisatorische 

Aufgabenwahrnehmung nach Zu-

sammenführung bestehender Or-

ganisationseinheiten einen nen-

nenswerten Spareffekt erbringen;

• einen optimalen Einsatz des 

lehrenden Personals gewährleis-

ten.“

Im Dezember ergänzte er, 

• dass die Einrichtung eines 

Aus- und Fortbildungszentrums 

auch vor dem Hintergrund notwen-
diger Personalausgleiche und der ab-
geschlossenen Dienstvereinbarun-
gen notwendig sei. 

„Die abgeschlossenen Dienstver-
einbarungen“ – das waren die drei 

wegweisenden Vereinbarungen 

zwischen dem Senat und dem 

Gesamtpersonalrat für das Land 

und die Stadtgemeinde Bremen, 

die im September 1986 mit Blick 

auf die angestrebte Modernisie-

rung der bremischen Verwaltung 

verabschiedet worden waren. Sie 

enthielten Regelungen zum so-

zialverträglichen Technikeinsatz, 

zur beruflichen Weiterbildung 

und zum Personalausgleich.

Qualifizierung wurde also in 

mehrfacher Hinsicht zum Dreh- 

und Angelpunkt für Personalein-

satz und ausgleich sowie für Ver-

waltungsmodernisierung – und 

konstituierend für das AFZ. 

Der GPR war ein großer Für-

sprecher der AFZ-Gründung, 

unterstützte sogar die anfängliche 

„große Lösung“ und arbeitete en-

gagiert in der auf der Grundlage 

der einschlägigen Dienstvereinba-

rung neu eingerichteten „Kommis-

sion für berufliche Weiterbildung“ 

mit. Dieses sehr konstruktive, ver-

trauensvolle, aber auch fordernde 

Verhältnis zwischen GPR und AFZ 

einschließlich Verwaltungsschule 

sollte fortan charakteristisch für 

die Aus- und Fortbildung in Bre-

men bleiben.

Anfang 1987 wurde bei der SKP 

die Projektgruppe „AFZ“ zur Um-

setzung der Senatsbeschlüsse un-

ter der Leitung des „AFZ-Planers 

Fischer“ (Gausepohl) eingesetzt; 

ihr gehörten auch Vertreter der 

betroffenen Organisationseinhei-

ten und der jeweiligen Personalrä-

te an. Im Juli 1989 legte sie ihren 

Abschlussbericht vor. Sie hatte in 

sieben Arbeitsgruppen u.a. Or-

ganisations- und Geschäftsver-

teilungspläne für das AFZ, die 

Verwaltungsschule und die HfÖV 

sowie für die SKP-Referate 24 

(Personaleinsatz/-förderung) und 

25 (Aus- und Berufliche Weiter-

bildung, vormals 14) erarbeitet. 

Der Organisationsplan der SKP 

zeigte diese Veränderungen schon 

am 1. Juli 1989 und wies das Aus- 

und Fortbildungszentrum für den 

öffentlichen Dienst neben dem 

Rechenzentrum der bremischen 

Verwaltung und der Verwal-

tungsschule der Freien Hanse-

stadt Bremen als nachgeordnete 

Dienststelle und die HfÖV als zum 

Geschäftsbereich gehörende Kör-
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perschaft aus. Im Oktober 1989 

wurde der Organisations- und 

Geschäftsverteilungsplan des 

AFZ beschlossen – mit dem Direk-

tor der Verwaltungsschule Klaus-

Dieter Fischer als Amtsleiter, in 

Personalunion Referatsleiter Aus- 

und berufliche Weiterbildung der 

SKP (25), sowie dem stellvertre-

tenden Direktor Henning Lühr 

auch als Vertreter des Amtsleiters 

und zugleich als Referatsleiter 24.

Damit war das AFZ aus der Taufe 

gehoben. Die AFZ-Gründung und 

die Herausbildung eines „Aus- und 

Fortbildungskomplexes“ um den 

Kristallisationspunkt AFZ herum 

waren ein großer Fortschritt, der 

in seinen Grundzügen – vielleicht 

abgesehen von der inzwischen mi-

grierten theoretischen Ausbildung 

des gehobenen Verwaltungsdiens-

tes – bis heute Bestand hat.

Und die Verwaltungsschule? 

… blieb schlussendlich, was sie 

war: Verwaltungsschule der Frei-

en Hansestadt Bremen, nicht – wie 

es zwischenzeitliche Gedanken-

spiele vorsahen, „Fachschule des 
AFZ“, oder „Fachschule für Finanzen 
und Rechtspflege“. Ihre Zuständig-

keit hatte sich um den allgemeinen 

Justizvollzugs- und Werkdienst 

erweitert. Sie blieb im schulrecht-

lichen Sinne zunächst Fachschule 

und konnte sich auf den Weg zu 

einer entwickelten Berufsschule 

machen. Neu war aber nun das 

inzwischen auch schon über drei-

ßig Jahre währende symbiotische 

Verhältnis zum AFZ und den hier 

untergebrachten SKP-(SF-) Re-

feraten, in dem die Verwaltungs-

schule auch durch die Personal-

union in der Leitung immer eine 

starke Stellung hatte und von dem 

sie in vielerlei Hinsicht sehr profi-

tierte: Sie profitierte

• … von einer starken, auch die 

Schule verwaltenden Zentralver-

waltung

• … von der fruchtbaren Zu-

sammenarbeit mit der IuK-/IT-

Lehreinheit (und später auch an-

deren AFZ-Lehreinheiten),

• … von der Nähe zur prakti-

schen Ausbildung und zur berufs-

bildungsrechtlich zuständigen 

Stelle bzw. zum Prüfungsamt

• … von der Nähe zur ressort-

übergreifenden Fortbildung

• … und nicht zuletzt auch von 

einer stabilen, direkten Beziehung 

zur Leitungsebene der zustän-

digen senatorischen Behörde, 

wodurch sie mit ihren Problemen 

und Anliegen jederzeit wahrge-

nommen werden konnte.

Wie immer bei Symbiosen leben 

die Beziehungen aber davon, dass 

alle Seiten profitieren. Und so ver-

festigte sich durch die Anbindung 

an das AFZ und damit indirekt an 

die senatorischen Behörden, dass 

sich die Verwaltungsschule immer 

auch mit besonderen Anforderun-

gen konfrontiert sah, denen sie 

sich nicht entziehen konnte und 

vom eigenen Selbstverständnis 

auch gar nicht entziehen wollte – 

angefangen bei besonderen Wün-

schen der für die praktische Aus-

bildung Zuständigen über die im 

Vergleich zu anderen beruflichen 

Schulen sehr ausgeprägten Auf-

gaben bei den Prüfungen und die 

anspruchsvolle Einbeziehung in 

die berufliche Fortbildung bis zu 

Sonderaufgaben, die häufig direkt 

aus den senatorischen Behörden 

an die Schule oder einzelne Lehr-

kräfte herangetragen wurden.

Der Umzug ins ehemalige Be-

rufsbildungszentrum

„Räumliche Zusammenfassung“? 

– das konnte natürlich nur mit 

entsprechenden neuen Räum-

lichkeiten funktionieren. Eng mit 

der AFZ-Gründung verknüpft 

war deshalb der Umzug in die Ge-

bäude des ehemaligen Berufsbil-

dungszentrums (BBZ) im Doven-

torsviertel.

Anfangs war auch diese Maßnah-

me motiviert von Einsparungs-

überlegungen im Rahmen der Fort-

schreibung und Umsetzung eines 

Behördenraumkonzeptes, mit 

dem der Senat über Jahre befasst 

war und Mietkosten in Millionen-
höhe durch die Unterbringung von 
Behörden in stadteigenen Gebäuden 
einsparen wollte. Auch die Räume 

der Verwaltungsschule in der Schil-

lerstraße waren ja angemietet und 

die räumlichen Kapazitäten längst 

ausgeschöpft, zusätzliche Räume 

an anderen Standorten waren an-

gemietet, die Zersplitterung war 

lästig für Lernende, Lehrende und 

Verwaltung, und sie war natür-

lich auch teuer. Als dann noch der 

Wunsch nach räumlicher Zusam-

menführung mit AFZ, HfÖV und 

SKP/Aus- und Fortbildung dazu-

kam, erhielt die Unterbringung des 

Aus- und Fortbildungsbereiches 

einschließlich der Verwaltungs-

schule vorderste Priorität.

Erste Wahl waren eigentlich die 

Schulgebäude am Leibnizplatz in 

der Neustadt, die aber erst 1990 

freiwerden sollten. So wurde zu-

nächst nur eine Zwischennutzung 

des 1952 bis 54 gebauten, seit 

1973 denkmalgeschützte BBZ 

(„Bremer Glaspalast“) eingeplant, 

das nicht nur eine sehr interessan-

te Architektur, sondern auch eine 

spannende Entstehungsgeschich-

te aufweist. 

Der Umzug der Verwaltungs-

schule, der SKP-Referate 24 und 

25 sowie der HfÖV in die beiden 

mittleren Blöcke B und C des BBZ 

fand im Mai und Juni 1988 statt – 

und stand zunächst unter keinem 
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guten Stern. 

Er stieß nicht unbedingt auf eu-

phorische Begeisterung (Ver-

waltungsschuldirektor Fischer 

lud gar alle „Altverwaltungsschul-
ianer/-innen“ zu einer „Trauerfeier“ 

für einen „Weggefährten“ ein, „der 
über 20 Jahre uns treu gedient hat“.); 

selbst beim Einzug am Doventor 

war noch unsicher, ob das BBZ 

nicht nur eine vorübergehende 

Lösung bleiben würde; v.a. aber 

befanden sich die Blöcke in kei-

nem guten Zustand. Es hagelte 

Beschwerden (von Verwaltungs-

schul-Klassen und Fortbildungs-

lehrgängen, vorzugsweise aber 

von Polizei-Ausbildungsgängen); 

die Presse berichtete und machte 

den Umzug zum Politikum („Bau-

ruine…schlimmer, als die Polizei er-
laubt“). Die Kritik bezog sich auf 

die Ausstattung der Lehrräume, 

das Mobiliar, vor allem aber auf 

Mängel der Heizung und – be-

sonders sensibel – der sanitären 

Anliegen. – Auf die eigentlich ge-

plante Grundsanierung war näm-

lich mit Blick auf die Zwischennut-

zung zunächst verzichtet worden; 

sie sollte nun erst später für die 

künftigen Nutzer (die Baubehör-

den …) erfolgen. Vorläufig wurden 

nur Umbauten in weitaus geringe-

rem Umfang (986.000 DM statt 

der geplanten 5,5 Millionen) vor-

genommen – schwerpunktmäßig 

die Verwaltungsräume und die mit 

Computern ausgestatteten Klas-

senräume in Block  C, also gerade 

nicht die „normalen“ Lehrräume.

Dann im Mai 1989 eine Katast-

rophenmeldung: Asbestfunde! 

Ausgerechnet der Personalrat(!) 

fand in den Zwischenräumen der 

Flurdecken Staubflocken, die sich 

als kontaminiert erwiesen: Fasern 

von als krebserregend geltendem 

Blauasbest. Der Block C wurde 

vom Gesundheitssenator umge-

hend gesperrt. – Nun musste also 

notgedrungen doch umfassender 

als geplant saniert werden. 

Zweieinhalb Jahre lang wurden 

unter Einbeziehung von Block A 

(später Standort der Erwachse-

nenschule) ständig Blöcke, Klas-

sen- und Büroräume gewechselt, 

um parallel zum Lehrbetrieb sa-

nieren zu können. Erst Ende 1991 

war der Zustand erreicht, der 

dann für über dreißig Jahre das 

Verwaltungsschulleben prägen 

sollte: Klassenräume in Block B, 

Lehrerzimmer im Zwischenblock 

C/D, Leitung und Verwaltung mit 

Sekretariat in Block C – auf einer 

Etage mit dem Aus- und Fort-

bildungsreferat der SKP, später 

des Finanzsenators, Lehrsäle in 

beiden Blöcken für SKP-/SF-Fort-

bildungsveranstaltungen, die ja 

häufig von Verwaltungsschullehr-

kräften durchgeführt wurden, IT-

Lehrsäle der IuK-Lehreinheit des 

AFZ, die auch Verwaltungsschul-

klassen unterrichtete, eine enge, 

„verzahnte“ Nachbarschaft mit 

der Hochschule für Öffentliche 

Verwaltung und später auch den 

neu dazugekommenen AFZ-Lehr-

einheiten, eine große gemeinsame 

Aula im Erdgeschoss von Block B 

und eine beachtliche gemeinsame 

Bibliothek im obersten Geschoss 

von Block C – mit Dachterrasse 

und dem beliebten Bremen-Rund-

um-Blick. – Klingt voll und verwir-

rend? – War es in gewisser Wei-

se auch. Und für die Entstehung 

einer engeren Schulgemeinschaft 

war diese „Zersiedlung“ der Ver-

Einladung zur „Trauerfeier“ am 31. Mai 1988



1979 bis 1990: Quantensprünge: VFA – AFZ – BBZ 

89

Mit der Zeit und den vielen selbst 

vorgenommenen bzw. veranlass-

ten Verbesserungen und Ver-

schönerungen in und zwischen 

den Blöcken wichen die Ressenti-

ments, es wuchs die Wertschät-

zung für die Denkmal-geschütz-

ten Gebäude, mit zunehmender 

zeitlicher Distanz wurde sogar 

der Charme der 50er spürbarer 

und es entstand über das Funktio-

nelle hinaus auch eine emotionale 

die großen Möglichkeiten, die die 

Flexibilität der architektonischen 

Konstruktion bietet: Die Zwi-

schenwände lassen sich nämlich 

im Rahmen des Eisenbetonskelet-

tes beliebig versetzen und so an 

veränderte Bedürfnisse anpassen 

– eine Möglichkeit, von der immer 

wieder mit immer neuen Anstren-

gungen für die Hausverwaltung 

Gebrauch gemacht wurde. 

waltungsschulteile über mehrere 

Blöcke und Etagen – gerade auch 

im Vergleich zur alten Schillerstra-

ße – bestimmt nicht nur förder-

lich. Es entstand in den Klassen 

und Lehrgängen eine Tendenz, 

das Schulleben auf den eigenen 

Klassenraum zu reduzieren. Aber 

insgesamt überwogen die Vortei-

le aus gemeinsamer Nutzung und 

kurzen Wegen, der frühe Luxus 

gut ausgestatteter IT-Räume und 

Aus dem Weser-Kurier: Baudenkmal „Glaspalast“
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Die Verwaltungsschule und Werder

Mit Klaus-Dieter Fischer hielt auch der SV Werder 1964 Einzug in die Verwaltungsschule. KDF, oder später in Werder-
Kreisen über lange Jahre nur „Vize“ genannt, konnte und wollte seine „Liebe zu Werder“ nicht verbergen und so erlebten 
Schülerinnen und Schüler manchen Montag ihren Lehrer in froher oder gedrückter Stimmung, je nachdem, wie sich der 
Verein am Wochenende geschlagen hatte. Werder-Lieder wurden 1965 erstmalig auf der Studienfahrt nach Tinglev in 
Dänemark angestimmt, wo der Lehrgang „den SV Werder nie untergehen ließ“. 

Manches Trikot stiftete der Verein für die Fußball-

mannschaft der Lehrkräfte und der Schulverwaltung, 

die durch Nebenamtler verstärkt schon frühzeitig ge-

schlechtergemischt mit den Lehrgängen der Schule 

um den Meistertitel kämpfte. Der Wanderpokal zeugt 

davon, dass die grün-weiße Mannschaft mit den Aus-

bildungs- und Aufstiegslehrgängen durchaus mithal-

ten konnte. Häufig stellte Werder für die siegreiche 

Mannschaft Ehrenkarten für Bundesligaspiele zur 

Verfügung. Nicht zu vergessen auch die Gaben aus 

dem Fan-Shop, die beim Weihnachtsskatturnier der 

Schule mit Freude von Siegern – und hier gewannen 

immer alle Teilnehmer:innen – genommen wurden.

Durch Klaus-Dieter Fischer erlangte auch ein Turn-

spiel herausragende Bedeutung an der Schule: Prell-

ball. KDF, später mehrfacher Deutscher Meister in 

dieser Sportart, hatte mit seinen ehemaligen Klassen-

kameraden der Verwaltungsschule eine Mannschaft 

aufgebaut und sorgte Zug um Zug dafür, dass auch 

Lehrkräfte der Verwaltungsschule, später auch Do-

zenten der Hochschule für öffentliche Verwaltung, 

diesen Sport ausübten. Wo? Natürlich beim SVW 

und das zum Teil sehr erfolgreich bis ins hohe Alter 

von über 70 Jahren mit einer ansehnlichen Samm-

lung von Pokalen für 1., 2. und 3. Plätze bei Nord-

deutschen und Deutschen Meisterschaften. Über 

mehrere Jahre hinweg war Bremen die Prellball-

hochburg in Deutschland und der SV Werder räumte 

in den Altersklassen regelmäßig Meistertitel ab. Fast 

immer mit dabei, Mitglieder der Verwaltungsschule. 

Um diesem Sport bei Werder eine Heimat zu geben, 

ihn mit Korbball und Gymnastik zusammenzuführen, 

entstand 1980 eine neue Abteilung beim SVW mit 

der „Abteilungsleitzentrale Verwaltungsschule“, denn 

gleich zwei Lehrkräfte kümmerten sich als Mitglieder 

des Abteilungsvorstandes, später sogar ein Lehrer 

als Abteilungsleiter und Präsidiumsmitglied um die 

Finanzen, die Presse- und Jugendarbeit. 

Aber nicht nur der aktive Sport war Verbindungsglied 

zum SV Werder. Natürlich sorgte KDF dafür, dass 

Pokal und Schale nach Fußballmeisterschaften auch 

in der Schule bewundert werden und als Fotomotiv 

dienen konnten. In einem Falle fand die Meisterscha-

le sogar ihren eintägigen geheimen Aufenthaltsort in 

der Wohnung einer Lehrkraft, die natürlich auch Ver-

einsmitglied war. Durch die „guten Beziehungen zum 

Vize“ gelang es auch in fast schon aussichtlosen Situa-

tionen doch noch Karten für herausragende Bundes-

ligaspiele und insbesondere Pokalendspiele in Berlin 

zu sichern. 

Gemeinsam war man bemüht – leider nicht immer er-

folgreich – die montäglich gute Laune eines Kollegen 

„jenseits des Ganges“ zu ignorieren, der sehr häufig – 

und das als Norddeutscher!!! – seine   Mitgliedschaft 

bei einem süddeutschen Verein und Meisterschafts-

anwärter Nummer 1 betonte. 

Und ein Kollege ging nicht nur aus dienstlichen Grün-

den zum Meinungsaustausch zum Direktor, wobei der 

Begriff „Meinungsaustausch durchaus doppeldeutig 

war: er ging mit seiner Meinung hin und kam mit der 

Meinung von KDF zurück. Vielleicht auch gut so, denn 

Kritik an Werder konnte durchaus eine Verweisung 

aus dem Raum des Direktors nach sich ziehen und 

blieb daher häufig auf den Frühstücksraum begrenzt.

Die Verbindung von Verwaltungsschule und Werder 

hielt auch, als Klaus-Dieter Fischer als Schuldirektor 

ausschied, um künftig als Präsident des SV Werder 
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Bindung. Als der WESER-KURIER 

2014 in einer Serie über Bremer 

Baudenkmäler auch das ehema-

lige BBZ würdigte, ließ sich der 

damalige Verwaltungsschuldirek-

tor Holger Wendel sogar zu einer 

vorsichtigen Liebeserklärung hin-

reißen: „Es ist eine spröde Liebe“, 
wird er zitiert, „aber eine Liebe ist 
da…“ Wenn die Verwaltungsschu-

le im Herbst 2023 in das Tabak-

quartier umzieht, verlässt sie das 

inzwischen gemeinsam mit den 

aktuellen Nachbarn zum Doven-

tors-Campus weiterentwickelte 

Areal nach mehr als 35 Jahren, die 

sie dort gewirkt und gelebt hat – 

deutlich länger noch als in der alt-

geliebten Schillerstraße.

und Geschäftsführer der Werder Bremen GmbH & Co KG aA tä-

tig zu werden. Bei dem von ihm initiierten Werder-Projekt „100 

Vereine 100 Schulen,“ wurde auch die Verwaltungsschule Mitglied 

und für einen gewissen Zeitraum freuten sich einige Schülerinnen 

und Schüler über Ehrenkarten für Bundesligaspiele. Als die Verwal-

tungsschule bei der Feier ihres 90-jährigen Bestehens die offizielle 

Urkunde für eine „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ 

von der Landeszentrale für politische Bildung erhielt, brauchte es 

auch Paten für dieses Projekt. Die Schüler traten an Werder Bre-

men heran und der für sein Engagement gegen Diskriminierung 

und Rassismus mehrfach ausgezeichnete Verein sagte zu. Werders 

Ehrenspielführer, Rekordtorschütze und Aufsichtsratsmitglied 

Marco Bode vertrat den Verein bei der Feier und sprach sich in ei-

ner sehr persönlichen Ansprache gegen jede Form von Gewalt und 

Diskriminierung aus. 

Was bleibt? 

„Lebenslang Grün-Weiß“

Diesem Motto werden sich auch weiterhin viele Schülerinnen und 

Schüler, viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltungs-

schule verbunden fühlen, auch wenn zahlreiche sachliche und per-

sonelle Verbindungen mit dem Verein in der geschilderten Form 

nicht mehr bestehen. 

M.J

Kaum im Ruhestand und noch mehr Zeit für Werder und schon das Tri-
ple in der Hand. Klaus-Dieter Fischer lädt 2004 zur Trophäenschau im 
Weserstadion ein: Meisterschale, DFB-Pokal und Pokal der Deutschen 
Prellballmeisterschaft
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Bei der letzten Volkskammerwahl 

vom März 1990 triumphierte die 

Allianz für Deutschland mit dem 

künftigen CDU-Ministerpräsi-

denten Lothar de Maizière. Die 

Bundesregierung unter Helmut 

Kohl und Hans-Dietrich Gen-

scher arbeitete entschlossen an 

der staatlichen Einheit Deutsch-

lands. Auf die Vereinbarung einer 

Währungs-, Wirtschafts- und 

Sozialunion folgten der mit den 

vier Siegermächten des Zwei-

ten Weltkrieges ausgehandelte 

Zwei-plus-Vier-Vertrag, der den 

äußeren Rahmen für die Einheit 

Deutschlands bildete, der Eini-

gungsvertrag und schließlich der 

als deutsche Wiedervereinigung 

titulierte Beitritt der DDR zur 

Bundesrepublik Deutschland. 

In der Präambel des Grundgeset-

zes heißt es seitdem: 

Die Deutschen in den Ländern Ba-
den-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-

land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen 
haben in freier Selbstbestimmung 
die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands vollendet. Damit gilt dieses 

Grundgesetz für das gesamte 
Deutsche Volk.

In den beiden ersten gesamt-

deutschen Bundestagswahlen 

1990 und 1994 wurde die christ-

lich-liberale Koalition unter 

Bundeskanzler Helmut Kohl, die 

den Vereinigungsprozess we-

sentlich gestaltet hatte, bestä-

tigt. Nachdem im Juni 1991 die 

Entscheidung für Berlin als neue 

Hauptstadt und das alte Reichs-

tagsgebäude als zukünftigen Sitz 

des Bundestages gefallen war, 

war die neue Bundesrepublik 

Deutschland, die „Berliner Re-

publik“ aus der Taufe gehoben. 

Fortan dominierte der, wie schon 

der Vereinigungsprozess selbst, 

mit enormen Kosten verbundene 

„Aufbau Ost“ für die sog. neuen 

Bundesländer die deutsche Politik 

im Inneren. 

Die alten Länder – auch Bremen 

– unterstützten durch Partner-

schaften und Aushilfe mit Ver-

waltungspersonal die Anpassung 

der neuen Länder an die adminis-

trativen, juristischen, wirtschaft-

lichen und politischen Standards 

der Bundesrepublik. Bremen half 

seiner Partnerstadt Rostock. U.a. 

war Verwaltungsschul-Vize Hen-

ning Lühr 1989/90 Berater des 

Oberbürgermeisters und des Fi-

nanzsenators beim Aufbau der 

Stadtverwaltung und Teile des 

Lehrerkollegiums pendelten zwei 

Jahre lang unter der Woche nach 

Rostock, um dort eine erste Ge-

neration von Verwaltungsfachan-

gestellten auf ihre Prüfung vorzu-

bereiten. (siehe dazu den Beitrag 

“Einheitsmacher“) 

Nach der Lösung der „deutschen 

Frage“ und dem Ende des Kalten 

Krieges zwischen NATO und War-

schauer-Pakt-Staaten stand eine 

Neuordnung Europas bevor, bei 

der die verbündeten Staaten eine 

größere Rolle Deutschlands in 

der internationalen Politik teils 

erwarteten, teils wohl auch be-

fürchteten. Die christlich-libera-

len Koalitionsregierungen unter 

Kanzler Kohl und auch die Nach-

folgeregierung unter Kanzler 

Schröder nahmen diese Rolle an. 

Die sog. europäische Integration 

wurde vorangetrieben (1992 EU-

Vertrag von Maastricht, die ge-

meinsame Währung Euro – 1999 

zunächst als „Buchgeld“, 2002 

dann als Bargeld, die EU-Oster-

weiterungen 2004 und 2007). 

Auch für das Verwaltungshandeln 

wurden EU-Regelungen immer 

relevanter.

Umstrittener war die Rolle 

Deutschlands bei der militäri-

schen Umsetzung von UN-Re-

solutionen und erst recht bei der 

Beteiligung an Militäreinsätzen 

der NATO auch ohne UN-Man-

dat (1999 Serbien, ab 2001 Af-

ghanistan); eine Beteiligung am 

nach herrschender Meinung völ-

kerrechtswidrigen Irakkrieg der 

„Koalition der Willigen“ (unter 

Führung der USA und Großbri-

tanniens) lehnte die Regierung 

Schröder dagegen ab.

Neben den immer drängen-

1990 bis 2004: Einigkeit und steter Fortschritt?

Der Beginn des neuen Jahrzehnts stand in Deutschland natürlich ganz im Zeichen der Herstellung der Einheit Deutsch-
lands durch Beitritt der deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 1990. 
Der Druck der Massen erzwang am 9. November 1989 die Öffnung der Berliner Mauer. Was kaum für möglich gehal-
ten worden war, wurde Realität: Eine friedliche Revolution beendete die SED-Herrschaft. – Stand zunächst noch eine 
sozial und demokratisch reformierte DDR im Fokus („Wir sind das Volk!“), wurde daraus in kurzer Zeit ein „Wir sind ein 
Volk“ – und die politischen Kräfteverhältnisse verschoben sich. 
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„Einheitsmacher“ der Verwaltungsschule

„Einheitsmacher“ der Verwal-

tungsschule

In die Gruppe der bremischen „Einheitsmacher“ - diesen Begriff prägte Ra-
dio Bremen vor einigen Jahren, um über Personen zu berichten, die nach 
der Wende in den „neuen Bundesländern“ beim Aufbau demokratischer 
Strukturen mitwirkten - reihten sich auch einige haupt- und nebenamt-
liche Lehrkräfte der Verwaltungsschule ein, als Bremen sich unter ande-
rem dazu entschloss, unsere Partnerstadt Rostock bei der Übernahme des 
Rechtssystems unserer Verfassung und der Weiterentwicklung der Ver-
waltung zu unterstützen. 

Es begann mit der Schulung von Amtsleitern und leitenden Verwal-

tungsmitarbeitern. Um den „Herrentag 1990“ (bis heute wird in den 

ostdeutschen Bundesländern anstatt Himmelfahrt bzw. Vatertag der 

Herrentag gefeiert) herum wurde über rechtsstaatliches Handeln 

und die Organisation von Kommunalverwaltungen auf der Grund-

lage des Grundgesetzes informiert. Gern erinnern wir uns in diesem 

Zusammenhang daran, dass zwei Rostocker Volkspolizisten kurz vor 

der Währungsumstellung am Warnemünder Strand „in Deckung 

gingen“, weil sie, wie sie auf Nachfrage mitteilten, keine Lust darauf 

hatten, Bußgelder zu erheben, „denn das DDR-Geld war schon ab-

gerechnet“. Welch „menschliche Züge“! 

Im Januar 1991 begann dann für rund 90 vollzeitbeschäftigte Mitar-

beiter:innen der Stadtverwaltung Rostock eine 2-jährige „berufliche 

Umschulungsmaßnahme zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung 

für den Ausbildungsberuf Verwaltungsfachangestellte/r“. 

Unterricht fand für die drei Klassen mittwochs und donnerstags je-

weils von 08:00 bis 14:00 Uhr in wechselnden Rostocker Schulge-

bäuden statt. 

Das hieß für uns Lehrkräfte: am Dienstag nach dem Unterricht an der 

Verwaltungsschule ins Auto – in Fahrgemeinschaft natürlich – über 

Arkadi-Gaidar Schule in Rostock Evershagen

der werdenden ökologischen 

Problemen wurde die sog. Glo-

balisierung, also die zunehmende 

Bedeutung des Weltmarktes für 

die einzelnen Volkswirtschaften, 

zum beherrschenden Thema. In 

Deutschland wurde ein Reform-

stau empfunden, der lange durch 

die Vereinigungseuphorie und 

den vom Aufbau-Ost verursach-

ten Wirtschaftsaufschwung ver-

drängt worden war. Er beförderte 

1998 einen Regierungswechsel: 

Die Kohl-Regierung wurde durch 

die auf Bundesebene erste rot-

grüne Koalition (SPD und Bünd-

nis 90/Die Grünen) unter dem 

sozialdemokratischen Bundes-

kanzler Gerhard Schröder ab-

gelöst. Außer für ökologisch mo-

tivierte Reformen (Beginn des 

Atomausstiegs, Reduzierung von 

Treibhausgasen) stand diese Re-

gierung – ähnlich wie die zeitgleich 

agierende Labour Regierung un-

ter Tony Blair in Großbritannien 

(1997-2007; „New Labour“/ „Der 

Dritte Weg“) – für marktorientier-

te, im Kern weiterhin neoliberale 

Modernisierungen. Einschneiden-

de Veränderungen in der Sozial-, 

Renten- und Gesundheitspolitik 

(Agenda 2010) und die Neuord-
nung von Arbeitslosen- und So-

zialhilfe (Hartz-Konzept) führten 

für die SPD maßgeblich zum Ver-

lust vieler Stammwähler:innen. 

Weil es zugleich bei vielen Grün-

Wähler:innen großes Unverständ-

nis für die von Vizekanzler und 

Außenminister Joschka Fischer 

(B90/Grüne) verantwortete Be-

teiligung an Militäraktionen gab, 

sollte es zu einem erneuten Regie-

rungswechsel kommen.

Verwaltungsreform: „Liberali-

sierung“ und „Schlanker Staat“

Während Ende der achtziger Jah-

re eine Zeitlang die klassischen 

verwaltungspolitischen Themen 
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„Warten auf die Wessis

Hamburg, Schwerin und Wismar 

nach Rostock zur Unterkunft im 

Gästehaus des Senats, in Warne-

münde direkt am Strand. Einfügen 

Foto Gästehaus des Senats

Dann zwei Tage Unterricht in den 

recht großen Klassen und „ganz 

nebenbei“ fielen für zwei Lehr-

kräfte noch Amtsleiterschulungen 

und Vorlesungen an der Univer-

sität Rostock für ehemaligen Of-

fiziere der NVA an. Am Donners-

tag nach dem Unterricht ins Auto 

und zurück nach Bremen. Freitag 

wieder Unterricht in Bremen. Das 

liest sich wie ein anstrengendes 

Programm – und das war es auch, 

denn allein für Hin- und Rückreise 

benötigten wir durchweg 10 Stun-

den. Einfügen Foto Einheitsma-

cher „geschafft“ auf der Rückfahrt

Dass in den rund 140 Fahrten zu 

jeder Jahreszeit niemand zu Scha-

den gekommen und auch keine 

Unterrichtsstunde ausgefallen 

ist, erstaunt noch heute. Lediglich 

ein Dozent hatte in finstrer Nacht 

eine scharfe Linksabbiegung auf 

der B 105 hinter Wismar überse-

hen und fand sich total überrascht 

aber unversehrt im Schotterbett 

neben einer Eisenbahnlinie wie-

der. Einfügen Foto Einheitsma-

cher, „geschafft“ auf der Rückfahrt, 

„Schorse“ Schulz, Giselher Klinger, 

Peter Graff, Werner Arndt, Man-

fred Jacobi, es fehlen Rainer Kul-

mann und Joachim Kahnert

Es gab Probleme, die bewältigt 

werden mussten. Und es gab Er-

lebnisse, die keiner, der dabei war, 

heute missen möchte. 

Zu Beginn mussten neben „mo-

dernem“ Unterrichtsgerät (mobi-

le Overheadprojektoren, faltbare 

Pinnwände) sogar Kreide und 

Schwämme mitgebracht werden. 

Wir gehörten schließlich nicht zu 

Einheitsmacher, „geschafft“ auf der Rückfahrt, „Schorse“ Schulz, Giselher 
Klinger, Peter Graff, Werner Arndt, Manfred Jacobi, es fehlen Rainer Kulmann 
und Joachim Kahnert

Gästehaus des Senats am Standweg in Warnemünde
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den Schulen, in denen wir unter-

richteten. Nicht zu vergessen 

das lebensnotwendige Toiletten-

papier und manch andere Ver-

brauchsgüter aus bremischen 

Behörden, die nichts mit dem 

Unterricht aber mit besseren Rah-

menbedingungen zu tun hatten. 

Die Schulen stellten uns schließ-

lich neben den Klassenräumen 

auch ein Lehrerzimmer zur Ver-

fügung – gemütlich musste es ja 

nicht sein. Dass Lenin, Marx und 

Engels unsere „Schulbegleiter“ 

wurden und einmal zwei Klassen-

räume nur durch einen Vorhang 

getrennt waren, minderte nicht 

die Freude am Unterrichten.

Überraschend reduzierte sich die 

Teilnehmerzahl hin und wieder. An 

den Leistungen lag es nicht. Offen-

bar sorgte die unkorrekte Beant-

wortung im Personalfragebogen 

nach einer früheren Mitarbeit als 

IM in der „Firma“ für das unfrei-

willige Ausscheiden. Während der 

Ausbildungszeit erreichten zu-

nehmend Berichte der Gauck-Be-

hörde den Rostocker Senat. Die 

Beschlusslage dort war eindeutig: 

keine Mitarbeiter:in der Staats-

sicherheit in der Rostocker Ver-

waltung!

Die Atmosphäre war anfangs kühl, 

die Teilnehmer:innen sehr abwar-

tend, denn schließlich waren wir 

Wessis, von denen man ja „wusste, 

dass die alles besser wissen“. Die 

Stimmung schlug schnell um, als 

die Rostocker:innen erlebten, wie 

wir Bremer respektvoll und auf 

Augenhöhe mit ihren dienstlichen 

und zunehmend auch privaten 

Fragen und Problemen umgegan-

gen sind. 

Dies schuf ein Lernklima, in dem 

sich alle zunehmend wohlfühl-

ten und Freude am gemeinsamen 

Lernen hatten. Ja, auch wir Lehr-

Teilnehmende bedanken sich bei den Wessi-Lehrkräften

kräfte waren Lernende in dieser 

Ausbildungsmaßnahme. Neben 

anderen Rechtsgrundlagen und 

organisatorischen Gegebenheiten 

hatte sich die Sprache in den bei-

den Teilen Deutschlands unter-

schiedlich fortentwickelt. Und die 

ein oder andere Verwaltungsbe-

stimmung – Entscheidung inner-

halb von 14 Tagen – hätten wir im 

DDR-Alltag nicht vermutet. Na-

türlich war auch die „Werteland-

schaft“ eine andere, ebenso die 

Schul- und Ausbildungssysteme, 

die Bestandteil der Biographie un-

serer „Fortzubildenden“ waren. So 

schwitzten wir letztlich gemein-

sam: unsere Teilnehmer:innen mit 

dem neuen Unterrichtsstoff und 

wir mit der Einordnung der neuen 

Erkenntnisse aus dem Alltag und 

der Arbeit in der Verwaltung der 

ehemaligen DDR. Aber nicht nur 

einmal haben wir auch gemeinsam 

Tränen gelacht und danach manch 

schwieriges Rechts- und Organi-
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sationsproblem mit Leichtigkeit gelöst.

Hin und wieder konnte der Mittwochnachmittag genutzt werden, 

um die Umgebung nach Hinweisen unserer Teilnehmer:innen zu er-

kunden. Graal-Müritz, Fischland, Darss und Zingst , selbst Rügen mit 

–noch - direkter Pkw-Zufahrt zum Kreidefelsen und zum Kap Arco-

na waren unsere Ziele. Auch gab es abendliche Einladungen, wenn 

im Fernsehen ein internationales Spiel von Werder lief, Einladungen  

zum Singen im „Kettenkasten“ am Alten Hafen in Warnemünder, zu 

Geburtstagsfeiern und zum Kegeln.

Mit der Prüfung durch das Bremer „Prüfungsamt“ näherte sich das 

Ende einer unglaublich arbeitsintensiven, erlebnisreichen Zeit voller 

neuer Eindrücke und Erfahrungen. Als die Lehrgangsvertreter nach 

der Aushändigung der Prüfungszeugnisse die Ausbildungsmaßnah-

me würdigten und sich bei uns bedankten, brandete ein Beifall auf, 

den wir in dieser Form auch noch nicht erlebt hatten. Fünf Minuten 

lang „standing ovations“, und das „ganz ohne Befehl“, wie der 2. Bür-

germeister der Stadt Rostock verblüfft feststellte.

Unser kleiner Beitrag zum „Aufbau Ost“, der für uns unvergessen 

bleibt.  Der leicht abgeänderte Refrain einer Ballade der  Puhdys, 

fasst die Zeit in Rostock von Januar 1991 bis Herbst 1992 – trotz 

aller Arbeit  und stressiger Zeiten auf Autobahnen und Bundesstra-

ßen - wunderbar zusammen:

„Was bleibt, was bleibt, sind Erinnerungen für`s Leben!“
 
M.J.

von der Tagesordnung verschwan-

den (so Bogumil/Jann), setzten die 

Regierungen Kohl, ganz dem Neo-

liberalismus verpflichtet, ihr eige-

nes Verwaltungsreformprogramm 

durch: umfassende Privatisierun-

gen. Allein mit den Umwandlungen 

u.a. der Deutschen Bundesbahn 

und der Deutschen Bundespost 

schieden insgesamt rund 1 Mio. 

Mitarbeiter:innen aus dem öf-

fentlichen Dienst aus. Kommunal 

wurde nachgezogen: Energie- und 

Wasserversorgung (in Bremen die 

Stadtwerke), Abfallentsorgung, 

ÖPNV, Wohnungswirtschaft und 

Gesundheitswesen (Kranken-

häuser, Alten- und Pflegeheime, 

Rettungsdienste…) wurden ganz, 

teilweise oder manchmal auch 

nur formell privatisiert. Ein be-

sonderer Treiber war dabei die 

EU, die sich die Liberalisierung der 

Märkte und mehr internationalen 

Wettbewerb u.a. durch entspre-

chende Beihilfe- und Ausschrei-

bungsrichtlinien auf die Fahnen 

geschrieben hatte.

Neues Leitbild wurde der „Schlan-

ke Staat“. Ökonomische, v.a. be-

triebswirtschaftliche Sichtweisen 

und die Suche nach Effektivitäts- 

und Effizienzverbesserungen 

wurden noch vorherrschender, 

bedingt auch durch den „abneh-

menden finanziellen Spielraum, in 

Deutschland vor allem im Gefolge 

der deutschen Einheit.“ (Bogumil/

Jann). Eigentlich für die Privatwirt-

schaft entwickelte Konzepte (z.B. 

„Lean Management“) wurden auf 

den öffentlichen Sektor übertra-

gen („Lean Government“). Beson-

ders dominante Wirkung entfalte-

te u. a. in Bremen das New Public 

Management (NPM), im deutsch-

sprachigen Raum insbesondere 

von der KGSt als „Neues Steue-

rungsmodell“ (NSM) gepusht, 

das als „Ideologie“ in Reinform ja 

nicht weniger beanspruchte, als 
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die vermeintlich dysfunktional 

gewordene klassisch-weberiani-

sche Steuerung der Verwaltung 

über Bürokratie und Hierarchie 

durch die Übernahme moderner 

betriebswirtschaftlicher Manage-

mentkonzepte abzulösen.

Auch die bremische Verwaltung 

befindet sich seit Beginn der 90er 

Jahre in einem durchgängigen 

und besonders ambitionierten 

Verwaltungsreformprozess, der 

mit den typischen NSM-Begriff-

lichkeiten verbunden war und ist: 

flache Hierarchien und dezentrale 

Ressourcenverantwortung, Kon-

traktmanagement und Zielver-

einbarungen, Kennzahlen, Trans-

parenz und Leistungsvergleiche, 

Produktorientierung, Kosten- und 

Leistungsrechnung, Budgetie-

rung, Controlling, Organisati-

ons- und Personalentwicklung 

(OE und PE), Motivationssysteme 

(Beurteilungen, Entwicklungsge-

spräche), Leistungsprämien und 

leistungsgerechtere Bezahlung, 

Mitarbeiterpartizipation, ko-

operative Führungsstrukturen, 

interdisziplinäres und organisa-

tionsübergreifendes Arbeiten 

(Projekte), Leitbilder und Corpo-

rate Identity, Qualitätsmanage-

ment, Wettbewerb…. Besonders 

heikel für einen „Kleinstaat“ wie 

Bremen mit seinen kurzen Wegen 

und Drähten: Im NSM-System un-

verzichtbar wäre auch die saubere 

Trennung von Politik und Verwal-

tung, und zwar sowohl auf staat-

licher (Land) wie auf kommunaler 

(Stadtgemeinde) Ebene; die Politik 

müsste komplett auf die operative 

Steuerung und die Einmischung 

in operative Entscheidungen ver-

zichten… Diese klare Verantwor-

tungsabgrenzung zwischen Politik 

(als Auftrag- und Kapitalgeberin) 

und Verwaltung (als Erfüllerin und 

Rechenschaftspflichtige) würde 

allerdings ein gewandeltes Politik-

verständnis voraussetzen (übri-

gens nicht nur in Parlamenten und 

Regierungen, sondern auch in der 

Öffentlichkeit und vielleicht ganz 

besonders in den Medien).

NSM hat sicherlich vielen v.a. 

Kommunalverwaltungen – auch 

Bremen – dabei geholfen, „bes-
ser“ zu werden, insbesondere 

in der Kunden- oder passender 

Bürger-Orientierung und in der 

Servicequalität. (Siehe dazu auch 

das Interview mit Dr. Henning 

Lühr). Es wurden aber auch „nicht-
intendierte oder sogar kontra-in-
tentionale Wirkungen … wie Mo-
tivationsverluste bei Mitarbeitern, 
Verschlechterungen im Bereich poli-
tisch-strategischer Steuerung, neue 
Bürokratisierungstendenzen durch 
Produkte, Kennzahlen und Indikato-
ren und steigende Transaktionskos-
ten“ analysiert (Bogumil/Jann). 

NSM in Reinform schien als Leit-

modell schon 2006 ausgespielt 

zu haben. Manche Verwaltungs-

wissenschaftler hoffen nun auf 

einen „neo-weberianischen Staat“, 
in dem sich die positiven Elemente 

der deutschen Rechtsstaats- und 

Regelungskultur mit den fort-

schrittlichen Elementen des Ma-

nagerialismus verbinden lassen 

(Bouckaert); andere sehen zu-

rückhaltender eher…

„…eine Art Rückbesinnung auf das 
‚Max Weber-Modell‘ der hierarchie- 
und regelgesteuerten Verwaltung…, 

ohne dass freilich alle Reformele-
mente gleich über Bord geworfen 

werden.“ 

(Bogumil/Jann)

Die über ein Jahrzehnt wehren-

de Diskussionsvorherrschaft des 

NSM habe jedenfalls deutliche 

Spuren hinterlassen. 

Bremen wieder im Aufwind

Aus heutiger Sicht eine Episode 

blieb der Diskurs über eine mög-

liche Neugliederung der Länder, 

der sich als Begleiterscheinung 

des Einigungsprozesses entwi-

ckelte und in dessen Fokus, nicht 

zuletzt wegen seiner Finanzpro-

bleme, auch das Bundesland Bre-

men stand. Vorschläge für einen 

großen „Nordstaat“ oder eine Fu-

sion Bremens mit Niedersachsen, 

denen der Senat im Juni 1990 

u.a. mittels einer Broschüre mit 

dem markigen Titel „WIR BLEIBEN 
FREI. Bremen und Bremerhaven. 
Zwei Städte. Ein Land“ entgegen-

trat, wurden spätestens leiser, als 

in Berlin und Brandenburg 1996 

eine Länderfusion an der fehlen-

den Zustimmung der branden-

burgischen Wahlberechtigten 

gescheitert war. Möglicherweise 

spielte ja auch eine Rolle, dass eine 

Fusion mit Bremen für die poten-

tiellen Fusionspartner ebenfalls 

gar nicht so günstig wäre… 

Das Bundesverfassungsgericht, 

das das Bestehen von Stadtstaa-

ten zum historischen Bestand der 
deutschen Staatsentwicklung zählt 
und es ausdrücklich als sachge-
recht bezeichnete, die Andersartig-
keit von Stadtstaaten gegenüber den 
Flächenstaaten im Länderfinanzaus-
gleich zu berücksichtigen, bestätigte 

seine grundsätzlich Stadtstaaten-

freundliche Haltung 1992, als der 

Senat mit einer Klage erstreiten 

konnte, dass die extreme Haus-

haltsnotlage Bremens anerkannt 

wurde und Bremen ab 1994 eine 

jährliche Unterstützung aus Bun-

desmitteln in Höhe von (umge-

rechnet) 920 Millionen Euro als 

Sanierungshilfen erhielt.

Denn die Lage in Bremen war 

schwierig und ambivalent geblie-

ben. Obwohl sich die wirtschaft-
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liche Strukturkrise in Bremen 

fortsetzte (1997 kam etwa das 

endgültige Aus für die zweite 

Bremer Großwerft, den Bremer 

Vulkan), ging es für die bremische 

Wirtschaft insgesamt wieder auf-

wärts. Der Bremer Senat versuch-

te, erst mit zwei Wirtschaftspoliti-

schen Aktionsprogrammen (WAP), 
ab 1994 dann im Rahmen eines 

„Investitionssonderprogramms“, 

die Abhängigkeit von veralteten In-

dustrien zu überwinden und neue 

zukunftsträchtige Technologien zu 

fördern, um so die bremische Wirt-

schaft wieder in Schwung zu brin-

gen. Durchaus mit Erfolg! Aber die 

Hoffnungen, durch Wirtschafts-

wachstum die Arbeitslosenquote 

in Bremen (seit 1988 etwa bei 15 

%) deutlich senken zu können, er-

füllten sich ebenso wenig wie die 

Aussicht auf eine bessere Finanz-

lage des Landes. 

„Dass die wirtschaftsstrukturellen 
Erfolge sich nicht in einer nachhal-
tigen Verbesserung der Finanzkraft 
niederschlagen können, resultiert 
aus dem föderalen Finanzsystem. 

Originäre Steuereinnahmen fließen 
großteils an andere Gebietskörper-

schaften.“

So begutachtete der renommier-

te Bremer Wirtschaftswissen-

schaftler Rudolf Hickel 2002 die 

Situation.

Die durch die Klage vor dem Bun-

desverfassungsgericht erstritte-

nen Sanierungshilfen wurden zur 

Schuldentilgung eingesetzt, aus 

den so eingesparten Zinsen wurde 

das bereits genannte Investitions-

programm finanziert, und die drit-

te Säule des Sanierungsmodells 

(„Investieren und Sparen“) sollte ein 

Eigenbeitrag des Landes in Form 

von Einnahmesteigerungen und 

Ausgabensenkungen sein, letzte-

res vor allem durch Stellenabbau 

im öffentlichen Dienst („PEP“!), 

Rationalisierungen, Einschrän-

kung kommunaler und staatlicher 

Leistungen sowie durch Verwal-

tungsreform – also ganz im Main-

stream der bundesweiten Verwal-

tungspolitik.

SPD-Verluste – Ampel – GroKo

Das Sanierungsprogramm ´94 

wurde schon nicht mehr von ei-

ner SPD-Alleinregierung verant-

wortet. Nachdem Bürgermeister 

Wedemeier 1987 noch einmal 

eine absolute Mehrheit gewin-

nen konnte, brach die SPD bei 

den Bürgerschaftswahlen 1991 

ein (38,8%) und musste somit ko-

alieren. Es kam zu der (damals wie 

heute) ungewöhnlichen Koopera-

tion mit FDP (9,5%) und Grünen 

(11,4%), die erste grüne Beteili-

gung an einer deutschen (Landes-) 

Regierung überhaupt. Inhaltlich 

konnte diese „Ampel- Koalition“ 

durchaus Erfolge vorweisen, u.a., 

wie dargestellt, wirtschafts- und 

finanzpolitisch. Auch umwelt-

politisch setzte sie mit neuen Ak-

zenten die Vorreiterrolle fort, die 

Bremen u.a. mit der Aufnahme 

des Umweltschutzes als Staatsziel 

in die Landesverfassung und mit 

dem demonstrativen Verzicht auf 

Atomstrom nach der Tscherno-

byl-Katastrophe von 1986 einge-

nommen hatte. Wichtige Politik-

felder wurden in den 90ern auch 

die Auseinandersetzung mit altem 

und neuem Rechtsradikalismus (in 

der Bürgerschaft saß mit 6,2% die 

„Deutsche Volksunion“) und die 

Integrationspolitik (1991 noch als 

„Ausländerintegration“ bezeich-

net). – Trotzdem scheiterte die 

Koalition vor Ablauf der Legisla-

turperiode an einem Konflikt zwi-

schen Grünen und FDP, der sog. 

„Piepmatz-Affäre“, bei der es um 

eine nicht abgesprochene Vogel-

schutzgebiet-Anmeldung in einem 

geplanten Gewerbegebiet ging, 

der aber eigentlich wohl tiefer-

gehende Differenzen hinsichtlich 

der Stadtentwicklung zugrunde 

lagen. 

„Handwerkliche Fehler“, sagte Bür-

germeister Wedemeier später im 

Spiegel: 

“Die Grünen waren unerfahren im 
Regieren, die FDP genauso – das 

konnte nicht klappen.“  
Und weiter: „Die SPD dachte 

damals, die Stadt sei ihre Beute (…) 
wir wussten auch nicht so richtig, 
wie man mit Koalitionspartnern 

arbeitet.“

Bürgermeister a.D. Wedemeier

Die vorgezogenen Neuwahlen 

1995 brachten der SPD erneut 

Verluste (33,4%), die CDU (32,6%) 

lag fast gleichauf (beide 37 Man-

date), die Grünen gewannen leicht 

hinzu (13,1%) und die FDP flog aus 

dem Parlament. Bürgermeister 

Wedemeier reagierte auf das Mi-

nus von 5,4 Prozentpunkten mit 

Rücktritt. Rechnerisch war zwar 

auch Rot-Grün möglich, die SPD 

entschied sich nach einer Mitglie-

derbefragung aber für eine Große 

Koalition mit der CDU – und ku-

rioserweise für Henning Scherf, 

der eigentlich für Rot-Grün plä-

diert hatte, als Bürgermeister. 

Scherf wurde aber schnell zum 

Befürworter der neuen Konstel-

lation („Sanierungskoalition“), die 

immerhin drei Legislaturperioden 

bis 2007 hielt. Bis 2005 war Hen-

ning Scherf Präsident des Senats; 

seine Popularität trug maßgeb-

lich dazu bei, dass die SPD wieder 

bessere Wahlergebnisse einfuhr 

(2003 wieder fast 43%). Sein Stell-

vertreter war bis 2004 Bürger-

meister Hartmut Perschau, der 

als Finanzsenator (1997-2003) 
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auch für das ressortübergreifen-

de Personalwesen und damit für 

die Verwaltungsschule zustän-

dig war.– Die Bilanz der Großen 

Koalition ist durchwachsen. Bei 

den Wähler:innen war sie beliebt; 

bei den Wahlen 1999 und 2003 

wurde die Koalition deutlich be-

stätigt. Ökonomisch war die 
Sanierung ein auch überregional 
anerkannter Erfolg, der 
Bremen überdurchschnittliches 
Wachstum, überdurchschnittliche 
Produktivität und ein 
überdurchschnittliches Brutto-
inlandsprodukt pro Kopf 
bescherte. Andererseits 
hatte sich an der ebenso 
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h e n 
Arbeits-losenquote und 
dem überdurchschnittlichen 
Armutsanteil ebenso 
wenig geändert wie an dem 
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h e n 
Schuldenstand. Daran hatten 

auch der enorme Abbau an Stellen 

im öffentlichen Dienst (bis 2003 

4.000 Stellen!) und die am Steuer-

aufkommen gemessen geringsten 

Personalkosten (laut eines ZEIT-

Artikels vor der Wahl 2003) nichts 

geändert.

Kein Stillstand an der Verwal-

tungsschule

Wer vermutet, die Verwaltungs-

schule müsste oder könnte sich in 

den 90ern nach den „epochalen“ 

Umwälzungen der Jahre davor 

(Angestelltenausbildung, Zusam-

menführung mit dem AFZ und 

Umzug ins BBZ, Allzeithoch und 

Stellenstopp…) erstmal etwas er-

holen, liegt erneut nicht richtig. 

Die folgenden Jahre waren ins-

gesamt davon geprägt, dass die 

Verwaltungsschule sich erneut 

weiterentwickeln musste und ihr 

heutiges Profil stärker ausprägte:

• als die Berufsschule für den 

bremischen öffentlichen Dienst

• als Schule der beruflichen 

Aufstiegsfortbildung

• und als Schule, die sich en-

gagiert gesellschaftlichen Fragen 

stellt und sie zum Gegenstand des 

Lehrbetriebs macht.

Die Neuaufstellung der SKP im 

Qualifizierungsbereich, das „Kon-

zern-Kompetenzzentrum AFZ“ 

und die „teilintegrierte“ Verwal-

tungsschule 

Zunächst aber ein Blick auf die 

Senatskommission für das Per-

sonalwesen, die sich – quasi als 

Abrundung der AFZ-Gründung 

– Anfang der 90er neu aufstell-

te. Henning Lühr verließ die Ver-

waltungsschule und wurde neuer 

Leiter der SKP-Abteilung 2 (u.a. 

mit Personal- und Verwaltungs-

management). In dieser Abteilung 

wurden zwei neue Referate einge-

richtet – eines für Ausbildung und 

Personaleinsatz (24) und eines für 

Berufliche Weiterbildung und Per-

sonalentwicklung (23). Das Perso-

nal hierfür wurde aus den alten 

Referaten rekrutiert und hatte z.T. 

auch Verwaltungsschulgeschich-

te, zumindest Führungserfahrung 

unter Klaus-Dieter Fischer. Refe-

ratsleiter 23 wurde der ehemalige 

Abschnittsleiter für Betriebliche 

Weiterbildung Rolf Kempf, Refe-

ratsleiter 24 Erwin Kloke, zuvor 

u.a. Abschnittsleiter für Grund-

satzfragen der Ausbildung. Die 

jahrzehntelange Personalunion 

zwischen Verwaltungsschuldirek-

tor und SKP-Referatsleitung war 

somit aufgehoben. Um die ört-

lich im AFZ zusammengefassten 

Organisationseinheiten zu koor-

dinieren, fanden anfangs regel-

mäßige Koordinierungssitzungen 

statt, die – direkt angebunden an 

die Abteilungsleitung 2 – von „SKP 

2 K“ geleitet wurden; diese Funk-

tion nahm in Personalunion mit 

AFZ-L und VwSch-D Klaus-Die-

ter Fischer wahr, der auch an den 

Referatsleitungsrunden in der 

Abteilung 2 teilnahm – eine Re-

gelung, die, obwohl 2 K sich längst 

überlebt hat, bis heute für AFZ-L 

fortlebt. An den Koordinierungs-

treffen nahmen neben dem AFZ-

Leiter die beiden Referatsleiter 

der SKP, die beiden Referatsleiter 

des AFZ, der Rektor der Hoch-

schule und, weil Verwaltungs-

schuldirektor Fischer ja schon als 

AFZ- und Koordinierungsstellen-

Leiter „besetzt“ war, für die Ver-

waltungsschule sein Stellvertreter 

teil; das war seit Juni 1991 Holger 

Wendel, der die Nachfolge von 

Henning Lühr angetreten hatte.

2002 wurden die Referate 23 

und 24 im Zuge einer umfassen-

den „Neuordnung der Aufgaben-

wahrnehmung“ zu einem Referat 

für Personalentwicklung zusam-

mengelegt, das nach Rolf Kempf 

lange Zeit von Edwin Ninierza ge-

leitet wurde und über Jahrzehn-

te ein verlässlicher Partner der 

Verwaltungsschule war. Zu dem 

Referat gehörten u. a. auch die 

nach dem Berufsbildungsgesetz 

zuständige Stelle (mit Bernhardt 

Woitalla) und das Fortbildungs-

management (mit Jürgen Obst-

Kruse; später Volker Hohenkamp), 

also Bereiche, mit denen die 

Schule eng zu kooperieren hatte. 

Die operative Ausbildung wurde 

dagegen mit dem gesamten „Ab-

schnitt Schmeldtenkopf“ an das 

AFZ verlagert, wo sie bis heute als 

Referat 40 beheimatet ist. 

Die SKP war zu diesem Zeit-

punkt – 2002 – allerdings schon 

Geschichte. „SKP ade…“, titelte die 

TAZ am 5.1.2000. 

„Die einst mächtige Senatskom-
mission für das Personalwesen 
(SKP) ist nicht mehr. Nach fast 

neunzigjähriger Geschichte ist die 
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Grußwort des Ausbildungsreferates

100 Jahre Verwaltungsschule Bremen aus Sicht der 

berufspraktischen Ausbildung!

Die Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bre-

men feiert ihr 100-jähriges Bestehen und hierzu gra-

tulieren wir sehr herzlich! Wir, das sind Klaus-Dieter 

Schmeldtenkopf, Kirsten Schüller, Jochen Kriesten 

und Ante Brekenfeld. Wir vier haben von 2002 bis 

heute das Ausbildungsreferat des Aus- und Fort-

bildungszentrums der Freien Hansestadt Bremen 

– kurz AFZ40 – geleitet und damit, gemeinsam mit 

unseren Kolleg*innen des Referates 40 die berufs-

praktische Seite der Ausbildung verantwortet.

Die duale Berufsausbildung in der Verwaltung lebt 

von einer guten Verzahnung zwischen Praxisanteilen 

einerseits, in denen die Auszubildenden in den Äm-

tern im Berufsalltag lernen, wie sie z.B. mit den unter-

schiedlichen Anliegen der Bürger*innen umgehen und 

den theoretischen Anteilen andererseits, die an den 

beruflichen Schulen – bei uns in Bremen an der Ver-

waltungsschule - erworben werden. Und die Bremer 

Verwaltungsschule ist schon etwas ganz Besonderes: 

Anders als in den übrigen Bundesländern erlangen zum 

Beispiel die Auszubildenden im Beruf Verwaltungs-

fachangestellte*r neben dem dualen Berufsabschluss 

auch die beamtenrechtliche Laufbahnbefähigung. 

Im Laufe der 100 Jahre haben sich Werte und Hal-

tungen innerhalb des öffentlichen Dienstes deutlich 

gewandelt. Von einer bürgerfernen, stark hierar-

chisch geprägten Verwaltung zu einem Dienstleister, 

der Bürger*innen im Publikumsverkehr auf Augenhö-

he und mit Wertschätzung begegnet.

Eine Demokratie braucht einen öffentlichen Dienst, 

in dem gut qualifizierte Mitarbeitende tätig sind, die 

die Werte der freiheitlich-demokratischen Grund-

ordnung verkörpern. Hierfür steht die Verwaltungs-

schule der Freien Hansestadt Bremen ein. Der Ver-

waltungsschule ist es stets gelungen, den Wandel in 

der Gesellschaft zu begleiten und sich auf neue An-

forderungen einzustellen. So wurden z.B. neben 

den juristischen Lehrinhalten Angebote zum Um-

gang mit der zunehmenden Diversität unter den 

Mitarbeitenden oder der bürger*innenorientierten 

Kommunikation entwickelt. Auf die fortschreitende 

Digitalisierung wurde mit neuen Lehr- und Lern-

formen reagiert. Während früher die Tafel und der 

Tageslichtprojektor eine zentrale Rolle bei der Wis-

sensvermittlung spielten, ist heute das Tablet im 

Unterricht nicht mehr wegzudenken. Darüber hin-

aus sind Unterrichtseinheiten zur Vermittlung digi-

taler Kompetenzen natürlich schon in der Planung! 

Die vielen Erfolgsgeschichten von ehemaligen Aus-

zubildenden zeigen uns täglich den großen Wert 

der Arbeit der Verwaltungsschule. Sie dienen als 

inspirierende Beispiele für die Wirksamkeit der 

theoretischen Ausbildung und bestärken uns auch 

im gemeinsamen Anspruch, eine nachhaltige und 

qualitativ gute Ausbildung für den bremischen öf-

fentlichen Dienst zu leisten. 

Die Zusammenarbeit zwischen den Lehrenden der 

Verwaltungsschule, der Schulleitung und uns war 

- auch aufgrund der räumlichen Nähe - geprägt 

von Vertrauen und Kollegialität. Ob Klaus-Dieter 

Fischer, Holger Wendel oder aktuell Katja Lessing, 

sie alle hatten und haben für die Anliegen der Praxis 

stets ein offenes Ohr. Die Verwaltungsschule hat 

immer dafür gesorgt, dass wir mit einem guten Ge-

fühl „unsere“ Auszubildenden auf die Bremer Bür-

ger*innen „loslassen“ konnten und dafür gilt allen 

Lehrenden, den Kolleg*innen im Sekretariat und 

der Hausverwaltung sowie der Schulleitung unser 

herzlicher Dank.

In diesem Sinne: Happy Birthday, liebe Verwal-

tungsschule – auf weitere 100 Jahre!

Klaus-Dieter Schmeldtenkopf
Leiter des Ausbildungsre-

ferates  

2002 bis 2007 

Kirsten Schüller
Leiterin des Ausbil-

dungsreferates  

2007 bis 2011 

Jochen Kristen
Leiter des Ausbildungs-

referates  

2011 bis 2022 

Ante Brekenfeld
Leiter des Ausbil-

dungsreferates  

seit 2023
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zentrale Personalverwaltung des 
Landes Bremen zum Jahresbeginn 

aufgelöst worden… Damit wird eine 
Forderung eingelöst, die Bürger-

meister Henning Scherf (SPD) 
bereits zu Beginn der vergangenen 
Legislaturperiode erhoben hatte. 
Ministerial- und Steuerungsauf-

gaben der früheren SKP werden als 
Abteilung ‚Personal- und Verwal-
tungsmanagement‘ in das Ressort 
von Finanzsenator Hartmut Per-
schau (CDU) integriert. Konkrete 
Personalentscheidungen wurden 
indes dezentralisiert: Die einzel-
nen Behörden und Dienststellen 

der Verwaltung können sie künftig 
selbst treffen.“ 

(TAZ am 5.1.2000)

Das nun entstandene Beziehungs-

geflecht sollte für die nächsten 

Jahrzehnte das organisatorische 

Grundgerüst für die Lehrtätigkeit 
an der Verwaltungsschule 
darstellen:

• ressortiert nunmehr bei der/

dem Senator:in für Finanzen
• politisch verantwortet und 

geleitet von der jeweiligen Sena-

torin/dem jeweiligen Senator und 

ihrem/seinem Staatsrat

• beaufsichtigt von der Abtei-

lungsleitung 3 (Verwaltungs- und 

Personalmanagement), an deren 

wöchentlichen Leitungsrunden 

der Verwaltungsschuldirektor (als 

AFZ L) teilnahm

• (mit)verwaltet von AFZ-10 

(Zentralverwaltung)

• kooperierend mit SF-Referat 

33 (Personalentwicklung), AFZ-

40 (Ausbildung), AFZ-20 (IuK/IT) 

und den späteren AFZ-Lehrein-

heiten sowie der HfÖV

• ergänzt um die Zusammen-

arbeit mit dem Referat Berufliche 

Bildung in der Bildungsbehörde 

und den anderen Ausbildungsbe-

hörden

• und in den ressortübergrei-

fenden Aus- und Fortbildungsan-

gelegenheiten mitbestimmt vom 

Gesamtpersonalrat für das Land 

und die Stadtgemeinde Bremen.

In Bezug auf die Verwaltungsschu-

le nicht vollständig umgesetzt hat 

sich eine Orientierung der frühen 

2000er Jahre, die 2003 sogar 

den Weg in die Koalitionsverein-

barung gefunden hatte. Danach 

sollte, so informierte Direktor 

Fischer im November 2003 die 

Schulkonferenz, das AFZ zu einem 

„modernen Kompetenzzentrum für 
Qualifizierung im Konzern Bremen“ 
weiterentwickelt werden – und die 

Verwaltungsschule sollte, ganz im 

Sinne des schlankeren Staates und 

um Synergieeffekte zu verstärken, 

in das AFZ integriert werden. 

Gut daran war, dass die Stellung 

des AFZ überhaupt konsolidiert 

werden konnte; es standen zu der 

Zeit auch ebenso modische wie 

abenteuerliche Überlegungen im 

politischen Raum, insbesondere 

die Fortbildung zu externalisieren 

oder an die Volkshochschule an-

zuschließen. Das AFZ entwickel-

te sich in den Folgejahren auch 

tatsächlich erheblich weiter; es 

entstanden, z. T. auch nur tempo-

rär, neue Referate (Betriebswirt-

schaftliche Lehreinheit, später 

Verwaltungsorganisation; 2012 

sollte ein „Mini-Referat“ Diver-

sity Management dazukommen; 

beide verschmolzen schließlich 

zu dem gegenwärtigen Referat 

30 „Verwaltungsmanagement und 

Diversity - Beratung, Begleitung 

und Qualifizierung“). Die AFZ-

Lehreinheiten, auch „IuK“ bzw. 

„IT“, übernahmen neben den ur-

sprünglichen Kernaufgaben Bera-

tungs- und Unterstützungsaufga-

ben für die bremische Verwaltung 

(„Kompetenzzentrum“), und auch 

das Ausbildungsreferat erhielt zu-

sätzliche Aufgaben. 

AFZ und Verwaltungsschule ver-

stärkten die Kooperation. Im 

November 2005 berichtete die 

(neue) Schulleitung, dass themen-

zentriert referatsübergreifende 

Teams gebildet wurden und AFZ-

Dozent:innen verstärkt im Unter-

richt und in der Fortbildung einge-

setzt würden. Verwaltungsschule 

und AFZ-Ausbildungsreferat küm-

merten sich gemeinsam um eine 

bessere Theorie-Praxis-Verzah-

nung. – Organisatorisch aber blieb 

die Verwaltungsschule selbstän-

dig. Der Status als Berufsschule 

sollte nicht gefährdet werden, und 

dazu war schon aus schulrecht-

lichen Gründen erforderlich, dass 

die Organisationsform Selbstver-

waltungsmöglichkeiten bot. In den 

Geschäftsverteilungsplänen der 

Verwaltungsschule taucht seit-

dem der Begriff „teilintegriert“ 

auf; gemeint ist damit die Perso-

nalunion in der Leitung und die 

Wahrnehmung der eigenen Ver-

waltung durch das AFZ – also ei-

gentlich das, was schon seit Ende 

der 80er besteht. Geändert hat 

sich immerhin die Darstellung im 

Behördentelefonbuch; dort war 

der Gesamtauftritt von AFZ, Ver-

waltungsschule und HfÖV nun 

tatsächlich deutlich „schlanker“ 

geworden, weil die Zentralver-

waltung nur noch einmal und nicht 

mehr, wie bisher, bei jeder Institu-

tion erneut auftauchte. Eigentlich 

war das mehr symbolisch (und 

sparte Papier) – aber eingefleisch-

te Verwaltungshasen beschwören 

ja, dass das „Rote Buch“ für wahre 

Verwaltungskenner die wichtigste 

Orientierungsmarke darstellte…

Gescheitert ist damals auch der 

erneute (und letztmalige) Versuch, 

die Landesfinanzschule zu integ-

rieren. Sie wurde einige Jahre spä-

ter als eigene Organisationsein-

heit aufgelöst und als Außenstelle 

in die Norddeutsche Akademie für 
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Finanzen und Steuerrecht Ham-

burg (NoA) integriert.

Der NSM-Prozess brachte für 

die Verwaltungsschule – parallel 

zu den Prozessen, die durch das 

Schulrecht angestoßen wurden 

und über die weiter unten berich-

tet wird – viele Impulse für weg-

weisende Verbesserungen. Leit-

bilddiskussionen halfen z. B., den 

Fokus auf die wesentlichen Auf-

gaben zu finden, ohne das „große 

Ganze“ aus dem Auge zu verlieren. 

KLR und Rahmenkontrakte, später 

Jahresplanungen und -berichte 

schufen ein deutlich ressourceno-

rientierteres Denken und führten 

zu regelmäßigen Abgleichen von 

Anforderungen und Kapazitäten; 

letztlich begründeten sie fundiert, 

weshalb die Verwaltungsschule 

bei stetig wachsenden Teilneh-

menden- und Lehrgangszahlen 

sowie von zu erteilenden Unter-

richtsstunden kontinuierlich mehr 

hauptamtliches Lehrpersonal be-

nötigte. – Mehr „Kunden“-Orien-

tierung führte auch an AFZ und 

Verwaltungsschule zu einer „AG 

Kundenfreundliches AFZ“, deren 

Ergebnisse trotz enger Haushalts-

lage in ein Investitionsprogramm 

einflossen, von dem natürlich 

auch die Verwaltungsschule profi-

tierte – u.a. mit renovierten Klas-

senräumen und – endlich – neuen 

Stühlen. 

Mühsam wurden die zeitauf-

wändigen Prozesse dann, wenn 

man sich gefühlt hauptsächlich 

mit sich selbst beschäftigte, ohne 

dass damit effektiv Verbesserun-

gen für die Leistungserbringung, 

also letztlich für die Lehre und das 

Lernen verbunden waren. Und 

ärgerlich wurde es, wenn mit viel 

Aufwand Daten erhoben und be-

richtet werden mussten, die nie in 

irgendeiner Form steuerungsrele-

vant wurden.

Die Weiterentwicklung als 

Berufsschule

Ende und Ersatz für das BGJ

Das wichtigste zuerst: Auch 

nachdem im Juli 1991 das 1986 

flächendeckend eingeführte Be-

rufsgrundbildungsjahr für die Ver-

waltungsfachangestellten-Ausbil-

dung wieder aufgehoben worden 

war (die Senatsvorlage nennt als 

Grund dafür die veränderte Aus-

bildungsmarktlage und sinkendes 

Interesse an einer Ausbildung 

ohne Vergütung), setzte der Senat 

weiter auf die duale Berufsausbil-

dung nach dem Berufsbildungs-

gesetz (BBiG) als Regelausbildung 

für die mittlere Funktionsebene 

der allgemeinen Verwaltung; die 

Verwaltungsschule agierte also 

weiterhin als Berufsschule.

Auch wenn das BGJ ausgedient 

hatte: Das Modell eines vorge-

schalteten ersten Ausbildungs-

jahres für alle Ausbildungsgänge 

mit berufsfeldbreiter Grundbil-

dung hatte sich bewährt! Deshalb 

wurde ein sog. „Erstes gemeinsa-
mes Ausbildungsjahr für alle Büro-
Ausbildungsberufe des öffentlichen 
Dienstes auf der Funktionsebene 
des mittleren Verwaltungsdienstes“ 

geschaffen. Weil es vom Stunden-

umfang her deutlich abwich von 

der Rahmenstundentafel für Be-

rufsschulen (760 statt 520 Stun-

den), musste dafür sogar eine ei-

gene Stundentafel als Anlage zur 

Bremer Berufsschulverordnung 

erlassen werden. Formell waren 

nicht nur die Auszubildenden der 

allgemeinen Verwaltung, sondern 

auch die späteren Finanz- und 

Justizanwärter:innen im ersten 

Jahr ihrer Ausbildung Verwal-

tungsfachangestellte. Neben dem 

für alle Bremer Berufsschüler:in-

nen geltenden „Berufsübergrei-

fenden Lernbereich“ (mit den Fä-

chern Sprachen, Politik, Sport und 

als Wahlpflicht Kommunikation/

Kreatives Gestalten u.a.) sahen 

die Lehrpläne im „Berufsbezoge-

nen Lernbereich“ jeweils beson-

dere verwaltungs-, finanz- oder 

justizspezifische Lerngebiete vor, 

und auch in der praktischen Aus-

bildung wurden die späteren Fi-

nanz- und Justizanwärter:innen 

in ihren jeweiligen Behörden aus-

gebildet. Ein Segen für die Azubis: 

Weil dies nun wieder ordentliche 

duale Ausbildung und nicht mehr 

eine vorgeschaltete schulische 

Maßnahme war, wurde ihnen das 

Jahr auch wieder vergütet.

Die „BüKos“ kommen…

1992 wurde bundesweit die Be-

rufsausbildung zum/zur Fach-

angestellten für Bürokom-

munikation (FA BüKo) als ein 

Ausbildungsberuf des öffentlichen 

Dienstes geschaffen. Das Aus-

bildungsberufsbild umfasste u.a. 

„bürgerorientiertes Verwaltungs-

handeln“, „Verwaltungsorganisati-

on und -betrieb“, „Bürowirtschaft“, 

„Informationsverarbeitung“ (u.a. 

mit Bürokommunikation, Schreib-

technik, Textformulierung und 

-gestaltung, Textverarbeitung), 

„Assistenz- und Sekretariatsauf-

gaben“, aber auch „Finanzwesen“, 

„Personalwesen“ und „Fach-

aufgaben einzelner Fachberei-

che, Verwaltungsverfahren und 

Rechtsanwendung“ (§ 3 der Aus-

bildungsverordnung FA BüKo). 

Die dreijährige Ausbildung sollte 

die zweijährige und damit weniger 

wertige Ausbildung der Büroge-

hilfen/Bürogehilfinnen (bis Mitte 

der 80er Jahre wird in den Bre-

mer Akten tatsächlich ausschließ-

lich von Bürogehilfinnen – in der 

weiblichen Form – gesprochen!) 

ablösen, die hauptsächlich Mit-

arbeiter:innen für Schreib- und 

Assistenztätigkeiten qualifizierte. 
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Auch in Bremen sollten „BüKos“ 

ausgebildet werden. Die 

SKP wurde wie bei der VFA-

Ausbildung die dafür zuständige 

Stelle. Auf der konstituierenden 

Sitzung des bei ihr gebildeten 

Berufsbildungsausschusses am 

6.  Oktober 1993 begründete 

Ausbildungsreferatsleiter Erwin 

Kloke dies insbesondere mit der 

„Überführung des auslaufenden 

Schreibdienstes in die mittlere 

Funktionsebene“. Gleichzeitig 

wies er darauf hin, dass, obwohl zur 
Zeit noch eine getrennte Ausbildung 
(von VFA und FA BüKo) durchgeführt 
werde, eine gemeinsame fachliche 
Ausbildung das baldmöglichst anzu-
strebende Ziel sei. In der Tat haftete 

dem Beruf diese Ambivalenz – ei-

nerseits proklamierte Gleichwer-

tigkeit mit VFA und andererseits 

Nachfolger der Bürogehilf:innen – 

dauerhaft als Makel an. Schon bei 

der Sitzung des Berufsbildungs-

ausschusses warnte Verwaltungs-

schuldirektor Fischer vor dem 

Missverständnis, dass es sich bei 
dem neuen Ausbildungsberuf ledig-
lich um die um ein Jahr verlängerte 
Ausbildung zur Bürogehilfin handele. 
Und wirklich wurde dieses „inter-

essierte Missverständnis“ – viele 

Personaler in den Dienststellen 

hatten durchaus weiterhin ein In-

teresse an der Konservierung des 

„Schreibdienstes“ – mancherorts 

lange Zeit kultiviert. Es dauerte, 

für die „BüKos“ die gleiche An-

erkennung und die gleichen An-

schlussmöglichkeiten zu schaffen 

wie für die VFAler. 

Die Verwaltungsschule hat sich im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten im-

mer für die Gleichwertigkeit der 

Berufe eingesetzt. Sie konnte das, 

weil sie, auch aus Sicht der SKP er-
freulicher Weise … zur zuständigen 
Berufsschule erklärt worden war 
(Kloke). Das war bei den Büroge-

hilf:innen noch anders gewesen, 

deren schulische Ausbildung an 

kaufmännischen Berufsschulen 

erfolgt war und für die deshalb 

regelmäßig an der Verwaltungs-

schule Fortbildungslehrgänge 

stattfinden mussten, die ihnen 

Kenntnisse über die bremische 

Verwaltung vermittelten. Nun 

also von vornherein und in vollem 

Umfang Berufsschulunterricht 

an der Verwaltungsschule – üb-

rigens war diese Entscheidung 

wieder nicht ohne anfängliche 

Skepsis und Widerstand in der 

Bildungsbehörde gefallen.

Aus der anfangs intendierten 

„baldmöglichen“ Vereinheit-

lichung der Ausbildung wurde 

nichts; der Beruf wurde 20 Jahre 

lang ausgebildet, bis er 2014 in 

dem neu geordneten Beruf der 

„Kaufleute für Büromanagement“ 

aufging. Für die Ausbildung an 

der Verwaltungsschule brachte er 

auch manche Impulse für andere 

Ausbildungen. Immerhin war er 

1992 deutlich moderner als die 

1979 geschaffene VFA-Ausbil-

dung, insbesondere hinsichtlich 

der Prüfungsanforderungen, die 

statt der herkömmlichen münd-

lichen Prüfung bereits eine „prak-

tische Prüfung“ im Prüfungsfach 

„Bürgerorientiertes Verwaltungs-

handeln“ vorsah. Dabei sollte der 

Prüfling eine Fachaufgabe be-

arbeiten und „dabei zeigen, daß er 
Aufgaben im Rahmen des Verwal-
tungsverfahrens und der Rechts-
anwendung praxisbezogen und bür-
gerorientiert erledigen kann.“ Diese 

Aufgabe sollte dann auch Aus-

gangspunkt für das folgende Prü-

fungsgespräch sein (§ 9n Abs. 2 

Nr. 3 AusbVO FA BüKo). Ein deut-

licher Schritt weg von dem klassi-

schen Abfragen hin zu den späte-

ren noch handlungsorientierteren 

Prüfungsformen.

Modernisierung der VFA-Aus-

bildung

Es dauerte nicht lange, bis die 

VFA-Ausbildung nachlegte: 1999 

wurde eine vom Bundesinstitut 

für Berufsbildung (BIBB) und den 

Spitzenorganisationen der Arbeit-

geber und Arbeitnehmer erarbei-

tete neue Ausbildungsordnung 

erlassen. (Sie hat im Übrigen auch 

heute noch Geltung.) Die Neu-

ordnung sei „überfällig“ gewesen, 

heißt es in den einführenden Er-

läuterungen des BIBB: 

„In keiner Phase ihrer langen 
Geschichte haben sich das Bild 

und die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung mehr geändert als in 
den letzten 20 Jahren. Die Ent-

wicklung der Verwaltung von der 
‚obrigkeitsstaatlichen Administra-
tion‘ hin zum bürgerorientierten, ja 
kundenorientierten Dienstleister, 

die zunehmende Privatisierung öf-
fentlicher Aufgaben, die Einführung 

der Budgetierung und die damit 
verbundene Kosten- und Leistungs-

rechnung sowie der zunehmende 
Einsatz von Informations- und 

Kommunikationssystemen bei der 
Erledigung von Aufgaben sind nur 

einige, aber herausragende Bei-
spiele…“

Bundesinstitut für Berufsbildung 
1999

Man spürt aus den Worten den 

verwaltungsreformerischen Geist 

der 90er, zu dem man einiges auch 

kritisch anmerken könnte („Kun-
de“ als Steigerung von „Bürger“?). 

Aber „Berücksichtigung der verän-
derten Bedürfnisse und Erwartungen 
der Bürgerinnen und Bürger“, „Be-
fähigung zur komplexen und ganz-
heitlichen Aufgabenwahrnehmung“, 
„Einbeziehung von Qualifikationen 
der Verwaltungsbetriebswirtschaft“, 
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„verstärkte und integrative aufgaben-
orientierte Anwendung der Informa-
tions- und Kommunikationssysteme“, 
„starke Berücksichtigung von sozialer, 
methodischer und kommunikativer 
Kompetenz“, „Lerninhalte zum Ge-
sundheits- und Umweltschutz“  – das 

alles waren inhaltliche Schlaglich-

ter auf die Ausbildung der „‘neuen‘ 
Verwaltungsfachangestellten“, die 

auch in Bremen auf große Zustim-

mung stießen, wenngleich die Ver-

waltungsschule (und ebenso die 

Prüfungskommissionen) auch wei-

terhin mit Priorität Wert auf eine 

kompetente Rechtsanwendung so-

wohl bei der leistungs- als auch bei 

der eingriffsverwaltenden Sachbe-

arbeitung legten. Die Inhalte des 

neuen KMK-Rahmenlehrplans 
für Verwaltungsfachangestellte 
wurden schnell in neue Lehrpläne 
der Verwaltungsschule sowohl 
für das erste gemeinsame 
Ausbildungsjahr als auch für das 
2. und 3. VFA-Ausbildungsjahr 
umgesetzt. 

Deutlich schwerer tat sich die Ver-

waltungsschule – wie viele andere 

berufliche Schulen in Bremen und 

insbesondere die Verwaltungs-

schulen und Studieninstitute an-

derer Bundesländer auch – mit 

der Umsetzung neuer didakti-

scher Grundsätze in der Berufs-

bildung, die der Rahmenlehrplan 

ebenfalls vorsah: Kompetenz-

orientierung („Handlungskompe-
tenz in den Dimensionen von Fach-
kompetenz, Personalkompetenz und 
Sozialkompetenz“ plus „Methoden- 
und Lernkompetenz“), Handlungs-

orientierter Unterricht („fach- und 
handlungssystematische Strukturen 
miteinander verschränkt“) und Ler-

nen anhand von komplexen, „ein 
ganzheitliches Erfassen der beruf-
lichen Wirklichkeit fördern(den)“ 
Lernsituationen und das alles in 

Lernfeldern (statt in den altbekann-

ten Fächern); das waren und sind 

Ein Gespräch mit André Galdia

„Was soll das eigentlich mit den 

Lernfeldern?“

Seit Jahrzehnten taucht in der Berufsschulpädagogik der Begriff „Lern-
feld“ auf. So richtig ernst mit der breiten Umsetzung wird es an der Ver-
waltungsschule aber erst in den letzten Jahren. Holger Wendel und Man-
fred Jacobi haben mit André Galdia, dem stellvertretenden Direktor der 
Verwaltungsschule, darüber gesprochen.

„Lernfeld“ – was steckt denn nun dahinter?

AG: Hinter dem Lernfeldgedanken steht die Grundidee, dass man 

Auszubildende am besten auf ihren Beruf vorbereitet, indem man 

möglichst realitätsnahe Aufgaben aus dem späteren Berufsalltag in 

den Unterricht holt und übt. Das klingt erst einmal logisch und sim-

pel, ist aber gar nicht so einfach. Denn „echte“ berufliche Aufgaben 

sind häufig komplex, erfordern Fachwissen in unterschiedlichen Be-

reichen und eine Vielzahl von Kompetenzen und Lösungsstrategien. 

Eine direkte Konfrontation wäre zumindest am Beginn der Ausbil-

dung reine Überforderung. Man müsste viele Themen gleichzeitig 

anfassen und das kann chaotisch werden. 

Praxisorientierte Aufgaben im Unterricht zu behandeln klingt 

jetzt nicht so wahnsinnig neu. Was ist der Unterschied zu früher?

AG: Bisher galt ja eher die Devise, dass die Praxisaufgaben in der 

dualen Ausbildung auch in die Praxis gehören und im theoretischen 

Unterricht eher das Basiswissen vermittelt, das Grundverständ-

nis für die Zusammenhänge und die richtige Berufseinstellung ge-

fördert werden. Dafür wurde die komplexe Realität nach Fächern 

oder Themen aufgeteilt, die Einzelteile getrennt behandeln, um sie 

später in der Praxis wieder zusammenzusetzen. So geht aber unter 

Umständen der Anwendungsbezug verloren. Auszubildende fragen 

sich dann, wozu sie dieses oder jenes Fach eigentlich brauchen und 

können manchmal keinen Sinn erkennen. Es ist auch viel schwieri-

ger, sich Dinge zu merken, deren Zweck man nicht begreift. Dann 

wird Wissen nur „gepaukt“, weil man es für eine Prüfung braucht – 

und anschließend schnell wieder vergessen. Im schlechtesten Fall 

ist man in der Praxis trotzdem nicht in der Lage, das Einzelwissen 

zusammenzusetzen und komplexe Aufgaben zu lösen, weil die Ver-

bindungen fehlen. Es fehlt die Erkenntnis, was das Eine eigentlich 

mit dem Anderen zu tun hat. – Die Idee, in Lernfeldern zu unterrich-

ten, setzt hier an und will die beruflichen Aufgaben und Inhalte im 

Zusammenhang unterrichten. Dabei braucht man zur Lösung einer 

Aufgabe oft Wissen aus verschiedenen Bereichen oder Fächern – 

der Unterricht muss also fächerübergreifend sein. Die Aufgaben 

sollen so gut wie möglich die berufliche Realität abbilden. Lernfelder 

entstehen also aus den Aufgabenbereichen im Job, den beruflichen 
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Handlungsfeldern, und werden aus diesen abgeleitet. 

Sie haben daher einen anderen Zuschnitt als die al-

ten, nach fachlichen Themen gegliederten Fächer.

Komplex und interdisziplinär wie die Praxis selbst – 

das hört sich nach didaktischer Herausforderung an!

AG: Bei der Transformation der beruflichen Hand-

lungsfelder zu Lernfeldern müssen tatsächlich noch 

einige didaktische Überlegungen eingearbeitet wer-

den: Weniger komplexe Aufgaben, für die man eher 

Grundwissen benötigt, werden am Anfang der Aus-

bildung platziert und komplexere eher ans Ende ge-

schoben. Die Inhalte der Lernfelder werden so ge-

wählt, dass die Aufgaben stellvertretend für viele 

andere stehen können, also allgemeine, stereotype 

Lösungen verlangen, die auf viele andere Aufgaben 

übertragbar sind – es wäre schließlich zeitlich nicht 

möglich, alle Einzelfälle des späteren Berufsalltags 

in den 40 Schulwochen der dreijährigen Ausbildung 

unterzubringen – zumal wir in Bremen Generalist:in-

nen ausbilden, die später in vielen verschiedenen Be-

hörden einsetzbar sind.

Wie arbeiten die Schülerinnen und Schüler im Un-

terricht?

AG: Eine zentrale Idee der Lernfelddidaktik ist das 

selbstständige Arbeiten und das Arbeiten in Teams. In 

der Berufswelt der Zukunft wird es selbstverständ-

lich sein, mit anderen gemeinsam an den täglichen 

Herausforderungen zu arbeiten. Diese Kooperation 

kann analog, also face-to-face, oder digital erfolgen. 

Für beide Bereiche braucht man viele Kompetenzen, 

die im Rahmen der Ausbildung gefördert werden sol-

len, z.B. muss man die eigene Arbeit gut organisieren, 

muss angemessen mit den Kolleg:innen kommunizie-

ren, sich in die Gruppe einbringen, sich gemeinsam 

verantwortlich fühlen, sich u.U. gegenseitig unter-

stützen oder auch Konflikte klären können. Man muss 

Methoden kennen, um Diskussionsergebnisse zu do-

kumentieren, die Gruppentreffen strukturieren oder 

Ergebnisse präsentieren können u.v.m. All das sollten 

Auszubildende im Rahmen des Unterrichts Stück für 

Stück erlernen können. Daher baut die Lernfelddi-

daktik vor allem darauf, die Aufgaben in Gruppen zu 

bearbeiten. Die Gruppen sollen möglichst selbststän-

dig arbeiten und ihren Arbeitsprozess immer wieder 

reflektieren. Bewusstmachen ist hier ein wichtiges 

Instrument für den Kompetenzerwerb. Nur auf diese 

Weise kann man alle Fähigkeiten bzw. Kompetenzen 

erwerben, die man für den Beruf braucht.

Stößt das denn bei den Schülerinnen und Schülern 

auf ungeteilten Beifall?

AG: Ehrlich gesagt ist das aus Sicht der Schüler:innen 

nicht der angenehmere oder leichtere Weg. Viele 

wünschen sich eigentlich, dass das Fachwissen von 

der Lehrkraft möglichst klar und gut aufbereitet prä-

sentiert wird. Diese Informationen kann man dann 

abschreiben, zu Hause pauken und in der nächsten 

Klassenarbeit hinschreiben – eine 1 scheint so sicher. 

Bei dieser Arbeitsweise lernt man aber schlechter. 

Das eigentliche Lernen findet nach dem Unterricht 

zu Hause statt und das Wissen wird nicht wirklich 

angewendet und schnell wieder vergessen. Viel bes-

ser und nachhaltiger kann man lernen, wenn man 

Probleme oder Aufgaben selbstständig lösen muss, 

recherchiert, überlegt, diskutiert – und so das Prob-

lem von allen Seiten immer wieder bearbeitet. Eine 

so erarbeitete Lösung vergisst man nicht so leicht. 

Und über den Arbeitsprozess erlernt man viele wei-

tere Fähigkeiten für eine gute Selbstorganisation, 

Arbeitsmethoden und Kompetenzen für die Zusam-

menarbeit mit anderen. Tatsächlich ist das aber der 

anstrengendere Weg. Häufig ist zu Beginn nicht klar, 

ob die erarbeitete Lösung wirklich gut ist - diese Un-

sicherheit muss man erst einmal aushalten. Außer-

dem muss man damit umgehen, dass es in der Gruppe 

unterschiedliche Vorstellungen von der Lösung gibt 

und unterschiedliche Ansprüche an die Qualität des 

Ergebnisses. Das kann gelegentlich auch frustrierend 

sein.

Ihr müsst trotzdem weiterhin die Leistungen der 

einzelnen Schülerinnen und Schüler bewerten?!

AG: Klar, aber letztlich ändert diese Art zu arbeiten 

auch die Bewertung von schulischen Leistungen. Den 

überwiegenden Teil der Unterrichtsstunden arbeiten 

Auszubildende zusammen an Aufgaben und präsen-

tieren am Ende des Arbeitsprozesses ein Ergebnis. 

Das ist eine andere Art von Unterricht als das alther-

gebrachte Zuhören, Mitschreiben, Melden und Un-

terrichtsbeiträge liefern. Lehrervorträge, schriftliche 

Übungen oder Diskussionen kommen zwar weiterhin 

vor, sind aber nicht mehr der zentrale Teil des Unter-

richts. Vor diesem Hintergrund greift eine Bewertung 

von schriftlichen und mündlichen Leistungen, meist 

jeweils zu 50%, zu kurz. Eine gute Bewertung sollte 

ebenso abbilden, wie engagiert jemand seine Gruppe 

vorangebracht hat, welche guten Ideen eingebracht 

wurden oder ob jemand auf Fairness in der Gruppe 

geachtet hat. Das so genau zu beobachten, ist für eine 
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Lehrkraft gar nicht so einfach und am Ende wissen die 

Schüler:innen wahrscheinlich selbst am besten, wer 

sich in der Gruppe am meisten engagiert hat. Wir als 

Kollegium arbeiten gerade daran, welche Aspekte bei 

der Bewertung in Zukunft am wichtigsten sind und 

wie die Selbsteinschätzung der Schüler:innen in die 

Bewertung einfließen kann. Das wäre dann ein ganz 

neues System. Ein weiterer Vorteil: Schüler:innen 

wissen bei einem solchen Vorgehen jederzeit, was sie 

schon können oder wo sie notenmäßig stehen.

Wir doktern als Verwaltungsschule an Lernfeld-

unterricht ja schon ziemlich lange rum…aber jetzt 

macht Ihr scheinbar richtig ernst, oder?

AG: Ja! Vor gut einem Jahr haben wir einen neuen 

Anlauf genommen, Lernfelddidaktik wirklich umzu-

setzen. Seit einiger Zeit entwickeln und testen wir 

in allen Bereichen Lernsituationen, so nennt man 

die komplexen Aufgabenstellungen, welche die In-

halte eines Lernfeldes abdecken. Wir probieren mit 

unterschiedlich engen oder freieren Aufgabenstel-

lungen und unterschiedlichen Materialien, die wir den 

Schüler:innen für die Aufgaben an die Hand geben. Wir 

fördern im ersten Ausbildungsjahr gezielt das selbst-

ständige Arbeiten und das Arbeiten in kleineren und 

größeren Projekten. Wir wollen Methoden ausprobie-

ren, mit denen Gruppen ihre eigenen Ergebnisse gut 

reflektieren und evaluieren können. Im Anschluss da-

ran wollen wir die Bewertungsmaßstäbe für die schu-

lischen Leistungen überarbeiten. Wir gucken natürlich 

auch bei Schulen ab, die in dieser Entwicklung schon 

weiter sind und versuchen, deren Erkenntnisse auf 

unsere Bedingungen zu übertragen.

Wann wollt Ihr damit fertig sein?

AG: Bei dieser Entwicklung greifen so viele Bereiche 

ineinander, dass man damit nicht schnell fertig wird. 

Experten haben uns gesagt, dass diese Entwicklung, 

einmal begonnen, niemals endet, denn Lernsituatio-

nen und Kompetenzschwerpunkte werden dauerhaft 

verändert, angepasst und fortgeschrieben. Genau ge-

nommen ist das eine sehr gute Nachricht, denn das 

hält Schule lebendig und aktuell. Im Idealfall können 

alle Schulbeteiligten die Schule fortlaufend mitgestal-

ten und sich einbringen. So macht es am meisten Spaß. 

Nichts wäre langweiliger, als wenn Schule das immer 

Gleiche wieder und wieder reproduziert.

Gib uns zum Schluss doch noch mal ein konkretes Bei-

spiel – am besten aus dem „prallen Leben“ … also mit 

Verwaltungsrecht ;-) …

AG: In einer Lernsituation im Lernfeld Verwaltungs-

recht könnte es beispielsweise darum gehen, dass sich 

die Auszubildenden als Mitarbeiter:innen des Ord-

nungsamtes mit dem Fall einer Ruhestörung zu befas-

sen haben. Der Fall wäre als Lernsituation detailliert 

beschrieben und könnte von verschiedenen Gruppen 

mit Aufgaben auf unterschiedlichen Eskalationsstufen 

bearbeitet werden.

Eine Gruppe würde beispielsweise den ersten Schritt 

erarbeiten und feststellen, wie das Ordnungsamt nun 

reagieren darf und sollte. Als erste Maßnahme käme 

sicher ein Gespräch mit den Lärmenden vor Ort in Be-

tracht. Dieses muss nun von der Gruppe vorbereitet 

und anschließend als Video oder Rollenspiel produziert 

werden. Hierfür muss die Gruppe fachlich klären, was 

sie als Ordnungsamt verlangen und welche Konse-

quenzen sie androhen darf. Sie müssen aber auch eine 

Strategie für den Gesprächsverlauf entwickeln und sich 

mit Grundregeln zur Gesprächsführung auseinander-

setzen.

Eine weitere Gruppe könnte den nächsten Schritt er-

arbeiten, bei dem nach mehreren Gesprächen mit einer 

ernsten Ansprache vor Ort nichts erreicht werden 

konnte. Die Ruhestörungen gehen unvermindert wei-

ter und es ist nun nötig, einen Verwaltungsakt zu erlas-

sen. Dies wäre nicht allein in einer mündlichen Form zu 

gestalten, sondern es wäre zudem ein Schriftstück zu 

erarbeiten, dass alle Anforderungen an einen Bescheid 

erfüllt, inhaltlich legitime Forderungen festlegt und sich 

auch mit Fragen der Zustellung auseinandersetzt.

Eine dritte Gruppe könnte die Situation bearbeiten, 

wenn die Lärmenden sich weiterhin unbeeindruckt zei-

gen und der Verwaltungsakt missachtet wird, also die 

Ruhestörungen weiterhin fortgesetzt werden. Es wäre 

für diese Gruppe zu klären, wie man den Verwaltungs-

akt nun durchsetzen kann, d.h. welche Zwangsmaßnah-

men nun rechtlich möglich und geboten sind. Darüber 

hinaus ist möglicherweise ein Ordnungswidrigkeiten-

verfahren einzuleiten und die Gruppe soll möglichst an-

schaulich zeigen, wie das im Ordnungsamt umgesetzt 

wird. Dafür könnte eine kurze Exkursion dorthin nötig 

sein.

Da möchte man am liebsten gleich einsteigen und mit-

diskutieren… Welche Rolle hätten die Lehrkräfte?

AG: Die Lehrkraft betreut und berät die Gruppen im 
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Arbeitsprozess, hilft dabei, Quellen zu finden und zu verstehen oder 

macht auf blinde Flecken aufmerksam. Sie unterstützt die Gruppe auf 

allen Ebenen, auch wenn Konflikte in der Zusammenarbeit auftreten, 

die den Arbeitsprozess hemmen könnten. 

Bei der Präsentation der Ergebnisse ist für die Gruppen wichtig, dass 

sie nicht nur das Endergebnis, sondern auch das erarbeitete Grundwis-

sen präsentieren. Zu den behandelten Themen könnte jede Gruppe Zu-

sammenfassungen für die Klasse liefern. Schließlich sollen die Gruppen 

auch den eigenen Arbeitsprozess reflektieren und so ihre Kompeten-

zen für die Teamarbeit weiterentwickeln. Wenn an dieser Stelle noch 

ungeklärte Fragen auftauchen, können die Gruppen in einen zweite Be-

arbeitungsrunde gehen und Informationen nachliefern, bis alle mit den 

Ergebnissen zufrieden sind.

André, vielen Dank für die ausführlichen Antworten! Und viel Erfolg … 

und einen langen Atem!!

Das Gespräch führe Holger Wendel

große pädagogische Herausfor-

derungen, an denen die Kollegien 

bis heute arbeiten. Nicht bei allen 

Lehrkräften stießen sie auf unge-

teilte Zustimmung. Der Bruch mit 

dem Gewohnten war einschnei-

dend – und sehr arbeitsintensiv, 

häufig neben dem laufenden Lehr- 

und Prüfungsbetrieb kaum zu rea-

lisieren. 

Schulleitung und Kollegium merk-

ten deutlich, dass eine pädago-

gische Professionalisierung der 

Schule guttäte, organisierten pä-

dagogische Fortbildungen (z.  B. 

eine zweijährige Fortbildungs-

reihe zur Handlungsorientie-

rung mit Unterstützung des WIS 

[Wissenschaftliches Institut für 

Schulpraxis; Vorläufer des heuti-

gen Landesinstituts LIS]) und be-

rücksichtigten den Bedarf bei der 

Personalentwicklung. Außerdem 

zeigte sich angesichts der wach-

senden pädagogischen Anforde-

rungen ein zweites Handicap im 

vorherrschenden Lehrbetrieb 

der Verwaltungsschule: der hohe 

Anteil nebenamtlicher Lehrkräfte 

aus den Behörden. So wertvoll sie 

mit Blick auf die Praxisorientie-

rung des Unterrichts sein können, 

so wenig kann ihnen die tragende 

Rolle in pädagogisch ambitionier-

ten Unterrichtskonzepten, die 

häufig in zeitaufwändiger Team-

arbeit entwickelt werden müssen, 

zugemutet werden. Für die Ver-

waltungsschule bedeutete dies, 

eine Erhöhung des hauptamtlich 

erteilten Unterrichts – also auch 

mehr hauptamtliche Lehrkräfte – 

anzustreben und die Rolle neben-

amtlicher Lehrkräfte idealerweise 

als ergänzende Expert:innen aus 

der Praxis neu zu definieren.

Auch bei den Verwaltungsfach-

angestellten trat jetzt an die Stel-

le der mündlichen eine prakti-

sche Prüfung mit „Fallbezogener 



1990 bis 2004: Einigkeit und steter Fortschritt?

108

unterrichten mussten. Gelöst 

wurde das Problem, indem die 

JuFAs anfangs eine Lerngruppe 

innerhalb von VFA-Klassen (aus-

nahmsweise auch einmal einer 

BüKo-Klasse) bildeten und bei 

der Lehrplangestaltung eine 

möglichst große Schnittmenge 

mit der VFA-Ausbildung herge-

stellt wurde. So konnte nicht nur 

im berufsübergreifenden Lern-

bereich, sondern auch in gro-

ßen Teilen des berufsbezogenen 

Lernbereichs gemeinsam und von 

hauptamtlichen Verwaltungs-

schullehrkräften unterrichtet 

werden und nur in den justizspe-

zifischen Lernfeldern erhielten 

die JuFAs separaten Unterricht 

von nebenamtlichen Lehrkräften 

aus der Justiz.

Ohne diese Kombi-Lösung hätte 

die Umstellung auf die neue Aus-

bildung wohl nicht stattfinden 

können; sie blieb aber ein subop-

timales Provisorium, das erst en-

dete, als mehr JuFAs ausgebildet 

und dadurch eigene JuFA-Klassen 

ermöglicht wurden. Einen Quali-

tätssprung erfuhr die Ausbildung, 

als später mit Ramona Klein und 

Stephan Kummer zwei Rechts-

pfleger:innen an die Verwaltungs-

schule erst (teil-) abgeordnet, 

schließlich versetzt wurden und 

als integraler Teil des hauptamt-

lichen Kollegiums einen Großteil 

des justizspezifischen Unterrichts 

übernahmen.

Insgesamt erwies sich die JuFA-

Ausbildung als Erfolgsmodell. Aus 

der Kooperation zwischen Han-

seatischem Oberlandesgericht, 

Verwaltungsschule und Senator 

für Finanzen als zuständiger Stel-

le entwickelten sich analog zum 

„VFA-System“ viele gute Aus- und 

Fortbildungsformate.

Aus MJ wird JuFA

Mit dem Ausbildungsbeginn im 

August 2002 bildete die Verwal-

tungsschule neben VFA und FA 

BüKo einen dritten Angestell-

ten-Beruf aus: die Justizfach-

angestellten (JuFA). Das für die 

Justiz-Ausbildung zuständige 

Hanseatische Oberlandesgericht 

hatte sich entschieden, wie die all-

gemeine Verwaltung und analog 

zur VFA-Ausbildung die alte Be-

amtenausbildung (Mittlerer Jus-

tizdienst/ „MJ“) aufzugeben und 

auf eine Ausbildung nach dem Be-

rufsbildungsgesetz umzustellen. 

1998 war der Beruf Justizfach-

angestellte/r geordnet worden 

(bis heute gültig!); der 1997 von 

der KMK beschlossene Rahmen-

lehrplan sieht wie die VFA-Aus-

bildung Lernfelder vor. Auch das 

HansOLG setzte darauf, so auszu-

bilden, dass im Anschluss ggf. eine 

Verbeamtung im mittleren Justiz-

dienst möglich wäre. 

Die Verwaltungsschule wurde 

zuständige Berufsschule und 

entwickelte die erforderlichen 

Stundentafeln: die Stundenta-

fel für das erste gemeinsame 
Ausbildungsjahr wurde um JuFA 
erweitert, die für das 2. und 3. 
Ausbildungsjahr wurden neu 
geschaffen, mit dem Senator für 
Bildung abgestimmt und im No-

vember 2003 von der Schulkonfe-

renz beschlossen.

Praktisch bestand das Problem, 

dass in den ersten Jahren immer 

nur so wenige JuFAs ausgebil-

det wurden, dass die Einrichtung 

einer eigenen Klasse nicht ver-

tretbar war. Außerdem gab es im 

hauptamtlichen Kollegium keine 

Lehrkompetenz für die justiz-

spezifischen Lernfelder, so dass 

aus den Behörden und Gerichten 

viele nebenamtliche Lehrkräfte 

Rechtsanwendung“. Die Prüflinge 

sollten Zeit bekommen, sich mit 

einem berufstypischen Sachver-

halt vertraut zu machen, ihre Be-

urteilungen und Lösungen dann 

vortragen und sich daran anknüp-

fend einem Prüfungsgespräch 

stellen. Prüfungsausschüsse und 

Zuständige Stelle in Bremen ver-

ständigten sich bald darauf, diese 

praktischen Prüfungen als simu-

lierte „Kundengespräche“ („aktive 

Prüfer:innen“ übernehmen den 

Part von Bürger:innen oder Mit-

arbeiter:in, die mit einem Anliegen 

kommen…) durchzuführen.

Eine „städte-staatliche“ Beson-

derheit der Bremer Ausbildung 

bildet die Kombination von zwei 

Spezialisierungen, die in der Aus-

bildungsordnung eigentlich alter-

nativ angelegt sind: Bremer VFA 

werden für die Fachrichtung 

Landesverwaltung und für die 

Fachrichtung Kommunalverwal-

tung ausgebildet. Die integrierte 

Erteilung von Berufsschulunter-

richt und verbindlich vorge-

schriebener dienstbegleitender 

Unterweisung an der Verwal-

tungsschule und die u. a. dadurch 

ermöglichte Anerkennung der 

Laufbahnbefähigung wurden als 

Eckpfeiler der Bremer VFA-Aus-

bildung beibehalten. – Auch in 

Situationen, in denen ein sehr auf 

einzelne Verwaltungszweige kon-

zentrierter Personalbedarf exis-

tierte – es gab mehrfach die Si-

tuation, dass v. a. die Job-Center 

bzw. das Amt für Soziale Dienste 

Bedarf an Verwaltungsfachan-

gestellten anmeldete –, wurde 

darauf geachtet, dass der genera-

listische Charakter des Berufs-

bildes erhalten blieb und spezielle 

Inhalte allenfalls genutzt wurden, 

um darüber exemplarisch Allge-

meines zu vermitteln.
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Weitere Impulse für die Schul-

entwicklung

Wichtige Impulse für die Weiter-

entwicklung der Schule gingen 

von z. T. sehr komplexen Aktivitä-

ten aus, die alle unübersehbar mit 

dem Geist der Zeit zusammen-

hingen, hier leider nur kurz ange-

schnitten werden können:

Modellversuch „Umweltbildung 

in Berufen der öffentlichen Ver-

waltung“

Mitte der 90er Jahren (1993-96) 

wurde an der Verwaltungsschu-

le ein über den Bildungssenator 

beantragter und vom Bund mit 

600.000 DM bezuschusster um-

fangreicher Modellversuch zum 

Thema „Umweltbildung in Beru-

fen der öffentlichen Verwaltung“ 

durchgeführt. Er wurde von der 

Universität Bremen und vom Ins-

titut für Umweltbildung im Beruf 

GmbH Berlin (IfUB) wissenschaft-

lich begleitetet. Ablauf und Ergeb-

nisse sind in zwei Zwischenberich-

ten und einem Abschlussbericht 

umfassend dokumentiert. 

Im Zuge des Modellversuchs 

wurden, fokussiert auf die Funk-

tionsebene des mittleren Ver-

waltungsdienstes der allgemei-

nen Verwaltung, erforderliches 

berufsbezogenes Umweltwissen 

identifiziert, Ausbildungsordnun-

gen und Lehrpläne analysiert, Un-

terrichtskonzeptionen und curri-

culare Elemente entwickelt. 

Umweltbildung soll „Verwaltungs-
fachangestellte und Fachange-
stellte für Bürokommunikation 
befähigen, sich in ihrem Beruf 

umweltgerecht zu verhalten, d.h. 
sowohl bei der unmittelbaren 

Aufgabenerfüllung als auch im 
Umfeld der Aufgaben Umweltge-
sichtspunkte zu beachten.“ Dazu 

Grußwort des Hanseatischen 

Oberlandesgerichts

Sehr geehrte Lesende,

zum 100-jährigen Jubiläum gratuliere ich der Verwaltungsschule 

des Landes Bremen sehr. Die Mitarbeitenden aber auch alle Profi-

teure können stolz auf ein Jahrhundert der (Aus-) Bildung mit vol-

lem Engagement und fortschrittlicher Veränderungsbereitschaft 

zurückblicken.

Für die Justiz der Freien Hansestadt Bremen bereitet die Verwal-

tungsschule junge Menschen sehr fundiert darauf vor, in verschie-

denen Bereichen zu arbeiten, wie beispielsweise in den Gerichten 

und den Staatsanwaltschaften. Generationen von talentierten In-

dividuen wurden hier ausgebildet, die dazu beigetragen haben, in 

unseren beiden Städten die Justizbehörden im Rahmen der Recht-

sprechung effizient und verantwortungsvoll zu unterstützen. Die 

Fähigkeiten, die hier vermittelt werden, haben einen tiefgreifenden 

Einfluss auf die Art und Weise, wie Gerichte und Staatsanwaltschaft 

ihrem Auftrag gerecht werden können und darauf, wie sie sich bis 

heute entwickelt haben. 

Die Verwaltungsschule kann stolz auf das Erreichte zurückbli-

cken, vor allem natürlich: Die unzähligen Absolventinnen und Ab-

solventen, die im bremischen öffentlichen Dienst tätig sind und ihr 

erworbenes Wissen und ihre Fähigkeiten eingebracht haben. Die 

Verwaltungsschule hat die neuesten Entwicklungen in Technologie, 

Management und Politik aufgegriffen, um sicherzustellen, dass die 

Auszubildenden bestens gerüstet sind, um die komplexen Aufgaben 

einer modernen Justiz bzw. einer modernen Verwaltung zu bewäl-

tigen. 

Im Namen der Gerichte und der Staatsanwaltschaften möchte ich 

allen Lehrenden und Mitarbeitenden danken, die über die Jahre 

hinweg mit Hingabe und Engagement daran gearbeitet haben, die 

Verwaltungsschule zu dem zu machen, was sie heute ist.

Ann-Marie Wolff
Präsidentin Hanseatisches Oberlandesgericht in Bremen
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ist „neben berufsbezogener auch 
allgemeinbildende Umweltbildung“ 
und „neben Fachwissen vermitteln-
dem auch Schlüsselqualifikationen 
fördernder Umweltunterricht erfor-
derlich – und nicht tradierte Lehre, 

sondern Handlungskompetenz 
fördernde, handlungsorientierte 

Umweltbildung.“

Bemerkenswert auch die Feststel-

lung, dass in diesem Zusammen-

hang Verantwortungsbewusstsein, 
Kreativität, Konfliktfähigkeit und Zi-
vilcourage genauso bedeutsam sei-

en wie fachliche Qualifikationen.

Es wurden zahlreiche Unterrichts-

angebote entwickelt; beispielhaft 

erwähnt seien die Unterrichts-

einheit „Papier“, an der jahrelang 

festgehalten wurde, und die um-

fängliche Fallstudie „Beschaffung 

unter besonderer Berücksichti-

gung ökologischer Aspekte“, die 

in Teamarbeit vom Kollegium der 

Verwaltungsschule im Rahmen 

der schon erwähnten Fortbildung 

„Handlungsorientierter Unter-

richt“ erarbeitet wurde und die 

sich durch ein hohes Maß an kon-

kreter, berufsbezogener Hand-

lungsorientiertheit auszeichnete.– 

Neben hauptsächlich im Unter-

richt stattfindender Umwelt-

bildung wurden ein „Aktionstag 

‚Papier‘“ und eine ganze Aktions-

woche „Ökologische Verwal-

tung?!“ durchgeführt. Eigendyna-

misch entstanden Aktivitäten zur 

ökologischeren Gestaltung der 

Verwaltungsschule, z. B. ein Ab-

fallkonzept, das auch tatsächlich 

zumindest in Teilen von der Haus-

verwaltung umgesetzt wurde. 

An den Aktivitäten im Rahmen des 

Modellversuches waren fast alle 

Schülerinnen und Schüler bzw. 

Fortbildungsteilnehmerinnen 

und –teilnehmer beteiligt. In der 

Modellversuchs-Arbeitsgruppe 

arbeiteten mit Peter Graff, Tho-

mas Weber und Holger Wendel 

drei schulische Vertreter. (Tho-

mas Weber – später verheirateter 

Gutschy – konnte zunächst aus 

Projektmitteln befristet einge-

stellt werden und trat im Anschluss 

die Nachfolge von Jürgen Osen-

brück als Lehrer hauptsächlich für 

Deutsch und Englisch, aber auch 

für Unterrichtseinheiten im Poli-

tik- und Wahlpflichtbereich sowie 

für Sport an und bereicherte die 

Verwaltungsschule pädagogisch 

und als häufig eingesetzter 

Klassenlehrer.)

Neben der Umweltbildung hat 

dieser Modellversuch auch die pä-

dagogische Entwicklung der Ver-

waltungsschule vorangebracht. 

Er war eine Art Initialzündung 

für fachübergreifenden Projekt-

unterricht und andere Formen 

selbstorganisierten Lernens.

• Kooperation mit der „We-

serburg – Museum für moderne 

Kunst“

Um „Offenheit, Kreativität und 

Wahrnehmungsfähigkeit“ in der 

Verwaltungsausbildung zu för-

dern, schlossen der Finanzsena-

tor, Verwaltungsschule und die 

„Weserburg – Museum für mo-

derne Kunst“ (damals noch „Neu-

es Museum Weserburg, eines der 

größten Museen für Gegenwarts-

kunst in Deutschland) im Februar 

2001 einen Kooperationsvertrag. 

Grundlage war die gemeinsame 

Überzeugung, „dass gerade die Ge-
genwartskunst das Potential hat, das 
Erfahren und die Reflexion der Viel-
schichtigkeit eines Sachverhalts, der 
Unterschiedlichkeit verschiedener 
Wahrnehmungsperspektiven und 
der Vielzahl von Handlungsoptionen 
zu unterstützen“, wie es in dem Ver-

tragstext heißt. 

„Die Fähigkeiten zum Perspektiv-
wechsel werden in der Ausbildung 

neben fachlichen, sozialen und 
kommunikativen Kompetenzen 

immer bedeutsamer. Unsere Nach-
wuchskräfte müssen in Zeiten der 

Verwaltungsreform und zunehmen-
den Modernisierungstempos sicher 

und ohne Angst auf Neuerungen 
reagieren können. Wahrnehmung, 

Denken und Handeln auf un-
gewohnten Gleisen zu üben und 

kreatives Potential zu fördern, dazu 
ist die Auseinandersetzung mit 

Gegenwartskunst ein hervorragen-
des Mittel.“

Modellversuch Umweltbildung – die 
Fallstudie 

Fallstudie „Beschaffung unter besonderer  1 
Berücksichtigung ökologischer Aspekte“   

 

  
 
 

Modellversuch 
„Umweltbildung in Berufen  

der öffentlichen Verwaltung“ 



? 
„Wo ist das zukünftige berufliche 
Handeln unserer Schüler/innen 

besonders umweltrelevant“ ? 


Fallstudie 
„Beschaffung  

unter besonderer 
Berücksichtigung 

von Umweltaspekten“ 



? 
„Wo läßt sich ein komplexer beruflicher 

Ablauf im Unterricht exemplarisch 
fächerübergreifend und 

handlungsorientiert behandeln“ 
? 


Fortbildungsreihe 

„Handlungsorientierter 
Unterricht“ 

 

Modellversuch Umweltbildung – der 
Abschlussbericht
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Bürgermeister und Finanzsenator 
Hartmut Perschau in einer Presse-

erklärung

Seitdem durchlaufen in der Regel 

alle Klassen und Aufstiegslehr-

gänge an der Verwaltungsschule 

bis in die Gegenwart eine Unter-

richtseinheit, bei der sie sich im 

Museum mit einem zeitgenössi-

schen Kunstwerk auseinander-

setzen und versuchen, daraus Im-

pulse für die Reflexion der eigenen 

beruflichen und Ausbildungssitu-

ation zu erhalten. Begleitet und 

konzeptionell immer weiterentwi-

ckelt werden die Kurse seitens der 

Weserburg nun schon seit über 

20 Jahren von dem inzwischen in 

der Bremer Kunstszene bestens 

bekannten Kunsthistoriker Det-

lef Stein sowie einer Lehrkraft der 

Verwaltungsschule; anfangs war 

das Rainer Kulmannn, nach seiner 

Pensionierung 2009 übernahm 

Marion Hermann. Die abschlie-

ßenden Präsentationen der ein-

zelnen Arbeitsgruppen, an denen 

häufig auch eine begrenzte Öf-

fentlichkeit teilnimmt (Lehrkräfte, 

Ausbilderer:innen, Freund:innen, 

Familie …) wurden oft zu High-

lights des Schullebens. Auch die 

Leiter:innen der Verwaltungs-

schulen und Studieninstitute der 

Bundesrepublik waren beein-

druckt von Konzept und Arbeits-

ergebnissen, die ihnen im Rahmen 

ihrer 55. Bundestagung 2017 in 

Bremen im beim Besuch des Mu-

seums präsentiert wurden. – 

Die Verbundenheit mit Detlef 

Stein nutzen viele Kolleg:innen 

der Verwaltungsschule und des 

AFZ z. B. bei Ausstellungsführun-

gen durch die Weserburg oder 

auch die Kunsthalle immer wieder 

zu anregenden kollegialen Events.

Bis 2006 förderte der Finanz-

senator die Lehrgänge; danach 

übernahm die Verwaltungsschule 

die Kosten für den Kurs, der in-

zwischen fester Bestandteil der 

Curricula geworden war, selbst. 

Die Qualität des Konzeptes führte 

dazu, dass es mehrfach auch in der 

Führungskräfte-Fortbildung zur 

Anwendung kam.

KMK-Fremdsprachen-Zertifikat

Als Reaktion u.a. auf die gewach-

sene Bedeutung der EU für Ver-

waltungshandeln, aber auch, weil 

immer mehr „Kund:innen“ der Ver-

waltung nicht Deutsch sprechen 

und verstehen konnten, strebte 

die Verwaltungsschule mehr und 

besseren, möglichst auch berufs-

bezogenen Englischunterricht an. 

Ebenfalls in Zusammenarbeit mit 

dem Senator für Bildung schuf sie 

für die Auszubildenden den Anreiz, 

sich ihre Englisch-Sprachkompe-

tenz zertifizieren zu lassen (KMK-

aus dem Weser-Kurier 2001
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Verwaltung und Kunst – geht das zusammen?

„Offenheit – Kreativität – Wahrnehmungsfähigkeit“

Die Kooperation zwischen Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen und dem Museum Weserburg

Die Dreiecksbeziehung hält schon seit über 20 Jah-

ren: Senator für Finanzen (als für ressortübergreifen-

de Ausbildung zuständige Behörde) – Verwaltungs-

schule – und das Museum Weserburg.  Sie schlossen 

im Jahre 2000 einen Kontrakt ab. Ausgangspunkt 

war der Wunsch, die Ausbildung für die Freie Hanse-

stadt Bremen um Bereiche zu erweitern, welche die 

Auszubildenden in die Lage versetzen sollten, über 

den fachlichen Tellerrand zu blicken. Die Frage war 

nur: wie?

Es entstand die Idee, junge Menschen zu befähigen, 

sich mit völlig unbekannten Sachverhalten auseinan-

der zu setzen. Wie könnte man das besser bewerk-

stelligen als mit moderner Kunst? Diese ist oftmals 

schwer zugänglich und erfordert ein hohes Maß an 

Offenheit. Sich ihr anzunähern und sie zu bewerten 

gelingt nur abseits vorgefertigter Sichtweisen. Die 

Fähigkeit, sie in ihrer Komplexität voll zu erfassen, er-

fordert die Reflexion der eigenen Wahrnehmung und 

verlangt Kreativität, um sie sich zu erschließen. In 

diesem Sinne wurde ein Kurs ins Leben gerufen, der 

„Offenheit, Kreativität und Wahrnehmungsfähigkeit“ 

getauft wurde. Als Kooperationspartner bot sich da-

für die Weserburg – Museum für moderne Kunst an. 

Rasch wurde der Weg für eine fruchtbare Koopera-

tion geebnet und seit dem Jahre 2000 ist dieser Kurs 

fester curricularer Bestandteil der Ausbildung und 

der Fortbildung an der Verwaltungsschule Bremen.

Die Weserburg bot mit ihrer Kunst die idealen Vo-

raussetzungen, die beabsichtigten Inhalte zu ver-

mitteln. Zwischen figürlichen Darstellungen und 

Abstraktionen, vermeintlich Beiläufigem und auf-

wendigen Installationen oder dem herkömmlichen 

Gemälde und dem Videokunstwerk sind alle heute 

gebräuch-lichen künstlerischen Ausdrucksformen 

vertreten.

Heute mehr denn je verlangen die Entwicklungen 

des Arbeitslebens eine stetige Anpassung an sich 

wandelnde Rahmenbedingungen. Gestern Erlerntes 

ist heute schon überholt – Wertevorstellungen kor-

respondieren mit der permanenten Dynamik einer 

zunehmend pluralistischen Gesellschaft. Auch die 

Bewältigung von beruflichen Herausforderungen 

gelingt oftmals nur über individuelle Lösungsansät-

ze, die nicht selbstverständlich mit bisher Erlerntem 

entwickelt werden können. 

Und hier kommt die Kunst ins Spiel! Sie bietet in ihrer 

komplexen Fülle ein wahres Spielfeld, sich in allen 

oben genannten Anforderungen zu erproben und 

dann gedankliche Transfers in die eigene berufliche 

und schulische Erlebniswelt vorzunehmen. Um die-

sen Effekt zu unterstützen, werden die Kurse schon 

seit vielen Jahren im Team durchgeführt: von dem 

in Bremen sehr profilierten Kunsthistoriker Detlef 

Stein, der tatsächlich von Anfang an dabei war und 

das Konzept zusammen mit der damaligen stell-

vertretenden Museumsdirektorin Hanne Zech „er-

funden“ hat, und jeweils einer Lehrkraft der Verwal-

tungsschule: zunächst von Rainer Kulmann und nach 

seiner Pensionierung ab 2009 Marion Hermann; bei-

de prägten den Kurs maßgeblich mit. 

Die Vermittlung dieser Kompetenzen anhand zeitge-

nössischer Kunst war vor 20 Jahren bundesweit ein-

zigartig und wurde seither stetig weiterentwickelt. 

Dieses Modell hat im ganzen Bundesgebiet weite 

Kreise gezogen und das Interesse anderer Bildungs-

einrichtungen geweckt. Hierzu trug auch die Präsen-

tation des Kurses während der 55. Bundestagung 

der Verwaltungsschulen und Studieninstitute 2017 

in Bremen bei.

Es ist bis heute ein sehr gelungenes Kooperations-

projekt, auf das die Verwaltungsschule sehr stolz ist 

und auch sein kann. Wir freuen uns deshalb auf viele 

weitere Jahre, in denen wir gemeinsam mit der We-

serburg die „Offenheit, Kreativität und Wahrneh-

mungsfähigkeit“ unserer Schüler:innen fördern kön-

nen.
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Fremdsprachen-Zertifikat „Eng-

lisch in der beruflichen Bildung“). 

Dazu wurden zusätzliche freiwilli-

ge Unterrichtsstunden angeboten. 

Der Englisch-Unterricht wurde im 

2. Ausbildungsjahr verblockt und 

am Ende stand die Zertifizierung 

– eine durchaus anspruchsvolle, 

schriftliche und mündliche – Ver-

stehen und Sprechen – Prüfung, 

die schulübergreifend organisiert 

wurde. Im November 2003 be-

richtete Thomas Weber der Schul-

konferenz: 13 Azubis hatten teil-

genommen, 12 bestanden – „mit 
überwiegend ansprechenden Leis-
tungen“. Englisch-Zertifizierungen, 

erst Recht Englisch-Unterricht 

Beeindruckend und mutig: Schülerinnen präsentieren 2017 vor den versam-
melten deutschen Verwaltungsschulleiter:innen

Marion Herrmann mit Schülerinnen bei einer Präsentation

wurden zum festen Bestandteil 

des Schullebens.

(Im Sande verlaufen ist dagegen 

der Versuch, mit der englischen 

Stadt Dudley – in der Nähe von 

Birmingham – einen Schüler:in-

nen-Austausch zu organisieren. 

Es kam nur zu einer einzigen Klas-

senfahrt. Das Abwicklung über 

Bildungsurlaub war zu aufwändig, 

es fehlte der Rahmen einer echten 

Städtepartnerschaft und es fehlte 

der Verwaltungsschule aufgrund 

der unterschiedlichen Ausbil-

dungssysteme auch ein Pendant 

auf englischer Seite.) 

Zertifiziertes Tastaturtraining

In Absprache mit dem AFZ-Aus-

bildungsreferat gab es ab 2003 

ein weiteres Zertifizierungsange-

bot: Wer wollte, konnte sich im 

Anschluss an ein obligatorisches 

Tastaturtraining seine Schreib-

fertigkeiten zertifizieren las-

sen. Grund hierfür war, dass „‘der 
schreibende Sachbearbeiter‘ und die 
Nutzung elektronischer Medien im 
Anforderungsprofil an Verwaltungs-
fachangestellte eine immer größere 
Rolle spielen und damit zwangs-
läufig gewachsene Anforderungen 
an Schreibsicherheit und –tempo 
(10-Finger-System) und ergonomi-
sche Erfordernisse (Schreibhaltung) 
verbunden sind.“ Nicht unterschla-

gen werden soll, dass aus vielen 

Dienststellen nach Wegfall der 

Bürogehilfinnen qualifizierter 

Schreibkräftebedarf geäußert 

wurde, der eigentlich nicht in den 

Plan passte, dem aber auf diesem 

Wege pragmatisch Rechnung ge-

tragen wurde. Maschineschreiben 

und Steno-Unterricht gehörten 

dagegen nun endgültig der Ver-

gangenheit an.

Lernoffice und „Lokale Dienst-

leistungsagentur“

Viel Manpower und relativ viel 

Geld haben AFZ und v. a. der Se-

nator für Finanzen in ein Projekt 

gesteckt, das als Lernoffice in die 

Verwaltungsschul-Annalen ein-

ging. Wie viel Prestige da dran-

hing, geht schon daraus hervor, 

dass es kurioserweise gleich zwei-

mal eingeweiht wurde: am 16. 

März 2003 von Senator Perschau 

anlässlich der Fertigstellung der 

Räume, und am 2. März 2004 in 

Anwesenheit seines Nachfolgers 

Senator Nußbaum (und seines 

neuen Staatsrates Henning Lühr!) 

anlässlich der Aufnahme des 

„Echtbetriebes“. Worum es ging: 
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Knapp zusammengefasst um zwei 

Lehrsäle, die aufwändig auf neu-

estem Stand und mit moderner 

IT-Technik als „Front“- und „Back-

Office“ ausgestattet waren. In 

ihnen sollte handlungsorientiert 

gelernt werden – im Front-Office 

im Bürgerkontakt, im Back-Office 

an der Fallakte. Der Clou sollte 

sein, dass im Front-Office „Echt-

fälle“ auflaufen sollten, die neben-

an unter Anleitung selbständig 

bearbeitet werden. Dazu war ex-

tra eine Ausbildungskooperation 

zwischen Verwaltungsschule, AFZ 

und Stadtamt per Kontrakt ver-

einbart worden. Echtfälle sollten 

nämlich Melde- und Passangele-

genheiten sein, die Besucher:in-

nen des AFZ, also Auszubildende 

und Fortbildungsteilnehmende 

dort im Front-Office, das eigens zu 

einer „Lokalen Dienstleistungs-

agentur“ des Bürgerservicecen-

ter Mitte erklärt wurde, erledi-

gen konnten. Das Projekt konnte, 

trotz des großen Engagements 

der Beteiligten (für die Verwal-

tungsschule war das v. a. der Fach-

leiter Verwaltungsorganisation 

Rainer Kulmann) die hohen Er-

wartungen nicht erfüllen. Grund 

dafür war in erster Linie, dass sich 

einfach nicht genügend Echtfäl-

le generieren ließen, so dass sich 

der hohe personelle Betreuungs-

aufwand durch Mitarbeiter:innen 

des BSC nicht mehr rechtfertigte. 

– Konzeptionell hat das Projekt 

die handlungsorientierte Unter-

richtsentwicklung trotzdem sehr 

gefördert. Und als Lehrsäle insbe-

sondere für handlungsorientier-

ten Unterricht in Aus- und Fort-

bildung haben die Räume lange 

Zeit gute Dienste geleistet. Gern 

wurden sie auch für die prakti-

schen Prüfungen genutzt. Nicht 

zuletzt dienten sie, wenn es mal 

etwas „edler“ zugehen sollte, als 

Konferenzräume für AFZ und Ver-

waltungsschule.

IT-Ausbildung und E-Learning

Zur Daueraufgabe wurde die 

kontinuierliche Anpassung der IT-

Ausbildung an die Verwaltungs- 

und Ausbildungsentwicklung. 

Neben der IT-gestützten Rationa-

lisierung der Verwaltungsarbeit 

wurde nun auch E-Government 

zum Thema. Die Kooperation mit 

der IuK-/IT-Lehreinheit am AFZ 

ermöglichte sehr früh eine hoch-

wertige Ausbildung, die weit über 

das hinausging, was von den obli-

gatorischen Lehrplänen eigentlich 

vorgesehen war. Trotzdem war es 

ein weiter Weg von der „Standard-

IT-Flöte“, in deren Genuss anfangs 

alle Auszubildenden kamen, hin 

zu einem flexibleren, stärker mit 

den sonstigen Lehrinhalten ver-

knüpften, handlungsorientierten 

IT-Unterricht. Um IT-gestützten 

Fachunterricht zu erleichtern, 

richtete die Verwaltungsschule 

2001 einen eigenen Fachraum 

ein. Optimal waren zudem Tan-

dem-Lösungen, wie sie etwa im 

Fach Personalwesen pilothaft 

praktiziert wurden: Im Rahmen 

des von einer Verwaltungsschul-

lehrerin erteilten Unterrichts zu 

Themen der Personalsachbear-

beitung unterstützte eine IT-Do-

zentin bei der Aneignung spezi-

fischer IT-Kompetenzen (damals 

das Programm PUMA).

Ständige Herausforderung war 

das extrem heterogene Ausgangs-

niveau in den Klassen; wenn nicht 

von der Möglichkeit einer Bin-

nendifferenzierung Gebrauch 

gemacht wurde, waren die einen 

unterfordert und gelangweilt, 

während andere bereits an ihre 

Grenzen stießen. Herausfordernd 

war für IT-Dozent:innen manchmal 

auch die Umstellung von ihrer er-

wachsenen „Normalkundschaft“ 

auf manchmal deutlich jüngere 

Schüler:innen, denen pennälerhaf-

tes Verhalten bisweilen ja durchaus 

nicht fremd ist. Der IT-Unterricht 

war jedenfalls häufig Diskussions-

punkt auf den Schulkonferenzen…

Auf der Tagesordnung stand spä-

testens seit der Jahrtausend-

wende auch das Thema E-Le-

arnig – mehr in der Fort- als in 

der Ausbildung, aber auch Ver-

waltungsschullehrkräfte testeten 

entsprechende Programme und 

versuchten, sie in ihren Unter-

richt zu integrieren… Es blieb 

aber anfangs bei sporadischen 

Versuchen. Mangels geeigneter 

Programme und überzeugender 

Konzepte, wie E-Learnig mit dem 

sonstigen Unterricht sinnvoll ver-

knüpft werden kann, vielleicht 

Senator Perschau als erster Kunde bei der Eröffnung des Lernoffice
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auch, weil kein wirklicher Hand-

lungsdruck bestand, war die Ein-

führung von E-Learning ein eher 

zäher Prozess. (Das sollte sich mit 

zunehmender Digitalisierung und 

dramatisch mit der Pandemie An-

fang der 2020er ändern…)

Neue Aufgaben in der berufli-

chen Aufstiegsfortbildung

Aus der IT-gestützten Rationali-

sierung des bremischen öffent-

lichen Dienstes, neuen Anforde-

rungen an die Verwaltung und 

dem sehr begrenzten Personal-

budget resultierten neue Aufga-

ben im Bereich der beruflichen 

Fort- und Weiterbildung, die 

ihren Niederschlag vor allem im 

Personalentwicklungsprogramm 

1992-96 (PEP 92-96) des Senats 

fanden. Für die Verwaltungsschu-

le wurden dabei zwei Herausfor-

derungen besonders relevant:

• dass der Großteil der 

Schreibkräfte künftig auf soge-

nannten „qualifizierten Mischar-

beitsplätzen“ beschäftigt werden 

sollte, so dass ihre Tätigkeit auch 

Sachbearbeitung beinhalten wür-

de

• und dass der Personalbedarf 

für die Funktionsebene des geho-

benen Dienstes u.a. über den Auf-

stieg aus der mittleren Funktions-

ebene gedeckt werde sollte.

Beides war mit neuen Fortbil-

dungsformaten verknüpft, für de-

ren Umsetzung die Verwaltungs-

schule verantwortlich wurde.

Förderkurse zur Vorbereitung 

auf die (externe) VFA-Prüfung

Die Antwort auf die erste He-

rausforderung hieß VFA-För-

derkurse. SKP und Senat ent-

schieden sich mit Unterstützung 

des Gesamtpersonalrats dafür, 

interessierten und geeigneten 

Schreibkräften anzubieten, einen 

ordentlichen Berufsabschluss für 
den öffentlichen Dienst – also 
Verwaltungsfachangestellte:r – zu 

erlangen, mit dem sie sich auf ent-

sprechend eingestufte Tätigkeiten 

bewerben konnten und mit dem 

gegebenenfalls weitere Aufstiegs-

perspektiven verbunden waren. 

Die SKP machte damit von der im 

Berufsbildungsgesetz geregelten 

Möglichkeit Gebrauch, nicht nur 

„fertige“ Auszubildende zur Ab-

schlussprüfung zuzulassen, son-

dern auch „Externe“, wenn sie eine 

gewisse Tätigkeitsdauer in dem 

Berufsfeld nachweisen konnten. 

Zur Vorbereitung sollten sie an 

einer dreijährigen Fortbildung 

(„VFA-Förderkurse“) teilnehmen, 

die berufsbegleitend in der Re-

gel an einem Tag in der Woche 

stattfand und für die sie von ihren 

Dienststellen freigestellt wurden. 

Sie entsprachen in etwa dem, was 

im Tarifbereich der VKA (Vereini-

gung der Kommunalen Arbeitge-

berverbände) die sogenannten 

A1-Kurse zur Vorbereitung auf 

die „Erste Prüfung“ waren.

Mit der Planung und Durchfüh-

rung dieser Kurse wurde die Ver-

waltungsschule betraut. Die Kurs-

inhalte und –ziele entsprachen im 

Wesentlichen den berufsbezo-

genen Teilen der VFA-Lehrpläne, 

waren also insbesondere um die 

allgemeinbildenden Teile des Be-

rufsschulunterrichts „erleichtert“. 

Die Unterrichtsgestaltung unter-

schied sich jedoch stark von den 

Ausbildungsklassen. Sie musste 

einerseits deutlich „erwachse-

nengerechter“ sein und an vor-

handene berufliche Erfahrungen 

anknüpfen; andererseits musste 

der Tatsache Rechnung getragen 

werden, dass die Teilnehmenden 

häufig nicht mehr an schulähn-

liche Lernsituationen und Leis-

tungskontrollen gewöhnt waren. 

Für viele Teilnehmende waren die 

Lehrgänge eine große Herausfor-

derung, die nicht selten auch mit 

persönlichen Krisen verbunden 

war – was wiederum die betreu-

enden Lehrkräfte sehr forderte.

Weil die Schreibkräfte fast aus-

schließlich Frauen waren, trug die-

se Maßnahme auch zur Förderung 

der beruflichen Chancengleich-

heit entsprechend der Zielsetzung 

des 1990 beschlossenen Landes-

gleichstellungsgesetzes bei.

Die Prüfungsanforderungen wa-

ren grundsätzlich die gleichen 

wie bei den Auszubildenden; die 

Erfolgsquoten bei denjenigen, 

die durchgehalten hatten, wichen 

nicht wesentlich von den Ausbil-

dungsklassen ab.

Die Kurse waren und sind ein 

Erfolgsmodell. Sie wurden im-

mer mehr auch für Quereinstei-

ger:innen und zur Umschulung 

genutzt und dienten sozusagen 

als Blaupause für andere mehr-

jährige Fördermaßnahmen, u.a. in 

der Justizverwaltung. Zeitweilig 

wurden sie zwei- und dreizügig 

gefahren. Im Jahr 1996 betreute 

die Verwaltungsschule beispiels-

weise 8 Förderkurse… 

Mit einigen Modifikationen wer-

den sie noch heute angeboten 

und genutzt.

Die Aufstiegskurse: Verwal-

tungsfachwirte

Bezüglich der systematischen Auf-

stiegsqualifizierung beim Wechsel 

von der mittleren zur gehobenen 

Funktionsebene entschieden sich 

SKP und Senat ebenfalls für einen 

Weg, den das Berufsbildungsge-

setz vorgab: den Fortbildungs-
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abschluss (Verwaltungsfachwirt/

Verwaltungsfachwirtin) gemäß § 

46 BBiG a.F.; wieder sollte ein drei-

jähriger Lehrgang vorausgehen. 

(Das Pendant im VKA-Bereich 

war der sogenannte A2-Lehrgang 

mit anschließender „Zweiter Prü-

fung“.) Auch dieser Lehrgang wur-

de dienstbegleitend und mit Frei-

stellung zur Lehrgangsteilnahme 

angelegt. Er sollte auf das Niveau 

von Verwaltungsfachangestellten 

und Fachangestellten für Büro-

kommunikation aufsetzen, war 

grundsätzlich aber auch offen für 

Beschäftigte mit kaufmännischen 

Abschlüssen. Er umfasste das ver-

gleichsweise große Stundenkon-

tingent von 1.300 Unterrichtsein-

heiten, um – so erklärtermaßen 

die einschlägige Vorlage für das 

Plenum der SKP – „die Fortbil-
dungsmaßnahme gegenüber der 
Beamtenausbildung gleichwertig zu 
halten.“ (Damit war zugleich der 

Weg geebnet, um später den Auf-

stieg für Tarifbeschäftigte und für 

Beamte derart zu synchronisie-

ren, dass beide einen gemeinsa-

men Lehrgang besuchen und eine 

identische Prüfung ablegen konn-

ten; unseres Wissens bis heute 

eine Bremer Besonderheit, die u. 

a. nach Einschätzung des Bundes-

instituts für Berufsbildung weg-

weisend für den beruflichen Auf-

stieg im öffentlichen Dienst ist.)

Genauso wie beim VFA-Förder-

kurs wurden curriculare Ent-

wicklung und Durchführung der 

Aufstiegslehrgänge der Ver-

waltungsschule übertragen. 

Die Hochschule für Öffentliche 

Verwaltung, die zu diesem Zeit-

punkt sehr mit der Verlagerung 

der theoretischen Ausbildung für 

den gehobenen Dienst der allge-

meinen Verwaltung an die Hoch-

schule Bremen und der Planung 

eines Studienganges „Wirtschaft 

und Verwaltung“ beschäftigt war, 

befürchtete eine Entwertung des 

Hochschulabschlusses sowie Kon-

kurrenz für dessen zukünftige Ab-

solvent:innen und war dem Vor-

haben gegenüber sehr skeptisch; 

Rektor Wesche prognostizierte 

in einem Brief an die zuständigen 

SKP-Referate, „daß eine personelle 
Beteiligung der Hochschullehrerin-
nen/Hochschullehrer auf Zurückhal-
tung stoßen wird.“ Tatsächlich be-

wirkte er, dass die ursprüngliche 

Intention, Beamte und Verwal-

tungsangestellte praktisch qualifi-
katorisch gleichzustellen, dahinge-

hend abgeschwächt wurde, dass 

die Verwaltungsfachwirt:innen 

komplexere und verantwortungs-
vollere Aufgaben in sachbearbei-
tenden Funktionen mit größerem 
Schwierigkeitsgrad selbständig und 
weitgehend eigenverantwortlich 
wahrnehmen sollten. Diese Be-

schränkungen auf das „untere“, 

sachbearbeitende Segment der 

gehobenen Funktionsebene und 

der damit verbundene Ausschluss 

von Führungsaufgaben im mitt-

leren Verwaltungsmanagement 

wurden jedoch in den kommenden 

Jahrzehnten vom Leben überholt.  

Während es bei der Zurückhal-

tung der Hochschule blieb, nahm 

Verwaltungsschuldirektor Fischer 

den Auftrag gern und entschlos-

sen an. Manfred Jacobi entwickel-

te als Fachbereichsleiter feder-

führend mit dem Kollegium der 

Verwaltungsschule den ersten 

Lehrplan und mit dem Fortbil-

dungsprogramm 1994/95 begann 

der erste Kurs… 

Unterrichtsfächer waren zu-

nächst Arbeitstechniken, deut-

sches Staats-, Verfassungs- und 

Kommunalrecht, Europarecht, 

Allgemeines und Besonderes 

Verwaltungsrecht, Recht des Öf-

fentlichen Dienstes, Betriebswirt-

schaftslehre, Finanz-, Haushalts- 

und Kassenwesen, Privatrecht/

Bürgerliches Recht, Verwaltungs-

lehre und Soziale Sicherung. Am 

Ende folgte eine anspruchsvolle 

Prüfung. – Für die Verwaltungs-

schullehrkräfte waren die Lehr-

gänge eine durchaus heraus-

fordernde Aufgabe – aber die 

meisten erfüllten sie mit großer 

Freude, weil sie sich im Unter-

richt selbst vertieft mit fachlichen 

Fragen auseinandersetzen und 

gemeinsam mit den Teilnehmen-

den ihren Horizont erweitern 

und Neues lernen konnten. – Die 

Herausforderungen für die Teil-

nehmenden waren ähnlich wie bei 

den Förderkursen. Es war enorm 

wichtig, dass die Lehrgangsform 

einen persönlichen Zusammen-

halt mit gegenseitiger Hilfe bot 

und sich über die Jahre auch zu 

den Lehrkräften bei aller gebote-

nen professionellen Distanz ein 

kollegiales, unterstützendes Ver-

hältnis entwickeln konnte. 

Auch dieses Lehrgangsformat 

entwickelte sich zu einer Erfolgs-

geschichte. Es bewirkte viel mehr 

als „nur“ qualifiziertes Personal 

für die gehobene Funktionsebene 

zu rekrutieren. Es erhöhte durch 

Aufstiegschancen die Attraktivi-

tät des bremischen öffentlichen 

Dienstes und war ein Beitrag 

zu zukunftsorientiertem Perso-

nalmarketing. Es war geballte 

Frauenförderung, weil es häufig 

Frauen waren, die aus verschie-

densten Gründen nicht gleich in 

den gehobenen Dienst gestartet 

waren und nun die zweite (Auf-

stiegs-) Chance nutzten. 1994, 

beim Start dieser Maßnahme, 

lagen die Männerquoten auf der 

gehobenen Funktionsebene bei 

69 % (Beamte) bzw. 66 % (bei den 

Angestellten), während auf der 

mittleren Funktionsebene Frauen 

überrepräsentiert waren. Und vor 

allem eröffnete es Hunderten von 
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Absolventinnen und Absolventen 

Karrierechancen und auch per-

sönliche Entwicklungsmöglichkei-

ten, die sie ohne Aufstieg womög-

lich nicht bekommen hätten.

Von den ersten Fachwirte-Lehr-

gängen bis heute gab es jede Men-

ge Weiterentwicklungen, die an 

der Verwaltungsschule nach Man-

fred Jacobi vor allem sein Fach-

bereichs-Nachfolger Reinhardt 

Spieske vorantrieb. Der Stoffplan 

wurde weniger „Recht-lastig“, 

neue Themen wurden aufgenom-

men, der Lehrplan wurde kompe-

tenzorientierter, Methoden- und 

Sozialkompetenz einschließlich 

Diversitätssensibilität spielten 

eine Rolle, eigenverantwortliches 

Lernen im Team und in praxisna-

hen Projekten sowie Präsenta-

tionen wurden wesentliche Lehr-

gangselemente, die Lehre selbst 

wurde digitaler (Lernplattform!) 

und methodisch vielseitiger. Bre-

men, insbesondere die zuständige 

Stelle beim Senator für Finanzen, 

namentlich Bernhard Woitalla, 

aber auch der Verwaltungsschul-

direktor im Rahmen der Schul-

leiter-Verbandsarbeit, haben sich 

auf Bundesebene sehr für dieses 

Format engagiert und sich für 

die Anerkennung im Deutschen 

Qualifikationsrahmen (DQR 6 – 

gleichwertig mit dem Bachelorab-

schluss), für die Gleichwertigkeit 

mit der akademischen Ausbildung, 

für Anschlussmöglichkeiten (Wei-

terbildungsmaster) und nicht zu-

letzt für eine prestigefördernde 

Zusatzbezeichnung für den Ab-

schluss („Bachelor professional“) 

eingesetzt. Der Bundesverband 

der Verwaltungsschul- und Studi-

eninstitutsleiter verständigte sich 

sogar auf einen ambitionierten ge-

meinsamen Rahmenlehrplan für 

(berufsbildungsrechtliche) Ver-

waltungsfachwirt- und (tarifrecht-

liche) A-/B-2-Lehrgänge; auf der 

55. Bundestagung – passender 

Weise in Bremen – wurde er 2017 

beschlossen. Im Abschlussbericht 

zu dem bereits erwähnten Ent-

wicklungsprojekt des BIBB zum 

Wandel der Berufsbildung in der 

öffentlichen Verwaltung wird der 

„Bremer Fachwirt“ als Vorreiter 

und Vorbild erwähnt.

„Hilfeleistung“ für die Feuer-

wehr

Neues gab es nicht nur in der 

BBiG-Ausbildung, sondern auch 

bei den Beamten. „Retten, lö-

schen, bergen und schützen“, bei 

diesen vier Feuerwehraufgaben 

konnte die Verwaltungsschule 

keine Unterstützung bieten. Auch 

das Bremische Hilfeleistungsge-

setz bot keine Grundlage für einen 

„Einsatz“ der Verwaltungsschule, 

obwohl... so ganz unbeteiligt an 

der Umwandlung des Bremischen 

Brandschutzgesetzes in das Bre-

mische Hilfeleistungsgesetz war 

die Schule – oder zumindest eine 

Lehrkraft – dann doch nicht. Denn 

Nach drei Jahren anstrengendem Lehrgang und schweren Prüfungen wurde zum Abschluss auch schon mal ausgelas-
sen gefeiert – bestenfalls auch mit den Lehrkräften
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hält weiterhin unterrichtlichen 

Kontakt zur jetzigen Feuerwehr-

schule Bremen, das allerdings im 

Nebenamt und in einem sehr viel 

bescheideneren Stundenumfang.

Projektwoche „gegen Auslän-

derfeindlichkeit“

Schon kurz nach der Wieder-

vereinigungseuphorie trübte ab 

Sommer 1991 eine Welle von 

rassistischen und ausländerfeind-

lichen Gewaltexzessen die Stim-

mung in der bundesdeutschen 

Gesellschaft. Die gewaltsamen 

Ausschreitungen in Hoyerswerda 

in Sachsen (September ´91) oder 

in Rostock-Lichtenhagen (August 

´92), bei denen nur durch Zufall 

niemand ums Leben gekommen 

ist, stehen noch heute für den 

Beginn einer regelrechten Pog-

romstimmung in Teilen der Be-

völkerung insbesondere gegen 

Asylbewerber:innen. Sie setzten 

sich auch im Westen fort – die 

Mordanschläge in Mölln in Schles-

wig-Holstein (November ´92) und 

Solingen in Nordrhein-Westfalen 

(Mai ´93) sind noch im kollektiven 

Gedächtnis. Auch in Bremen gab 

es Brandanschläge auf Unter-

bringungen für Geflüchtete. Das 

Beklemmende an Hoyerswerda 

und Rostock-Lichtenhagen war 

nicht nur die Gewaltbereitschaft 

der zum Teil offen faschistischen 

Angreifer, sondern auch die Zu-

stimmung vermeintlich „norma-

ler“ Bürgerinnen und Bürger, die 

in Rostock sogar aktiv Polizei- und 

Feuerwehreinsatz blockierten, 

und die Hilflosigkeit und das Fehl-

verhalten der Polizei, die sich zeit-

weise zurückzog und die Opfer 

den Attacken des wütenden Mobs 

auslieferte.– 

Diese Stimmungen waren der Hin-

tergrund dafür, dass an der Ver-

waltungsschule die Idee wuchs, 

Via Feuerwehrleiter in den  

Ruhestand

Aus der Kooperation mit der Feuerwehr ergaben sich auch Chancen, 

die nur mittelbar mit Ausbildung zu tun hatten: Gemeinsam mit der 

Feuerwehr konnten am AFZ Brand-Übungen unter sehr realistischen 

Umständen durchgeführt werden. Einmal verlangte ein „Brandalarm“ 

in der Schule die sofortige Räumung der Gebäude. Die Einsatzleit-

stelle der Feuerwehr setzte einen ganzen Löschzug einschließlich 

Rettungswagen und Drehleiter in Marsch. Die Schulbesucher:innen, 

die sich nach dem Verlassen der Gebäude ordnungsgemäß auf den 

vorgesehenen Sammelstellen trafen, konnten dann mit ansehen, wie 

per DLK (Drehleiter Korb) die Leiterin der gemeinsamen Bibliothek, 

Annegret Hartgen, von der Terrasse im 5. Geschoss „gerettet“ wur-

de… reiner Zufall, dass es ihr letzter Arbeitstag vor der Pensionierung 

war und sie so besonders spektakulär ihren aktiven Dienst verließ.

der damalige stellvertretende 

Leiter der Bremerhavener Feuer-

wehr und Leiter der Landesfeuer-

wehrschule hatte sich schriftlich 

davon überzeugen lassen, dass 

eine „Generalklausel“ die recht-

lichen Lücken bei manchen Ein-

sätzen schließen würde, und so 

fand eine von ihm angeregte ent-

sprechende Formulierung Ein-

gang in das Hilfeleistungsgesetz. 

Während dies aber nur eine kleine 

rechtliche Episode blieb, stellte 

sich die eigentliche Hilfeleistung in 

einer Unterrichtsleistung von gut 

230 Stunden dar. Einige Themen-

bereiche der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung des mittleren 

feuerwehrtechnischen Dienstes 

wie z. B. Staatsrecht, Verwaltungs-

recht, Englisch konnten von den 

Kollegen der Landesfeuerwehr-

schule nicht unterrichtet werden. 

Und so sah man ab 1998 an der 

Doventorscontrescarpe Brand-

meisteranwärterinnen und an-

wärter, die zum Teil mit einem 

Feuerwehrauto für den gut fünf-

wöchigen Kurs nach Bremen ka-

men. Aber auch die Lehrkräfte 

der Verwaltungsschule mach-

ten sich ab und zu auf den Weg 

nach Bremerhaven. Zunächst, 

um die „Mutprobe“ zu bestehen: 

gesichert auf die 30m-Leiter zu 

steigen. Petra Eleftherakis ging 

voran, nicht etwa, weil es höf-

lich gewesen wäre, der Dame 

den Vortritt zu lassen, sondern 

wohl eher, weil die Herren die 

Hosen gestrichen voll hatten. 

Nach Petras Aufstieg mussten 

dann doch alle ran und genossen 

einen wunderbaren Ausblick 

über Bremerhaven. Neben fröh-

lichen Kohl- und Pinkel-Fahrten 

mit den Lehrkräften der Landes-

feuerwehrschule gab es aber 

durchaus ernste dienstliche An-

lässe für die Fahrten, nämlich 

das Mitwirken an den mündli-

chen Prüfungen der Feuerwehr-

beamtinnen und -beamten.

Mit der Einstellung des Dienst-

betriebes der Landesfeuerwehr-

schule im Jahr 2012 endete eine 

langjährige sehr kollegiale Zu-

sammenarbeit. Ganz ist der Fa-

den nicht zerschnitten, denn eine 

Lehrkraft der Verwaltungsschule 
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Dienst als gemeinsame Träger 

für diese nun PROJEKTWOCHE 

„Ausländer in Bremen – Heraus-

forderungen für die öffentliche 

Verwaltung“ getaufte Aktion 

gewinnen. (Dass der Sprachge-

brauch aus heutiger Sicht offen-

sichtlich problematisch erscheint, 

spiegelt einerseits – negativ aus-

gedrückt – die damals noch vor-

herrschende Beschränktheit oder 

– positiv betrachtet – den Fort-

schritt des mittlerweile erreichten 

Bewusstseinsstandes wider, war 

andererseits aber eigentlich auch 

damals schon sachlich falsch; es 

ging ja gar nicht um „Ausländer“ 

und „Deutsche“, sondern um Im-

migrantinnen und Immigranten 

in die bremische Gesellschaft; 

zur Relativierung dieses faux pas: 

Selbst das zuständige Senatsres-

sort unter der grünen Senatorin 

Helga Trüpel nannte sich 1992 

noch „Ausländerintegration“.)

Schon vor den Sommerferien be-

gannen die Planungen für die 

vom 28. September bis zum 2. 

„Die öffentliche Verwaltung ist mit 
den Problemen im Zusammenleben 

von Ausländern und Deutschen 
unmittelbar konfrontiert – von der 

Polizei bis zum Sozialamt – und 
trägt zugleich in besonderem Maße 
Verantwortung für deren Lösung.“

aus dem „Aufruf an alle Schüle-
rinnen und Schüler, Studentinnen 

und Studenten, Auszubildende 
und Lehrkräfte (‚MITMACHEN!‘)“, 

den das AFZ, die Verwaltungs-

schule, die HfÖV, die Landesfi-

nanzschule und die Senatskom-

mission für das Personalwesen 

herausgaben

Denn um möglichst viele Men-

schen erreichen zu können und ein 

vielfältiges Angebot zu gewähr-

leisten, konnte die Verwaltungs-

schule – Treiber war vor allem ihr 

noch ziemlich neuer stellvertre-

tender Direktor Holger Wendel 

– auch die anderen Einrichtungen 

der Aus-, Fort- und Weiterbildung 

für den bremischen öffentlichen 

sich mit dem Thema „Ausländer in 

Bremen“ nicht nur im Unterricht 

zu befassen, sondern eine Form 

zu finden, die zugleich Information 

und neue Erfahrungen, Diskurs-

angebot und Demonstration in die 

Verwaltung und in die Stadtge-

sellschaft beinhalten sollte – eine 

Projektwoche. Wegen des Ausbil-

dungsbezugs, aber auch wegen der 

Erfahrungen mit dem Polizeiver-

halten in Hoyerswerda sollte das 

Thema fokussiert werden auf Fra-

gestellungen an die Verwaltung. 

Projektwoche gegen Ausländerfeind-
lichkeit im Herbst 1992 – Jede Men-
ge Programm und Infos

Senator Kröning bei der feierlichen Eröffnung der Projektwoche gegen Ausländerfeindlichkeit im Herbst 1992
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Oktober 1992 laufende Woche. 

– Die vielfältigen Aktivitäten der 

Woche können hier nicht doku-

mentiert werden, lesen sich aber 

auch heute noch eindrucksvoll. 

Auffällig, wie sehr um eigene 

Beiträge der Schüler:innen, Stu-

dierenden (zu denen ja auch die 

Inspektoren-Anwärter:innen der 

Polizei gehörten), Auszubilden-

den und Fortbildungsteilneh-

menden gerungen wurde – mit 

Erfolg! Unübertrieben waren es 

über hundert kleine und große 

Veranstaltungen, die zustande 

kamen, viele Begegnungen mit 

Migrant:innen, Besichtigungen 

(u.a. einer Flüchtlingsunterkunft), 

Seminare, ein Fußballspiel (in dem 

junge Werder-Spieler mit Mig-

rationshintergrund eine HfÖV-/

Verwaltungsschul-Auswahl zer-

legten), und auch klassische For-

mate wie die feierliche Eröffnung 

im Rathaus (u.a. mit dem SKP-Vor-

sitzenden Finanzsenator Volker 

Kröning), eine Podiumsdiskussion 

mit Parteienvertreter:innen in der 

Bürgerschaft und eine Abschluss-

diskussion in der Aula des AFZ u.a. 

mit der damaligen „Ausländerbe-

auftragten“ Dr. Dagmar Lill.

Holger Wendel und Projektwochenteilnehmende stellen das Programm vor

Klar erkennbar (?!): Auf dem Rasen steht ‚Kultur‘
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Es gab eine Zeitungsgruppe, eine 

Pressegruppe, eine Theatertrup-

pe… Die Projektwoche fand ziem-

liche Beachtung und wurde als 

großer Erfolg ausgewertet. 

Weitere Projektwochen 

Aber die Woche war auch eine 

Riesenanstrengung gewesen 

(persönlich sind durchgearbeitete 

Nächte im leeren AFZ in Erinne-

rung…) und blieb in dieser Form 

und diesen Ausmaßen einmalig. 

Die Verwaltungsschule hatte je-

doch Gefallen an Projektwochen 

gefunden. Regelmäßig fanden in 

der Folge solche Wochen zu un-

terschiedlichsten Themen statt. 

Die „Umweltwoche“ im Kon-

text des Modellversuches wurde 

schon erwähnt. Es gab eine Ge-

sundheitswoche (mit dem doppel-

deutigen Namen FIT DURCH DIE 

AUSBILDUNG). Auch vor dem 

Hintergrund der Debatten um die 

Selbstständigkeit Bremens wur-

den sogenannte „Bremen-Wo-

chen“ veranstaltet, in denen Schü-

ler:innen besondere Aspekte ihrer 

Stadt („Bremer Vielfalt“) kennen-

lernen konnten. (Dieser Gedanke 

wurde aufgegriffen in einer dann 

regelmäßig – v. a. von den Ver-

waltungsschullehrerinnen Petra 

Eleftherakis und Hilke Wiezoreck 

– durchgeführten Unterrichtsein-

heit „Von der Schule ins Quartier“, 

wo verschiedene Bremer Stadt-

teile erkundet wurden.)

Nachhaltig in Erinnerung blieb 

auch eine in Zusammenarbeit 

mit der Waller „Kulturwerkstatt 

westend“ geplante und realisierte 

„Kultour-Woche“ (Kennenlernen, 

Genießen, Selbst machen), bei der 

sich u.a. Teile des Kollegiums zu 

einer „One-day-Band“ zusammen-

fanden; ihr filmisch dokumentier-

ter Auftritt bei der Abschlussver-

anstaltung – ein eher getragener 

Reggae-Song mit Thomas Weber 

als Leadsänger und Manfred Ja-

cobi an den Drums – wurde davon 

„überschattet“, dass die heutige 

Verwaltungsschuldirektorin Katja 

Lessing derartig energisch in die 

Tasten ihres Keyboards schlug, 

dass die ganze Konstruktion auf 

der Bühne zusammenbrach… 

ohne Folgeschäden. 

Dadurch, dass Projekte immer 

mehr „normaler“ Bestandteil des 

Unterrichts wurden und später 

regelmäßige Schulveranstaltun-

gen im Rahmen der „Schule ohne 

Rassismus/Schule mit Courage“-

Aktivitäten stattfanden, verlor 

sich die Projektwochen-Idee etwa 

ab 2010 etwas. Für die Entwick-

lung von Schulgemeinschaften 

und auch für die kollegialen Be-

ziehungen im Kollegium waren sie 

auf jeden Fall sehr wertvoll. 

Und noch einen wichtigen Effekt 

hatte die erste Projektwoche ge-

gen „Ausländerfeindlichkeit“ 1992: 

Sie förderte an der Verwaltungs-

schule das von ihrem Bildungsauf-

trag und den Anforderungen an 

eine demokratische Verwaltung 

getragene Selbstverständnis, of-

fen für die Auseinandersetzung 

mit gesellschaftlichen Problemen 

zu sein und sich zu positionieren, 

wenn es um Menschenrechte, um 

Demokratie, um Rechts- und So-

zialstaatlichkeit sowie um ökologi-

sche Nachhaltigkeit ging. Das prägt 

ihr Profil bis heute.

Etwas im Dunklen: die Lehrer-Combo (noch ist alles heil)
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Von der Schulrechtsnovellie-

rung über Verordnungsentwurf 

und neue Satzung bis zur Schul-

konferenz

Mit der Übertragung des Berufs-

schulunterrichts für die Fachan-

gestellten für Bürokommunika-

tion auf die Verwaltungsschule 

beschloss der Senat im März 1993 

auf Basis einer von SKP und Sena-

tor für Bildung und Wissenschaft 

eingebrachten Vorlage, dass die 
maßgebenden Inhaltlichen Vor-
gaben des Schulgesetzes und des 
Schulverwaltungsgesetzes auch für 

den Berufsschulunterricht der 

nach Berufsbildungsgesetz ge-

regelten Ausbildungsberufe des 

öffentlichen Dienstes und damit 

auch für die Verwaltungsschule 

anzuwenden seien. Dazu mussten 

in diesen Gesetzen Ergänzungen 

vorgenommen werden. 

Das Schulgesetz sollte um eine 

für die Verwaltungsschule grund-

legende Norm ergänzt werden:

Wird an einer Schule der öffentli-
chen Verwaltung Berufsschulunter-
richt für nach dem Berufsbildungs-
gesetz geregelte Ausbildungsberufe 
erteilt, gelten insoweit die Bestim-

mungen für die öffentlichen Berufs-
schulen entsprechend. 

§ 1 Absatz 4 Bremisches Schul-
gesetz

Im Schulverwaltungsgesetz sollte 

neben der Regelung der Zustän-

digkeit für die innere Schulver-

waltung (§ 3 Absatz 4) und der 

Fachaufsicht (§ 11 Absatz 2) eine 

allgemeine Regelung eingefügt 

werden (§ 18 Absatz 3), durch die 

auch die Vorschriften des Schul-

verwaltungsgesetzes entspre-

chende Anwendung finden, sofern 

nicht die Eigenarten der Verwal-

tungsschule Abweichungen erfor-

derlich machen. – Mit der nächs-

ten Novellierung der Schulgesetze 

im Dezember 1994 beschloss die 

Bürgerschaft diese Regelungen.

Eigentlich sieht das so ergänzte 

Schulverwaltungsgesetz in § 18 

Absatz 3 auch vor, dass SKP und 

Bildungssenator Einzelheiten 

der Übertragung des Schulver-

waltungsgesetzes auf die Verwal-

tungsschule einvernehmlich in 

einer Rechtsverordnung klären. 

Tatsächlich liegt ein elaborier-

ter Entwurf einer Verordnung 

über die Anwendung des Schul-

verwaltungsgesetzes auf die 

Verwaltungsschule der Freien 

Hansestadt Bremen (VOVwSch) 

vom 30. August 1995 vor. Der 

Entwurf, für den der Verwaltungs-

schul-DV federführend war, hielt 

Aufgaben und Rechtsstellung 

der Verwaltungsschule fest und 

sah Regelungen zu Punkten vor, 

an denen das Schulverwaltungs-

gesetz nicht vollständig oder nur 

mit Abweichungen auf die ja auch 

Beamte ausbildendende und fort-

bildend tätige Verwaltungsschule 

übertragbar war, etwa in Bezug 

auf die Mitwirkung, die Gremien 

und die Schulleitung.

Mit der SKP war der Entwurf 

schon abgestimmt. Bei Bildung 

wurde er allerdings nicht mit Prio-

rität behandelt. Als die informelle 

Frage des damals für Schulrecht 

zuständigen Referatsleiters, ob 

es denn praktischen Handlungs-

druck gebe oder ob sich durch die 

Verordnung faktisch etwas ver-

ändere, verneint wurde, wanderte 

der Entwurf ganz nach unten in 

seinen Stapel, wo er wohl bis heu-

te liegt… Er sollte mit seinem prag-

matischen Ansatz Recht behalten 

– es ging auch ohne…

Bezugnehmend auf § 23 

BremSchVwG und „im Vorgriff“ 

auf eine ggf. noch zu erlassende 

Verordnung erarbeitete sich die 

Verwaltungsschule selbst eine 

Satzung, in der sich die für die 

Verordnung entworfenen Rege-

lungen niederschlugen. Ein ers-

ter Entwurf wurde schon Ende 

1997 im Kollegium zur Kenntnis 

genommen und anschließend 

mit der SKP abgestimmt. Ein nur 

redaktionell überarbeiteter Ent-

wurf passierte mit einigen Er-

gänzungen zwei Sitzungen der 

„konstituierenden Schulkonfe-

renz“ im Januar und April 2002. 

Am 12. Juni 2002 beschloss die 

Konstituierende Schulkonferenz 

einstimmig die schon am 25. Ap-

ril vom Lehrerkollegium gebilligte 

Satzung der Verwaltungsschule 

der Freien Hansestadt Bremen. 

Seitdem wird danach verfahren. 

Einige kleinere Änderungen der 

Satzung vollzogen später jeweils 

Änderungen des Schulverwal-

tungsgesetzes nach.

Die gravierendste Veränderung 

für das wirkliche Schulleben ist 

die überragende Rolle der Schul-

konferenz, die seit 2001 regelmä-

ßig ein- oder zweimal jährlich tagt 

(im Februar 2023 war es die 28. 

Sitzung). An ihren Sitzungen neh-

men neben hauptamtlichen Lehr-

kräften auch Vertreter:innen der 

Nebenamtlichen, des nicht-unter-

richtenden Personals der Verwal-

tungsschule, Schüler:innen, Teil-

nehmende aus den Förder- und 

Aufstiegslehrgängen, Arbeitgeber 

(AFZ 40, HOLG, JVA…) und Per-

sonalräte (GPR, APR, örtlicher 

Personalrat) teil. Die Schulkonfe-

renzen diskutieren die Jahresbe-

richte der Schulleitung und die 

Evaluationsergebnisse, verab-

schieden die Jahresprogramme, 

beschließen über größere Vor-

haben und sind auch das Forum 

für Kritik und Verbesserungsvor-
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schläge aus den Klassen und Lehr-

gängen. Durchgängig herrschte 

bisher eine sehr konstruktive 

Atmosphäre, meistens erfolgten 

die Beschlüsse sehr einvernehm-

lich. Die Schulkonferenzen haben 

neben den Lehrerkonferenzen 

(„Dienstbesprechungen“) sehr zur 

Transparenz des Schullebens und 

auch zur Systematisierung der 

Schulleitungsarbeit beigetragen.

Differenziertere Strukturen 

im Kollegium - Fachbereichs-

leitungen

Direktoren gab es von Anfang 

an, Stellvertreter erst, nachdem 

es überhaupt weitere hauptamt-

liche Lehrkräfte an der Verwal-

tungsschule gab. Beide Ämter 

– der Direktorstellvertreter in-

zwischen mit eigenen Aufgaben-

bereichen – waren auch in der 

Bremischen Besoldungsordnung 

verankert. Die anderen Lehr-

kräfte wurden, soweit sie die 

persönlichen Voraussetzungen 

erfüllten, wie Lehrkräfte an öf-

fentlichen Schulen eingruppiert. 

Der jüngste Verwaltungsschulpensionär Peter Graff überreicht KDF als „Wanderpokal“ das alte Verwaltungsschul-
Schild aus der Schillerstraße. Mit am Tisch: Finanzstaatsrat Lühr, Bildungssenator Willi Lemke, DV Holger Wendel und 
(abgewandt) Peter Garrelmann und Jürgen Schmidt vom GPR

Weser-Kurier vom 23. Dezember 2003

Da alle neben Lehre und Prüfung 

zugleich als Fachleiter:innen 

mindestens ein Fach curricu-

lar und bei der Stundenplanung 

sowie ggf. nebenamtliche Lehr-

kräfte betreuten, beantragte der 

Verwaltungsschuldirektor 1990 

für alle eine Stellenhebung (ent-

sprechend Oberstudienräten an 

Gymnasien und Berufsschulen). 

Das lehnte die SKP 1992 ab, 

erklärte sich aber zu einer „Ver-

breiterung der Leitungsebene“ 

bereit. Die Verwaltungsschule 

entwickelte nun ein Leitungs-

modell, das schließlich entspre-

chend der Aufgabenentwicklung 

drei Fachbereichsleitungen 

vorsah: „Berufsschule“, „Fortbil-

dung“ und „Beamtenausbildung, 

dienstbegleitender Unterricht, 

Lernplanung“, das erstmals im 

September 1993 im Organisati-

ons- und Geschäftsverteilungs-

plan (noch mit „n.n.“) auftaucht. 

Die SKP hatte diese Fachbe-

reichsstruktur zuvor akzeptiert 

und bestimmt, dass eine Stelle in 

Personalunion durch den Stell-

vertreter und die beiden ande-

ren Funktionsstellen aus dem 

Kreis der Verwaltungsschullehr-
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kräfte zu besetzen seien. – Die-

se an sich positive Entwicklung 

wurde bei der Stellenbesetzung 

zur Zerreißprobe im bis dahin 

auf Augenhöhe agierenden, auf 

eine lange vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit zurückblickenden 

Kollegium und führte zu einer 

zwischenzeitlichen Eiszeit im 

Lehrertrakt, die aber glücklicher-

weise relativ schnell wieder „auf-

taute“. – Die Leitungsstruktur 

– Direktor:in/Stellvertreter:in/

Fachbereichsleiter:innen – blieb 

im Prinzip bis heute erhalten, 

wurde 15 Jahre später – analog 

zu öffentlichen Schulen – jedoch 

noch durch eine „Didaktische 

Leitung“ ergänzt.

Abschied Fischer und Neuauf-

stellung der Leitung

Der Schlussakkord dieses Kapi-

tels gehört Klaus-Dieter Fischer, 

der zum Ende des Jahres 2003 

Klaus-Dieter Fischer und sein Nachfolger Holger-Andreas Wendel

mit 63 Jahren in den … nein, nicht 

in den Ruhestand, sondern in die 

Vollbeschäftigung bei Werder 

Bremen ging, aber die Verwal-

tungsschule nach fast 40 Jahren 

Zugehörigkeit zum hauptamtli-

chen Kollegium und fast 25 Jah-

ren Schulleitung verließ. „KDF“ 

hat die Schule nicht nur durch 

seine charismatische Persönlich-

keit geprägt, sondern maßgeblich 

an wichtigen Weichenstellungen 

mitgewirkt – Stichworte sind An-

gestellten-Ausbildung (BGJ und 

VFA) und Entwicklung der Ver-

waltungsschule zur Berufsschule, 

Aufbau des AFZ und Umzug ins 

BBZ sowie Übernahme der Fach-

wirte-Fortbildung. In entschei-

denden Augenblicken hat er ent-

schlossen zugepackt. Er hat die 

Verwaltungsschule erfolgreich 

über Berge (Ausbildungsoffen-

sive Anfang der 80er), aber auch 

durch Täler (Einstellungsstopp) 

gesteuert. Er hat sich nicht ge-

scheut, junge, auch – wie er selbst 

sagte – „unbequeme“ Leute um 

sich herum zu haben; er hat an sie 

viele Aufgaben delegiert, er hat 

sie dann aber – im positiven Sinne 

– auch „machen lassen“. Dadurch 

hat er viele Menschen gefördert, 

die anschließend im ressortüber-

greifenden Personalmanagement 

wichtige Aufgaben bekleideten. 

Dass sie sich „KDF“ in der einen 

oder anderen Situation verpflich-

tet fühlten, hat der Schule jeden-

falls nicht geschadet.

Die Wertschätzung für Klaus-Die-

ter Fischer kam auch bei seiner 

Verabschiedung zum Ausdruck. 

In Anwesenheit seines Werder-

freundes und damals amtieren-

den Bildungssenators Willi Lemke 

würdigte Fischers langjähriger 

Stellvertreter Henning Lühr als 

Finanzstaatsrat KDF’s Wirken 

und charakterisierte seine Leitung 

unter Anspielung auf Werder Bre-
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durch die Schüler- und Studen-

tenbewegung, durch Uni-Diskurs 

und gewerkschaftliche Debatten 

und fühlte sich eigentlich bis zu 

seiner Pensionierung 2021 – auch 

er wurde mit 17-jähriger Amts-

zeit zum Langzeit-Direktor – als 

„Quereinsteiger“ in die Verwal-

tung. Sein Führungsstil war mehr 

die Diskussion… die Ergebnisse 

stehen im nächsten Kapitel.

Als stellvertretenden Direktor 

wählte Wendel mit Manfred Jaco-

bi einen langjährigen Verwaltungs-

profi und Verwaltungsschullehrer 

aus, der zuletzt den Fachbereich 

„Fortbildung“ geleitet hatte und in 

der Lage war, Wendel, falls erfor-

derlich, „zu erden“ – als Tandem 

ein gutes Leitungsgespann.

men als …

„Management by KDF – alle Spie-
ler müssen ihren Platz einnehmen, 
dann wird delegiert und nach vorn 

gespielt.“

Staatsrat Lühr

Fischers Stellvertreter Holger 

Wendel dankte im Namen aller 

Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter für seinen „menschlichen Füh-
rungsstil“ und ernannte ihn – ohne 

Anspielungen an Werder kam kei-

ner aus – zum „Ehrenspielführer“. 
Waschkörbeweise kamen Gruß-

karten an und viele Mitarbeiter:in-

nen ließen es sich nicht nehmen, 

KDF coram publico in teils sehr 

persönlichen Worten zu danken. 

Fischer selbst betonte, auch in 

schwierigen Zeiten seine Arbeit 

als sinnvoll und befriedigend emp-

funden zu haben und jeden Tag 

gern ins AFZ gekommen zu sein.

Die Lücke, die Fischer hinter-

ließ, war groß. Aber – und dann 

ist auch Schluss mit Fußball-Ana-

logien – „Lebbe geht weiter“. 2004 

wurde Holger-Andreas Wendel 

zum Leiter des AFZ und zum Di-

rektor der Verwaltungsschule 

berufen. Wendel, Absolvent der 

einphasigen Bremer Reform-Ju-

ristenausbildung und 1991 aus 

der gewerkschaftlichen Bildungs-

arbeit an die Verwaltungsschule 

gewechselt, war ganz anders so-

zialisiert als Fischer, mehr geprägt 

Gespräch mit Klaus-Dieter Fischer

Faszination Verwaltungsschule

Klaus Dieter, wenn wir Deine berufliche Vita im 

öffentlichen Dienst betrachten, dann gab es im 

Grunde nur eine einzige Dienststelle: die Ver-

waltungsschule der Freien Hansestadt Bremen. 

Hauptamtlicher Lehrer, stellvertretender Direk-

tor und über viele Jahre Direktor der Schule. Was 

hat Dich nach Deiner Ausbildung zum Verwal-

tungsinspektor 1964 veranlasst, als Lehrkraft zu-

rück zur Verwaltungsschule zu gehen, die Du doch 

gerade als Schüler verlassen hattest?

KDF: Es war mein ursprünglicher Berufswunsch, 

Lehrer zu werden. Da mein Vater nicht in der Lage 

war, mich bei einem Studium finanziell zu unterstüt-

zen, bewarb ich mich bei diversen Arbeitgebern des 

öffentlichen Dienstes (Land Bremen, Oberfinanz-

direktion, Zoll, Wasser-und Wirtschaftsdirektion) 

Ich erhielt nach Bestehen der Auswahlverfahren 

von allen eine Zusage und konnte auswählen  Ich 

war schon seit 1958 bei Werder Bremen Jugend-

trainer und Schiedsrichter. Bei den montäglichen 

Trainerbesprechungen traf ich gelegentlich in der 

Weser-Stadion-Gaststätte den späteren bremi-

schen Präsidenten des Senats Hans Koschnick - da-

mals Leiter des bremischen Sportamtes -, der mit 

Werders Vorstand Skat spielte. Er riet mir, das Ein-

stellungsangebot der bremischen Verwaltung an-

zunehmen. Diesen Ratschlag befolgte ich und habe 

es nie bereut.

Nach Bestehen der 2. Verwaltungsprüfung wurde 

ich der Wirtschaftsabteilung des Krankenhauses 

St. Jürgenstraße zugewiesen. Obwohl ich die mehr 

privatrechtlichen Aufgaben sehr interessant fand, 

lebte mein Lehrertraum weiter. Anfang 1964 griff 

ich zum Telefonhörer und rief den Direktor der 

Verwaltungsschule, Hans Kulke, an und fragte nach 

der Möglichkeit, nebenamtlicher Lehrer an seiner 

Schule zu werden. Zu meiner Überraschung bot 

er mir an, eine Lehrprobe im Fach Staatslehre zum 
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Thema „Die Bedeutung des Wiener Kongresses“ in 

einem Lehrgang des gehobenen Dienstes zu halten. 

Die Lehrprobe lief wohl ganz gut, denn ich bekam 

von Kulke das Angebot, ab 24.3.1964 an der Ver-

waltungsschule als außerplanmäßiger Inspektor 

mit einer Lehrzulage von 50 DM und als einziger 

hauptamtlicher Lehrer der Schule anzufangen.

„Fördern und Fordern“ sind heute in vielen Be-

reichen zwei gängige Schlagworte. Wie war unter 

diesem Aspekt Deine Zusammenarbeit mit dem 

damaligen Schuldirektor Hans Kulke?

KDF: Ich erlebte mit Kulke einen Vorgesetzten, der 

mich unglaublich forderte und wenig später auch 

förderte. Ich musste nach einer knapp zweimonati-

gen Vorbereitungszeit am 1.4.64 mit halber Pflicht-

stundenzahl in den Fächern Staatslehre und Politik, 

Haushalts- und Finanzwesen und Beamtenrecht 

unterrichten. Kulke hospitierte während des ersten 

Schulhalbjahres nur zweimal. Die anschließenden 

Kritikgespräche waren fair, klar und sehr hilfreich.

Zusätzlich belegte ich vier Semester ausgewählte 

Studienfächer (Pädagogik, Psychologie, Sozialpsy-

chologie, Methodik des Unterrichts, Marxismus, 

Verfassungskunde) an der bremischen Pädagogi-

schen Hochschule. Darüber hinaus stellte mir Kul-

ke den Kontakt zu bremischen Behörden her, in de-

nen ich z. B. Fälle aus der Praxis für den Unterricht 

erhielt und über Änderungen und Neuerungen des 

Rechts informiert wurde. Zusätzlich erwartete er 

von mir, dass ich meine Fortbildung insbesondere 

für das Fach Staatslehre z. B. an Volkshochschulen, 

Hochschulen, Universitäten und Stiftungen selbst 

organisierte. Das Fordern und das damit verbunde-

ne Fördern durch Kulke wuchsen mit seinem Ver-

trauen in meine Fätigkeiten. Klare, offene Kritik, 

hilfreiche Vorschläge, Übertragung weitere Auf-

gaben korrespondierten mit der Gewährung von 

beruflicher Freiheit. So erhielt ich z. B. 1965 den 

Auftrag, die Fortbildung für die „Zwölfender“ zu 

organisieren, also für Soldaten, die nach Ende ihrer 

zwölfjährigen Bundeswehrdienstzeit in den Ver-

waltungsdienst wechseln wollten. Auswahl neben-

amtlicher Kollegen:innen, Unterricht in Lehrgängen 

des gehobenen Dienstes, pädagogischer Fortbil-

dung für die Lehrkräfte an der Verwaltungsschule 

wurden mir übertragen. Da die Zahl der hauptamt-

lichen Lehrkräfte ab Ende der sechziger Jahre ste-

tig wuchs, lernte ich von Kulke auch das Fördern in 

Form von Beförderungen. Da ich immer noch der 

jüngste , aber auch der „dienstälteste“ der haupt-

amtliche Lehrkräfte war, entstand der Konflikt, wer 

bei begrenzter Anzahl der Beförderungsstellen „an 

der Reihe“ war. Kulke diskutierte diesen Konflikt 

offen mit allen und war dankbar, als ich für einen 

älteren Kollegen bei einer Beförderung zurücktrat.

In den vielen Jahren hast Du an vorderster Stelle 

die Geschicke der bremischen Verwaltungsaus-

bildung maßgeblich bestimmt. Dadurch hast Du 

zahlreiche Kontakte zu senatorischen Dienststel-

len, zum Senat und zur Bürgerschaft gehabt. Bei 

Deiner Präsenz im staatlichen und politischen Be-

reich, vor allem aber bei Deiner Kompetenz muss 

es doch Bestrebungen gegeben haben, Dich für 

andere Aufgaben abzuwerben.

KDF: Diese Anerkennung der Leistungen und des 

persönlichen Verhaltens erzeugte ein Klima des 

gegenseitigen Vertrauens verbunden mit großer 

inhaltlicher Freiheit. Dieses war für mich hilfreich, 

diversen „Abwerbungsversuchen“ zu widerstehen. 

Ich erinnere mich an ein Angebot Mitte der sieb-

ziger Jahre, eine wesentlich höher dotierte Stelle 

beim Senator für Bildung zu übernehmen.

Nahezu slapstickartig verlief Anfang der achtziger 

Jahre ein Angebot des Finanzsenators Claus Gro-

becker.  Ich saß beim Mittagessen im Restaurant 

„Papagallo“ mit meinem Vertreter, dem späteren 

Klaus-Dieter Fischer
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langjährigen Staatsrat Henning Lühr. Grobecker 

kam an unseren Tisch und zeigte mit dem Finger auf 

mich und brummelte: „Ab morgen mit Krawatte, du 

wirst mein Oberkellner“. Auf unsere fragenden Ge-

sichter hin erklärte er mir: „Du wirst mein Staatsrat 

und hörst mit Deiner ehrenamtlichen Tätigkeit bei 

Werder auf.“ Ich brauchte nur einen Tag, mich für 

meine berufliche Freiheit als Direktor der Verwal-

tungsschule zu entscheiden. 

Schwieriger wurde es für mich bei weiteren An-

geboten, da intensiver um mich geworben wurde. 

Ende der achtziger Jahre bekam ich ein erneutes 

Angebot, Staatsrat der Senatskommission für Per-

sonalwesen (SKP) zu werden und wenig später 

wurde mir die Stelle eines Abteilungsleiters in der 

SKP angeboten.

Was hat Dich bewogen, der Verwaltungsschule 

und dem AFZ bis zum Ende Deiner beruflichen Tä-

tigkeit im öffentlichen Dienst treu zu bleiben?

KDF: Die Argumente – trotz lukrativer Angebote - 

der Verwaltungsschule treu zu bleiben, sind letzt-

lich gleich geblieben, haben sich aber immer weiter 

verstärkt, wobei ein Motiv, mehr Geld zu verdie-

nen, bei mir nie vorhanden war. Mein ursprüng-

licher Wunsch, Lehrer zu werden, hat sich an der 

Verwaltungsschule durch Zufall, Glück und meinem 

Einsatz fast märchenhaft erfüllt. Die Zusammenar-

beit insbesondere mit jüngeren Menschen, immer 

wechselnde und anspruchsvollere Anforderungen, 

die häufig spürbare Resonanz der Schüler:innen, 

zusätzliche spannende Aufgaben (das Verfassen 

von fünf Fachbüchern und Zeitungsartikeln - z. 

B schon 1969 in der bundesweit erscheinenden 

Zeitschrift des DGB - Der Deutsche Beamte) die 

Entwicklung neuer Lehrpläne, Mitgliedschaft bzw. 

Leitung einiger Prüfungsausschüsse, die Federfüh-

rung einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe 

zur Schaffung neuer Arbeits-und Ausbildungsplät-

ze) waren die Erfüllung eines Traums, verbunden 

mit großer persönlicher und inhaltlicher Freiheit. 

Das Fundament dafür hat mir mein einziger un-

mittelbarer Vorgesetzter Kulke gelegt. Fordern 

und fördern, Vertrauen in die Mitarbeiter:innen 

bei großer beruflicher Eigenständigkeit, Klarheit, 

Fairness und Gerechtigkeit als Führungselemente 

waren die wesentlichen Merkmale, die ich versucht 

habe, auch in meiner Leitungsfunktion von 1979 bis 

2003 zu realisieren. Diese Faktoren haben mich an 

die Verwaltungsschule gefesselt, bis dann am Ende 

meiner Berufszeit das Angebot kam, dem ich nicht 

widerstehen konnte: Geschäftsführer und Präsi-

dent von Werder Bremen zu sein.

Danke für Deine offenen Worte.

 

Das Gespräch führte Manfred Jacobi
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• Ein Blick auf Berlin und 

die Welt: Im Bund wird 2005 die 

rot-grüne Koalition „Schröder II“ 

abgelöst. Es folgen zunächst eine 

„Große Koalition“ von CDU und 

SPD mit Bundeskanzlerin Angela 

Merkel, 2009 eine schwarz-gelbe 

Koalition (Kabinett „Merkel II“), 

2013, weil die FDP an der 5%-Hür-

de scheitert, erneut eine Große 

Koalition („Merkel III“) und noch-

mals 2017 („Merkel IV“), nachdem 

monatelange „Jamaika“-Verhand-

lungen (CDU/CSU, Grüne, FDP) 

am Ausstieg der FDP gescheitert 

waren. 2021 dann nach 16 Jahren 

Merkel-Kanzlerschaft der Wech-

sel: Die SPD wird stärkste Partei 

und koaliert mit Grünen und FDP 

zur „Ampel“ unter Bundeskanzler 

Olaf Scholz. Die aus den USA ex-

portierte Weltfinanzkrise 2008 

läutet die weltweite Krise des 

Neoliberalismus ein, die sich im 

Euroraum als Staatsschuldenkrise 

fortsetzt. Der Tsunami in Südost-

asien 2004 erschüttert die Welt 

und die ebenfalls aus einem Tsu-

nami resultierende Reaktorkatas-

trophe in Fukushima 2011 führt 

in Deutschland zu einer Wende 

in der Atompolitik. 2015/2016 

steigt die Zahl geflüchteter Men-

schen (v.a. aus Syrien und ande-

ren vorderasiatischen Ländern) 

nach Europa und Deutschland 

dramatisch; die „Flüchtlingskrise“ 

stellt den Staat vor große Heraus-

forderungen und polarisiert die 

Gesellschaft, rechtsextreme und 

-populistische Organisationen, 

insbesondere die AFD erhalten 

Zulauf. Die Klimakrise wird immer 

unübersehbarer und beherrscht 

seit etwa 2018 die Diskussion 

(u.a. Fridays for Future). 2020 

und 2021 waren die Pandemie-

Jahre. Und 2022 veränderte der 

russische Militärangriff auf die 

Ukraine die Welt – besonders 

für Europa, das nach 1990 noch 

auf ein friedliches „gemeinsames 

europäisches Haus“, Russland 

eingeschlossen, gehofft hatte. 

• In Bremen endeten 2005 

die Ära Scherf und 2007 die Zeit 

der großen Koalitionen. Der neue 

Bürgermeister Jens Böhrnsen 

bildete eine rot-grüne Koalition 

(mit der grünen Bürgermeisterin 

Karoline Linnert, die als Finanz-

senatorin 12 Jahre lang auch für 

das ressortübergreifende Per-

sonalmanagement und damit für 

Aus- und Fortbildung mitsamt 

der Verwaltungsschule zustän-

dig war). 2011 und 2015 wurde 

Rot-Grün bestätigt, die Grünen 

konnten 2011 sogar die CDU 

überholen. Allerdings verlor die 

SPD 2015 deutlich an Stimmen, so 

dass Böhrnsen einen Rückzieher 

machte und Carsten Sieling neuer 

Präsident des Senats wurde. Die 

Wahl 2019 endete für die SPD 

mit einem Debakel: Sie wurde 

erstmals von der CDU überholt, 

die aber trotzdem nicht ins Rat-

haus einzog, weil die SPD mit Grü-

nen und Linken (erstmals in einer 

westdeutschen Landesregierung) 

koalierte. Präsident des Senats 

wurde nun Andreas Bovenschul-

te. Die Wahlen 2023 bestätigten 

Koalition und Bürgermeister. Vier 

Jahre lang war der Grüne Dietmar 

Strehl Finanzsenator, nun ist es 

Björn Fecker, ebenfalls Bündnis 

90/Die Grünen. Politisch wurde 

die Zeit weiterhin von der Finanz- 

und Haushaltskrise geprägt, wo-

bei es Bremen gelang, für 10 Jah-

re weitere Haushaltshilfen vom 

Bund zu erhalten – jährlich 300 

Millionen, die allerdings an ein von 

Bund und Ländern überwachtes 

Konsolidierungsprogramm ge-

knüpft waren. Neben den „gro-

ßen“ Themen waren auch die Bil-

dungspolitik, die Verkehrspolitik, 

die Stadtentwicklung, die Integ-

rationspolitik und die innere Si-

cherheit heiß diskutierte Themen 

– und natürlich der Abstieg (2021) 

und sofortige Wiederaufstieg 

(2022) von Werder Bremen… 

• Spätestens seit Mitte der 

00er Jahre dominieren die The-

men Digitalisierung und E-Go-

vernment die weitere Verwal-

tungsmodernisierung. Staat und 

Verwaltung griffen neue technolo-

2004 bis 2021: Die letzten 20 Jahre – Blitzlichter

2004 – gefühlt beginnt hier die (mehr oder weniger) „vollendete Gegenwart“. Und vor der Erstveröffentlichung dieses 
Beitrages passierte, was auf keinen Fall passieren sollte: Der Termin der Endredaktion rückte bedrohlich nah und wir 
hatten unser Werk noch nicht vollendet… Aber vielleicht war das gar nicht so schlecht. Denn es fühlte sich nicht gut an, 
„historisierend“ über eine Zeit an der Verwaltungsschule zu schreiben, zu der noch die nötige Distanz fehlt und die man 
zudem selbst nicht unmaßgeblich mitgestaltet hat. Also haben wir versucht, aus der Not eine Tugend zu machen, und 
führen aus der Fülle der Ereignisse und Erinnerungen der letzten zwanzig Jahre nur ein paar Highlights des Schullebens 
auf, ohne sie weiter zu kommentieren. Die geschichtliche Einordnung, was wichtig und was vielleicht weniger wichtig 
war, was gut und was schlecht, was richtig und was falsch und welche Bedeutung einzelne Personen hatten, müssen 
und mögen dann andere machen…



2004 bis 2021: Die letzten 20 Jahre – Blitzlichter

129

gische Veränderungen (vom Inter-

net über das Smartphone bis zu 

Künstlicher Intelligenz) sowie ge-

sellschaftliche und wirtschaftliche 

Entwicklungen auf („digitale Revo-
lution“ „Industrie 4.0“; „Arbeit 4.0“). 
Es ging zunehmend nicht nur um 

digitale Abbildung analoger Daten 

und Prozesse, sondern um elek-

tronische Leistungserbringung, 

optimierte Prozesse, intelligente-

re („smartere“) Leistungen der Ver-

waltung (und politische Entschei-

dungen), um mehr Transparenz 

und gesellschaftliche Teilhabe. Di-

gitale Transformation und E-Go-

vernment wurden „zum zentralen 
Ansatzpunkt der Verwaltungsmo-
dernisierung“ (Bogumil/Jann). Zur 

Verbesserung der Kooperations-

möglichkeiten zwischen Bund und 

Ländern samt Gemeinden wurde 

2009 eigens das Grundgesetz er-

gänzt (Artikel 91c). Das 2010 ge-

schaffene Bund-Länder-Organ 

IT-Planungsrat wurde zum zentra-

len organisatorischen Hebel, um 

die bis dahin informelle föderale 

Kooperation durch klare Koope-
rations-, Gremien- und Verantwor-
tungsstrukturen (Henning Lühr) zu 

ersetzen. Rechtliche Treiber wa-

ren das 2013 verabschiedete E-

Government-Gesetz und das On-

line-Zugangsgesetz von 2017, mit 

dem ehrgeizig geplant wurde, bis 

2022 die 575 wichtigsten Verwal-

tungsleistungen zu digitalisieren. 

Bremen gehört in Deutschland zu 

den Vorreitern der Verwaltungs-

digitalisierung; namentlich der 

langjährige Finanzstaatsrat (und 

ehemalige stellvertretende Ver-

waltungsschuldirektor) Henning 

Lühr, einige Jahre auch Vorsit-

zender des IT-Planungsrates, und 

der damalige Abteilungsleiter für 

ressortübergreifendes IT-Ma-

nagement Dr. Martin Hagen – in-

zwischen Lührs Nachfolger als 

Staatsrat – waren Aktivposten 

dieses Prozesses. – Ein Thema im 

Interview mit Dr. Henning Lühr

„Die Ausbildung muss den Wandel 

der Verwaltung widerspiegeln“

Dr. Henning Lühr war von 1980 bis 1990 Lehrer und stellvertretender Di-
rektor der Verwaltungsschule. In der SKP wurde er zunächst Referent, ab 
1991 Abteilungsleiter und nach deren Auflösung Abteilungsleiter für Ver-
waltungs- und Personalmanagement beim Finanzsenator. Von 2003 bis 
2020 war er dort Staatsrat. Er hat sich besonders im Bereich der Digita-
lisierung der Verwaltung („Qualifica Digitalis“) engagiert. Nach seiner Pen-
sionierung ist er u.a. als Honorarprofessor an der Hochschule Bremen tätig.

Henning, Du hast über fünf Jahrzehnte Verwaltungsentwicklung 

und ausbildung miterlebt und selbst gestaltet. In Bremen verkör-

perst Du quasi die Schnittstelle Verwaltungsreform – Ausbildung. 

Dass es da einen engen Zusammenhang gibt, liegt auf der Hand, 

oder?

HL: Klar, die Diskussionen über eine Neuordnung der Ausbildung 

im öffentlichen Sektor liefen immer in einer Parallelspur zur Verwal-

tungsentwicklung selbst. Das fing ja lange vor unserer Zeit an. Die 

Einführung der berufsbezogenen Ausbildung für Verwaltungsbeamte 

wurde erst initiiert im Zuge der preußischen Verwaltungsreformen, 

vor allem unter Friedrich dem Großen. Vorher waren die Verwal-

tungsfunktionen noch in erster Linie auf Ordnungs- und Sicherheits-

funktionen ausgerichtet, erst im 18. und 19. Jahrhundert gab es die 

Ansätze zu einem modernen Staatswesen mit einer eigenständig or-

ganisierten Verwaltung. Im positiven Sinne bürokratischere Verfah-

rensabläufe erforderten aber auch mehr Professionalität und damit 

spezielle Ausbildung.

In Bremen kam das erst deutlich später an…

HL: Trotzdem hatte die Entwicklung in Preußen großen Einfluss 

auf die Verwaltung anderer deutscher Staaten. Die fortschreiten-

de Industrialisierung und deren Auswirkungen auf die Arbeits- und 

Lebenswelten, dann auch die Folgen des Ersten Weltkrieges erwei-

terten die Aufgabenfelder der Verwaltung und führten zu deren wei-

terem Ausbau. In die Zeit fällt dann ja auch der Ursprung unserer Ver-

waltungsschule.

Die Weimarer Republik war nun erstmals auch eine demokratisch 

verfasste Ordnung…

HL: Ja, allerdings änderte sich die klassische Bürokratie in dieser Pha-

se der deutschen Geschichte auch durch politische Ansätze zur De-

mokratisierung nicht wesentlich.
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Der Beginn der NS-Diktatur 1933 wirkte sich für 

die weitere Demokratisierung der Verwaltung ver-

heerend aus.

HL: Das Dritte Reich war ein Rückfall in barbarische 

Zustände staatlicher Machtausübung. Wesentliche 

Teile der Verwaltung wurden in das totalitäre System 

integriert. Die NS-Staatsziele waren die Vorgabe, der 

Staatsapparat war ein willfähriger bürokratischer Ap-

parat zu deren Umsetzung. Die ideologische Ausrich-

tung führte auch zu einer Entprofessionalisierung 

der Verwaltung…

… übrigens auch der Ausbildung. Die Nazis legten 

mehr Wert auf die nationalsozialistische Ideo-

logisierung als auf die fachliche Ausbildung… 

Wie beurteilst Du die Jahre nach dem Krieg in Bre-

men und Westdeutschland?

HL: Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die deut-

sche Verwaltung demokratisch neu aufgebaut, wo-

bei auf die bewährten preußischen Strukturen und 

Rationalitäten zurückgegriffen wurde. Im Rahmen 

der Staatsentstehung wurde von den alliierten Be-

satzungsmächten in den Westzonen ein föderales 

Mehrebenensystem etabliert, wobei die Länder und 

Kommunen wesentliche Träger öffentlicher Verwal-

tung wurden…

… was dem Städte-Staat Freie Hansestadt Bremen 

sehr entgegenkam…

HL: Ja, in ersten Ansätzen wurde die Verwaltung, ins-

besondere durch das Prinzip der kommunalen Selbst-

verwaltung und die Neugestaltung der Verwaltungs-

vorgänge auch bürokratieärmer gestaltet.

Und personell? 

HL: Die Entnazifizierung fand sehr zögerlich statt 

und blieb unvollkommen. Personelle Kontinuitäten 

und die restriktive Wiedereinführung des Berufsbe-

amtentums prägten die Sozialstruktur und die hierar-

chische Arbeitsweise der öffentlichen Verwaltungen 

auf lange Zeit und waren der Demokratisierung nicht 

förderlich.

Lass uns in die Neuzeit springen – und die beginnt 

ungefähr mit Deinem Start an der Verwaltungs-

schule zu Beginn der 80er.

HL: Die Verwaltungsreformen in den 1980er Jah-

ren konzentrierten sich, begleitet von einem umfas-

senden politischen Diskurs, auf die Einführung von 

Management-Methoden in der öffentlichen Ver-

waltung. Hier wurden Prinzipien aus der Privatwirt-

schaft übernommen, um die Verwaltung effizienter 

zu gestalten. Ausgelöst durch Verwaltungsreformen 

Henning Lühr
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in den Niederlanden gab es einen Hype um das sog. 

„Neue Steuerungsmodell“, auch „New Public Ma-

nagement“, ein eher betriebswirtschaftlicher Ansatz 

einer funktionsgerechten und ressourcenorientier-

ten Verwaltung…

… was ja sowohl bei Zeitgenossen als auch rückbli-

ckend Anlass zu kritischen Kommentaren gab…

HL: Ja, aber es bleibt festzuhalten, dass das von der 

KGSt weiterentwickelte Modell zum umfassenden 

Ansatz zur Verwaltungsmodernisierung und -opti-

mierung wurde und Kommunen bis heute hilft, ihre 

Arbeitsabläufe effizienter zu gestalten, die Dienst-

leistungsqualität zu verbessern und sich an aktuelle 

Anforderungen anzupassen. Und die konkrete Um-

setzung kann je nach Kommune variieren, da die Be-

dürfnisse und Strukturen unterschiedlich sind.

Kommen wir ins 21. Jahrhundert.

HL: In den letzten Jahrzehnten standen und stehen 

die Digitalisierung der Verwaltung, die Bürgerorien-

tierung und die Vereinfachung von Verwaltungspro-

zessen im Fokus. Die E-Government-Initiativen ziel-

ten darauf ab, Verwaltungsdienstleistungen online 

anzubieten. Dies ging mit einer Modernisierung der 

Verwaltungsprozesse einher, deren Ziel es ist, die 

Bürgernähe zu erhöhen und die Effizienz zu steigern.

Täuscht der Eindruck oder läuft dieser Prozess et-

was zäh ab?

HL: Ja, aber nach zögerlichem Beginn und Verän-

derungen bei den Entscheidungsprozessen in der 

Digital Governance ist er nach meinem Eindruck in-

zwischen als Herausforderung für die Verwaltung 

etabliert.

Siehst Du weitere zentrale Herausforderungen für 

die Verwaltung?

HL: Krisen, Krieg, Flucht, Integration, Armut, demo-

grafischer Wandel, Globalisierung und Klimawandel 

– all diese aktuellen Entwicklungen erfordern eine 

weitere Staatsmodernisierung. Verwaltungen ste-

hen vor der Herausforderung, sich an die steigende 

Komplexität anzupassen, flexiblere und effizientere 

Verwaltungsstrukturen aufzubauen. Verwaltung be-

nötigt ein krisenreselientes Managementsystem und 

eine Digital Governance.

Lass uns noch einen Blick auf die Entwicklung der 

Verwaltungsausbildung werfen: Wo siehst Du da 

die Haupttrends?

HL: Die traditionelle Verwaltungsausbildung erfolg-

te in der Vergangenheit ja an internen Verwaltungs-

fachschulen und vermittelte vorrangig juristisches 

und verwaltungsbezogenes Fachwissen. Über die 

Jahrzehnte gibt es eine Entwicklung von einer rein 

rechtlichen Ausbildung hin zu einer breiteren, auf die 

Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger ausgerich-

teten Ausbildung mit Fokus auf Effizienz, Digitalisie-

rung, modernem Management und demokratischer 

Beteiligung. Dies erfolgte auch über eine Moderni-

sierung der Ausbildungsberufe in Wirtschaft und 

Verwaltung: Die Ausbildungsberufe wurden den An-

forderungen der modernen Verwaltung angepasst. 

Die „Verwaltungsfachangestellten“ zum Beispiel ler-

nen nicht nur Verwaltungsrecht, sondern auch Bür-

gerkommunikation, Büroorganisation und IT. 

Die Ausbildung veränderte sich auch methodisch-

didaktisch…

HL: Ja, erheblich. Im Laufe der Zeit wurde die Ausbil-

dung immer stärker praxisorientiert gestaltet und die 

praxisnahe Anwendung von Wissen wurde betont, 

um Absolventen besser auf die realen Anforderun-

gen im Beruf vorzubereiten. Handlungsorientierung 

wurde ein wesentliches Element. 

Neben die Verwaltungsschule trat in Bremen zu-

nächst die Hochschule für Öffentliche Verwaltung, 

dann die Hochschule Bremen mit ihrem dualen Stu-

diengang Public Administration…

HL: Neben den traditionellen Verwaltungsausbil-

dungen wurden auch Studiengänge für den geho-

benen Dienst etabliert. Hier stehen neben rechtli-

chen Kenntnissen verstärkt betriebswirtschaftliche 

Grundlagen, Führungskompetenzen und Manage-

ment-Prinzipien im Fokus. Mit der fortschreitenden 

Digitalisierung gewinnen Kenntnisse im Bereich der 

IT und Prozessoptimierung an Bedeutung. Die Aus-

bildung in der Verwaltung wurde daher zunehmend 

interdisziplinär ausgerichtet.

 … Du hast neben der klassischen „Erstausbildung“ 

auch immer sehr den Fortbildungssektor gefördert 

(und gefordert!)
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HL: Ich bin immer noch der Meinung, dass die Verwaltung neben der 

klassischen laufbahnorientierten Qualifizierung unbedingt ein offe-

nes Aus- und Fortbildungssystem benötigt, um Seiteneinsteiger:in-

nen die Beschäftigung in der Verwaltung zu ermöglichen, um auch 

über Aufstiegsmöglichkeiten für das eigene Personal qualifizierten 

Bedarf zu decken – und nicht zuletzt, um die Attraktivität des öffent-

lichen Dienstes als Arbeitgeber zu steigern. 

… Wenn man auf bestimmte gesellschaftliche Stimmungen und 

politische Entwicklungen schaut, kann man sich Sorgen machen 

hinsichtlich der Stabilität unserer demokratisch verfassten Ge-

sellschaft. Muss das Konsequenzen haben für die Ausbildung?

HL: Natürlich! Gerade in Zeiten gesellschaftlicher und politischer 

Auseinandersetzungen, die mit einem sinkenden Vertrauen in staat-

liches Handeln einhergehen, ist es von besonderer Bedeutung, dass 

die Ausbildung auch die Werte von Ethik, Demokratie und Bürger-

nähe betont, die als Grundlagen für die moderne Verwaltungsarbeit 

im demokratischen Rechtsstaat essenziell sind. 

Henning, Du selbst engagierst Dich ja an der Hochschule Bremen. 

Bei all diesen von Dir genannten zusätzlichen, komplizierten und 

komplexen Anforderungen an die Verwaltung, ihre Mitarbeiter:in-

nen und damit auch an die Ausbildung: Welche Zukunft siehst Du 

denn noch für die Funktionsebene des mittleren Verwaltungs-

dienstes und damit auch für die Ausbildung an der Verwaltungs-

schule?

HL: Die Arbeit in der Sachbearbeitung in öffentlichen Verwaltung 

wird sich in den nächsten Jahren zwar erheblich verändern, bleibt 

aber das zentrale Element der Verwaltung. Neben der Anhebung 

der Einstiegsämter wird sich das Gehaltsgefüge aufgrund der sich 

weiterentwickelnden Aufgaben nach oben verändern. Verknüpft 

mit der Qualifizierung zum/zur Fachwirt:in, die mit großem Erfolg 

an der Verwaltungsschule läuft, wird eine gute Ausbildung für die 

Funktionsebene des mittleren Dienstes weiter die Grundsubstanz 

der Ausbildung sein. 

Aber die Ausbildung muss auch den Wandel widerspiegeln, den die 

Verwaltung selbst durchläuft – hin zu einer flexiblen, transparenten 

und bürgernahen Institution, die den aktuellen gesellschaftlichen 

Herausforderungen gerecht wird. Die Verwaltungsschule in Bre-

men leistet da schon Beachtliches. Auf Bundesebene ist meines 

Erachtens eine Neuordnung der Ausbildung erforderlich. Hier sind 

Politik, Verwaltungsmanagement, Gewerkschaften und Interessen-

vertretungen mit einem besonderen Engagement gefordert.

Besten Dank!

 

Das Gespräch führte Holger Wendel

Digitalisierungskontext wurde 

Mitte der 10er Jahre die Frage 

nach den erforderlichen Kom-

petenzen: „Gute digitale Bildung 
wird zur Bedingung für gelingende 
Digitalisierung.“ Der erforderliche 

Kompetenzerwerb „ist nicht nur 
ein individueller Vorgang, sondern 
ein komplexer gesellschaftlicher Pro-
zess, in dem neben der allgemeinen 
schulischen Bildung auch dem be-
ruflichen Qualifizierungssystem, der 
beruflichen Aus-, Fort- und Weiter-
bildung eine herausragende Bedeu-
tung zukommt.“ (Wendel/Grashoff)

Und die Verwaltungsschule?

• … wuchs und wuchs und 

wuchs! Anhand der seit 2004 

regelmäßig vorgelegten Schul-

jahresplanungen und –berichte 

lassen sich das stete Wachstum 

der Verpflichtungen in Lehre und 

Prüfung, in Aus- und Fortbildung 

nachvollziehen. Im Jahresbericht 

2020/2021 informiert die Schul-

leitung die 25. Schulkonferenz da-

rüber, dass mit geplanten 12.810 

Unterrichtsstunden – realisiert 

wurden mit pandemiebedingten 

Abstrichen 11.433, das sind pro 

Schultag durchschnittlich 65,4 – 

neue Höchststände erreicht wur-

den. Es wurde nun wieder durch-

gängig vierzügig ausgebildet und 

in der Fortbildung das volle Pro-

gramm gefahren – d.h. Einstiegs-

qualifizierungen, Förderkurse, 

Aufstiegskurse, spezielle Zertifi-

zierungskurse und mehr. Die Ver-

waltungsschule blieb dabei sehr 

erfolgreich: Die großen Ziele, als 

Schule dazu beizutragen, dass 

nicht mehr als 10 % der Teilneh-

menden die Aus- oder Fortbildung 

abbrechen, dass 95 % der Absol-

vent:innen die Prüfung schaffen 

und 25 % dies mit dem Prädikat 

„gut“ oder „sehr gut“ tun, wur-

den fast ausnahmslos erreicht, 

meist sogar deutlich übererfüllt. 
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• … durchlebte einen ziemlich 

heftigen personellen Umbruch: 

Schon vor Klaus-Dieter Fischer 

waren die langjährigen Verwal-

tungsschullehrer Hans-Georg 

(Schorse) Schulz und Peter Graff 

(beide leider schon verstorben) 

ausgeschieden, es folgten Rainer 

Kulmann (2009), Peter Schebb 

(2010) und Hilke Wiezoreck (die 

uns aber bis 2012 als AFZ-Refe-

rentin erhalten blieb), alles Kol-

leg:innen und „Typen“, die die Ver-

waltungsschule über Jahrzehnte 

geprägt hatten. Auch DV Manfred 

Jacobi verließ sein „pralles Leben“ 

AVR und ging in den Ruhestand 

(2013) – für Zeitgenoss:innen ge-

nauso unvorstellbar wie das vor-

zeitige freiwillige Ausscheiden von 

Elke Müller aus dem Sekretariat… 

Traurig, aber es entstand immerhin 

eine schöne Kultur unvergessener 

Verabschiedungsfeiern. Und na-

türlich kamen auch viele und tolle 

Neue!... so viele (2018 z. B. 17 Köp-

fe!; und es wurden noch mehr…), 

dass wir sie hier gar nicht mehr 

alle namentlich nennen können. – 

Das Kollegium wurde größer und 

vielfältiger! Größer, weil die Auf-

gaben mehr (JuFA, JVD, diverse 

Fortbildungsformate) und spezia-

lisierter (z.  B. Medienkompetenz, 

Schulsozialarbeit) wurden; vielfäl-

tiger, weil viele junge Frauen und 

Männer mit den verschiedensten 

beruflichen Erfahrungen dazuka-

men. Auch die Fluktuation wurde 

größer… nachdem über Jahrzehn-

te die Entscheidung für eine Tätig-

keit als Verwaltungsschullehrer:in 

mit dem Prädikat „lebenslänglich“ 

behaftet zu sein schien, wuchs ten-

denziell die Bereitschaft, auch wie-

der zu wechseln; jedenfalls erwies 

sich, dass die Verwaltungsschule 

keineswegs eine Karriere-Sack-

gasse ist – im Gegenteil, für man-

che:n wurde sie zum Sprungbrett. 

• … wurde in den 2000ern 

endlich wieder weiblicher! Es 

hatte ja schon lange gedauert, 

bis mit Ilse Schweigmann 1968 

die erste Lehrerin an die Ver-

waltungsschule kam. Nach ihrem 

Ausscheiden 1992 gab es aber 

erneut eine lange Dursttrecke 

ohne Frauen (Monika Höche ge-

hörte nur formell zur Verwal-

tungsschule und war faktisch in 

die IuK-Lehreinheit integriert); 

ganz abgesehen von den negati-

ven Folgen für die Lehre – auch, 

dass in dem von Tabakqualm ge-

räucherten Pausenraum unge-

stört der „gepflegte Herrenwitz“ 

dominieren konnte, fühlt sich 

zumindest im Nachhinein (auch 

wenn viel gelacht wurde) fad an. 

Petra Eleftherakis (1999) und 

Hilke Wiezoreck-Abeke (2000) 

mussten erneut Pionierinnen-Ar-

beit leisten. Es folgte eine Phase, 

in der Frauen nach und nach die 

Mehrheit im Kollegium stellten 

und die Verwaltungsschule sich 

zwecks Ausgeglichenheit nach 

mehr Männern umguckte. Frau-

en übernahmen unübersehbar 

auch Leitungsfunktionen – im 

Fachbereich, in der didaktischen 

Leitung und schließlich auch 

als Schulleitung. (Hinsichtlich 

anderer Diversitätsmerkmale 

hat das Kollegium im Übrigen 

noch Spielraum nach oben …) 

• … strapazierte zunehmend 

das Landesinstitut für Schule 

(LIS) – nicht nur wegen gelegent-

licher Inanspruchnahme von Fort-

bildungsveranstaltungen und Su-

pervisionen, sondern auch indem 

die im weiteren Sinn Lehreraus-

bildung in Anspruch genommen 

wird: Der Verwaltungsschullehrer 

Hagen Klaile hat dort ein „Quer-

einsteiger“-Referendariat er-

folgreich abgeschlossen und der 

gegenwärtige DV André Galdia 

die Führungskräftefortbildung 

„ProfiS“ absolviert. (Dafür unter-

richtet die Verwaltungsschule am 

LIS regelmäßig Haushalts- und 

Verwaltungsrecht und eine ehe-

malige Verwaltungsschullehrerin 

wurde nach einigen anderen Sta-

tionen am LIS Referatsleiterin.) 

• … legte viel Wert auf Team-

entwicklung. Für die „Präsenz-

tage“ vor den neuen Schuljahren 

wurden regelmäßig besondere 

Events, oft in Verbindung mit Fort-

bildungen, geplant. (Beispiele: 

Wenn Lehrer:innen sich ganz klein fühlen… Hilke Wiezoreck und Rainer Kul-
mann bei einer Fortbildung im Universum
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„Antisemitismus“ im Lidice-Haus, 

„Rechte Szene in Bremen“ in der 

„Buchte“). Manchmal fuhr das 

Kollegium auch für mehrere Tage 

„in Klausur“ (Papenburg, Kramel-

heide…). Einmal ging es auch hoch 

hinaus … (Kletterpark Verden); 

aber nur freiwillig, wer wollte, 

konnte natürlich auch mit beiden 

Beinen auf dem Boden bleiben. 

• … bekam eine immer viel-

fältigere, buntere und inklusi-

vere Schülerschaft. Die maß-

geblich vom AFZ mitgestaltete 

Ausbildungskampagne „Du bist 

der Schlüssel“, die sich insbe-

sondere an Jugendliche aus Fa-

milien mit Migrationsgeschich-

te richtete, zeigte Wirkung. 

Zeitweilig hatte ein Drittel der 

neuen Schüler:innen persönlich 

einen „Migrationshintergrund“. 

• … erlebte aber auch die Zu-

nahme persönlicher, z.T. auch 

psychischer Probleme einzelner 

Schüler:innen sowie von Span-

nungen in den Klassen bis hin zu 

Mobbing und nicht zu tolerie-

rendem Fehlverhalten, so dass 

Klassenlehrer:innen und auch die 

Schulleitung häufiger gefordert 

waren. Eine große Hilfe wurde 

die Einstellung einer Schul-Sozial-

arbeiterin; die Diplom-Sozialpä-

dagogin Susanne Vödisch unter-

stützt Schüler:innen, Kollegium 

und Schulleitung professionell bei 

Konflikten und Krisen.

• … reanimierte die lange 

Zeit etwas ins Stocken geratene 

freundschaftliche Beziehung zur 

Verwaltungsschule der anderen 

großen Hansestadt. Regelmäßig 

fanden nun wieder gegenseitige 

Besuche und Erfahrungsaustau-

sche statt, die von Fachlehrer:in-

nen gelegentlich auch bilateral 

fortgesetzt wurden. (Auf die Aus-

tragung sportlicher Wettkämpe 

– wie „früher“ – wurde bisher al-

lerdings verzichtet; man spricht 

lieber über erstklassigen Fußball 

… und gelegentlich auch über die 

Hamburger Vereine.)

• … knüpfte auch wieder ver-

stärkt an die Tradition der Lehr-

gangsfahrten an. Treiber waren 

v. a. die Verwaltungsfachwirte mit 

ihren Fahrten nach Berlin, Brüs-

sel und Prag. Berufsschulklas-

sen nutzten von „Arbeit und Le-

ben“ (Kooperation von DGB und 

Volkshochschule) angebotene 

Bildungsurlaube als gemeinsame 

Klassenunternehmungen. Inzwi-

schen ist es wieder die Regel, dass 

Ausbildungsklassen eine gemein-

same Fahrt in die Hauptstadt und 

Aufstiegskurse ins europäische 

Ausland unternehmen. – Auch 

sonstige Exkursionen (z. B. nach 

Bremerhaven) und der Besuch au-

ßerschulischer Lernorte ist Stan-

dard geworden. Die Aufstiegslehr-

gänge haben regelmäßig an den 

„Europäischen Verwaltungs(re-

form)-Kongressen teilgenommen. 

• … stellte vielfach ihr be-

sonderes soziales Engagement 

unter Beweis – u.a. in Unterrichts-

einheiten wie „Seitenwechsel“ 

(2005), wo Auszubildende die 

Realität aus der Perspektive ge-

handicapter Menschen erfuhren; 

bei geführten Stadtrundgängen, 

die das Leben von Obdachlosen 

in Bremen beleuchteten; oder mit 

der Aktionswoche „ehrlich-amt-

lich-ehrenamtlich“, die den Aus-

zubildenden ein breites Spektrum 

ehrenamtlichen Engagements in 

Bremen bekannt machte. Beson-

dere Verdienste erwarb sich in 

diesem Zusammenhang der lang-

jährige Lehrer und Fachleiter für 

„Soziale Sicherung“ Peter Schebb. 

• … schloss 2006 die Schul-

vereinbarung „Kultur des Mitei-

nander“ ab, in der Schüler:innen, 

Lehrer:innen und nicht-unter-

richtendes Personal gemeinsam 

Regeln für eine „Kultur des Mitein-
ander“ vereinbart haben und sich 

verpflichten, bestimmte Hand-

lungsmaximen zu beachten, um 

ein konstruktives Miteinander 

möglich zu machen und so… 

„…im Unterricht und im gesamten 
Schulleben eine Situation zu schaf-

fen, die dem Lernen förderlich ist 

Katja Lessing und Holger Wendel – deutet sich da etwa eine „Seilschaft“ an? 
Der Eindruck täuscht – nur Team Building auf dem „höchsten Niveau“
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Unsere „ältere Schwester“ wird 

hundert Jahre alt… was für eine 

Zahl!

Und obwohl die „kleinere Schwes-

ter“, also wir, 15 Jahre jünger ist 

(ja ja, wer gut rechnen kann, der 

stellt fest, dass unser Geburts-

jahrgang durchaus historisch be-

lastet ist…), der Altersunterschied 

somit nicht unerheblich, lässt sich 

feststellen, dass sich die Schwes-

tern immer ganz hervorragend 

verstanden haben! Das hängt 

natürlich auch damit zusammen, 

dass unsere beiden Stadtstaaten 

ähnliche Verwaltungsstrukturen 

aufweisen, die sich in den Ausbil-

dungsgängen ebenfalls wiederfin-

den, aber ebenso damit, dass die 

Kollegien seit Jahren einen regen 

Austausch miteinander pflegen! 

Ein Jahr wird von Norden Rich-

tung Südwesten gereist, im nächs-

ten Jahr geht es umgekehrt in 

Richtung Nordosten. Und immer 

wieder findet ein reger, fruchtba-

rer Austausch statt, der gerne in 

Netzwerken von Kolleginnen und 

Kollegen mündet, die dieselben 

Fächer unterrichten.

Wenn Jubiläen zu feiern sind, 

dann ist die jeweils andere Schule 

ebenfalls immer dabei! In meinem 

Zimmer hängen noch zwei Fotos 

des damals noch recht kleinen 

Kollegiums aus Bremen, das vor 

10 Jahren anlässlich unseres 75. 

Geburtstages hier in Hamburg 

war!

Und was wünscht man nun einer 

„alten Dame“ von 100? Nun, zu-

nächst ist festzuhalten, dass „alte 

Dame“ ein völlig unzutreffender 

Begriff ist! Beim letzten Besuch 

der „Bremer:innen“ trafen wir 

auf ein hochmotiviertes, junges 

und dynamisches Kollegium, das 

gerade zu neuen Ufern (ins Ta-

baksquartier) aufbrach. Genauso 

nehmen wir „Hamburger:innen“ 

unsere Schwester wahr – am Puls 

der Zeit, aktiv, innovativ und mit 

einem sehr wertschätzenden Blick 

auf die Schülerinnen und Schüler.

Das Kollegium der Verwaltungs-

schule der Freien und Hansestadt 

Hamburg gratuliert sehr herzlich 

zum 100.!! 

Grußwort der Verwaltungsschule der Freien und 

Hansestadt Hamburg
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Verwaltungsschule Freie
Hansestadt
Bremen

„wir bilden zukunft“ – Leitbild der Verwaltungsschule 
Beschluss der 10. Schulkonferenz; 22.11.2007

Bildung ist Investition in die Zukunft – in die individuelle Zukunft unserer Schülerinnen und Schüler 
ebenso wie in die gesellschaftliche Zukunft der Freien Hansestadt Bremen. 

Als Schule steht für uns das Lernen im Mittelpunkt. Das Lernen soll effektiv und effizient sein, Freude 
machen, die Bereitschaft zu lebenslanger Bildung wecken und die Fähigkeit und Bereitschaft fördern, das 
eigene und das gesellschaftliche Leben verantwortlich und selbstbewusst zu gestalten. Dazu fördern und 
fordern wir selbstverantwortliches, gemeinsames und soziales Lernen in angemessenen Unterrichts- und 
Schulräumen und entwickeln und pflegen Partnerschaften mit externen Lernorten. 

Als berufliche Schule zielen wir auf die Entwicklung der fachlichen, persönlichen und sozialen Kompeten-
zen, die in der modernen Arbeitswelt und in der Gesellschaft erforderlich sind. Wir wollen praxisnahen 
Unterricht und eine enge Verzahnung von schulischer und betrieblicher Ausbildung. Wir legen neben sys-
tematischer fachlicher Bildung großen Wert auf Methoden- und Schlüsselkompetenzen. 

Als Schule für die öffentliche Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen wollen wir für eine berufliche 
Tätigkeit in einer kompetenten, bürgerorientierten, wirtschaftlich handelnden und innovationsfähigen Ver-
waltung qualifizieren, die ihre Verantwortung für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Sozialstaatlichkeit und 
Ökologie wahrnimmt und der Zukunftsfähigkeit unseres Stadtstaates verpflichtet ist.  
Wir arbeiten eng mit dem Aus- und Fortbildungszentrum, den zuständigen senatorischen Behörden und 
allen ausbildenden Dienststellen sowie dem Gesamtpersonalrat zusammen. Zu unserem hauptamtlichen 
Kollegium gehören neben Lehrerinnen und Lehrern auch Praktikerinnen und Praktiker aus der Verwaltung. 

Gemeinsames Anliegen aller Verwaltungsschulangehörigen – der Schülerinnen und Schüler, der haupt- und 
nebenamtlichen Lehrkräfte, des Verwaltungspersonals und der Schulleitung – ist es, im Unterricht und im 
gesamten Schulleben eine Situation zu schaffen, die dem Lernen förderlich ist und in der sich alle wohlfüh-
len, ihre Aufgaben erfüllen und ihre Rechte wahrnehmen können. Daher verpflichten sich alle Verwaltungs-
schulangehörigen dazu, sich gegenseitig mit Respekt, Höflichkeit und Freundlichkeit zu begegnen, sich 
nicht entwürdigend oder verletzend über andere zu äußern, Toleranz zu leben und niemanden wegen der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität zu diskriminieren; Rechtsradikalismus hat deshalb keinen Platz 
an der Verwaltungsschule!  
Die Verwaltungsschulangehörigen verpflichten sich darüber hinaus, sich auch in Konflikten kollegial, solida-
risch und gewaltfrei zu verhalten und vertrauensvoll miteinander zu kooperieren, Kritik an anderen möglichst 
konstruktiv und unmittelbar zu üben und selbst gegenüber Kritik aufgeschlossen zu sein sowie Zivilcourage 
zu zeigen und einzugreifen, wenn Regeln verletzt und andere ungerecht behandelt werden. Die Lehrkräfte 
verpflichten sich insbesondere dazu, alle Schülerinnen und Schüler gleich und gerecht zu behandeln. 

Die Gleichstellung von Frauen, die besondere Förderung von Personen mit Migrationshintergrund und 
der Abbau von Barrieren für Menschen mit Behinderungen sind prioritäre Ziele der Verwaltungsschule. 

Entscheidungen an der Verwaltungsschule werden transparent gefällt. Der Führungsstil basiert auf Parti-
zipation, alle beteiligten Personen werden mit ihren Interessen, Anliegen und Vorschlägen ernst genommen 
und einbezogen, die Kompetenzen der Schulgremien und Beiräte im Rahmen der Selbstverwaltung sowie 
der betrieblichen Interessenvertretungen werden beachtet.  

Qualitätsmanagement durch Evaluation und Entwicklung ist ein Anliegen der Schule und wird gewährleis-
tet, Lerninhalte und –methoden werden kontinuierlich weiterentwickelt. Schulleitung und Lehrkräfte bilden 
sich systematisch fort.  

Zukunftsorientierte Innovationsbereitschaft wird großgeschrieben. Denn ein zukunftsfähiger Stadtstaat 
Bremen braucht eine innovative Verwaltung – und innovative Verwaltung braucht innovative Ausbildung! 

Das Leitbild der Verwaltungsschule
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und in der sich alle wohlfühlen, ihre 
Aufgaben erfüllen und ihre Rechte 

wahrnehmen können“. 

(aus der Präambel)

Von Zeit zu Zeit oder bei aktuel-

lem, von einer Klasse oder Gruppe 

geäußertem Bedarf soll geprüft 

werden, ob die Regelungen noch 

zweckmäßig sind, ob Veränderun-

gen oder Ergänzungen notwendig 

geworden sind. Alle Klassen ha-

ben die Möglichkeit, diese Verein-

barung speziell für ihre Klassensi-

tuation zu konkretisieren.

• … beschloss auf ihrer 10. 

Schulkonferenz 2007 das Leitbild 

„wir bilden zukunft“, in dem sie 

ihre drei Säulen definiert, nämlich

1. Schule zu sein, in der effekti-

ves und „freudvolles“ Lernen mög-

lich gemacht und die Fähigkeit und 

Bereitschaft gefördert werden 

soll, das eigene und das gesell-

schaftliche Leben verantwortlich 

und selbstbewusst zu gestalten

2. als berufliche Schule auf 

die Entwicklung der fachlichen, 

persönlichen und sozialen Kom-

petenzen, die in der modernen Ar-

beitswelt und in der Gesellschaft 

erforderlich sind, fokussiert und 

praxisorientiert zu sein 

3. als Schule für die öffent-

liche Verwaltung der Freien 

Hansestadt Bremen für eine 

kompetente, bürgerorientier-

te, wirtschaftlich handelnde und 

innovationsfähige Verwaltung 

qualifizieren zu wollen, die ihre 

Verantwortung für Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit, Sozialstaat-

lichkeit und Ökologie wahrnimmt 

und der Zukunftsfähigkeit unse-

res Städtestaates verpflichtet ist.

Q2E – das Beschwerdemanage-

ment der Verwaltungsschule

Q2E – Qualität durch Evaluation und Entwicklung, mit diesem Qualitäts-
sicherungssystem an Schulen arbeitet auch die Verwaltungsschule wie 
alle übrigen beruflichen Schulen im Land Bremen.  Dies in der Schweiz 
entwickelte praxiserprobte Modell zielt insbesondere darauf ab, die schu-
lischen Evaluations- und Feedbackprozesse zu systematisieren und damit 
ein schulspezifisches Qualitätsmanagement aufzubauen. 

In einem viele Wochen umfassenden Projekt entwickelten die 

hauptamtlichen Lehrkräfte anhand des schulischen Leitbildes Qua-

litätsbereiche und Qualitätsdimensionen und formulierten davon 

ausgehend eigene Qualitätsansprüche. Auf dieser Basis wurde in 

Zusammenarbeit mit den Lernenden zunächst ein Katalog von mehr 

als 60 Fragen entwickelt, der aus der Sicht der Lernenden in einem 

Gesamtfeedback der Klassen zu den Rahmenbedingungen der Schu-

le, dem Sozialklima in den Klassen, den Lernbeziehungen zwischen 

Lehrkräften und Lernenden usw. Auskunft gibt. Losgelöst von dem 

Individualfeedback, dass jede Lehrkraft für den eigenen Unterricht 

in den jeweiligen Klassen durchgeführt hat, bot sich nun zum ersten 

Mal der Möglichkeit, als Schulleitung auf das Gesamtergebnis der 

Befragung als auch auf die Ergebnisse einzelner Klassen zu reagie-

ren. Im Lauf der Zeit wurde nicht nur deutlich, dass neben ausbil-

dungssystemimmanenten Faktoren wie der regelmäßige Wechsel 

der Schülerschaft durch Zuweisung in die praktische Ausbildung 

oder durch die Beendigung der Ausbildung auch externe Faktoren (z. 

B. Corona) Einfluss auf die Ergebnisse hatten, die den gewünschten 

differenzierten Vergleich der Klassen und Jahrgänge zunehmend 

erschwerten. Die Reduzierung der Anzahl der Fragen um mehr als 

die Hälfte und die Konzentrierung auf bestimmte Dimensionen wie 

„Zufriedenheit an der Schule/soziales Miteinander, Unterrichtsge-

staltung, -qualität, Rückmeldung und Bewertung“, die in einem re-

gelmäßigen Rhythmus überprüft werden, haben das gesamte Qua-

litätsmanagement „schlanker“, für alle Beteiligten überschaubarer 

und handhabbarer gemacht.

Nach wie vor signalisiert die Schülerschaft zu mehr als 90 %, dass sie 

gern auf die Verwaltungsschule geht, von den Lehrkräften respek-

tiert und ernst genommen wird. Damit wird der Schule seit Jahren 

ein herausragendes Schulklima attestiert, auf das sie stolz sein kann.

M.J
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• … beschloss ebenfalls 2007 

nach zweijähriger Vorarbeit ein 

Qualitätsleitbild, das Grundla-

ge für das schulische Qualitäts-

management „Q2E“ (= Qualität 

durch Evaluation und Entwick-

lung) wurde. Jährlich werden 

die Schüler:innen hinsichtlich 

vielfältiger Qualitätsmerkmale 

befragt; die Auswertungen der 

Selbstevaluation finden im Kol-

legium, in den Klassen und auf 

der Schulkonferenz statt und 

sollen Anstöße für die weitere 

Schulentwicklung geben. Er-

gänzt wird dieses Modell durch 

systematisch erhobene Feed-

backs der einzelnen Lehrkräfte. 

• … evaluierte und optimierte 

das Bremer VFA-Ausbildungs-

modell in einem aufwändigen 

gemeinsamen Projekt („EvaOp-

ti“) von Verwaltungsschule, dem 

AFZ-Ausbildungsreferat und der 

IT-Lehreinheit. Bei dem alten 

Blockmodell – so die Kritik aus der 

Perspektive der praktischen Aus-

bildung –blieb, zumal es im Laufe 

der Zeit durch zusätzliche IT-Kur-

se und andere Fortbildungstage 

während der Praxisphasen er-

gänzt worden war, inzwischen ins-

gesamt zu wenig Zeit in der Praxis 

und vor allem war die Verweil-

dauer auf den einzelnen Stationen 

zu kurz, so dass es schwierig war, 

Auszubildende in anspruchsvolle-

re Arbeitsprozesse einzubinden. 

Auch die Verwaltungsschule war 

nicht zufrieden, weil zwischen den 

Blöcken immer wieder zu viel Wis-

sen verloren ging und zu viel Zeit 

mit Wiederholung „vergeudet“ 

wurde. Außerdem fehlten den 

Auszubildenden gerade in den 

Praxisphasen, die die berufliche 

Sozialisation ja besonders prägen, 

Reflexions- und Austauschmög-

lichkeiten. Die Abstimmung von 

praktischen Ausbildungsinhalten 

und Schulunterrichtet wurde als 

unzureichend empfunden. Zudem 

sollten IT- und Fachunterricht 

besser integriert werden. Im Er-

gebnis verständigte man sich auf 

ein neues „Kombi-Modell“ sowohl 

mit (kürzeren) Blöcken als auch 

mit wöchentlichen Berufsschul-

tagen während der Praxisphasen. 

Weil umgestellt wurde auf einen 

grundsätzlich achtstündigen 

Schultag („Ganztagsschule“), blieb 

es in der Summe in etwa bei den 

bisherigen Anteilen für Theorie 

und Praxis. Das Kollegium akzep-

tierte das „Ganztagsmodell“, das ja 

auch für die Lehrkräfte eine deut-

liche Veränderung ihres Arbeits-

alltags bedeutete, als „kleineres 

Übel“ gegenüber sonst entstehen-

den Blocküberschneidungen. Acht 

Stunden Unterricht erforderten 

mehr Raum für Selbstorganisier-

tes Lernen, veränderte Pausenzei-

ten, „Rhythmisierung“ durch Sport 

und Entspannungskurse, verän-

derte Öffnungszeiten für Sekreta-

riat, Bibliothek und Mediendienst 

– alles viel komplexer als zunächst 

gedacht, zumal die räumlichen Be-

dingungen – etwa das Fehlen von 

angemessenen Pausenräumen – 

dafür nicht optimal waren.

Im November 2010 beschloss 

die 13. Schulkonferenz das neue 

Ausbildungsmodell, nachdem es 

ab 2007 erprobt worden war und 

eine Evaluations-AG (mit unter-

richtendem und nicht-unterrich-

tendem Personal, Ausbildungsbe-

auftragten und Ausbilder:innen, 

Klassensprecher:innen und Per-

sonalratsvertreter:innen aus GPR, 

örtlichem Personalrat und APR) 

die Überführung in den Regel-

betrieb einstimmig beschlossen 

hatte. – Weil VFA- und JuFA-Aus-

bildung schulisch eng miteinan-

der verzahnt waren, wurde das 

Modell auch auf diese Ausbildung 

übertragen.

Das Modell ist idealtypisch auf ein 

Ausbildungsjahr mit 40 Schulwo-

chen ausgerichtet – ärgerlicher-

weise kommt das praktisch so gut 

wie nie vor, weil die Sommerferien 

immer unterschiedlich liegen und 

das Schuljahr mal länger und mal 

kürzer ist. So muss denn doch 

Jahr für Jahr zwischen Schule 

und Praxis abgestimmt werden, 

wie das Modell konkret umge-

setzt wird und die Praxis- und 

Schulblöcke aufgeteilt werden… 

• … pushte, ab 2007 in Koope-

ration mit einem neu entstande-

nen AFZ-Referat, die Themen „In-

terkulturelle Öffnung“ und dann 

weitergehend „Diversity Ma-

nagement“, um persönlichen und 

strukturellen Diskriminierungen 

entgegenzuwirken, Vielfalt und 

Individualität wahrzunehmen und 

zu fördern. Die Themen wurden in 

den Curricula aller Aus-und Fort-

bildungsgänge platziert und wa-

ren auch Gegenstand einer Pro-

jektwoche. Treibende Kraft dabei 

war zunächst Hilke Wiezoreck. In-

zwischen hat die Freie Hansestadt 

Bremen ein Diversity-Konzept 

• ...führte im Schuljahr 

2007/08 auf Initiative des Ge-

samtpersonalrats (namentlich 

Peter Garrelmann), betreut von 

Petra Eleftherakis und Hilke Wie-

zoreck in den Abschlussklassen 

ein Projekt anlässlich des 50-jäh-

rigen Jubiläums des Bremischen 

Personalvertretungsgesetzes 

durch. An der Präsentation in der 

Aula nahm auch der ehemalige 

Präsident des Senats und Bürger-

meister Hans Koschnick teil. Die 

Schüler:innen ließen es sich nicht 

nehmen, auf der anschließenden 

Jubiläumsveranstaltung im Rat-

haus filmisch gegen die zu dem 

Zeitpunkt noch fehlende Mitbe-

stimmung für die Auszubildenden 

in der ABiG (Ausbildungsgesell-



Diversity-Unterricht an der Verwaltungsschule 

139

Ein Gespräch mit Hilke Wiezoreck

Diversity-Unterricht an der Verwaltungsschule 

Hilke Wiezoreck ist heute Co-Leiterin des Referats Personalentwicklung im Landesinstitut für Schule (LiS). Im Inter-
view spricht sie über ihre frühere Tätigkeit an der Verwaltungsschule und im AFZ. Hilke Wiezoreck hat 2008 als ver-
antwortliche Fachleiterin das Themenfeld Diversity in die Ausbildung an der Verwaltungsschule und die Fortbildung 
am AFZ implementiert. 

Ich freue mich, dass du uns von den Hintergründen 

berichten kannst: Wie es dazu kam, dass wir heute 

so scheinbar selbstverständlich Diversity an der 

Verwaltungsschule unterrichten. Wenn wir zurück-

blicken, auf die Zeit, in der du an die Verwaltungs-

schule kamst, war es noch nicht so. 

H.W.: Angefangen hat es eigentlich mit einem ex-

ternen Anbieter, der wisoak, der uns Schulungen 

für Verwaltungsmitarbeiter:innen im Bereich Inter-

kulturalität angeboten hat. Wir fanden das gut und 

haben gesagt, dass wir diese Komponente brauchen, 

denn es gehört zum professionellen Verwaltungshan-

deln dazu, die Dienstleistungen so anzubieten, dass 

sie die Kund:innen erreichen. Und auf der anderen 

Seite gehört dazu auch zu gucken, was intern los ist. 

Wie sind wir aufgestellt? Warum haben wir so wenig 

Verwaltungsmitarbeiter:innen mit Migrationsbiogra-

fien oder -hintergrund im öffentlichen Dienst? 

Du sagst, dass Unterricht im Gebiet Diversity zu-

nächst ein Angebot war, das von außen gekommen 

ist. Und da ging es zunächst nur um interkulturelle 

Kompetenz, nicht um Diversity im weiteren Sinne?

H.W.: Das lag an den Fördergeldern, die gebunden sind 

an bestimmte Label und dieses Label war eben „Inter-

kulturalität“. Wir selbst haben es von Anfang an anders 

verstanden. Ich habe, gemeinsam mit der wisoak und 

den Trainer:innen, diese Fortbildungen konzipiert. Das 

war auf die Leute zugeschnitten, die im öffentlichen 

Dienst arbeiten, nicht für die, die in der Ausbildung 

sind. Dann habe ich eine Diversity-Management-

Ausbildung gemacht und wir haben angefangen, das 

größer anzugehen, um alle zu erreichen. Weil es zur 

Professionalität dazu gehört, können wir uns nicht 

auf die beschränken, die schon im öffentlichen Dienst 

sind, sondern müssen auch diejenigen einbeziehen, die 

die Ausbildung machen. Durch meine Doppelfunktion 

konnte ich das auch gut durchsetzen.

So sind die Angebote also auch in die Ausbildung auf-

genommen worden. Mit „größer angehen“ meinst du 

vermutlich auch, dass Diversity auch als Bestandteil 

in andere Fortbildungen integriert wurde? 

H.W.: In alle Fortbildungen. In die Aufstiegslehrgän-

ge, überall. Das war relativ schnell so, dass wir gesagt 

haben, wir brauchen das für alle. Das wird fest imple-

mentiert und darf nicht davon abhängig sein, ob wir 

Mittel über die wisoak bekommen.

Das ist ja eine sehr grundlegende Änderung, die ihr 

da angegangen seid. Wer seid „ihr“ gewesen, wenn 

du von „wir“ sprichst. Wer hat das mitgetragen oder 

wo gab es da Unterstützung?

H.W.: Ich würde schon sagen, dass ich die Initiatorin 

gewesen bin, in Absprache mit der Leitung der Ver-

waltungsschule. Natürlich hat das auch Diskussionen 

im Kollegium ausgelöst. Das konnte ich nicht einfach 

so beschließen. Für die Verwaltungsschule haben wir 

ganz schnell eine grundständige Verankerung ent-

schieden, so dass die Auszubildenden von Anfang an 

wissen: Meine Arbeitgeberin möchte, dass ich meine 

Dienstleistungen diversitysensibel an die Kund:in-

nen bringe. Sie sollten auch verstehen, dass sie im 

öffentlichen Dienst eine Vorbildfunktion haben. Sie 

sind ja Repräsentant:innen des Staates, womit auch 

ein bestimmtes Verhalten von ihnen erwartet wird. 

Das betrifft auch den Umgang untereinander, der 

dem, was man den Kund:innen gegenüber transpor-

tiert, nach innen entsprechen muss. Ein umfassender 

Kulturwandel, wenn du so willst.

Also hast du auf zwei Ebenen darüber nachgedacht. 

Einerseits: Eine bestimmte Haltung und eine Selbst-

reflexion zu unterstützen, im Bewusstsein darauf, 

dass die Gesellschaft selbst diverser ist, als die An-

gestellten des öffentlichen Dienstes es sind. Ande-

rerseits: Die Diskrepanz zwischen der Gesellschaft 

und den Menschen in der Verwaltung zu adressieren, 

durch Werbung für die Ausbildung, durch die Metho-

den und Kriterien bei der Personalauswahl, et cetera.
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H.W.: Ja, es sind damals auch parallel mehrere Pro-

jekte entstanden. Es gab beispielsweise die Kampag-

ne „Du bist der Schlüssel!“ verbunden mit der Frage, 

wie kriegen wir denn ein Abbild der Gesellschaft in 

den öffentlichen Dienst? Da ist gesehen worden, dass 

es viele Hürden gibt. Auch in Verbindung zu Überle-

gungen, was attraktiv ist am öffentlichen Dienst. Wir 

waren ja im Wettbewerb und wir stehen immer noch 

im Wettbewerb um die besten Mitarbeiter:innen.

Vermutlich sind wir das sogar jetzt noch viel mehr, 

angesichts des aktuellen Fachkräftemangels.

H.W.: Es stellt sich auch die Frage, was sind eigentlich 

„die Besten“? Man hat wirklich viel an Menschen und 

Fähigkeiten übersehen. Es geht eben nicht nur dar-

um, die Haltung zu ändern, sondern sich zu professio-

nalisieren. Es gehört zur Professionalisierung dazu, 

diversitysensibel handeln und bestimmte Sachen er-

kennen zu können. 

Wir hatten eine gute Unterstützung damals auf 

Staatsratebene durch Henning Lühr und auch mit 

unserer damaligen grünen Finanzsenatorin Karoline 

Linnert. Trotzdem würde ich sagen: Was da passiert 

ist, das war eigentlich eine kleine Graswurzelrevolu-

tion. Die Schulungen, die angeboten wurden, waren 

einfach ein Renner. Die Leute fanden das super! Die 

haben sich super abgeholt gefühlt und haben einen 

Nutzen darin gesehen. Man hat ja oft so die Vor-

stellung, dass die Dinge von oben durchgesteuert 

werden, aber das war hier ein bisschen anders. Aller-

dings, unter den Schüler:innen und im Kollegium war 

das manchmal auch weniger einfach.

Was für Widerstände gab es da?

H.W.: Ganz konkrete Sachen gab es. Diskussionen, die 

auch superspannend sind: Was machst du beispiels-

weise mit einer Schüler:in mit russischer Migrations-

biografie, die schon älter ist und die im Unterricht 

sagt „Ich bin das nicht gewohnt, mich zu melden“? 

Sie hat mündlich im Grunde genommen immer eine 

sechs bekommen. Das im Kollegium überhaupt zu se-

hen und zu hinterfragen und zu überlegen, wie gehen 

wir damit um? Was machen wir mit so einer Frau, die 

sagt, ich warte darauf, drangenommen zu werden? 

Ansonsten: Auch wir in unserem Kollegium haben 

unsere bias [Vorurteile, die unsere Urteile gegen-

über Ideen oder Sachanliegen verzerren] gehabt 

und mussten daran selber erstmal arbeiten. Das war 

nicht immer einfach.Als Querschnittsthema muss Di-

versity vom ganzen Kollegium und in allen Kursen be-

arbeitet werden. 

Es gibt noch eine weitere Dimension über die wir 

bislang noch nicht gesprochen haben: Die gesell-

schaftlichen Machtverhältnisse, die in meinen Au-

gen zentrales Thema vom Diversity-Unterricht 

sind. Darüber nachzudenken, wie diese Machtver-

hältnisse sich in den einzelnen Situationen nieder-

schlagen, zu bestimmten Verhaltensweisen beitra-

gen, Vorteile, Privilegien und Begünstigungen oder 

eben Benachteiligungen und Diskriminierungen 

bewirken oder begünstigen. 

H.W.: Ja, strukturelle Diskriminierungen sollten 

sich im öffentlichen Dienst nicht widerspiegeln, we-

der nach innen noch nach außen. Deswegen war es 

auch so wichtig, dass Diversity nicht nur eine Ein-

heit im curricularem Aufbau war, sondern das es 

andere Aktivitäten an anderer Stelle gab, die das 

unterstützt haben. Von einem Diversity-Manage-

ment-Konzept für die Bremer Verwaltung habe ich 

damals geträumt. Es ist so cool, dass da so viel pas-

siert ist.

Wenn du zurücksiehst, würdest du schon sagen, es 

sind auch Träume wahr geworden?

Hilke Wiezoreck 2023
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H.W.: Ja! Da hat sich wirklich viel bewegt. Es ist schon 

toll, dass sich so viel getan hat. Allein was sich an den 

Universitäten getan hat; dass es da plötzlich auch so 

Leute wie Gülcan Yoksulabakan-Üstüay gibt, die die-

sen Themenbereich studiert haben! Wir, in den An-

fängen, haben uns diese Dinge ja selber irgendwie 

zusammengesammelt und plötzlich gibt es da Leute, 

die ganz systematisches Wissen und Kenntnisse mit-

bringen und eine ganz andere Professionalität haben. 

Das alleine ist schon klasse! Dass das auch einen an-

deren Stellenwert in beruflichen Kontexten bekam, in 

Ausbildungen, Studium und so weiter.

Das wäre jetzt ein sehr positiver Abschluss unseres 

Gesprächs. Gibt es auch Dinge, die du dir weiterhin 

wünschen würdest, in Bezug auf Diversity?

H.W.: In Bezug auf die Verwaltungsschule weiß ich 

das nicht. Was ich schon bei manchen Ausbildungs-

gängen finde, nicht bei Verwaltungsfachangestell-

ten oder Bürokaufleuten, ist, dass es manchmal eine 

Wertekollision gibt. Ich glaube, die wird auch heute 

noch nicht bearbeitet.

Würdest du diese Wertekollision genauer be-

schreiben?

H.W.: Dass ein Zusammengehörigkeitsgefühl, ein 

Füreinander-Einstehen verwechselt wird mit einem 

Verbot, genauer hinzusehen und Kritik zu üben. 

Wenn Empathie mit bestimmten Personengruppen 

nicht erwünscht ist – das kollidiert mit dem Diversi-

ty-Ansatz. Auch die streng hierarchischen Systeme 

innerhalb von Verwaltungszweigen sind nicht gut 

für Offenheit im Sinne des Diversity Managements. 

Sie produzieren meiner Ansicht nach ganz viele Ras-

sismen und Diskriminierungen. Daher würde ich mir 

wünschen, dass es nochmal eine anständige Reform 

der Verwaltung geben würde, die die strengen Hie-

rarchien und die fehlende Flexibilität adressiert, zu 

starre Normierungen aufgibt und sich dem tatsäch-

lichen Bedarf und individuelle Fragestellungen bes-

ser anpasst. Eine Reform, die den Angestellten und 

Beamten die notwendigen Freiräume in ganz prakti-

schen Anliegen gibt.

Bezogen auf die Verwaltung wünschst du dir also 

eine grundlegende Reform. Mit Blick auf die Verwal-

tungsschule, die jetzt ja 100 Jahre alt wird, wünschst 

du ihr noch etwas für die nächsten 100 Jahre?

H.W.: Noch mehr Abbau von Hierarchien, ich glaube, 

da seid ihr auf einem superguten Weg. Agiles Arbei-

ten. Mehr übergreifendes, intersektionales Arbeiten 

– das ist glaube ich der Weg zu mehr Diversity. Mehr 

miteinander teilen, was in den einzelnen Bereichen 

gemacht wird. Diversity stärker im Querschnitt zu 

denken. Auch niedrigschwellige und besser ausge-

stattete Beratungs- und Beschwerdewege, die dabei 

helfen, der Diskrepanz zwischen dem an der Schule 

oft vermitteltem Ideal und der Realität in den Dienst-

stellen gerecht zu werden. Professionelle Lernge-

meinschaften – all dies hilft dabei, Diversity voran-

zutreiben und besser zu verankern. Ich würde mir 

eigentlich wünschen, dass Diversity überall, in jedem 

Fach eine Rolle spielt und nicht mehr extra unterrich-

tet werden muss.

Das ist ein schöner Abschluss für unser Interview. 

Vielen Dank für das Gespräch!

Das Gespräch führte Dr. Anna Hollendung
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schaft) zu protestieren – „Der 
schwarze Fleck muss weg!“. (Die 

ABiG war vom Senat eigens ge-

gründet worden, um im Verbund 

mit privatwirtschaftlichen Arbeit-

gebern billiger und dafür mehr 

ausbilden zu können – unter Um-

gehung der Ausbildungstarifver-

träge des öffentlichen Dienstes. 

Nachdem eigene Tarifverträge 

abgeschlossen worden waren, die 

auch eine betriebliche Mitbestim-

mung begründeten, wurde die 

ABiG nach einigen Jahren durch-

aus erfolgreicher Ausbildungstä-

tigkeit „ruhig“ gestellt; inzwischen 

dient sie anderen Zwecken…) 

• … ist wie alle anderen Schulen 

auch seit 2008 rauchfrei! Welch 

ein Segen… Die Rauchschwaden 

Petra Eleftherakis (l.) und Hilke Wiezoreck eröffnen die Präsentation;

Bürgermeister a.D. Hans Koschnick und die damaligen GPR-Vorsitzenden Ed-
mund Mevissen und Peter Garrelmann scheinen sich zu amüsieren…}

vor den Eingängen, die verqualm-

ten Fahrstühle und erst recht die 

eingeräucherten Büros und Flure 

mit stinkenden Aschenbechern 

gehören (weitgehend) der Ver-

gangenheit an. (Verschämt sendet 
das Gehirn beim Schreiben dieser 
Zeilen olfaktorische Erinnerungsfet-

zen an den eigenen Gauloises-„aro-
matisierten“ Arbeitsplatz – und die 
damit verbundenen Zumutungen 
an Kolleg:innen und Besucher:innen)  

• … übernahm die dienstbe-

gleitende Unterrichtung für den 

neugeordneten Beruf „Kaufleute 

für Büromanagement“ (KfBM), in 

dem eine ganze Reihe alter kauf-

männischer Berufe zusammenge-

fasst wurden, u. a. die Fachange-

stellten für Bürokommunikation. 

Deshalb kann KfBM mit entspre-

chender Schwerpunktauswahl 

auch ein Beruf der öffentlichen 

Verwaltung sein. Bremen ent-

schied sich allerdings dafür, diesen 

nicht personalbedarfsbezogen aus-

zubilden. Das führte zu der parado-

xen Situation, dass ausgerechnet 

die ÖD-spezifischen Schwerpunk-

te nicht gewählt und ausgebildet 

werden sollten. Anders als bei den 

Vorgängern ist für diese Azubis 

der Senator für Finanzen daher 

auch nicht zuständige Stelle und 

die Verwaltungsschule nicht die 

zuständige Berufsschule – nur die 

in der Ausbildungsordnung obli-

gatorisch vorgeschriebene dienst-

begleitende Unterrichtung findet 

an der Verwaltungsschule statt. 

Übrigens: Fast wäre in diesem Be-

ruf auch die Verwaltungsfachange-

stelltenausbildung aufgegangen – 

so jedenfalls war es die Absicht des 

Bundesinstituts für Berufsbildung. 

Nach unserer Auffassung wäre das 

ein Desaster geworden, weil es den 

Ausbildungsanforderungen an eine 

rechtsstaatlich handelnde Verwal-

tung nicht hätte genügen können. 

Zum Glück wurde rechtzeitig auf-

gepasst… u.a. von Bremen und vom 

Bundesverband der Verwaltungs-

schulen und Studieninstitute… 

• … entwickelte und realisier-

te seit 2008 auf Anforderung 

von SF Angebote für zertifizierte 

Fortbildungen für spezialisierte 
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Sachbearbeitung in den 

Bereichen Haushalt und Personal 

• … übernahm Aufgaben bei 

der Ausbildung für die Lauf-

bahngruppe 2 – 1. Einstiegsamt 

(ehemaliger gehobener Dienst), 

die ab 2013 als duales Studium 

an der Hochschule Bremen 

(„Public Administration“) und in 

den Jahren davor an der HAW 

in Hamburg („Public Manage-

ment“), jeweils in Kooperation 

mit dem AFZ als Praxis-Ausbil-

der, stattfindet; sie war an der 

Vorbereitung der Akkreditierung 

beteiligt (Manfred Jacobi) und be-

treute die „Theorie-Praxis-Module“. 

Auch bei der Qualifizierung für 

die Laufbahngruppe 2 – 2. Ein-

stiegsamt (ehemaliger höherer 

Dienst) war die Verwaltungs-

schule bei der Erarbeitung der 

Module dabei und betreute ab 

2011 verantwortlich das Modul 

„Finanzwirtschaftliche und recht-

liche Rahmenbedingungen für 

bremisches Verwaltungshandeln“. 

• … hat seit 2010 einen 

eigenen Internetauftritt 

und seit 2018 endlich auch 

WLAN in seinen Gebäuden.  

• … investierte schon lange 

vor der coronabedingten Power-

Digitalisierungswelle mit Lern-

plattform und I-Pads viel in die 

Digitalisierung der Lehre – z.B. 

durch die Ersetzung herkömmli-

cher Wandtafeln durch ActiveBo-

ards (später Visu-Boards). Zwar 

vermisste der eine oder andere 

Lehrer tatsächlich den sprich-

wörtlichen Kreidestaub; da die 

elektronischen Tafeln aber von 

ganz einfach (als Tafelersatz oder 

Projektionsfläche) bis raffiniert 

(unter Nutzung der mitgeliefer-

ten Programme) einsetzbar wa-

ren und den Zugang zum Internet 

im Unterricht ermöglichten, stie-

Digitale Lehre an der Verwal-

tungsschule

In Sachen Digitalisierung ist die Verwaltungsschule, sind wir schon heute 
gut aufgestellt, können und wollen in Zukunft aber noch besser werden, 
wollen immer mehr auch zu einer digitalisierten Schule werden. 

Unsere technische Ausstattung ist modern und gut geeignete Basis 

für innovative Lehre. Kreidetafeln sind schon lange, erst durch Acti-

ve Boards, dann durch modernere Visuboards mit Apple TV ersetzt 

worden. Allen Schüler:innen steht während ihrer gesamten Aus-

bildungszeit ein IPad zur Verfügung, mit dem im Unterricht immer 

mehr gearbeitet wird. Perspektivisch streben wir eine Ausstattung 

mit dienstlichen Laptops, die für Schule und Praxis genutzt werden 

kann. Wir nutzen die Lernplattform Itslearning für asynchrone Leh-

re und BigBlueButton für Distanzlehre. Stundenplanung läuft schon 

lange mit Untis. Die Kommunikation mit Schüler:innen und Lehr-

gangsteilnehmenden läuft viel per Messenger-Dienst, zunächst den 

Untis-Messenger, jetzt per Itslearning Messenger. Zusätzlich nutzen 

wir für den IT-Fachunterricht Laptopwagen mit sog. Zero-Clients. 

Den Einsatz digitaler Technologien, einschließlich KI (z.B. Assis-

tenzroboter für Erkrankte), für die Organisation von Schulbetrieb, 

Unterrichtsvor- und -nachbe-reitung, bei Leistungskontrollen (z.B. 

Online-Tests, Peer-Reviews, E-Portfolios) und im Prüfungswesen 

wollen wir weiter vorantreiben. Wir versprechen uns davon mehr 

Bildungsgerechtigkeit für unsere Schüler:innen und mehr Raum und 

Zeit für Kompetenzentwicklung, curriculare Arbeit, persönliche Un-

terstützung und Begleitung in der Lernentwicklung. 

Methodisch-didaktisch setzen wir in der Lehre wir immer stärker 

auch auf digitale Unterstützung bzw. Begleitung des Lernprozes-

ses, bauen digitale und analoge Lehr-/ Lernformen zunehmend ver-

zahnter in die Curricula ein. Digitale Möglichkeiten werden stärker 

mitgedacht bei Unterrichtsgestaltung und -durchführung. Grund-

sätzlich streben wir in der Lehre weiter eine im Hinblick auf den be-

ruflichen Kompetenzerwerb gut abgestimmte Verbindung von Prä-

senz-, Hybrid- und Distanzlernen (synchron, asynchron) mit jeweils 

didaktisch sinnvoller Mischung aus analogen und digitalen Lehr-/ 

Lernelementen an. Das reicht von Präsenzunterricht mit digitalem 

Medieneinsatz bzw. der Nutzung auch digitaler Tools über Blended-

Learning-Formate bis zu synchronen und asynchronen Distanzlehr-/ 

lerneinheiten. Im Vordergrund stehen soll weiterhin, dass digitale 

und analoge Lehre sich vorrangig an beruflichem Kompetenzerwerb 

für die Arbeit in einer analogen und gleichzeitig digitalisierten Ver-

waltung orientiert. Unsere Leitplanken:

1. Modernste technologische Möglichkeiten und aktuelle wissen-

schaftliche Erkenntnisse zu digitaler Lehre und Kompetenzentwick-

lung umfassend nutzen, einschließlich KI. Zeit und Räume schaffen, 
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innovative Ideen auch praktisch zu erproben. Tools und Technik 

einsetzen zur Unterstützung von Selbstlernen, lehrerzentriertem 

Lernen, Gruppenlernen, für Kommunikation und Kollaboration, zur 

Organisation des Wissens und als Lernwerkzeuge.

2. Der Einsatz digitaler Lehre/ des digitalen Lernens orientiert sich 

vorrangig an der Frage eines echten Mehrwertes für berufliche 

Kompetenzentwicklung für die Arbeit in einer analogen und digita-

lisierten Verwaltung. Wesentlich ist dabei Kompetenz- und damit 

Anwendungsorientierung im Sinne Lernfelddidaktik und nicht Be-

schränkung auf „Lernen mit digitalen Medien“.

3. Handlungsleitend bleiben Ausbildungs- und Lernziele bei Unter-

richtsgestaltung und -entwicklung, d.h. keine Planung digitaler For-

mate vorrangig unter Kapazitäts-/ Ressourcengesichtspunkten 

4. (Zunehmend) hoher Stellenwert der Präsenz für (informellen) 

fachlichen (Wissens-) Austausch, Anwendungstraining und -sicher-

heit, (soziale, personale) Kompetenzentwicklung, d.h. Primat des 

Präsenzunterrichts in der Unterrichtskonzeption

Die Digitalisierung, die Transformation durch die technologische 

Revolution soll auch inhaltlich im Unterricht und in der Ausbildung 

eine große Rolle spielen. Dazu gehören Fragen zu Einfluss von Di-

gitalisierung auf Gesellschaft und Verwaltung, zu verantwortungs-

bewusstem und reflektiertem Umgang mit KI und anderen neuen 

Technologien, zu digitaler Ethik, Datenschutz und Cybersicherheit, 

zu New Work/ Arbeit 4.0 und digitaler Teilhabe. Bestandteil der digi-

talen Bildung an der Verwaltungsschule soll künftig Grundlagen der 

Informatik, IT- und Mediengestaltung, Technikgeschichte, die Ent-

wicklung eines Grundverständnisses von der Funktions- und Wir-

kungsweise der Algorithmen sein.

ßen sie insgesamt auf große Re-

sonanz. Es nervte natürlich, wenn 

die Technik störanfällig war und 

Lehrkräfte auf technische Unter-

stützung angewiesen waren…und 

doppelte Arbeit war es, prophy-

laktisch auf solche Situationen im-

mer durch analoge Alternativen 

vorbereitet sein zu müssen… Eine 

neue Qualitätsstufe erreichte die 

„E-Lehre“ durch die Einstellung 

des Medienpädagogen Michael 

Berndt im Schuljahr 2019/2020. 

Um praxisnah IT-gestützt lehren 

und lernen zu können, wurden 

mehrere Klassensätze Intranet-

fähiger, von der Lehrkraft steuer-

barer Rechner („Zero-Clients“) 

beschafft. Die Corona-Epidemie 

erzwang dann die Entwicklung 

von Formaten für analogen und 

digitalen Distanz-Unterricht.

• … feierte 2013 ihr neun-

zigjähriges Jubiläum, indem 

sie sich den Titel „Schule ohne 

Rassismus/Schule mit Coura-

ge“ (unseres Wissens als erste 

Bremer Berufsschule und einzi-

ge deutsche Verwaltungsschule) 

verdiente. Seither finden jähr-

lich einschlägige Aktivitäten aus 

Klassen statt und alle Beteiligten 

bemühen sich um Sensibilität 

und Engagement gegen Rassis-

mus und andere Arten von Dis-

kriminierung. Der Titel wird nur 

verliehen, wenn sich zuvor alle 

Statusgruppen dazu mehrheitlich 

per Unterschrift bekannt haben 

und wenn die Schule Paten be-

nennen kann. Unsere prominen-

ten Paten waren Bürgermeister a. 

D. Hans Koschnick und Werder-

legende Marco Bode, die, ebenso 

wie Bürgermeisterin Karoline Lin-

nert mit ihren Grußworten b. z. 

w. Grußschreiben (Koschnick; in 

dieser Schrift dokumentiert) die 

Schulfeierlichkeiten „veredelten“. 
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• … leistete ihren Beitrag dazu, 

dass Bremen die sogenannte 

„Flüchtlingskrise“ bewältigte. Um 

die mit den vielen geflüchteten 

Menschen verbundenen Aufga-

ben erfüllen zu können, musste 

die Bremer Verwaltung 2015/16 

in kurzer Zeit viele zusätzliche 

Mitarbeiter:innen einstellen, die 

meisten ohne Verwaltungsausbil-

dung und viele „Nicht-Bremer:in-

nen“. In kürzester Zeit stampfte 

das Kollegium auf Anforderung 

der senatorischen Behörde ein 

neues Lehrgangsformat („Ein-

stiegsqualifizierung für Quer-

einsteiger_innen“ – EQQ) aus 

dem Boden, in dem die Neuen 

umfassend über die Grundlagen 

der bremischen Verwaltung und 

der Verwaltungsarbeit informiert 
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nen, Lehrkräfte und auch Mit-

arbeiter:innen der Verwaltung 

im Januar 2016 an der großen 

Demonstration „Bremen ist bunt“ 

gegen Rassismus und rechte Het-

ze auf geflüchtete Menschen.  

• … richtete im November 

2017 die 55. Bundestagung des 

Bundesverbandes der Verwal-

tungsschulen und Studieninsti-

tute (BVSI) aus. {Hier platzieren 

Foto 11-VIII 55. BT BVSI} Er ging 

als der Kongress in die Verbands-

geschichte ein, auf dem sich die 

Einrichtungen trotz aller unter-

schiedlichen Bedingungen und 

Interessenlagen erstmals in der 

jüngeren Geschichte auf einen ge-

meinsamen Rahmenlehrplan – in 

diesem Fall für Aufstiegslehrgän-

ge (Verwaltungsfachwirte- bzw. 

AII-Lehrgänge) – verständigen 

konnten. Auch ansonsten war 

der Kongress mit Senatsemp-

fang, Abendprogramm mit Kurs-

präsentationen und Führungen 

im Museum Weserburg und viel 

Diskussion und Erfahrungsaus-

Schüler:innen und Lehrkräfte 

übernahmen eine Patenschaft 

für geflüchtete Menschen, die 

im benachbarten sogenannten 

„Bundeswehrhochhaus“ unterge-

bracht waren, halfen bei der Aus-

stattung, beim Sprachunterricht, 

bei der Erledigung von Formali-

täten, bei der Wohnungssuche… 

• … ging gelegentlich auch zum 

Demonstrieren auf die Straße… 

So beteiligten sich z. B. Schüler:in-

wurden. Auch Informationen über 

die für viele neue Heimat „Freie 

Hansestadt Bremen“ kamen 

nicht zu kurz.- Das Format hat 

sich so bewährt, dass es in etwas 

abgespeckter Form als Einfüh-

rungsfortbildung für neue Mit-

arbeiter:innen (EFO) beibehalten 

wurde (und allein im Fortbildungs-

jahr 2022/23 sechs Mal stattfand).  

• … zeigte sich 2015/2016 

auch in anderer Form solidarisch: 

Marion Hermann bei der Demo „Bremen ist bunt“
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professioneller aufzustellen. Vor 

allem die Ko-Direktorin Dr. Gras-

hoff setzte sich für den zweiten 

Weg ein und erarbeite mit einem 

Team aus JVA-Praktiker:innen 

und Verwaltungsschullehrer:in-

nen eine zukunftsfähige Lösung.  

• … zeigte sich auch (mehr 

oder weniger) fasziniert von der 

neuen Welt des agilen Arbeitens, 

besuchte im November 2018 ein 

„Innovation-Lab“ in der Über-

seestadt, informierte sich über 

neue Arbeitsmethoden und er-

probte sich an der Erstellung von 

„Personas“… Daraus entstand u. 

a. ein neues „agiles Projektfor-

mat“ zu neuen Arbeitsformen in 

der Verwaltung, das regelmäßig 

im lernbereich Personal (Katja 

Lessing) zum Einsatz kam. Und 

nicht zuletzt resultierten daraus 

Impulse für den self-made Um-

bau des eigenen Sozialraumes! 

• … engagierte sich sehr für 

mehr digitale Kompetenz in Aus- 

und Fortbildung und setzte sich 

dabei für ein breites Kompetenz-

verständnis ein, das neben den 

nötigen fachlichen Kompetenzen 

für digitales Verwaltungshan-

deln auch besondere Selbst- und 

Sozialkompetenzen beinhaltet, 

das „digitale Gemeinwohl“ be-

rücksichtigt und keinesfalls auf 

2019 mit einer Handlungshilfe 

zum Schriftverkehr in den Behör-

den, den Marion Hermann und 

Dr. Patricia Grashoff erstellten; 

er ist inzwischen schon in zwei-

ter Auflage – erweitert und nun-

mehr auch digital – erschienen.  

• … optimierte in einem ge-

meinsamen Projekt (OJA) mit der 

Justizvollzugsanstalt auch die 

Ausbildung des allgemeinen Jus-

tizvollzugsdienstes (JVD) (2016-

2018). Theorie und Praxis wurden 

besser aufeinander abgestimmt 

und dem allgemeinen Bildungs-

auftrag einer beruflichen Schule 

mehr Rechnung getragen. Auf-

grund der großen Verantwortung, 

die mit der Ausbildung verbunden 

ist, sah sich die Schule vor die Al-

ternative gestellt, entweder den 

kompletten Ausstieg anzustreben 

oder die Ausbildung insgesamt 

tausch am Tagungsort „Schütting“ 

ein großer Erfolg – „fulminant“, 

wie es die BVSI-Vorsitzende Ge-

sine Wilke im Schlusswort nannte. 

• … optimierte 2019 mithil-

fe der Design-Thinking-Methode 

und externer Unterstützung die 

Geschäftsabläufe im Sekreta-

riat – von der Kapazitätsberech-

nung bis zu den Stundenplänen 

und der Stundenabrechnung. Mit 

dem bereits seit 2015 genutzten 

Programm UNTIS wurden ins-

besondere Stundenplanung und 

Klassenbuchführung digitalisiert. 

Neben Anja Lutz und Ender Bas 

behielt Ko-Direktorin Patricia 

Grashoff den Durchblick…

• … beglückte – nach hartnä-

ckigem Drängen des Finanzstaats-

rats – die Bremer Verwaltung 

Gruppenbild im Rathaus; vorne zwischen Staatsrat Lühr und Verwaltungs-
schuldirektor Wendel die BVSI-Vorsitzende Gesine Wilke aus Dresden
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die – gleichwohl unverzichtbare 

– IT- und Medienkompetenz redu-

ziert werden darf.  Viele Anstöße 

hat die Mitarbeit in dem BMAS 

Projekt FührDiV (Führung in der 

digitalisierten öffentlichen Ver-

waltung) gegeben; u.a. Verwal-

tungsschule und AFZ gestalteten 

das Teilprojekt Qualifizierung (Lei-

tung: Katja Lessing). Holger Wen-

del, Patricia Grashoff und Katja 

Lessing publizierten dazu sogar 

und gingen ein bisschen auf Vor-

tragsreise bei Gewerkschaften, 

Ministerien und IT-Planungsrat.  

• … forderte – gemeinsam mit 

AFZ und Senator für Finanzen – 

seit Jahren die Neuordnung der 

VFA-Berufsausbildung. Die Aus-

bildungsordnung ist von 1999 und 

in Bezug auf IT noch auf dem Stand 

Textverarbeitung und Tabellenkal-

kulation, weit entfernt von aktuell 

und zukünftig erforderlicher di-

gitaler Kompetenz. Der Bremer 

Verwaltungsschuldirektor machte 

sich dafür im Bundesverband der 

Verwaltungsschulen stark, der 

diese Forderung auch beschlos-

sen hat – genauso übrigens wie 

das Treffen der Zuständigen Stel-

len, in dem Bremen (Bernhardt 

Woitalla) ebenfalls eine aktive 

Rolle spielt. Wendel arbeitete für 

den BVSI auch in dem BIBB-Ent-

wicklungsprojekt „Berufliche Bil-

dung im öffentlichen Dienst“ (ÖD-

BB), das sich gleichfalls für eine 

Neuordnung aussprach, und ver-

öffentlichte seine Positionen im 

Juni 2019 in der Fachzeitschrift 

Grußwort der  

Justizvollzugsanstalt Bremen

Die Verwaltungsschule wird hundert Jahre alt, ist aber keineswegs 

in die Jahre gekommen. Vielmehr steht die Verwaltungsschule für 

eine moderne, innovative und hochwertige Ausbildung im bremi-

schen öffentlichen Dienst. Dies hat die Verwaltungsschule, die für 

die fachtheoretische Ausbildung der Anwärterinnen und Anwärter 

im Justizvollzugsdienst zuständig ist, während der jahrzehntelan-

gen Zusammenarbeit mit der JVA Bremen, die den fachpraktischen 

Teil der Ausbildung trägt, unter Beweis gestellt. Sowohl die Verwal-

tungsschule als auch die JVA Bremen haben sich hier nicht auf die-

se traditionellen Zuständigkeiten beschränkt, sondern durch eine 

enge und inspirierende Kooperation Wert darauf gelegt, auch die 

andere Seite kennenzulernen und zu unterstützen. So haben bei-

spielsweise Mitarbeitende der Verwaltungsschule in Vollzugsabtei-

lungen der JVA Bremen hospitiert, während berufsprofilprägende 

Lehrgebiete durch Mitarbeitende der JVA Bremen unterrichtet 

wurden und werden. Für beide Seiten stand und steht nicht nur der 

Erhalt eines Status quo, sondern auch weiterhin eine fortwährende 

Weiterentwicklung der Ausbildung im Vordergrund.

Besonders prägend war das gemeinsame Projekt „Optimierung der 

JVD-Ausbildung“, das im Jahr 2016 begonnen hat und in dem die bis-

herigen Ausbildungsinhalte durchleuchtet und tiefgehend evaluiert 

wurden. Das Projekt endete im Jahr 2018 mit einem grundlegend 

überarbeiteten Lehrplan für die fachtheoretische Ausbildung und 

einem dazu angepassten Leitfaden für die fachpraktische Ausbil-

dung. Durch das hohe Engagement der damaligen Teilnehmenden 

wurde die Ausbildung im Justizvollzugsdienst auf eine zeitgemäße 

und zukunftsorientierte Grundlage gestellt, die dem Resozialisie-

rungsauftrag der JVA noch besser gerecht wird und auf die verant-

wortungsvolle Arbeit mit Gefangenen zielgenau vorbereitet.

Die gute Zusammenarbeit beschränkt sich aber nicht nur auf die 

Ausbildung der Anwärterinnen und Anwärter. Seit Jahren werden 

in der Verwaltungsschule auch Führungskräfte der JVA Bremen 

erfolgreich ausgebildet. Auch in leitenden Funktionen der JVA Bre-

men wirkt somit die hervorragende Qualität der Verwaltungsschule 

fort. 

Die JVA Bremen besteht inzwischen am Standort Oslebshausen 

seit 150 Jahren. Vor diesem Hintergrund möchte die JVA Bremen 

der „jungen“ Verwaltungsschule zu ihrem 100-jährigem Jubiläum 

gratulieren und ihr auch für die nächsten hundert Jahre alles Gute 

wünschen. 

Hans-Jürgen Erdtmann
Anstaltsleiter

Seinerzeit ein kleiner Geniestreich: 
„Unsere Kompetenzbaustelle“
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Grußwort des Bundesverbandes der Verwaltungs-

schulen und Studieninstitute

„Die Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen hat in ihrer langen und bedeutenden Geschichte seit ihrer 
Gründung vor 100 Jahren unzählige Lehrgangsteilnehmende auf ihrem Weg zu bürgerfreundlichen und erfolgreichen 
Verwaltungsfachleuten begleitet und geformt.“

Ihrem Anspruch entsprechend 

war die Verwaltungsschule Bre-

men über längere Zeit nur spora-

disch vertreten, da sie gegenüber 

dem Verhältnis von inhaltlichem 

Ertrag und Rahmenprogramm 

skeptisch war. Nachdem sich 

2006 in Wiesbaden mit dem 

Arbeitskreis „Zukunft der Ausbil-

dung“ ein ertragsorientiertes Gre-

mium gebildet hatte, engagierte 

sich Bremen ab der Bundestagung 

2007 in diesem Arbeitskreis. Kon-

kreter Anlass war die Gefahr, der 

Ausbildungsberuf Verwaltungs-

fachangestellte(r) (VFA) könnte in 

den Beruf „Kaufleute für Büroma-

nagement“ (KfBM) integriert wer-

den. Später übernahm folgerichtig 

Holger Wendel dessen Leitung 

und war Initiator und Garant ech-

ten Outputs, der die Landschaft 

der Verwaltungsausbildung in 

Deutschland mit wichtigen Impul-

sen voranbrachte. 

Der BVSI begann Konzepte für 

eine bundeseinheitliche Fortbil-

dung im Rahmen der VFW- und 

AII-Abschlüsse, für haupt- und 

nebenamtliche Dozentinnen und 

Dozenten zu erarbeiten. Beson-

ders zu erinnern sei hier an die 

„Essener Erklärung zum Verwal-

tungsfachwirt/Angestelltenlehr-

gang II“. Diese maßgeblich von 

Holger Wendel koordinierte Ar-

beit mündete in dem inzwischen 

fast bundesweit in die Praxis um-

gesetzten „Kompetenz-Rahmen-

plan für Aufstiegslehrgänge in der 

öffentlichen Verwaltung – Verwal-

Diesen Satz kann man sicher über 

viele Verwaltungsschulen schrei-

ben. Doch was macht die Bremer 

Verwaltungsschule aus?

Die Verwaltungsschule Bremen 

hat sich wie wenige andere im 

Laufe der Jahre als eine Instituti-

on etabliert, die nicht nur Wissen 

vermittelt, sondern auch einen 

starken Fokus auf Werte wie 

Bürgernähe, Transparenz, ein Be-

kenntnis zur Diversität der Gesell-

schaft und vieles andere legt.

Das haben ihre Vertreter auch im 

Rahmen des Bundesverbandes 

der Deutschen Verwaltungsschu-

len und Studieninstitute BVSI 

deutlich gemacht und vertreten, 

allen voran der langjährige Direk-

tor Holger Wendel und in seiner 

Nachfolge die jetzige Direktorin 

Katja Lessing.

Mitglied im BVSI war die Ver-

waltungsschule Bremen schon, 

als dieser noch „Arbeitsgemein-

schaft der Leiterinnen und Leiter 

der deutschen Verwaltungsschu-

len und Sparkassenakademien“ 

hieß, erstmals eine Bundestagung 

ausgerichtet hat Bremen im Jahr 

1975. Die damalige Arbeitsge-

meinschaft, auch genannt „Bun-

destagung“, war ein lockerer, un-

verbindlicher Zusammenschluss 

der Verwaltungsschulleiter und 

-leiterinnen zum Zweck von Er-

fahrungsaustausch und Ben-

chmarketing. 

tungsfachwirte und Verwaltungs-

lehrgänge II“ ebenso wie in der 

„Weimarer Entschließung: Neu-

ordnung der Verwaltungsfachan-

gestellten-Ausbildung unverzicht-

bar!“ - eine Notwendigkeit, zu 

deren Umsetzung der BVSI Impul-

se gibt und inhaltliche Vorschläge 

erarbeitet.

Dieses „Ganz-oder-gar-nicht“, 

diese Einstellung, die gestalten, 

nicht verwalten will, ist das, was 

ich persönlich von allen Vertre-

tern der Verwaltungsschule der 

Freien Hansestadt Bremen erle-

be und erlebt habe. Dazu gehört 

auch, dass sich Henning Lühr als 

Finanzstaatsrat maßgeblich auf 

Bundesebene für eine sinnvolle 

und schnelle Digitalisierung der 

öffentlichen Verwaltung einsetz-

te, indem er das IT-Planungsrat-

Projekt „Qualifica Digitalis“ aus 

der Taufe hob und mit Katja Les-

sing auf die Beine stellte.

Auch Katja Lessing wird, so hoffe 

ich, in Zukunft eine gestaltende 

Rolle im Rahmen des Bundes-

verbandes spielen und ich bin si-

cher, dass dies Arbeit zum Wohle 

der öffentlichen Verwaltung in 

Deutschland sein wird.

Die deutschen Studieninstitute 

und Verwaltungsschulen und da-

mit die von diesen Institutionen 

unterrichteten und weitergebilde-

ten Verwaltungen und deren Be-

schäftigte sind der Verwaltungs-

schule Bremen aufgrund dieses 
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„Deutsche Verwaltungspraxis“ 

(„VFA 4.0 – Neuordnung der Ver-

waltungsausbildung?“) Allein – die 

Sozialpartner tun sich schwer 

(und warten nun erstmal die Er-

gebnisse des IT-Planungsrat-Pro-

jektes „Qualifica Digitalis“ ab). 

Zum Glück gibt es vor Ort bei der 

Umsetzung der Ordnungsmittel 

genügend Spielraum, um sich auf 

neue Anforderungen einzustellen. 

Aber eigentlich müssten jetzt „von 

oben“ die nötigen Impulse und 

Ideen für die verbindliche Verbes-

serung der Ausbildung kommen.

• … verabschiedete zum 1. 

Mai 2021 ihren Direktor Hol-

ger Wendel. Wendel ging nach 

17 Jahren in den Ruhestand. Ob 

er die Verwaltungsschule prägen 

konnte und Spuren hinterlassen 

hat, muss sich noch zeigen; das 

Klima in Schule und AFZ dürfte 

er schon beeinflusst haben… Auf 

jeden Fall ist auch in seiner Amts-

zeit eine Menge passiert. Die Ver-

waltungsschule hat sich verändert 

und weiterentwickelt. Kurz bevor 

er ausschied, hatte er noch ge-

meinsam mit Staatsrat Henning 

Lühr einen Veränderungsprozess 

angeregt: Vor allem die verstärkt 

erforderliche digitale Kompe-

tenz verlangt nach noch mehr 

konzentrierter und koordinierter 

Professionalität im Aus- und Fort-

bildungsbereich. Gern hätte er 

diesen Prozess noch aktiv mitge-

staltet, doch dann kam Corona… 

und nun trägt seine Nachfolgerin 

– natürlich nicht allein – die Last 

des Projektes „ZAF“ (= Zukunft 

Aus- und Fortbildung) …

Corona-bedingt speziell war sei-

ne „hybride“ Verabschiedung: 

Nur ein kleiner Teil der Teilneh-

menden war präsent, der größe-

re Teil per Video-Konferenz auf 

großer Leinwand zugeschaltet. 

Trotzdem kam eine Menge auch 

persönliche Wertschätzung bei 

Wendel an, der selbst hybrid sehr 

gerührt war.– Außer von den Ver-

waltungsschul-Kolleg:innen – sie 

hatten sich einen Wendel aus 

lauter Würfeln mit vielen Erinne-

rungen, Charakterisierungen und 

guten Wünschen gebastelt – ka-

men Dank und Anerkennung auch 

von den AFZ-Mitarbeiter:innen 

(„Wendel-Schal“), aus der senato-

rischen Behörde, vom Ex-Staats-

rat Lühr, vom GPR, vom Bundes-

verband und dem Arbeitskreis 

„Zukunft der Ausbildung“, aus 

Hamburg und Hannover und von 

ehemaligen Weggefährten… (In 

leidenschaftlichen Engagements 

ihrer Leitungsspitzen zutiefst zu 

Dank verpflichtet.

Ich wünsche für die Verwaltungs-

schule Bremen und den Bundes-

verband Deutscher Verwaltungs-

schulen und Studieninstitute BVSI 

auch weiterhin eine Zusammen-

arbeit, die von dieser Leidenschaft 

und dem Willen zu Ergebnissen 

zum Wohle des Landes zu kom-

men geprägt ist!

Gesine Wilke
Vorsitzende des Bundesverban-

des der deutschen Verwaltungs-

schulen und Studieninstitute 

BVSI

Verwaltungsschulkollegium 2021: Winke-Winke von der „Wendeltreppe
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Direktorstellvertreter ist – schon 

seit dem Wechsel von Dr. Patricia 

Grashoff im Frühjahr 2020 – An-

dré Galdia, der im Zuge der Opti-

mierung der JVD-Ausbildung von 

der Schule der Justizvollzugsan-

stalt an die Verwaltungsschule ge-

wechselt war.

Nach April 2021…

In den folgenden Jahren haben 

Katja Lessing, ihr Schulleitungs-

team und das Kollegium… nein, 
das soll hier nicht mehr hingehören. 
An dieser Stelle soll unser Rückblick 
enden. Die verbleibenden zwei Jahre 
bis zum 100. Geburtstag erschließen 
sich bestimmt aus dem sonstigen 
Inhalt des Jubiläumsheftes… (Und 
Katja Lessing wird sich am Tage ihrer 
Verabschiedung – wenn sie denn so 
schön emotional wie die von Man-
fred Jacobi und Holger Wendel wird, 
sicherlich überreden lassen, die Ge-
schichte der Verwaltungsschule fort-
zuschreiben…)

dieser emotionalen Ausnahmesitua-
tion passierte es, dass Holger Wen-
del leichtfertigerweise zusagte, gerne 
beim hundertjährigen Jubiläum der 
Verwaltungsschule mitzumachen…) 

An der Auswahl seiner Nach-

folgerin konnte Holger Wendel 

noch mitwirken – Katja Lessing, 

eine langjährige kompetente und 

engagierte Kollegin, vor ihrem Ab-

stecher in die digitale Projektwelt 

beim Finanzsenator Lehrerin, Per-

sonalratsvorsitzende und Fachbe-

reichsleiterin an der Verwaltungs-

schule. Sogar – vorbildlich! – eine 

Einarbeitungs- und Übergabezeit 

mit dem dazu gehörigen Wissens-

transfer wurde von der zuständi-

gen SF-Abteilungsleiterin Anke 

Saebetzki möglich gemacht. Seit 

Januar 2021 konnte Katja Les-

sing sich als Ko-Direktorin auf die 

nahtlose Übernahme der Schullei-

tung vorbereiten. – Dass ihm eine 

Frau im Amt nachfolgt, hat Holger 

Wendel als erklärtem Anhänger 

von Diversity-Management be-

sondere Freude bereitet!

der gebastelte Wendel...

handlich verpackt

Auf Distanz? – aber nur pandemiebedingt! Amtsübergabe unter Corona-Bedingungen (maskenfrei nur kurz fürs Foto); 
v. r.: die neue Verwaltungsschuldirektorin Katja Lessing, Holger Wendel, Finanzstaatsrat Dr. Martin Hagen
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1948 wurden die Verwaltungs-

schulen organisatorisch wieder 

eigenständig. Sie wurden nun als 

Verwaltungsberufs- bzw. Fach-

schule und als Verwaltungsober-

schule der Freien Hansestadt 

Bremen bezeichnet. – 1951 wur-

de nach Bartels‘ Tod der Handels-

studienrat Erhard Halfar Direk-

tor, und der blickte wieder auf ein 

konsolidiertes Verwaltungsschul-

wesen mit einem „tüchtigen“ Kol-

legium (keine eigenen Lehrkräfte, 

sondern „bewährte Praktiker“, Han-

dels- und Hauptschullehrer), leis-

tungsfähigen Schüler:innen und 

guten Fachbüchern. 

Den Streit zwischen Schulsenator 

und Personalamt um die Zustän-

digkeit für die Verwaltungsschu-

le „gewinnt“ das Personalamt; 

1953 beschließt der Senat die 

Ressortierung der Schule bei der 

Senatskommission für das Perso-

nalwesen, mit der die Schule eng 

verzahnt wurde – nicht zuletzt da-

durch, dass die Stellen des Direk-

tors und des SKP-Ausbildungsre-

ferenten in Personalunion besetzt 

wurden. Die leitenden Beamten 

der SKP, erst Johann Osterloh, 

später Wilhelm Blase und Kurt 

Niedergesäß, wurden für die Ver-

waltungsschulentwicklung prä-

gende Persönlichkeiten.

(IV) Mit Stadt und Land prospe-

rierte in den 50er und frühen 60er 

Jahren auch die Verwaltungsschu-

le. Ihr Aufgabenspektrum wurde 

ausgeweitet (u. a. Dienstanfänger 

der Oberfinanzdirektion und Auf-

gaben in der Fortbildung) und die 

Teilnehmenden-Zahlen wuchsen 

(1967 knapp 1.000). Nach über 

dreißigjähriger Zugehörigkeit 

musste der Ausbildungsgang der 

Rechtsanwalts- und Notars-Lehr-

(I) Der 1. Oktober 1923 war der 

Gründungstag der Verwaltungs-

schule – genauer: ihrer Vorläufe-

rin, der „Pflichtschule für Bureau-

lehrlinge und –angestellte“. Mitten 

im existenzbedrohenden „Schre-

ckensjahr“ der jungen Weimarer 

Republik und kurz vor dem Hö-

hepunkt der Hyperinflation. Be-

schlossen worden war die Grün-

dung im Juni 1923 per Gesetz. 

Der Bedarf für eine solche Schule 

war schon im Ersten Weltkrieg er-

kannt worden und zunächst von 

dem Bremischen Bureaubeamten-

Verein aufgegriffen und von der 

Gewerkschaft der öffentlichen 

Verwaltungs- und Justizbeam-

ten und Angestellten fortgeführt 

worden; 1923 wurde dann aus 

dem freiwilligen Fortbildungsan-

gebot eine staatliche Pflichtschu-

le. Zwei Jahre später wurde der 

Pflichtschule eine Verwaltungs-

beamtenoberschule angegliedert. 

Für beide Schulen bürgerte sich 

der Sprachgebrauch „die Verwal-

tungsschulen“, später im Singular 

die Verwaltungsschule ein.

Es folgte eine Konsolidierungs-

phase: 1925 erhielt die Verwal-

tungsschule ihren ersten festen 

Standort in der Sternstraße (un-

weit des späteren langjährigen 

Standortes an der Doventorscon-

trescarpe). Der Oberrealschulleh-

rer Heinrich Meyer wurde nach 

zunächst kommissarischer Tätig-

keit 1926 Leiter der Schule. Ihm 

folgte 1928 als erster hauptamtli-

cher Lehrer der Handelsschulleh-

rer Julius Lübbren. 1931 traten 

die ersten Ausbildungs- und Prü-

fungsordnungen sowie entspre-

chende Lehrpläne in Kraft.

(II) Nach der Machtübernahme 

der Nationalsozialisten 1933 im 

In Kürze: Zusammenfassungen

Reich und anschließend auch in 

Bremen wurde die Verwaltungs-

schule gleichgeschaltet. Ihr Di-

rektor wurde entlassen und durch 

NS-Parteigänger (erst Karl Bött-

cher, dann Julius Lübbren) er-

setzt. Organisatorisch verlor sie 

ihre Eigenständigkeit und wurde 

an die Großhandelsschule an-

gegliedert. NS-Weltanschauung 

und NS-Staatsverständnis domi-

nierten die Lehre und die Prüfun-

gen. NSDAP und Reichsregierung 

waren bestrebt, die Verwaltungs-

ausbildung zu zentralisieren und 

so besser zu kontrollieren. Der 

Bremer NS-Senat wirkte dem 

eher entgegen; er war offenbar 

mit der Arbeit der Verwaltungs-

schule zufrieden. Die Pläne der 

Reichsregierung konnten wegen 

der Krieges jedoch nicht vollstän-

dig umgesetzt werden. – Während 

der Kriegsjahre konnte der Schul-

betrieb in Bremen zwar aufrecht-

erhalten werden, aufgrund von 

Zerstörungen durch Luftangriffe 

wurden allerdings zahlreiche Um-

züge erforderlich. Der größte Teil 

der Bibliothek und der Schulun-

terlagen wurde vernichtet.

(III) Mit dem Kriegsende in Bre-

men (27. April 1945) wurde der 

Verwaltungsschulbetrieb zu-

nächst eingestellt. Es dauerte im 

zerstörten Bremen bis April 1946, 

ehe die Verwaltungsschule unter 

neuer Leitung (Albert Bartels) 

„unter widrigsten Umständen“ die 

Arbeit wieder aufnehmen konn-

te.  „Der Zusammenbruch 1945, 
das Wiedererwachen kommunalen 
Lebens und die Neubegründung der 
deutschen Länder eröffnete auch für 
unsere Verwaltungsschule eine neue 
Epoche“ (Kulke). Das nebenamtli-

che Personal blieb in vielen Fällen 

das gleiche... 
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Umstellung von der Beamten-

ausbildung auf die privatrechtlich 

strukturierte duale Ausbildung 

nach dem Berufsbildungsrecht. 

Ab August 1982 war in Bremen 

die Ausbildung von Verwaltungs-

fachangestellten – anfangs ver-

knüpft mit einem Berufsgrundbil-

dungsjahr (BGJ) – die Regel. Wie 

sonst nur in Hamburg wurde der 

Bremer Verwaltungsschule der 

komplette schulische Teil der Aus-

bildung übertragen, also nicht nur 

die dienstbegleitende Unterwei-

sung, sondern auch der gesamte 

Berufsschulunterricht. Dass die 

Ausbildung auch laufbahnrecht-

lich anerkennungsfähig sein sollte, 

um Verbeamtung und auch Auf-

stieg zu ermöglichen, begründete 

den im Vergleich hohen Stunden-

umfang und die hohen Leistungs-

standards in Bremen. – Die 

Wahrnehmung der Berufsschul-

funktion bedingte, dass Schul- 

und Schulverwaltungsgesetz nun 

wenigstens teilweise unmittelbar 

für die Verwaltungsschule galten 

und die Selbstverwaltungsele-

mente (Lehrer:innen-Konferenz, 

Schulkonferenz) einschließlich 

der Beteiligung von Schüler:in-

nen gestärkt werden mussten und 

auch die Bildungsbehörde wieder 

stärker eingebunden war (ge-

meinsame Fachaufsicht), so dass 

die Bindung an die SKP tenden-

ziell loser wurde. – 

Weichenstellend für die weitere 

Entwicklung der Verwaltungs-

schule war die 1989 erfolgte 

Gründung des Aus- und Fortbil-

dungszentrums (AFZ). Von dem 

ursprünglich noch größer gedach-

ten, maßgeblich von Verwaltungs-

schuldirektor Fischer und seinem 

Stellvertreter Henning Lühr ent-

worfenen Plan war zwar nur eine 

vergleichsweise kleine Lösung 

mit zunächst einer neuen Lehr-

einheit IuK (Informations- und 

chen Wandel. – Trotz ihres auch 

im nationalen Vergleich hohen 

und anerkannten Standards konn-

te die Verwaltungsschule nicht 

mehr den neuen, wissenschaft-

lich geprägten Anforderungen an 

die Ausbildung des gehobenen 

Dienstes genügen. Wie überall 

in der Bundesrepublik wurde da-

für auch in Bremen ab 1971 eine 

Hochschullösung vorbereitet und 

schließlich 1979 die Hochschule 

für öffentliche Verwaltung als in-

terne Hochschule eröffnet – das 

Ende der Verwaltungsschule „al-

ten Typs“, die seit über 50 Jahren 

neben dem mittleren auch den ge-

hobenen Verwaltungsdienst aus-

gebildet hatte. Sie konzentrierte 

sich nunmehr auf ihre Funktion als 

berufliche Schule. 

Das Kollegium wuchs in dieser 

Phase auf sieben hauptamtliche 

Lehrkräfte plus Direktor. 1973 

folgte auf Direktor Kulke der 

Staatsrechtler Dr. Jürgen Prüser. 

1979 erlebte das Kollegium mit 

der HfÖV-Gründung eine „Zell-

teilung“: Dr. Prüser wechselte 

mit zwei anderen Lehrern an die 

HfÖV. Neuer Direktor der Ver-

waltungsschule wurde Klaus-Die-

ter Fischer, der das Amt bis 2003 

– fast 25 Jahre! – innehatte und 

mit seiner Tatkraft effektiv und ef-

fizient ausfüllte.

(VI) Die krisenhaften Verwerfun-

gen der späten 70er und der 80er 

Jahre schüttelten auch die Ver-

waltungsschule, die zunächst als 

Reaktion auf die Jugendarbeits-

losigkeit einen nie erlebten Aus-

bildungsboom managen musste 

und in direktem Anschluss wegen 

des 1984 aus finanziellen Grün-

den beschlossenen Einstellungs-

stopps des Senats vorübergehend 

gar keine neuen bedarfsorientiert 

eingestellten Auszubildenden be-

kam. – Einschneidend wirkte die 

linge allerdings abgegeben wer-

den.

Mit der Schulordnung 1961 wur-

de ihr Status als nichtselbständige 

Anstalt des öffentlichen Rechtes 

der Freien Hansestadt Bremen, 

also des Landes, im Geschäftsbe-

reich der SKP, der auch die Schul-

aufsicht oblag, geklärt. Profil und 

Funktion wurden geschärft. Aus-

bildungs- und Prüfungsordnungen 

sowie Lehr- und Stoffverteilungs-

pläne wurden erneuert. Erstmals 

nach dem Krieg erhielt die Ver-

waltungsschule 1965 ein eigenes 

Schulgebäude (Schillerstraße), 

eine eigene Verwaltung (Sekreta-

riat, Bibliothek) und ab 1962 peu 

à peu ein eigenes hauptamtliches 

Lehr-Kollegium. Daneben entwi-

ckelte sich ein reges Schulleben. 

–1955 übernahm Karl Gillner 

die Schulleitung. Ihm folgte schon 

1959 Johannes Kulke, der die Ver-

waltungsschule über 15 Jahre in 

besonderem Maße formte. – Wäh-

rend dieser Zeit war die Bremer 

Verwaltungsschule auch auf na-

tionaler Ebene – erst im Rahmen 

der „Leitstelle Deutscher Verwal-

tungs- und Sparkassenschulen“, 

dann ab 1963 in der „Arbeitsge-

meinschaft der Leiter deutscher 

Verwaltungs- und Sparkassen-

schulen“ – sehr engagiert tätig.

(V) Der gesellschaftliche Auf-

bruch in den späten 60ern und 

frühen 70ern fand auch an der 

Verwaltungsschule seinen Nie-

derschlag. Zum einen gab es rege 

Auszubildenden- und Gewerk-

schaftsaktivitäten, zum anderen 

von Verwaltungs- und Bildungsre-

formen geprägte Veränderungen 

der Ausbildung sowie der Lehrin-

halte und –formen; Psychologie, 

Soziologie, Ökonomie, Anfänge 

von EDV, Seminarformate und 

Gruppenarbeit… Die Schulkultur 

insgesamt erfuhr einen deutli-
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ihr Status als Berufsschule war 

durch die Reformen des Bremi-

schen Schulgesetzes und des 

Schulverwaltungsgesetzes 1994 

verfestigt worden. Sie bildete 

auch die Grundlage für eine neue 

Satzung der Verwaltungsschule 

(2002 beschlossen), durch die ins-

besondere die seitdem regelmä-

ßig tagende Schulkonferenz eine 

besondere Bedeutung erhielt. 

2003 folgte auf den in den Ruhe-

stand wechselnden Klaus-Dieter 

Fischer Holger-Andreas Wendel 

(bis 2021) als neuer Verwaltungs-

schuldirektor.

(VIII) Bis 2021 wuchsen Schü-

ler:innen- und Teilnehmende-Zah-

len kontinuierlich; auch inhaltlich 

wurden die Aufgaben komplexer 

und komplizierter. Ebenso wuchs 

das hauptamtliche Kollegium 

(2021 17 Köpfe) und wurde viel-

fältiger, v. a. weiblicher. Die Orga-

nisations- und Leitungsstruktur 

entwickelte sich weiter. Neben 

den Fachleitungen wurden Fach-

bereichsleitungen eingerichtet 

(schon 1993), die Schulleitung 

wurde arbeitsteiliger, später um 

eine „didaktische“Leitung“ er-

gänzt und kollektiver wahrgenom-

men. Von 2018 bis 2020 gab es 

mit Wendel und Dr. Patricia Gras-

hoff zwei Ko-Direktoren. Die pä-

dagogische Weiterentwicklung 

(Kompetenz-/Handlungsorientie-

rung; Diversity-Sensibilsierung) 

wurde zur Daueraufgabe. Seit 

2007 wird schulisches Qualitäts-

management durchgeführt. 

2006 einigten sich alle am Schulle-

ben beteiligten Gruppen auf eine 

Schulvereinbarung („Kultur des 

Miteinander“) und beschlossen 

2007 ein Leitbild („wir bilden zu-

kunft“). Anlässlich des 90. Jubilä-

ums wurde die Verwaltungsschule 

2013 als erste Berufsschule in 

Ende des BGJ ein „Erstes Ge-

meinsames Ausbildungsjahr“ für 

die Allgemeine, die Justiz- und 

die Finanz- Verwaltung. 1992 

kamen die Fachangestellten für 

Bürokommunikation hinzu. Die 

VFA-Ausbildung wurde 1999 

grundlegend modernisiert (die 

Ausbildungsordnung gilt noch 

heute!). Ab 2002 stellte auch die 

Justiz auf duale Ausbildung –Jus-

tizfachangestellte– um. – Die 

Verwaltungsschule griff offensiv 

neue gesellschaftliche Herausfor-

derungen auf. U. a. führte sie 1992 

nach Pogromen in verschiedenen 

deutschen Städten eine Projekt-

woche gegen Ausländerfeind-

lichkeit durch. 1993 startete sie 

einen vom Bund finanzierten Mo-

dellversuch zur Umweltbildung. 

2001 begann die Kooperation mit 

dem Museum Weserburg („Of-

fenheit, Kreativität und Wahr-

nehmungsfähigkeit“). Und die 

IT-Ausbildung bekam einen neuen 

Stellenwert. – 

Mit der Neuaufstellung der SKP 

Anfang der 90er (jeweils ein neu-

es Referat für Ausbildung und 

für Personalentwicklung samt 

Fortbildung) und mit der Auf-

lösung und teilweisen Über-

führung der SKP ins Finanzres-

sort 2000 änderte sich auch das 

Verhältnis zur Verwaltungsschule; 

die Jahrzehnte alte 

Personalunion zwischen 

Referats- und Schulleitung wurde 

aufgegeben und die zuständige 

Abteilungsleitung (lange Zeit der 

frühere Direktorstellvertreter 

und spätere Finanzstaatsrat 

Henning Lühr) bekam die 

maßgebliche Aufsichtsfunktion. 

Die Verwaltungsschule arbeitete 

noch enger mit dem AFZ 

zusammen („teilintegriert“), 

blieb aber organisatorisch 

eigenständig – nicht zuletzt aus 

schulrechtlichen Gründen; denn 

Kommunikationstechnologie) und 

einer gemeinsamen „Zentralver-

waltung“ samt Bibliothek für AFZ, 

HfÖV und Verwaltungsschule 

realisiert worden, aber die enge 

Kooperation mit dem AFZ, das in 

Personalunion von Fischer (und 

später seinen Nachfolger:innen) 

geleitet wurde, prägte fortan das 

Wirken der Verwaltungsschule 

maßgeblich mit. – Die Planungen 

im Zusammenhang mit dem AFZ 

waren 1988 auch ein Grund dafür, 

dass die Verwaltungsschule die 

Schillerstraße verließ und mit der 

HfÖV sowie den Aus- und Fort-

bildungsreferaten der SKP (24 

und 25) in die Gebäude des ehe-

maligen Berufsbildungszentrums 

im Doventorsviertel umzog; die 

ursprünglich als Provisorium ge-

dachte Lösung blieb bis 2023 Hei-

mat der Verwaltungsschule.

(VII) Nach 1990 leistete die Ver-

waltungsschule ihren Beitrag zur 

deutschen Einheit, indem sie u. 

a. 90 Mitarbeiter:innen im Rah-

men einer fast zweijährigen Fort-

bildung für die Stadtverwaltung 

Rostock ausbildete. – Die Ver-

waltungsschule übernahm neue 

Aufgaben in der beruflichen Fort-

bildung. Mit den dreijährigen sog. 

Förderkursen zur Vorbereitung 

auf die externe VFA-Prüfung wur-

den v. a. viele Schreibkräfte wei-

terqualifiziert, denen damit als Re-

aktion auf IT-Einführung und neue 

PC-Arbeitsplätze qualifizierte 

Mischarbeit inklusive Sachbear-

beitung ermöglicht wurde. 1994 

starteten an der Verwaltungs-

schule die Aufstiegsfortbildungen 

zum Verwaltungsfachwirt (später 

auch für die gehobene Verwal-

tungslaufbahn), um den Bedarf an 

gehobener Sachbearbeitung und 

im mittleren Management (geho-

bene Funktionsebene) zu decken. 

– Als Berufsschule unterrichtete 

die Verwaltungsschule nach dem 
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Staatsarchiv der Freien Hansestadt Bremen, Bd. 67, 

Bremen 2005

• Hans Koschnick: Vorwort zu Georg Schmidt: 

Bremen nach der Stunde Null, Bremen 1983

• C. U. Schminck-Gustavus (Hrsg.): Bremen – ka-

putt. Bilder vom Krieg 1939-1945. Bremen 1983

• Rolf Schörken: Jugend; in: Benz, Graml, Weiß 

(Hrsg.): Enzyklopädie des Nationalsozialismus, Stutt-

gart 1997

• Senat der Freien Hansestadt Bremen (Hrsg.): 

„WIR BLEIBEN FREI. Bremen und Bremerhaven. 

Zwei Städte. Ein Land“; Bremen 1990

• Karl Ludwig Sommer: Politik im Zeichen des 

„Bündnisses von Kaufleuten und Arbeiterschaft“; in: 

ders. (Hrsg.): Bremen in den fünfziger Jahren, Bre-

men 1989

• Albrecht Tyrell: Auf dem Weg zur Diktatur: 

Deutschland 1930 bis 1934; in: Karl Dietrich Bracher 

u.a. (Hrsg.): Deutschland 1933-1945, Neue Studien 

zur nationalsozialistischen Herrschaft, Bonn 1992

eines gemeinsamen „Kompetenz-

orientierten Rahmenplans“ auf 

der Bundestagung 2017 in Bre-

men) und der Einsatz für eine zu-

kunftsfähige Neuordnung der 

Verwaltungsfachangestellten-

Ausbildung; dafür setzte sich die 

Verwaltungsschule gemeinsam 

mit der Senatorin für Finanzen 

als Zuständiger Stelle auch in 

dem Entwicklungsprojekt „Be-

rufliche Bildung im öffentlichen 

Dienst“ (ÖD-BB) des Bundesins-

tituts für Berufsbildung (BIBB) ein 

(2018/19). 

Im April 2021 – noch mitten in der 

Corona-Pandemie - übernahm 

Katja Lessing die Verwaltungs-

schulleitung und war fortan u. 

a. mit dem auch für die Verwal-

tungsschule weichenstellenden 

Bremer Projekt „ZAF“ (= Zukunft 

der Aus- und Fortbildung) und 

dem bevorstehenden Umzug der 

Schule in das sog. Tabakquartier 

gefordert …

tete Digitalisierung der Lehre 

wurde, weil sie Distanzunter-

richt ermöglichte, durch die Co-

rona-Pandemie ab 2020 enorm 

forciert. – 2019 wurden in einem 

stark beteiligungsbasierten Pro-

jekt auch die Geschäftsabläufe 

im Verwaltungsschulsekretariat 

– von der Kapazitätsberechnung 

bis zur Stundenplan – IT-gestützt 

optimiert. 

2007 – Anlass war insbesondere 

der Widerstand gegen ein dro-

hendes Ende des eigenständigen 

Ausbildungsberufes Verwaltungs-

fachangestellter – aktivierte Ver-

waltungsschuldirektor Wendel 

wieder verstärkt die Mitarbeit 

in der bundesweiten Verbands-

arbeit der Verwaltungsschul-

leitungen (BVSI). Wendel leitete 

dann lange Zeit dessen Arbeits-

kreis „Zukunft der Ausbildung“ 

(bis 2021). Arbeitsschwerpunkte 

waren u. a. die Vereinheitlichung 

einer niveauvollen Aufstiegsfort-

bildung (mit der Verabschiedung 

Bremen und als einzige Schule ih-

rer Art „Schule ohne Rassismus/

Schule mit Courage“.  

2010 wurde zusammen mit dem 

AFZ nach jahrelanger Projekt-

arbeit („EvaOpti)“eine Optimie-

rung der VFA-Ausbildung in 

Theorie und Praxis einschließlich 

des IT-Unterrichts beschlossen 

(„Kombimodell“ aus Blockunter-

richt und praxisbegleitendem 

Unterricht). 2018 wurde nach 

einem gemeinsamen Projekt mit 

der Justizvollzugsanstalt („OJA“) 

auch die Ausbildung des allge-

meinen Justizvollzugsdienstes 

(JVD) optimiert. – Die Verwal-

tungsschule engagierte sich seit 

den späten 10er Jahren sehr für 

mehr digitale Kompetenz in Aus- 

und Fortbildung und arbeitete 

führend in einschlägigen Projek-

ten des Bundesministeriums für 

Arbeit („FührDiV“) und des IT-Pla-

nungsrates („Qualifica Digitalis“) 

mit. – Die v. a. mit der Einführung 

von interaktiven Boards gestar-

Ausgewählte Quellen: 

• Karl Marten Barfuß, Hartmut Müller, Daniel 

Tilgner (Hrsg.): Geschichte der Freien Hansestadt 

Bremen von 1945 bis 2005 (bisher 3 Bände), Bremen 

2008

• Asmut Brückmann: Bremen. Geschichte einer 

Handelsstadt, Bremen 2021

• Konrad Elmshäuser: Geschichte Bremens, 

München 2007

• Herbert Schwarzwälder: Bremer Geschichte, 

Bremen 1993

• Geschichte der Freien Hansestadt Bremen (5 

Bände), Bremen 1995 

• Das Große Bremen-Lexikon (2 Bände), 2. Auf-

lage Bremen 2003

• Focke-Museum Bremen: Protest+Neuanfang. 

Bremen nach ´68 (Publikation zur gleichnamigen 

Ausstellung), Bremen 2017 

• Hans Hesse: Konstruktionen der Unschuld. Die 

Entnazifizierung am Beispiel von Bremen und Bre-

merhaven 1945-1953. Veröffentlichungen aus dem 
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• Volker Ullrich, Deutschland 1923, München 

2022

• Peter Lutz Kalmbach/Christoph U. Schminck-

Gustavus: Aspekte der Bremischen Verfassungs-

geschichte; in: Fischer-Lescano/Rinken u.a. (Hrsg.): 

Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, Baden-

Baden 2016 (Dr. Kalmbach ist Lehrer an der Verwal-
tungsschule der Freien Hansestadt Bremen.)

• Volker Kröning u.a. (Hrsg.): Handbuch der Bre-

mischen Verfassung, Baden-Baden 1991, S. 45

• Franz-Peter Mau: Flugdächer und Weserziegel, 

Architektur der 50er Jahre in Bremen, Worpswede 

1990.

• Rolf Möhlenbrock: NOMEB, NOAB und ande-

re Herausforderungen; in: Freundeskreis Schulmuse-

um Bremen e.V.: Berufsschule im Wandel. Vom BBZ 

über Schulzentren SEK II bis hin zu beruflichen Gym-

nasien; Herausforderungen – Anpassungen – neue 

Bildungsgänge in der zweiten Hälfte des letzten Jahr-

hunderts (Schulgeschichten Nr. 27), Bremen 2021

• Jörg Bogumil, Werner Jann: Verwaltung und 

Verwaltungswissenschaft in Deutschland, 3. A. Wies-

baden 2020 

• Deutsche Verwaltungsgeschichte, im Auftrag 

der Freiherr-vom-Stein-Gesellschaft herausgegeben 

von Kurt G. A. Jeserich, Stuttgart 1983 - 1987

• Peter Eichhorn (Hrsg.): Verwaltungslexikon, 

Baden-Baden 1985

• Henning Lühr, Roland Jabkowski, Sabine 

Smentek: Handbuch Digitale Verwaltung, Wiesba-

den 2019

• Horst Bosetzky: Quetschkartoffeln und Karrie-

re. Roman, Frankfurt am Main 2002

• Klaus-Dieter Fischer: „Mehr Mitwirkung der 

Verwaltungsschüler an Aufbau und Methoden der 

Verwaltungsschulen“, in: Der Deutsche Beamte (Zeit-

schrift des DGB) 4/69 (S. 78ff.) und 5/69 (S. 87)

• Hans Koschnick: Die Entwicklung der Verwal-

tungsschule (Ausbildungsarbeit), 1950, Akte der Ver-

waltungsschule der Freien Hansestadt Bremen, 023-

10/03 

• Johannes Kulke: Rede anlässlich der Feierstun-

de zum 40jährigen Jubiläum der Verwaltungsschule 

der Freien Hansestadt Bremen am 19. September 

1963 im Rathaus; unveröffentlichtes Manuskript, 

Akte der Verwaltungsschule, 923/1-10/3

• Katja Lessing: Moderne Qualifizierung; in: Der 

Personalrat 12/2020, S. 12

• Julius Lübbren: Verwaltungsschule 1923 – 

1945 (Manuskript für eine Darstellung der Anfänge 

der Verwaltungsschule vom 14. März 1962), Akte 

der Verwaltungsschule, 023-10/3

• Jürgen Rohdenburg: Die Verwaltungsschule 

der Freien Hansestadt Bremen 1923-75. Dokumen-

tation, Bremen 1975

• 25 Jahre Hochschule für Öffentliche Verwal-

tung; herausgegeben von der Hochschule für Öffent-

liche Verwaltung Bremen, Bremen o.J. (2003)

• Holger-Andreas Wendel: Verwaltungsschu-

len und Studieninstitute legen Rahmenplan für Auf-

stiegslehrgänge in der öffentlichen Verwaltung vor. 

– Ein Anfang?!“ Interview. In: Deutsche Verwaltungs-

praxis 10/2017, S. 404 ff

• 55. Bundestagung der Studieninstitute in Bre-

men – Tagungsbericht. In: Deutsche Verwaltungspra-

xis 1/2018, S. 14

• „VFA 4.0“ – Neuordnung der Verwaltungsaus-

bildung? In: Deutsche Verwaltungspraxis 62019, S. 

132

•  „Weimarer Entschließung“: Neuordnung der 

Verwaltungsschul-Ausbildung unverzichtbar! (Be-

richt von der 57. Bundestagung des Verbandes der 

Verwaltungsschulen und Studieninstitute); in: Deut-

sche Verwaltungspraxis 1-2020, S. 13

• mit Patricia Grashoff: „Ausbildung 4.0“ – Digi-

talisierung und Qualifizierung; in: Henning Lühr, Ro-

land Jabkowski, Sabine Smentek: Handbuch Digitale 

Verwaltung, Wiesbaden 2019

• Qualifizierung für die bremische Verwaltung; in: 

Henning Lühr (Hrsg.): Handbuch Finanzen und Haus-

halt in der Freien Hansestadt Bremen (Abschnitt 

13.7), Bremen 2020

• Akten des Staatsarchivs Bremen

• Akten der Verwaltungsschule der Freien Han-

sestadt Bremen

• Akten des Senators für Finanzen
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Chronologie der Verwaltungscschule der Freien 

Hansestadt Bremen

Datum Alter Ereignis

Vorgeschichte

1916 -7

Der Bremische Bureaubeamten-Verein eröffnet eine private Fach- und Fort-

bildungsschule.

12. Oktober 1917 -6

Der Senat beschließt auf Antrag der Beamtenkommission, für die im Staats-

dienst tätigen Lehrlinge, die an den Lehrgängen der Fortbildungsschule teil-

nehmen, wöchentlich einen Nachmittag freizugeben.

4. September 

1918 -5

Der Senat weist die Bürgerschaft auf „ernste Mängel des überlieferten Aus-

bildungssystems“ hin.

ab September 

1921 -2

Die Fortbildungs- und Fachschule wird nunmehr von der Gewerkschaft der 

öffentlichen Verwaltungs- und Justizbeamten und –Angestellten erhalten.

Frühjahr 1923 -1

Die Finanzdeputation regt die Behörde für die Fortbildungs- und Fachschulen 

an zu prüfen, u.a. für alle im Staatsdienst befindlichen Lehrlinge einen Pflicht-

fortbildungsunterricht einzurichten.

28. Juni 1923

-1

Der Senat verkündet das von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz, betref-

fend die städtische Pflichtschule für Büro-Lehrlinge und –Angestellte. Darin 

wird eine höchstens dreijährige Schulpflicht u.a für sämtliche Lehrlinge und 

Angestellte der staatlichen Behörden und Betriebe sowie der öffentlichen 

Körperschaften „ohne Unterschied des Geschlechts“ und „nicht über die 

Vollendung des 18. Lebensjahres hinaus“ begründet und die Behörde für die 

Fortbildungs- und Fachschulen beauftragt, den Unterricht einzurichten.

1. Oktober 1923 +/-0

Eröffnung der Anstalt. Die Schulleitung übernimmt zunächst kommissa-

risch der Lehrer an der Oberrealschule Heinrich Meyer

9. Oktober 1923 0

Beginn des Unterrichts nachmittags 3 Uhr

Unterricht zunächst in einem Zimmer im Polizeihaus

1925 2 Die Verwaltungsschule zieht in das Schulgebäude Sternstr. 1.

1. Oktober 1925 2 Angliederung der Verwaltungsbeamtenoberschule

1926 3 Schaffung einer Planstelle für den Schulleiter

1926 3 Erste schriftliche Prüfung, noch ohne Rechtsgrundlage

1928 5

Julius Lübbren, Handelsschullehrer, wird als hauptamtliche Lehrkraft einge-

stellt. Er bleibt in der Schule bis zum Kriegsende 1945.

1931 8

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Beamten des einfachen mittleren 

Verwaltungs- und Justizdienstes und des gehobenen mittleren Verwaltungs-

dienstes

30. Januar 1933 9 Reichspräsident Hindenburg ernennt Adolf Hitler zum Reichskanzler

25. Juli 1933 9

Schulleiter Meyer wird auf der Grundlage des § 4 des Gesetzes über die Wie-

derherstellung des Berufsbeamtentums durch Senatsbeschluss entlassen. 

Nachfolger wird Karl Böttcher, NSDAP-Mitglied seit 1931, Leiter der Schule 

für den Großhandel der Union (privatrechtliche Stiftung), später Berufsschu-

le für den Großhandel
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1933 10

Die Verwaltungsschule wird der Berufsschule für den Großhandel angeglie-

dert.

Lübbren leitet als stellvertretender Direktor den konkreten Schulbetrieb der 

Verwaltungsschule

1933 10

Die Verwaltungsschule zieht in das Gebäude der Berufsschule für den Groß-

handel am Martinikirchhof

10. Dezember 

1935 12

Einheitliche Benennung der Verwaltungsbeamtenschulen: „Verwaltungsbe-

amtenschule Unterstufe“ für die Pflichtfortbildungsschule für Bürolehrlinge 

und -angestellte, „Verwaltungsbeamtenschule Oberstufe“ für die Verwal-

tungsbeamtenoberschule

1941 18

Vereinheitlichung der Ausbildung im gehobenen Dienst durch Reichsverwal-

tungsschulen (es blieb entgegen der Planungen bei nur einer Schule in Pirna)

April 1942 18

Schulleiter Böttcher wird aus gesundheitlichen Gründen dem Senator für das 

Bildungswesen als Sachbearbeiter für den Bereich Berufsschulfachwesen 

zugewiesen, bevor er im Oktober in den Ruhestand versetzt worden ist. Die 

Funktion des Schulleiters wird Lübbren übertragen.

1942 18 Umzug in die Schule an der Großenstraße

13.12.1943 20

Die Berufsschule für den Großhandel wird durch einen Volltreffer so schwer 

beschädigt, dass ein weiterer Unterricht nicht möglich ist. Unterrichtsräume 

wahrscheinlich in der Wachtstraße und in der Sandstraße.

27. April 1945 22 

Kapitulation in Bremen, Waffenruhe, Besetzung, Befreiung …

Der Verwaltungsschulbetrieb ist eingestellt. Alle bisher genutzten Schulen 

existieren nicht mehr (Sternstraße, Martinikirchhof, Großenstraße, Wacht-

straße).

15. April 1946 23 

Albert Bartels wird als Lehrer für die Verwaltungsschule eingestellt. Er wird 

im April 1948 ihr erster Nachkriegsdirektor.

14. Mai 1946 23 

Einschulung des ersten Nachkriegslehrgangs „M46“; Unterricht in der Volks-

schule in der Elisabethstraße.

1. April 1948 24 

Die Schule für Beamte und Bürolehrlinge und die Verwaltungsbeamtenober-

schule werden durch Ausgliederung aus den Kaufmännischen Lehranstalten 

wieder eigenständige Einrichtungen. Albert Bartels wird zum „Direktor der 

Verwaltungsschulen“ ernannt.

14. Januar 1949 25

Die Schule für Beamte und Bürolehrlinge wird durch Beschluss der Deputa-

tion für Berufs- und Fachschulen in Verwaltungsschule umbenannt. Sie nutzt 

in diesem Jahr Räume in der Volksschule Schmidtstraße und im Polizeihaus.

1950 27

Die Verwaltungsschule zieht fast vollständig in die Seefahrtsschule an der 

Elsflether Straße.

1951 28

Die Obernstraße 39 ist die neue Adresse der Verwaltungsschule, Räume in 

der Seefahrtsschule, im Alten Gymnasium und in der Schule Schmidtstraße 

werden aufgegeben.

Erhard Halfar wird nach dem Tod von Albert Bartels kommissarischer Ver-

waltungsschulleiter.

3. März 1953

29

Der Senat beschließt auf Vorschlag der Senatskommission für Verwaltungs-

vereinfachung die Überführung der Verwaltungsschule aus dem Zuständig-

keitsbereich des Senators für Schulen und Erziehung in die Zuständigkeit der 

Senatskommission für das Personalwesen. 

Er beschließt, dass das Ausbildungsreferat der SKP und die Verwaltungsschu-

le in Personalunion geführt werden.
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1954 31

Verwaltungsschulleiter Halfar wird zum Direktor der Wirtschaftsoberschule 

berufen. Bis zur ordentlichen Besetzung der Direktorenstelle übernimmt 

der bisherige Leiter der Wirtschaftsoberschule Curt Rein kommissarisch die 

Leitung der Verwaltungsschule.

April 1954 31

Der Ausbildungsgang für die Rechtsanwalts- und Notars-Lehrlinge („ReNo“) 

wird – nach dreißigjähriger Zugehörigkeit zur Verwaltungsschule – in die 

Kaufmännischen Lehranstalten eingegliedert.

Herbst 1954 31

Die Ausbildung für den gehobenen bautechnischen Verwaltungsdienst be-

ginnt.

Juli 1955 31 Karl Gillner wird Direktor der Verwaltungsschule.

1955 31

Die Verwaltungsschule zieht nach Jahren in unterschiedlichen Räumen (u. a. 

auch Balgebrückstraße) vollständig in das Haus der Weser-Schifffahrt an der 

Tiefer 39.

1955 32

Die Verwaltungsschule übernimmt die theoretische Ausbildung der Dienstan-

fänger für den mittleren Steuerverwaltungsdienst.

1955/1956 32 Direktor Gillner beginnt mit der Lehrplanarbeit.

August 1956 32 Konstituierung eines Schülerrates

1958 35

Am Wegesende 3/4 und Am Wall/Ansgaritorstraße sind die neuen Adressen 

der Schule.

1958 35

Direkter Aufstieg vom mittleren in den gehobenen Dienst bei Prüfungsergeb-

nissen (Lehrabschlussprüfung oder I. Verwaltungsprüfung) mit dem Prädikat 

„gut“ oder besser wird ermöglicht.

1. Juli 1959 35

Johannes Kulke wird – zunächst kommissarisch – Leiter der Verwaltungs-

schule. Ab 1. Januar 1965 führt er die ins Bremische Besoldungsgesetz 

aufgenommene Bezeichnung „Direktor der Verwaltungsschule der Freien 

Hansestadt Bremen.

1959/1960 36

Überarbeitung der Lehr- und Stoffverteilungspläne durch nebenamtliche 

Lehrkräfte

1961 38

Neufassung der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für den mittleren und 

gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst

Oktober 1961 38

Mitgestaltung des Schullebens durch den „Arbeitskreis der Lehrgangsspre-

cher“ (ADL)

1962 39 Hans Raschen wird als erste hauptamtliche Lehrkraft eingestellt.

1. Oktober 1963 40

40-jähriges Jubiläum der Verwaltungsschule mit offizieller Festveranstaltung 

im Rathaus und großem „Ball der bremischen Verwaltung“ in der Glocke

14. September 

1965 42 Die Verwaltungsschule zieht in die Schillerstraße um.

1968 45

Ilse Schweigmann kommt als erste weibliche hauptamtliche Lehrkraft an die 

Verwaltungsschule.

1969 46

Neue Lehr- und Stoffverteilungspläne nehmen EDV (Elektronische Datenver-

arbeitung), Soziologie und Psychologie auf.

1969 46

Der ADL diskutiert Reformen der Ausbildung im Rahmen einer Vollver-

sammlung der Verwaltungsauszubildenden mit dem Senatsdirektor der SKP 

Niedergesäß im Rathaus.

2. Juni 1970 47 Senat billigt Ausbildungsreform. Der Blockunterricht wird eingeführt.

1973 50

Nachfolger des aus gesundheitlichen Gründen in den Ruhestand versetzten 

Johannes Kulke wird Dr. Jürgen Prüser, der in Personalunion die Leitung des 

Aus- und Fortbildungsreferates der SKP übernimmt.
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März 1975 51

Die Verwaltungsschule richtet in der Stadtwaage die 13. Tagung der Arbeits-

gemeinschaft deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulleiter aus.

1978 55

Die Verwaltungsschule übernimmt die theoretische Ausbildung des mittleren 

Justizdienstes

1. August 1979 56 Gründung der Hochschule für Öffentliche Verwaltung

1979 56

Klaus-Dieter Fischer wird Direktor der Verwaltungsschule, nachdem Jürgen 

Prüser als Gründungsrektor an die Hochschule für öffentliche Verwaltung 

wechselte. Sein Stellvertreter wird Henning Lühr, bis er 1991 zunächst als 

Abteilungsleiter zur SKP wechselt.

August 1982 59

Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten (VFA) auf der Grundlage 

des Berufsbildungsgesetzes und der dazu erlassenen Ausbildungsordnung 

und bremischen Landesverordnung. Der gesamte schulische Teil der Ausbil-

dung (Berufsschulunterricht und dienstbegleitende Unterweisung) wird der 

Verwaltungsschule übertragen.

1982 59

Einführung des Berufsgrundbildungsjahres (VFA-Klassen und gemischte 

Klasse Justiz und Steuer)

1984 61 Senat beschließt einen Einstellungsstopp, der bis 1995 vorgesehen war.

1984 61

Sparbeschlüsse treffen Veraltungsschule: 1 ½ Stellen im Verwaltungsbereich 

und 250.000 DM an nebenamtlicher Vergütung. Nebenamtliche Lehrtätigkeit 

soll im Hauptamt erfolgen. Lehrerpool mit hauptamtlichen Lehrkräften der 

Verwaltungsschule, der Hochschule für Öffentliche Verwaltung, der Lan-

desfinanzschule, der Landesfeuerwehrschule und der Justizvollzugsschule. 

Umwandlung von 2 wöchentlichen Planungsstunden in zusätzliche Unter-

richtsverpflichtung. Abordnung von 3 Lehrkräften mit halber Stundenzahl an 

das SKP-Referat 24

1985 62 Bürogehilfinnen-Ausbildung mit BGJ beginnt.

Mai und Juni 

1988 64

Umzug in das ehemalige Berufsbildungszentrum an der Doventorscontre-

scarpe

1. Juli 1989 66

Das Aus- und Fortbildungszentrum für den bremischen öffentlichen Dienst 

(AFZ) wird als nachgeordnete Dienststelle im Organisationsplan der SKP 

aufgeführt. Organisations- und Geschäftsverteilungsplan des AFZ wird im 

Oktober 1989 beschlossen: Amtsleiter wird der Direktor der Verwaltungs-

schule, Klaus-Dieter Fischer, in Personalunion Referatsleiter Aus- und berufli-

che Weiterbildung der SKP (25); stellvertretender Direktor Hennig Lühr wird 

Vertreter des Amtsleiters und zugleich Referatsleiter 24. 1991 wird Lühr 

Abteilungsleiter 2 in der SKP. Es werden zwei neue Referate 23 (Personalent-

wicklung) und 24 (Ausbildung) geschaffen. Fischer koordiniert die Aus- und 

Fortbildung als 2K in direkter Anbindung an die Abteilungsleitung.

3. Oktober 1990 67

Vereinigung: Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundes-

republik Deutschland

1991 - 1992 67/68

Lehrkräfte der Verwaltungsschule bereiten gut 90 Mitarbeiter:innen der 

Rostocker Verwaltung in Rostock auf die Abschlussprüfung zur /zum Verwal-

tungsfachangestellten vor.

1991 67

Erstes gemeinsames Ausbildungsjahr für alle Büro-Ausbildungsberufe des 

öffentlichen Dienstes auf der Funktionsebene des mittleren Verwaltungs-

dienstes

1992 68

Berufsausbildung zum/zur Fachangestellten für Bürokommunikation (FA 

BüKo) wird als ein Ausbildungsberuf des öffentlichen Dienstes geschaffen 

und löst den Ausbildungsberuf der Bürogehilfen/Bürogehilfin ab.
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1992 68

Fortbildungskurs zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung Verwaltungs-

fachangestellte/r

Sept./Okt. 1992 69

Projektwoche „Ausländer in Bremen – Herausforderungen für die öffentliche 

Verwaltung“;  

weitere Projektwochen folgen.

1994 - 1996 70 Modellversuch „Umweltbildung in Berufen der öffentlichen Verwaltung“

1994 70

1. Vorbereitungskurs auf den Fortbildungsabschluss Verwaltungsfachwirtin/

Verwaltungsfachwirt

Dez. 1994 71

Durch die Novellierung von Schul- und Schulverwaltungsgesetz wird nor-

miert, dass beide entsprechende Anwendung auf die Verwaltungsschule 

finden, soweit Berufsschulunterricht für Berufe nach dem Berufsbildungsge-

setz erteilt wird.

1998 75

5-Wochen-Block-Unterricht für die Landesfeuerwehrschule im Rahmen der 

Brandmeister:innen-Ausbildung für den mittleren feuerwehrtechnischen 

Dienst bis 2012

1999 76 Neue Ausbildungsordnung für Verwaltungsfachangestellte

2000 77

Kontrakt SF – Verwaltungsschule – Museum Weserburg „Offenheit – Kreati-

vität – Wahrnehmungsfähigkeit“

April und Juni 

2002 78

Lehrerkollegium und Konstituierende Schulkonferenz beschließen die mit SF 

abgestimmte Satzung der Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen.

2002 79

Der Ausbildungsberuf des/der Justizfachangestellten löst in Bremen die Be-

amtenausbildung im Bereich des mittleren Justizdienstes ab. 

2004 81

Aufnahme des „Echtbetriebs im Lernoffice“ – „Lokale Dienstleistungsagentur“ 

des Bürgerservicecenter Mitte

2004 81

Holger-Andreas Wendel tritt die Nachfolge von Klaus-Dieter Fischer als Di-

rektor der Verwaltungsschule und Leiter des Aus- und Fortbildungszentrums 

an, nachdem Fischer in den Ruhestand getreten ist und Geschäftsführer der 

Werder Bremen GmbH &Co KG a A wurde.

2006 83

Schulvereinbarung „Kultur des Miteinander“, Schüler:innen, Lehrer: innen und 

nicht-unterrichtendes Personal verpflichten sich, bestimmte Handlungsmaxi-

men einzuhalten.

2007 84 Die 10. Schulkonferenz beschließt das Leitbild „wir bilden zukunft“.

2007 84

Um persönlichen und strukturellen Diskriminierungen entgegenzuwirken, 

setzt sich die Verwaltungsschule in Kooperation mit dem AZF verstärkt für 

die „Interkulturelle Öffnung“ und dann weitergehend für „Diversity Manage-

ment“ ein.

2010 87

Nach Abschluss eines großen Projektes („EvaOpti“) beschließt die Schulkon-

ferenz die Überführung eines neuen Ausbildungsmodells („Kombi-Modell“), 

das seit 2007 erprobt wurde, in den Regelbetrieb. Die Schule wird damit 

faktisch Ganztagsschule (8 Stunden). Berufsschulunterricht findet sowohl 

in (verkürzten) Schulblöcken als auch praxisbegleitend an Berufsschultagen 

statt.

1. Oktober 2013 90

Die Verwaltungsschule feiert das 90-jährige Jubiläum und erhält den Titel 

„Schule ohne Rassismus/Schule mit Courage“.

Januar 2016 93

Schüler:innen, Lehrkräfte und Mitarbeiter:innen der Verwaltung nehmen an 

der großen Demonstration „Bremen ist bunt“ gegen Rassismus und rechte 

Hetze auf geflüchtete Menschen teil.

November 2017 94

Die Verwaltungsschule richtet im Schütting die 55. Bundestagung des Bun-

desverbandes der Verwaltungsschulen und Studieninstitute (BVSI) aus.
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2018 95

Dr. Patricia Grashoff wird bis zur Übernahme einer Abteilungsleitung bei der 

Senatorin für Kinder und Bildung 2020 Ko-Direktorin. 

2019 96

Im Ergebnis eines gemeinsamen Projektes (OJA) wird die Ausbildung des 

Justizvollzugsdienstes sowohl praktisch als auch schulisch neu gestaltet.

Nov. 2019 96

Das Projekt „FührDiv“ (Führung in der digitalisierten Verwaltung) wird ab-

geschlossen, in dem u.a. die Verwaltungsschule das Teilprojekt Qualifizierung 

bearbeitet hat.

2020 96

Die Corona-Pandemie führt bis 2022 zu erheblichen Einschränkungen und 

Modifikationen des Schulbetriebes.

April 2021 98

Katja Lessing übernimmt nach Wendels Pensionierung die Leitung von AFZ 

und Verwaltungsschule.

Okt. 2023 100

Die Verwaltungsschule begeht ihren 100. Geburtstag mit einem Senats-

empfang im Rathaus und anschließenden Feierlichkeiten am AFZ und am 

zukünftigen Standort „Tabakquartier“ in Woltmershausen.
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100 Jahre – und ein Dutzend 

Schulleiter:innen

Schule ist immer Teamwork – Leitung, unterrichtende und nicht-unter-

richtende Kolleginnen und Kollegen. Schulleiterinnen und Schulleiter ha-

ben dabei aber in der Regel kraft Ihres Amtes und bestenfalls auch dank 

ihrer Fähigkeiten und ihrer Persönlichkeit eine besonders prägende Rol-

le. Dass es in den 100 Jahren Verwaltungsschule(n) nur etwa ein Dut-

zend Direktor:innen gab, hängt damit zusammen, dass einige von ihnen 

die Stellung sehr lange hielten –Spitzenreiter ist Klaus-Dieter Fischer mit 

21 (!) Jahren, aber auch Johannes Kulke mit 14 und Holger Wendel mit 

17 Jahren waren ziemliche Dauerbrenner. Nicht alle Schulleiter mach-

ten es so lange, manche waren auch nur kurz und kommissarisch im Amt. 

– Die Funktion der Schulleitung wandelte sich im Laufe der Zeit. In den 

ersten Jahrzehnten waren die Schulleiter die einzigen hauptamtlichen 

Beschäftigten der Verwaltungsschule und selbst hauptsächlich in der 

Lehre tätig. Mit wachsenden Lehrerkollegien und komplexer werdenden 

Aufgaben nahmen die Leitungsaufgaben („Schul-Management“) immer 

größeren Raum ein, zumal sie häufig in Personalunion mit anderen Auf-

gaben verbunden waren (Referatsleitung in der Senatskommission für 

das Personalwesen, Leitung des Aus- und Fortbildungszentrums). Die 

Schulleitung wurde arbeitsteiliger, die ständigen Vertreter:innen der Di-

rektoren („DV“) bekamen eine größere und wichtigere Rolle, schließlich 

gab es neben den Schulleiter:innen Schulleitungsteams, zu denen an der 

Verwaltungsschule auch die sog. „Didaktische Leitung“ und die Fachbe-

reichsleitungen zählen. Einl.or 2004 teilten sich Klaus-Dieter Fischer als 

Direktor in Teilzeit und sein Stellvertreter Holger Wendel faktisch die 

Schulleitung, von 2018 bis 2020 praktizierten Holger Wendel und Dr. 

Patricia Grashoff als Ko-Direktorin sogar formell „shared leadership“. 

Mit der Diversität sah es in der Schulleitung lange Zeit mau aus – über 

90 Jahre nur Männer... Erst 2008 änderte sich was: zunächst mit Petra 

Eleftherakis als Fachbereichsleiterin und später als Didaktischer Lei-

terin, nach 2013 Dr. Patricia Grashoff als stellvertretender und später 

Ko-Direktorin und natürlich 2021 mit Katja Lessing als Schul- und AFZ 

Leiterin. 

Bezüglich ihrer Ausgangsqualifikationen sieht es bei den Schulleiter:in-

nen und ihren Vertreter:innen genauso aus wie auch in den Kollegien: 

ausgebildete Lehrer:innen sowie pädagogisch qualifizierte Verwaltungs-

praktiker:innen und Jurist:innen. Heute wird Wert darauf gelegt, dass in 

den Leitungsteams möglichst alle „Herkünfte“ vertreten sind.
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Hier ein Überblick über die Schulleiter:innen der ersten 100 Jahre:

Dem ordentlichen Lehrer an der Oberrealschule wurde die Leitung 

zunächst kommissarisch, ab 1926 „endgültig“ übertragen. Am 25. Juli 

1933 wurde er durch Beschluss des nationalsozialistischen Senats 

unter Berufung auf § 4 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Be-

rufsbeamtentums vom 7. April 1933 aus dem Dienst entlassen, weil 

er „nicht die Gewähr dafür bot, jederzeit rückhaltlos für den nationa-

len Staat einzutreten“. – Sein einziger Lehrer und späterer Nachfolger 

Julius Lübbren beschrieb ihn als einen Mann, der die Schule in „to-

leranter, freundlicher und umgänglicher Weise“ führte. Die „Berei-

che des Politischen und Humanen“ seien ihm neben der beruflichen 

Erziehung und Bildung im gleichen Maße ein Anliegen gewesen. Er 

habe „eine mannigfache Bildung“ geschätzt und sich „gegen eine all-

zu große Spezialisierung“ gewandt. Sein Kampf habe der „abstrak-

ten, verklausulierten und künstlichen Amtssprache“ gegolten. Meyer 

pflegte „eine anschauliche, klare und deutliche Sprache“ und galt als 

vorzüglicher Redner. Er soll für ein gutes „Betriebsklima“ gesorgt haben.  

Böttcher war Leiter der Handelsschule der Union, einer eigentlich 

privatrechtlichen Stiftung, die aber gleichzeitig als offizielle Berufs-

schule für den Großhandel firmierte, an die die von Böttcher in Per-

sonalunion geleiteten Verwaltungsschulen angegliedert wurden. Er 

war schon seit 1931 Mitglied der NSDAP, grüßte in Schuldokumenten 

auch schon, bevor es üblich und verbindlich wurde, mit „Heil Hitler“ 

und wurde 1947 im Entnazifizierungsverfahren vom Vorstellungs-

ausschuss zum „Militaristen“ und „Aktivisten“ erklärt. – Zu den Ver-

waltungsschulen fand Böttcher nie richtig ein Verhältnis, bezeichnete 

sie als „Fremdkörper“. Er unterrichtete lediglich das Fach „Einführung 

in den Nationalsozialismus“. Nach den Worten seines Stellvertreters 

Lübbren ließ er diesem in den Jahren 1933 bis 1943 weitgehend Frei-

heit in der Gestaltung des Schulbetriebs. – Er wurde am 1. April 1942 

wegen seiner starken Schwerhörigkeit von dem Amt entbunden. 

Im April 1942 wurde Lübbren, seit 1928 als hauptamtlicher Lehrer an 

der Verwaltungsschule und unter Böttcher als stellvertretender Direk-

tor tätig, bis auf weiteres mit der Wahrnehmung der Dienstgeschäfte 

des Leiters der Berufsschule für den Großhandel und damit auch der 

Verwaltungsschulen beauftragt. Er unterrichtete in kaufmännischen Fä-

chern. 

Seit 1937 war auch Lübbren NSDAP-Mitglied. Nach eigenem Bekun-

den war er eingetreten, um der Naziverfolgung zu entgehen und um die 

Zulage Direktor-Stellvertreter zu bekommen. Besonderes Ansehen ge-

noss er in der NSDAP offenbar nicht; 1939 rügte das Gaupersonalamt, 

dass „der Dir.Stellvertreter (…) mit gutem Beispiel voranzugehen hat“ 

und dass Lübbren deshalb größere Einsatzbereitschaft aufzuweisen 

habe. Trotzdem wurde er Direktor und leitete die Schule bis zur Kapi-

tulation 1945. Auf Anweisung der amerikanischen Militärregierung 

Heinrich Meyer  

1923 – 1933 

Karl Böttcher 

1933 – 1942

Julius Lübbren 

1942 – 1945
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wurde er aus seinem Amt entlassen, wogegen Lübbren zwar erfolg-

reich Berufung einlegte (im „Sühnebescheid“ wird er als „Mitläufer“ 

und als ein „nur nomineller Nationalsozialist“ bewertet); als Schullei-

ter kam er aber nicht mehr in Betracht. – Lübbren wirkte bis zu seiner 

Pensionierung als Dozent an der Pädagogischen Hochschule Bremen.  

Bartels, in den Akten als „ausgebildeter Verwaltungsexperte“ bezeichnet, 

der früher Leiter der Heeresfachschule Bremen gewesen war, wurde zu-

nächst als Lehrer eingestellt (15.04.1946), bald danach informell als „Lei-

ter“ bezeichnet und im April 1948 nach wiedererlangter Eigenständigkeit 

der Einrichtungen auch formell zum „Direktor der Verwaltungsschulen“ 

ernannt. Als erster Nachkriegsdirektor trieb Bartels nach den Worten sei-

nes Nachfolgers Halfar „bis zu seinem Tode am 7.2.1951 den Aufbau der 

Schule unter den schwierigen Nachkriegswirkungen energisch vorwärts“. 

Halfar, immerhin vier Jahre lang kommissarischer Verwaltungsschullei-

ter, war Handelsstudienrat, kam also nicht aus der Verwaltung. Er bleibt 

vor allem in Erinnerung als vehementer Befürworter des Verbleibs der 

Verwaltungsschulen im Geschäftsbereich des Bildungssenators. Halfar 

wurde im März 1954 zum Direktor der Wirtschaftsoberschule berufen. 

Bis zur ordentlichen Besetzung der Direktorenstelle an der Ver-

waltungsschule (ein erstes Besetzungsverfahren war nega-

tiv verlaufen) wurde diese Aufgabe kommissarisch dem vor-

herigen Leiter der Wirtschaftsoberschule Rein übertragen. 

Gillner wurde im Juli 1955 zum neuen Verwaltungsschuldirek-

tor berufen. Er war früher an den Verwaltungsschulen in Sach-

sen-Anhalt tätig gewesen und hatte sich auf Empfehlung des Deut-

schen Städtetages beworben. Die Besetzung erfolgte im Sinne des 

Senatsbeschlusses von 1953 in Kombination mit der Besetzung der 

Ausbildungsleitung bei der SKP. Gillner nahm grundlegende Fragen des 

Schulaufbaus (z. B. Lehrpläne, systematische Arbeit mit dem neben-

amtlichen Kollegium) in Angriff. Letztlich blieb Bremen für ihn aber 

eine Durchgangsstation. Ende Oktober 1958 wechselte er zur Nie-

dersächsischen Gemeindeverwaltungsschule in Hannover. Gillner ver-

starb 1964 im 52. Lebensjahr nach einem tragischen häuslichen Unfall. 

Zunächst kommissarisch, ab 1. Juli 1959 dann regulär folgte ihm für fast 

15 Jahre Johannes Kulke, der zuvor schon lange Zeit als nebenamtli-

cher Lehrer – erstmals wurde er im Schulbericht 1951 als Nebenamtler 

für Staats- und Verwaltungskunde sowie für Gemeinschaftskunde auf-

geführt – tätig gewesen war. Gestartet noch als Verwaltungsamtmann 

wurde er am 1. Januar 1965 der erste, der die inzwischen ins Bremi-

sche Besoldungsgesetz aufgenommene Dienstbezeichnung „Direktor 

der Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen“ führte.– Die 

Personalunion mit der Leitung des Ausbildungsreferates hob der Senat 
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im Mai 1959 allerdings wieder auf. Sie wurde erst im Januar 1970 wie-

derhergestellt, als Johannes Kulke zum Leiter des Referates Aus- und 

Fortbildung bei der SKP bestellt wurde. – Kulke gehört nicht nur we-

gen der Länge seiner Amtszeit, sondern wegen seiner Verdienste um 

die Reform des Ausbildungswesens im bremischen öffentlichen Dienst 

und den Ausbau der Verwaltungsschule zu deren besonders prägenden 

Direktoren. In seiner Amtszeit wurden viele Fundamente der modernen 

Verwaltungsschule errichtet bzw. ausgebaut: Aus- und Fortbildungsord-

nungen, Prüfungsordnungen, ein hauptamtliches Kollegium, eine eigene 

Verwaltung, ein eigenes Schulgebäude (Schillerstraße). Obwohl selbst 

ein eher konservativer Typ, nahm er als Verwaltungsschulleiter Heraus-

forderungen der Umbruchzeit an und setzte sich für eine grundlegen-

de Ausbildungsreform ein. Sein Nach-Nachfolger Klaus-Dieter Fischer, 

unter Kulke Lehrer an der Verwaltungsschule, nennt ihn einen Visionär 

mit großem taktischem Geschick. – Kulke wurde im Mai 1973 auf eige-

nen Antrag aus gesundheitlichen Gründen in den Ruhestand versetzt.  

Sein Nachfolger wurde sein bisheriger Vertreter Dr. Jürgen Prü-

ser, der auch in Personalunion die Leitung des Aus- und Fort-

bildungsreferates bei der Senatskommission für das Personal-

wesen übernahm. In Prüsers Amtszeit fiel die Entscheidung 

und Vorbereitung der Gründung der HfÖV. Prüser wurde 1979 

HfÖV-Gründungsrektor. (1982 wurde er zum Rektor gewählt.) 

Fischer war 1979 immerhin schon seit 15 Jahren hauptamtlicher Lehrer 

an der Verwaltungsschule. Er prägte als Direktor eine ganze Ära – fast 

ein Vierteljahrhundert. Fischer übernahm zunächst in Personalunion 

auch das Amt des Aus- und Fortbildungsreferenten der SKP; später war 

er in Personalunion Leiter des Aus- und Fortbildungszentrums für den 

bremischen öffentlichen Dienst. – In seine Amtszeit fielen entscheiden-

de Weichenstellungen für die Verwaltungsschule, etwa die Umstellung 

von Beamten- auf BBiG-Ausbildung, die Übernahme der Verwaltungs-

fachwirte-Fortbildung (bzw. Aufstiegsfortbildung gehobener Dienst) 

ins Aufgabenportfolio, die Bildung des AFZ, der Umzug in das Berufsbil-

dungszentrums… Fischer, vielen auch bekannt als langjähriger Vize- und 

Präsident des SV Werder, repräsentierte einen neuen Typus von Füh-

rungskraft – pragmatisch, entscheidungsfreudig und entschlossen, cha-

rismatisch und verbindlich, aber durchaus auch interessen- und macht-

bewusst. – Fischer hatte die Fähigkeit, seine Mitarbeiter:innen fordernd 

zu fördern, indem er Teamwork organisierte und Aufgaben delegierte. 

Unter seiner Führung entwickelten sich zahlreiche Mitarbeiter:innen, 

die später wichtige Funktionen im ressortübergreifenden bremischen 

Personalmanagement innehatten. – Als Vorgesetzter war Fischer „pat-

riarchalisch“ wohlwollend; das Kollegium dankte Fischer bei seiner Ver-

abschiedung für seine „menschliche Führung“.

Fischers Stellvertreter war zunächst Hans-Henning Lühr, gelern-

ter (niedersächsischer) Verwaltungsinspektor und Absolvent der 

Bremer Juristenausbildung, der 1991 zunächst als Abteilungslei-

ter bei der SKP, nach deren Auflösung 2000 in gleicher Funktion 

Dr. Jürgen Prüser 
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beim Senator für Finanzen und dort schließlich lange Zeit als Staats-

rat tätig wurde und ebenfalls über Jahrzehnte das bremische Per-

sonal- und Verwaltungsmanagement – auch mit Wirkung auf Bun-

desebene – prägte. Fischers Stellvertreter ab 1991 wurde sein 

späterer Nachfolger Holger-Andreas Wendel, der ab 2000, als Fischer 

in Teilzeit ging, auch arbeitsteilig Leitungsaufgaben von ihm übernahm. 

Wendel, Absolvent der reformierten bremischen Juristenausbil-

dung und 1991 aus der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit als Lehrer 

(Rechtsfächer und Politik) und stellvertretender Direktor an die Ver-

waltungsschule gewechselt, wurde 2004 Leiter des AFZ und Direktor 

der Verwaltungsschule. Unter seiner immerhin auch 17-jährigen Lei-

tung entwickelte sich die Verwaltungsschule als Berufs- und Aufstiegs-

schule und besonders in pädagogischer Hinsicht weiter, was sich auch im 

Wachstum des hauptamtlichen Kollegiums widerspiegelte. Die Koope-

ration mit dem ebenfalls wachsenden AFZ wurde intensiviert. Wendel 

war neben den Kernkompetenzen einer modernen, effektiv, effizient, 

nachhaltig und bürgerorientiert arbeitenden Verwaltung vor allem die 

Vermittlung demokratischer, rechts- und sozialstaatlicher Werte und 

die Auseinandersetzung mit demokratiefeindlichem Rechtsradikalismus 

wichtig. Während seiner Amtszeit fanden auch außerhalb des eigentli-

chen Unterrichts zahlreiche Aktionswochen und Projekte zu politischen 

und gesellschaftlichen Herausforderungen statt; u.a. wurde die Verwal-

tungsschule „Schule ohne Rassismus/Schule mit Courage“. Besonders 

am Herzen lag ihm auch mehr Diversität und Diversitätssensibilität an 

der Verwaltungsschule und in der Ausbildung. Die letzten Jahre seiner 

Amtszeit waren u.a. geprägt von der konzeptionellen Arbeit an digitaler 

Kompetenz in der Verwaltungsausbildung. – Wendel engagierte sich im 

Bundesverband der Verwaltungsschul- und Studieninstitutsleiter, ins-

besondere im Zusammenhang mit der Neuordnung von Verwaltungs-

berufen und der Vereinheitlichung der Aufstiegsfortbildungen; er leite-

te lange Zeit den Arbeitskreis „Zukunft der Ausbildung“ und arbeitete 

an einem Entwicklungsprojekt des Bundesinstituts für Berufsbildung 

(BIBB) zum „Wandel der Berufsbildung im Öffentlichen Dienst“ mit. – In 

der Führungsarbeit legte Wendel Wert auf Austausch und Diskussion. 

Er bemühte sich um einen sehr partizipativen Führungsstil und ein gu-

tes, für eine produktive Lernatmosphäre förderliches Betriebsklima.

Wendels Stellvertreter war bis zu seiner Pensionierung 2013 der lang-

jährige Verwaltungsschullehrer Manfred Jacobi, der auch den Fach-

bereich Fortbildung leitete und sich ganz besonders um die Fachwirte-

Fortbildung verdient machte. Ihm folgte mit Dr. Patricia Grashoff eine 

Juristin mit Lehrerfahrungen an verschiedenen privaten beruflichen 

Schulen und an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung. Von 2018 

bis zu ihrem Wechsel 2020 leitete sie die Verwaltungsschule als Ko-

Direktorin zusammen mit Wendel im Rahmen eines Modellversuchs 

„Geteilte Führung“. Zu ihren Verdiensten gehören insbesondere die 

Neuordnung der Ausbildung im Justizvollzugsdienst und die IT-gestütz-

te Optimierung von Planungs- und Umsetzungsprozessen im Schulma-

nagement. Dr. Grashoff wechselte als Abteilungsleiterin in die Bildungs-

behörde.

Holger-Andreas Wendel 

2004 – 2021

Ko-Direktorin Dr. Patricia 

Grashoff  

2018-2020
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Lessing war nach ihrer Auswahl als Wendels Nachfolgerin zunächst ab 

Januar 2021 Ko-Leiterin und übernahm nach seiner Pensionierung zum 

1. Mai 2021 die Leitung von AFZ und Verwaltungsschule. Die Juristin 

war zuvor u.a. als Rechtsanwältin tätig, seit 2008 bis 2020 Lehrerin und 

ab 2015 daneben Fachbereichsleiterin an der Verwaltungsschule. Be-

vor sie das Amt übernahm, leitete sie das Teilprojekt „Qualifizierung“ im 

Rahmen des BMAS-Projektes FührDiV (Führung in der digitalisierten 

öffentlichen Verwaltung) und war anschließend als Projektleiterin des 

bundesweiten IT-Planungsrat-Projekts „Qualifica Digitalis“ beim Sena-

tor für Finanzen tätig. – Zu Beginn ihrer Amtszeit ist Lessing neben der 

Bewältigung der Pandemie-Folgen insbesondere mit der Weiterent-

wicklung der Digitalisierung von Schule und Lehre, der Neuordnung der 

Aus- und Fortbildung im bremischen öffentlichen Dienst (Projekt ZAF) 

und der Umsiedlung von AFZ und Verwaltungsschule ins Tabakquartier 

beschäftigt. – 

Stellvertretender Direktor der Verwaltungsschule ist – schon seit dem 

Ausscheiden Dr. Grashoffs 2020 – André Galdia. Der gelernte Lehrer 

wechselte von der Schule der JVA Bremen an die Verwaltungsschule, 

nachdem er in dem gemeinsamen Projekt OJA („Optimierung der Justiz-

vollzugsausbildung“) mitgearbeitet hatte.

H.W.

Katja Lessing 

Seit 2021



Gelungenes Experiment

170

Bis 2020 praktizierten der da-

malige Verwaltungsschuldirek-

tor Holger Wendel und seine 

anfangs „nur“ Stellvertreterin 

Dr. Patricia Grashoff an der Ver-

waltungsschule im Rahmen eines 

Modellversuchs der Senatorin 

für Finanzen „Shared Leadership“. 

Arbeitsteilige Leitung zwischen 

den Direktoren und ihren Stell-

vertretern hatte es zwar auch 

schon in den Jahrzehnten davor 

gegeben; die nun auch formell ge-

teilte, gemeinsame Leitungsarbeit 

wurde während dieser Zeit aber 

auch tatsächlich auf einem neuen 

Level gelebt. Neben den gemein-

samen grundsätzlichen Leitungs-

aufgaben konnte Holger Wendel 

sich mehr auf die Aufgaben der 

AFZ-Leitung, die er in Personal-

union wahrnahm, fokussieren und 

Patricia Grashoff erledigte als Co-

Leiterin einen Großteil der opera-

tiven Schulleitungsaufgaben. 

Nach eigener Einschätzung der 

Protagonist:innen ist das Experi-

ment durchaus gelungen. Eine 

Erkenntnis daraus – für manche 

vielleicht ein Wermutstropfen – 

war allerdings, dass die geteilte 

Führung hinsichtlich des Zeitauf-

wandes kein Nullsummenspiel ist. 

Viel Arbeit floss in Abstimmungen 

und Absprachen. Dafür konnte 

aber auch mehr Führung wahrge-

nommen werden – im doppelten 

Sinne: mehr Führungsbedarf wur-

de erkannt und mehr Aufgaben 

wurden angepackt und realisiert. 

Geteilte Führung spart also nach 

Erfahrung von Patricia Grashoff 

und Holger Wendel zwar keine 

Ressourcen, kann aber die Füh-

rung deutlich besser machen. – 

Die zweite Haupterkenntnis der 

beiden: Die Chemie zwischen den 

Beteiligten muss stimmen, sonst 

wird es schwierig.

Dr. Grashoff wechselte 2020 als 

Abteilungsleiterin zur Senatorin 

für Kinder und Bildung. Weil das 

Ende der Dienstzeit von Holger 

Wendel (2021) absehbar war, en-

dete der Modellversuch.

 
H.W.

Gelungenes Experiment

„Geteiltes Leit“

Dr. Patricia Grashoff und Holger-Andreas Wendel
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Das Verwaltungsschulkollegium im Laufe der Zeit

1985

von links Henning Lühr, Klaus-

Dieter Fischer, Hans-Georg 

Schulz

Rainer Kulmann, Irmfried Kohl-

mann, Peter Graff, Jürgen Osen-

brück

Ilse Schweigmann, Manfred Jaco-

bi, Sekretariatsleiter Bernd Rose-

mann

2006  

Peter Schebb, Rainer Kulmann, Reinhardt Spieske, Petra Eleftherakis, Holger Wendel, Hilke Wiezoreck, Man-

fred Jacobi, Thomas Gutschy
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2011

Holger Wendel, Marion Hermann, 

Petra Eleftherakis, Katja Lessing, 

Reinhardt Spieske, Thomas Guts-

chy, Manfred Jacobi 

2017

Peter Kalmbach, Vivianne Flügge, Stefan Kummer, Ramona KLein, Ender Bas, Katja Lessing, Reinhardt Spieske, 

Vanessa Bacher, Marion Hermann, Andre Galdia, Patricia Grashoff, Petra Eleftherakis, Holger Wendel, Tho-

mas Gutschy
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Auch nach dem Krieg waren ne-

ben dem Direktor der Schule nur 

relativ wenige Pädagogen im Ein-

satz, vorwiegend in den Fächern 

Deutsch, Rechnen, Stenographie 

und Gemeinschaftskunde. Den 

fachbezogenen Unterricht ge-

stalteten im Wesentlichen Beam-

te des gehobenen Dienstes. Dies 

führte auch schnell zu deutlicher 

Kritik durch die Behörde des Se-

nators für Schulen und Erziehung, 

die es für sehr bedenklich hielt, 

„wenn allzu junge Beamte – die erst 
wenige Jahre eine verantwortliche 
Stelle in der bremischen Verwaltung 
bekleiden – als Lehrer in der Verwal-
tungsschule für geeignet gehalten 
werden. Diese Lehrer werden selbst 
bei bestem Willen ihren Schülern 
nicht das bieten können, was als 
geistiges Rüstzeug für die Verwal-
tungsarbeit erforderlich ist.“ Zu den 

kritisierten Lehrkräften gehörte 

u. a. auch der später Schulleiter 

Hans Kulke. „Da es aber eine fest-
stehende Tatsache ist, dass das 
Niveau einer Schule von den Fähig-
keiten und Leistungen ihrer Lehrer 
abhängig ist, muss dieser Tatsache 
auch bezüglich der Verwaltungs-
schule nunmehr Rechnung getragen 
werden.“ Man akzeptierte den Ein-

satz der jungen Verwaltungsbe-

amten als einen vorübergehen-

den und verlangte ein sofortiges 

Ausscheiden der jüngeren Lehr-

kräfte zu dem Zeitpunkt, an dem 

geeignete, ältere Kollegen den 

Unterricht übernehmen konn-

ten. Die standen aber offenbar zu 

keiner Zeit zur Verfügung, denn 

eine strukturelle Veränderung im 

Kreis der nebenamtlichen Kolle-

gen fand nicht statt.

In diesem Zusammenhang soll 

auch auf die Ausführungen des 

Verwaltungsamtmanns Ohl hin-

gewiesen werden, die wie eine 

Realsatire wirken. Anfang der 

50er Jahre stand die Frage der 

Zuordnung der Verwaltungs-

schule im Raum. In seinen Aus-

führungen zur Ressortierung der 

Schule im Bereich des Personal-

amtes begründete Ohl die Not-

wendigkeit des fachbezogenen 

Unterrichts durch qualifizierte 

Mitarbeiter der bremischen Ver-

waltung im Rahmen eines neben-

amtlichen Lehrauftrags und kam 

dabei zu folgender Überzeugung: 

„Im Übrigen kann man auch wohl 
hier sagen, dass ein Verwaltungsbe-
amter wesentlich leichter ein guter 
Pädagoge wird als ein Pädagoge ein 
guter Verwaltungsbeamter.“ Und 

er fuhr fort: „Die Richtigkeit dieses 
Satzes ist übrigens auf der letzten 
Tagung des Unterausschusses für 
Ausbildungsfragen des Deutschen 
Städtetages in Kassel bestätigt wor-
den.“

In der Tat gab es Nebenamtler, 

denen es in herausragender Wei-

se gelang, im Unterricht Theorie 

mit praktischen Fällen auf eine 

Art und Weise zu verknüpfen, die 

die Verwaltungsarbeit für die Ler-

nenden anschaulich und zum Teil 

richtig spannend machte. Aber es 

gab auch Nebenamtler, die sich 

durch den Lehrstoff quälten, die 

Unterrichtsstunde als Vorlesung 

im wahrsten Sinne des Wortes 

verstanden und so aus einem 

Lehrbuch vorlasen.

Bis in die 1960er Jahre hinein 

wurde der Hauptanteil des Un-

terrichtes durch nebenamtliche 

Lehrkräfte abgesichert. Neben 

zwei hauptamtlichen Lehrkräften 

- hierzu zählte auch der Schuldi-

rektor - unterrichteten durchweg 

fast 70 Nebenamtler, unerklär-

lich, warum sich hierunter keine 

Frau befand. Wer die Liste der 

Dozenten insbesondere bis An-

fang der 60er Jahre durchgeht, 

wird nicht nur feststellen, dass 

sehr viele der Dozenten in den 

ersten Nachkriegsjahren selbst 

die Verwaltungsschule besucht 

hatten, sondern dass ein gro-

ßer Teil auch bereits „Karriere“ 

gemacht hatte und mit an vor-

derster Stelle der bremischen 

Verwaltung stand. Referenten, 

Abteilungsleiter, Amtsleiter, spä-

tere Senatsdirektoren (Staats-

Die „Nebenamtler“ und ihr unverzichtbarer Beitrag

Schon bei der Gründung der Schule wurde deutlich, dass der notwendige Unterricht nicht durch die ein bis zwei haupt-
amtlichen Lehrkräfte abgedeckt werden konnte. Manchmal deutlich mehr als die Hälfte  der Stunden mussten neben-
amtliche Lehrkräfte übernehmen, was den Lernenden aber offenbar nicht zum Nachteil gereichte, denn so war eine 
enge Verknüpfung zwischen Theorie und Praxis abgesichert. Bereits in den ersten Jahren der Existenz der Verwaltungs-
schule übernahmen Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte den Unterricht in den Rechtsfächern. Bürotechnik und 
Organisation oblag Beamten des mittleren und gehobenen Verwaltungsdienstes. Nur die beiden hauptamtlichen Lehr-
kräfte verfügten über eine pädagogische Ausbildung. Insgesamt muss die Ausbildung aber durchaus erfolgreich gewe-
sen sein, denn die Auszubildenden zeigten im Vergleich zu anderen Verwaltungsschulen gute Leistungen.



Die „Nebenamtler“ und ihr unverzichtbarer Beitrag

175

räte) unterrichteten ebenso in 

den Lehrgängen wie Landge-

richtsdirektoren und bekannte 

Rechtsanwälte. Auch der spätere 

Bürgermeister und Präsident des 

Senats, Hans Koschnick, selbst 

ehemaliger Verwaltungsschüler 

und sogar Auszubildender in der 

Praxisstelle Verwaltungsschule, 

ließ es sich nicht nehmen, Unter-

richt an der Verwaltungsschule zu 

erteilen. Akribisch wurde im Jah-

resbericht 1951/1952 festgehal-

ten, dass der Inspektor Koschnick 

das Amt eines Jugendleiters beim 

DGB übernommen hatte und als 

nebenamtliche Lehrkraft aus-

geschieden war. Aber schon ein 

paar Jahre später hatte sich der 

Regierungsrat Koschnick wieder 

um die nebenamtliche Lehrtätig-

keit bemüht und war eingesetzt 

worden. Wie der langjährige Se-

kretariatsleiter der Schule, Erwin 

Kloke, berichtete, war es in den 

1950er und 1960er Jahren über-

haupt kein Problem, nebenamtli-

che Lehrkräfte zu gewinnen, denn 

es galt als Auszeichnung, an der 

Verwaltungsschule unterrichten 

zu können. 

Die notwendige Pädagogisierung 

des Unterrichts mit den damit 

einhergehenden Veränderungen 

der Unterrichtsdidaktik und der 

Unterrichtsmethoden erforderte 

zunehmend eine Fortbildung der 

nebenamtlichen Lehrkräfte. Zu-

sammen mit der Arbeitsverdich-

tung in der Verwaltung wurde es 

für die bisherigen Nebenamtler, 

die sich mittlerweile in Spitzen-

positionen der Verwaltung be-

fanden, immer schwieriger, die 

Zusage für einen kontinuierlichen 

Unterrichtseinsatz an der Ver-

waltungsschule zu geben. 

Trotz der Einstellung hauptamt-

licher Lehrkräfte in den 60er und 

70er Jahren blieb der Bedarf an 

nebenamtlich tätigen Lehrkräften 

aufgrund der zunehmenden Aus-

bildungszahlen groß. Eine fach-

bezogene Unterstützung durch 

die Hauptamtlichen als auch pä-

dagogische Fortbildungen der 

Nebenamtler sorgten weiterhin 

für einen rundum qualifizierten 

Unterricht. Die vom Landes-

schulrat Anfang der 50er Jahre 

befürchtete „Paukerschule“, die 

durch den Unterricht von Nicht-

pädagogen in einer nicht vom Se-

nator für das Bildungswesen be-

treuten Schule entstehen würde, 

realisierte sich nicht, sie war und 

blieb ein Schreckgespenst.

Bis heute gelingt es der Verwal-

tungsschule immer wieder, qua-

lifizierte Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter für den Unterricht 

zu begeistern und damit nicht nur 

die gewünschte und notwendige 

Verknüpfung von Theorie und 

Praxis auch über den nebenamt-

lichen Unterricht sicherzustellen. 

Vielmehr bleibt der Einsatz von 

Nebenamtlern unverzichtbar, um 

die Gesamtunterrichtsversor-

gung zu gewährleisten.

Auch das passierte im Unter-

richt der nebenamtlichen Lehr-

kräfte:

Es gab Zeiten an der Verwal-

tungsschule, da bestand durch-

aus die Erwartung, dass die Her-

ren Auszubildenden mit Hemd 

(Nylonhemden der Firma Nyl-

test war in den 60ern der große 

Schrei) und langer Hose zu er-

scheinen hatten. Im sogenannten 

Befähigungsbericht wurde auch 

das „äußere Erscheinungsbild“ 

beurteilt. So gab es u. a. das Prädi-

kat: „gediegene Eleganz“! Welch 

ein Fauxpax, wenn dann der 

Nebenamtler in kurzer Hose er-

schien!! Das ist Hans Koschnick 

aber nur einmal passiert, denn die 

Schulleitung „war außer sich“, wie 

aus gut informierten Kreisen be-

richtet wurde. 

Der Unterricht im Haus des 

Sports war durch das angeschlos-

sene Casino offenbar ein Ort 

der Gefahren. Eines Tages stand 

hier ein junger Nebenamtler im 

Klassenraum ohne Schülerinnen 

und Schüler, wunderte sich über 

einen Papierkorb mit der leeren 

Flasche einer damals üblichen 

Weinbrandmarke und hörte eine 

lallende Lautsprecherdurchsage, 

die ihn (vergeblich) bat, doch ins 

Casino zu kommen. Mit den spä-

ter fröhlich im Klassenraum auf-

tretenden Casinonutzer:innen 

war dann Unterricht z. B . in Form 

eines Lehrgesprächs nur schwer-

lich zu machen. Der einmalige 

Ausrutscher blieb das „Geheim-

nis“ aller Beteiligten, die später 

dem Alkoholverbot in Dienststel-

len lautstark das Wort redeten.

Die Stressresistenz des Neben-

amtlers wurde dann 1 Jahr später 

in der Schillerstraße durch eine 

andere Klasse erneut getestet, als 

während der Unterrichtsstunde 

ein „Klempner“ erschien, um mit 

viel Lärm die Heizungsventile zu 

kontrollieren. Gegen den Wunsch 

des Lehrganges wurde der Unter-

richt aber mit lauter Stimme, die 

Hände fest am Pult, fortgesetzt. 

Die anschließende Beschwerde 

der Lehrkraft im Sekretariat der 

Schule lief allerdings ins Leere, 

denn hier wusste niemand etwas 

von der Kontrolle der Heizungs-

ventile. Wie auch, sie war ja von 

der Klasse organisiert worden.

M.J.
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„Macht Spaß und kann einem den Nerv rauben!“ 

Kersten Drücker über seine Tätigkeit als nebenamtliche Lehrkraft

Geld spielt für jeden eine Rolle, aber was hat der öf-

fentliche Dienst damit zu tun? Diese und viele andere 

Fragen zu den „öffentlichen Haushalten“ sind von mir 

den Lernenden in der Ausbildung oder im Studium 

zu vermitteln. Natürlich können hauptamtliche Lehr-

kräfte die entsprechenden Begriffe und Abläufe ver-

mitteln, allerdings sind die Lehrinhalte häufig sehr 

„trocken“, wenn sie rein von der Theorieseite be-

leuchtet werden. Als nebenamtlicher Ausbilder mit 

fachspezifischem Hintergrund habe ich es oft leich-

ter an die Schülerinnen und Schüler heranzukommen, 

weil ich mit Beispielen arbeiten kann, die die Theorie 

mit der Praxis verbinden. 

Inhaltlich stellte der Unterricht für mich als Neben-

amtler kein grundsätzliches Problem dar, die richtige 

Verteilung des Gesamtthemas auf die einzelnen Un-

terrichtsstunden schon eher, denn ich bin kein ausge-

bildeter Pädagoge. Geht das überhaupt? Unterrichten 

von Schüler*innen ohne pädagogische Ausbildung? Ja, 

das funktioniert. Nicht zuletzt dank der pädagogischen 

Fortbildung der Nebenamtler*innen durch hauptamtli-

che Lehrkräfte der Verwaltungsschule. Selbstbewusst-

sein und ein gewisses Maß an Kritikfähigkeit sollten 

aber schon mitgebracht werden. Durch die Fragen der 

Schüler*innen wurde ich sehr oft auf die haushalts-

rechtlichen Grundlagen zurückgeführt. Fragen nach 

dem „Warum?“ können einem ganz schön den Nerv 

rauben, insbesondere wenn diese Frage in einer Stun-

de mehrfach gestellt wurde. Da heißt es Ruhe bewah-

ren und gute Antworten finden.

Neben dem Unterrichten habe ich mich immer über die 

Unterstützung des tollen Verwaltungsteams gefreut. 

Weit vor dem Unterrichtsstart (teilweise mehr als ein 

halbes Jahr vorher) wurde ich bereits gefragt, welche 

Unterrichtszeiten mir denn passen bzw. an welchen 

Tagen ich keinen Unterricht geben kann. Die frühzeiti-

gen Festlegungen sind super, werden aber manchmal 

durch dienstliche Erfordernisse kurzfristig gestört. 

Auch dann steht das Verwaltungsteam immer freund-

lich an meiner Seite und ändert auch dann sehr schnell 

den Stundenplan oder findet „Ersatz“. Auch wenn ich 

mal wieder die termingerechte Abgabe der Noten ver-

schwitzt habe, wurde ich nett und freundlich darauf 

hingewiesen. Danke für die sehr gute Betreuung.

Die Tätigkeit als nebenamtlicher Dozent bereitet mir 

so viel Freude, dass ich meine Vorgesetzten in Jahres-

gesprächen oder auch potenzielle Vorgesetzte bei Be-

werbungsgesprächen immer darauf hingewiesen habe, 

dass ich die Nebentätigkeit auch weiterhin ausüben 

möchte und mir entsprechende Freiräume im Rahmen 

der Dienstzeiten zugestanden werden müssten. 

Kurz zusammengefasst: wenn wir uns in der bremi-

schen Verwaltung auch zukünftig gut ausgebildetes 

Personal wünschen, sollte jede/jeder darüber nach-

denken, ob sie/er einen Beitrag dazu leisten kann. Es 

muss ja nicht gleich der Unterricht an der Verwaltungs-

schule sein, auch Praxisplätze mit 1:1 Betreuung wer-

den stets gesucht. Ja, Auszubildende machen Arbeit! 

zumindest in den ersten 14 Tagen. Danach können ein-

zelne Aufgaben übertragen werden und damit tritt in 

den allermeisten Fällen Arbeitsentlastung ein.

Der Verwaltungsschule wünsche ich auch für die 

nächsten 100 Jahre viel Erfolg. Voraussichtlich werde 

ich aber nicht die ganze Zeit als Nebenamtler zur Ver-

fügung stehen, sorry.

Kersten Drücker
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Heute einfach unvorstellbar: eine Schule ohne die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die die Rahmenbedingungen für 
einen guten Schulbetrieb schaffen, absichern und vielfach auch die guten „Geister“ der Schule sind. Kaum glaubhaft, dass 
die Schule über viele Jahre hinweg ohne hilfreiche Hände für Organisation, Schriftgut, Haushalt und Sauberkeit ausge-
kommen sein soll. Jedenfalls schweigen die Quellen bis 1952 über die notwendige Unterstützung durch ein Schulsekreta-
riat. Vielleicht lag es daran, dass die Verwaltungsschule zunächst nur wenige Schüler hatte und später der Handelsschule 
der Union bzw. der Berufsschule für den Großhandel angegliedert worden ist. Diese Schule zumindest verfügte über eine 
„Kanzlei“ in der Balgebrückstraße 31, die dort „werktäglich von 8-13 und 15.30 bis 18.30 Uhr“ geöffnet war. 

Erst der Jahresbericht der Ver-

waltungsschule 1951/1952 er-

wähnt anfallende Büroarbeiten. 

Diese wurden bis Ende März 

1952 von einer „Inspektor-Anwär-
terin (25-jährige Schülerin der An-
stalt) sorgfältig erledigt“. Ab April 

1952 stellte „das Personalamt ei-
nen Angestelltenlehrling (18-jährige 
Schülerin) für diese Tätigkeit zur Ver-
fügung“. Zu Ostern fand ein Wech-

sel statt, da im Etat, so der Verwal-

tungsschulleiter, keine Mittel für 

diese Aufgabe vorgesehen waren. 

Wie selbstverständlich ging man 

offenbar davon aus, dass es sich 

um eine weibliche Person han-

deln müsse. Der Schulleiter führte 

weiter aus, dass „abgesehen von 
der zeitraubenden Einarbeitung die-
ser Schreibhilfe ... im Interesse einer 
verantwortlichen Geschäftsführung 
die Einstellung einer Bürokraft für 
längere Zeit dringend erforderlich 
(wäre)“. Darüber hinaus sollte die 

Bürokraft auch die Reinigung der 

Schulräume kontrollieren. 

Wann dann tatsächlich eine „an-

gestellte Bürokraft“ die anfallen-

den Büroarbeiten erledigte, lässt 

sich nicht genau sagen. Jedenfalls 

übernahm Erwin Kloke 1957 als 

an der Verwaltungsschule aus-

gebildeter Beamter die Erledi-

gung der Sekretariatsaufgaben. 

Bis 1970 leitet er das Sekretariat 

der Schule, das mit der Vergrö-

ßerung der Schülerzahlen auch 

personell aufgestockt werden 

musste. Klaus Schmeldtenkopf 

stieß 1960 hinzu und übernahm 

1970 die Leitung des Sekreta-

riats, das mittlerweile schon meh-

rere Verwaltungskräfte hatte. 

Bewirtschaftung der Grundstü-

cke, Aufstellung und Abwicklung 

des Haushalts, Stundenplange-

staltung, für ein Schulsekretariat 

durchaus untypische Aufgaben. 

Vorbereitung der Lehraufträge 

für die nebenamtlichen Lehr-

kräfte, Abrechnung der Stunden, 

Stundenplankontrolle, Betreuung 

der Lehrgänge, Erstellung der 

Zeugnisse usw., ein großes und 

vielfältiges Aufgabenspektrum 

für die Dienstleisterinnen im Se-

kretariat. 

Verstärkung kam zunächst mit 

Monika Höche. 1974 wurde das 

Sekretariatsteam dann  durch 

„Fräulein Kruse“ vervollständigt, 

das später als Frau Elke Müller 

über Jahrzehnte der Verwal-

tungsschule treu blieb. Während 

die Sekretariatsleitung auf Bernd 

Rosemann überging, einer, der 

im nichtdigitalen Zeitalter die 

Registratur pflegte, die dann ver-

schwand, scheinbar unauffindbar 

blieb, aber schließlich doch in 

ihrem „Verlies“ ausgegraben wur-

de, setzte Elke Müller die zahl-

reichen neuen Anforderungen an 

die Stundenplangestaltung um. 

Inzwischen galt es nicht nur Stun-

den für den Sport anhand freier 

Hallenzeiten zu berücksichtigen, 

sondern zunehmend waren Ab-

sprachen für den PC-Unterricht 

mit dem zuständigen Referat 

des AFZ notwendig. Unterricht 

im Rahmen des Fortbildungs-

programms des Finanzsenators 

beschränkte die Einsatzmög-

lichkeiten einiger Lehrkräfte 

für die Ausbildung ebenso wie 

ein nebenamtlicher Einsatz an 

der Hochschule für öffentliche 

Verwaltung sowie an der Hoch-

schule Bremen. Outdoor-Lehr-

aufträge und die Begleitung von 

Studienfahrten und, und, und..., 

alles musste in Stundenpläne ein-

gepflegt werden, die nun schon 

längst nicht mehr nur Lehrgänge 

für den mittleren allgemeinen 

Verwaltungsdienst betrafen, 

sondern die ganze Palette an 

Ausbildungsgängen bei der Ver-

waltungsschule und abschlussbe-

zogenen Fortbildungslehrgängen 

umfasste.  Und natürlich musste 

das Jahrespflichtstundenkon-

tingent der Lehrkräfte in der 

Planung und Abrechnung einge-

halten werden. Die Schulleitung 

war darauf erpicht, den Klassen 

möglichst keine Freistunden zu 

„spendieren“ und Ausfallstun-

den zu vermeiden. So oblag es 

dem Sekretariat, Vertretungen 

zu organisieren, was bei den be-

troffenen Lehrkräften nicht nur 

mit einem freundlichen Lächeln 

quittiert wurde, über viele Jahre 

aber so gut gelang, dass die Aus-

fallstunden jährlich unterhalb ei-
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ner Quote von 2% blieben. Auch 

war das Schulsekretariat erste 

Anlaufadresse für Schüler:in-

nen-Klagen und manche Lehr-

kraftbeschwerden, aber immer 

bereit, zu helfen und die Tücken 

des „schulischen Alltagswahn-

sinns mit immer wieder neuen 

und überraschenden Situationen“  

zu bewältigen. Inzwischen sind es 

Anja Lutz und Ender Bas, die im 

Sekretariat verantwortungsvoll 

die Fäden ziehen und schon bald 

in den Genuss kommen werden, 

Klassenräume, Schüler:innen und 

Lehrkräfte in einem einzigen Ge-

bäude zu betreuen.

Nicht zu vergessen die Anfänge der 

Verwaltungsschulbibliothek. 1967 

bekam die Verwaltungsschule mit 

Rudi Mildner einen nur für die Bi-

bliothek zuständigen Mitarbeiter, 

der im Laufe der Jahre durch Gitta 

Cybucki und Marga Fabian unter-

stützt wurde. Zusammen legten sie 

den Grundstein für eine sehr gut 

ausgestattete Bibliothek, die von 

Lehrkräften und vor allem aber 

auch von Schüler:innen sehr gern 

genutzt wurde. 

Die räumliche Zusammenlegung 

von Verwaltungsschule, AFZ und 

HföV führte auch zu einer Bünde-

lung der zentralen Dienste Haus-

halt, Personal, Organisation, der 

nun gemeinsamen Bibliothek, dem 

Druckdienst und der Gebäude-

verwaltung. Kanzler und Verwal-

tungsleiter Eberhard Lauth und 

als Nachfolger Olaf Büttelmann 

waren und sind mit ihren vielen 

Mitarbeiter:innen in den vier Ab-

schnitten der „AFZ-Zentralver-

waltung“ die unverzichtbaren 

Dienstleister, die die Vorausset-

zungen für einen funktionieren-

den Schulbetrieb schaffen.

Und last but not least Petra Roter-

mund, die „gute Seele“ im Vorzim-

mer der Verwaltungsschul- und 

AFZ-Leitung, die kaum noch 

typische „Vorzimmeraufgaben“ 

erledigt, sondern Schulsekreta-

riat und die Zentralverwaltung 

unterstützt. Dass sie in länger 

zurückliegenden Zeiten auch 

schon mal das tun musste, was 

zwar aus vielen TV-Sendungen 

bekannt ist, aber nicht der Reali-

tät der öffentlichen Verwaltung 

und schon gar nicht der Verwal-

tungsschule entspricht, nämlich 

„den Chef verleugnen“, soll ein 

unwidersprochenes Gerücht 

sein. Verdienstvoll kümmert sie 

sich um die Schulfeiern, die das 

Schulleben auch ausmachen, 

die kollegiale Gemeinschaft 

stärken und Schülerinnen und 

Schülern beweisen, dass auch 

die Verwaltungsschullehrkräfte 

und übrigen Mitarbeiter:innen 

nicht nur ernsthaft und pflicht-

bewusst sind.

Was wäre die Schule ohne die 

vielen Unterstützer:innen? Ein 

seelenloser Paukbetrieb!? Das 

sicher nicht. Aber mit ihnen ist 

es eine Schule, in die die Schü-

ler:innen gern gehen. Und das 

ist doch ein sehr gutes Ergebnis 

und ein immer wieder anzustre-

bendes Ziel.

M.J.
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In den ersten Jahren waren für 

den „Weg nach oben“ die Ab-

schlüsse der Verwaltungsschule 

und die Bewährung in der Praxis 

wichtig. So wurden 1948 sämtli-

che Schüler eines Lehrganges des 

mittleren Verwaltungsdienstes 

„auf Anordnung der Regierungs-

kanzlei nach Klasse III der Ver-

waltungsbeamtenoberschule ... 

wegen ihrer durchweg guten Leis-

tungen“ versetzt. 

Die Möglichkeit des direkten 

Aufstiegs in den gehobenen Ver-

waltungsdienst durch eine „gute“ 

Lehrabschlussprüfung oder 1. 

Verwaltungsprüfung wurde von 

zahlreichen Schülerinnen und 

Schülern genutzt. Für eine ganze 

Anzahl auch dieser „Aufsteiger“ 

eröffnete sich aufgrund ihrer he-

rausragenden Leistungen und 

manchmal zusätzlich durch das 

Glück, zur rechten Zeit an der 

richtigen Stelle zu sein, eine Tür, 

die die Chance zur weiteren Kar-

riere bot. 

Für Abteilungsleiter:innen in se-

natorischen und nachgeordne-

ten Dienststellen, Amtsleiter und 

-leiterinnen war die Verwaltungs-

schule Startpunkt ihrer beruf-

lichen Karriere. Erfolgreich und 

ohne Affären haben ehemalige 

Verwaltungsschüler als Verwal-

tungsdirektoren bzw. Kaufmänni-

sche Geschäftsführer die bremi-

schen Kliniken geleitet, wurden 

Kanzler an Hochschulen und Uni-

versität. 

Vielfach ebnete ein politisches 

Engagement den Weg in die Bre-

mische Bürgerschaft, in den Bun-

destag, ins Europäische Parlament 

oder in das Amt eines Staatsrates 

und sogar Senators.  Sogar in bre-

mischen Umlandgemeinden findet 

man eine Bürgermeisterin und ei-

nen Bürgermeister, die in der Ver-

waltungsschule. Die Schulbank 

gedrückt haben. 

Manche Schülerinnen und Schüler 

haben zwar eine Verwaltungsleh-

re an der Verwaltungsschule ab-

geschlossen, dann aber doch ihren 

beruflichen Werdegang außer-

halb der Verwaltung fortgesetzt 

und dort zum Teil einen bundes-

weiten Bekanntheitsgrad erreicht. 

Sportreporter bei Radio Bremen, 

Tarifkoordinator bei einer Ge-

werkschaft, Sachbuchautoren, 

Krimiautor, wissenschaftlicher 

Mitarbeiter bei der Universität, 

Rechtsanwalt, Psychologiepro-

fessor, Zahnarzt, Unternehmer; 

die Liste besonders erfolgreicher 

Schülerinnen und Schüler ließe 

sich problemlos fortführen. 

Nicht zuletzt kannten auch einige 

Schuldirektoren, stellvertreten-

de Direktoren und hauptamtliche 

Lehrkräfte der Verwaltungsschule 

„ihre Schule“ aus der Schüler:in-

nenperspektive. Nach der Ver-

waltungsausbildung und kurzer 

oder längerer Verwaltungspraxis 

sind sie den Weg zurück zur Ver-

waltungsschule gegangen, um 

hier zu unterrichten. Als gefrag-

te Dozentinnen und Dozenten 

blieb der Tätigkeitsbereich nicht 

auf die Verwaltungsschule be-

schränkt. Lehraufträge für die Ge-

werkschaft, die Bundeswehr, das 

Bildungszentrum Einzelhandel, 

für die Deutschen Außenhandels- 

und Verkehrsakademie, für die 

Handelskammer und die Volks-

hochschule, die Feuerwehr und 

das Ordnungsamt und für bre-

mische  Hochschulen in Bremen 

zeugen von der Kompetenz des 

Kollegiums. Nachdem sich Bre-

men für einen internen Studien-

gang für den „gehobenen Dienst“ 

entschieden hatte und den bei der 

Karrierestart an der Verwaltungsschule

Natürlich schaut auch die Verwaltungsschule gern auf Absolventinnen und Absolventen, für die die Schule der Beginn 
einer beruflichen Karriere war. Referatsleiter, Abteilungsleiter, ja sogar Amtsleiter haben in der Verwaltungsschule die 
Schulbank gedrückt, bevor sie die Chancen genutzt haben, die ihnen die bremische Verwaltung geboten hat. Dabei 
spielte der Abschluss der Hauptschule, der Realschule oder des Gymnasiums meist eine untergeordnete Rolle. Die 
Teilnehmerlisten der ersten Nachkriegslehrgänge der  Verwaltungsschule und der – noch - Verwaltungsbeamtenober-
schule  weisen eine Vielzahl von Personen aus, die anschließend in leitende Positionen der bremischen Verwaltung 
hineingewachsen sind. Offenbar fühlten sie sich auch verpflichtet, der Schule etwas zurückzugeben, denn eine große 
Anzahl der Absolventen trat ein paar Jahre später als nebenamtliche Lehrkraft an der Schule wieder auf. Auch Hans 
Koschnik, der später als Bürgermeister und Präsident des Senats der Freien Hansestadt letztlich an der Spitze der 
bremischen Verwaltung stand, ist unter den Teilnehmern der ersten Nachkriegslehrgänge zu finden. Als Verwaltungs-
inspektoranwärter war er im Übrigen der Verwaltungsschule zur praktischen Ausbildung zugewiesen und befasste sich 
in der obligatorischen Abschlussarbeit mit der Geschichte dieser Schule. 



180

Karrierestart an der Verwaltungsschule

Hochschule für angewandte Wis-

senschaften in Hamburg durch-

führte, sicherte eine Lehrkraft der 

Verwaltungsschule die bremische 

Mitwirkung in der Prüfung und 

war auch später mehrfach als 

Zweitprüfer der Bachelor-Arbei-

ten von Hamburger Studierenden 

tätig. Als die Hochschule Bremen 

den Dualen Studiengang Pub-

lic Administration plante, wirkte 

auch hier eine Lehrkraft bei der 

Struktur und der Entwicklung des 

Curriculums der meisten Rechts-

fächer entscheidend mit. 

Nicht unerwähnt bleiben sollte, 

dass ein Untersuchungsausschuss 

der Bremischen Bürgerschaft 

sich der guten Verwaltungsver-

netzung und der Fachkompetenz 

einer Verwaltungsschullehrkraft 

bediente und sie zur Unterstüt-

zung in den Wissenschaftlichen 

Dienst der Bürgerschaft berief.

Auch wenn Vieles unerwähnt und 

manche „Karriere“ dem Verfasser 

verborgen geblieben ist, so kann 

die Schule doch Stolz sein, mit 

ihrer Ausbildung so manche Wei-

che gestellt, manche Tür geöffnet 

und manche Einsicht gefördert zu 

haben, die nicht nur in der Verwal-

tung dienlich war.

M.J.

Grußwort Christina  

Jantz-Herrmann

100 Jahre Verwaltungsschule Bremen. Die Verwaltungsschule 

Bremen hat über die vielen, vielen Jahre sicher ganz viele Menschen 

geprägt und inspiriert. Ich für mich und meinen persönlichen, beruf-

lichen Werdegang kann dieses nur so sagen. Geprägt hat mich be-

reits die Ausbildungszeit, die Wertschätzung, die uns, mir von den 

Lehrkräften seiner Zeit gegenüber gebracht wurde. Diese Zeit hat 

die Grundlage für meine berufliche Entwicklung gelegt und das 

notwendige Rüstzeug für den Berufsalltag in den verschiedenen 

Dienststellen der Freien Hansestadt Bremen geliefert. Die Ausbil-

dung wie auch der Verwaltungsfachwirtelehrgang waren für mich 

eine gute Grundlage, um als Abgeordnete des Deutschen Bundesta-

ges im Rechtsausschuss die Berichterstattung für das Verwaltungs- 

und Verfassungsrecht zu übernehmen. Im Anschluss an meine Zeit 

im Deutschen Bundestag durfte ich dann tatsächlich auch selbst an 

der Verwaltungsschule unterrichten. Dies hat mir eine große Freude 

bereitet und ich hoffe, ich konnte der Schule und insbesondere stell-

vertretend den Auszubildenden und Fachwirten etwas zurück- bzw. 

mit auf den Weg geben. Insgesamt hat mich die Verwaltungsschule 

somit sowohl inhaltlich, beruflich und menschlich sehr geprägt. Die 

Aus- und Fortbildung war zudem Fundament für mein Studium Ent-

scheidungsmanagement und hat mich auf meine jetzige Tätigkeit als 

Bürgermeisterin in der Gemeinde Schwanewede gut vorbereitet. 

Neben der fachlich-beruflichen Prägung haben natürlich die Men-

schen an der Verwaltungsschule eine große Rolle für mich gespielt. 

Eingangs habe ich den wertschätzenden Umgang beschrieben. Die-

ser hat mich während der vielen Jahre der unterschiedlichen Begeg-

nungen und des Wirkens mit und an der Verwaltungsschule immer 

wieder berührt. Daher möchte ich meinen kleinen Beitrag in der 

Festzeitschrift unbedingt dazu nutzen, ihnen allen zu danken, der 

Führung, den Lehrkräften und allen Kolleginnen und Kollegen.

Liebe Verwaltungsschule, Dir wünsche ich, dass Du bleibst, was Du 

bist: ein Ort der Begegnungen, des Wachsens, der Bildung, offen für 

Neues, prägend gegenüber den Menschen und der Organisation, die 

Zukunft der Freien Hansestadt Bremen.

Herzlichen Glückwunsch!

Christina Jantz-Herrmann
Schülerin, Verwaltungsfachwirtin, Lehrerin, Bürgermeisterin in 

Schwanewede und zwischendurch auch noch  Bundestagsabge-

ordnete
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Wen haben wir nicht alles aus- und fortgebildet

...vom Bureau-Lehrling bis zum Polizeipräsidenten.

Na ja, so ganz stimmt es nicht, denn der heutige Poli-

zeipräsident von Bremen war der Verwaltungsschule 

nur für ein Praktikum während seiner Fortbildung für 

den höheren Polizeidienst zugewiesen. (Aber immer-

hin ist mit ihm zusammen ein Skript „Polizei- und Ord-

nungsrecht“ entstanden.)

Und eigentlich könnten wir gleich beim aktuellen 

Leiter der Bremer Justizvollzugsanstalt weiterma-

chen, der einen Teil seiner Ausbildung ebenfalls bei 

uns gemacht hat…

Aber zunächst mal zurück zu den ursprünglichen Aus-

bildungsgängen der Schule. Gestartet wurde mit den 

Bureaulehrlingen für den einfachen unteren Bureau-

dienst und den Angestellten der staatlichen Behörden 

und Betriebe sowie der öffentlichen Körperschaften. 

Darüber hinaus gab es Lehrlinge für Rechtsanwälte, 

Notare und Gerichtsvollzieher, die erst 1954 als Aus-

bildungsgang für Rechtsanwalts- und Notarsgehilfen 

nach dreißigjähriger Zugehörigkeit aus der Verwal-

tungsschule aus- und in die kaufmännischen Lehran-

stalten eingegliedert wurden.

Mit der Verwaltungsbeamtenoberschule 1925 be-

gann die Ausbildung der Verwaltungssupernumerare, 

die als Beamte im Vorbereitungsdienst zur II. Verwal-

tungsprüfung geführt wurden, um anschließend in den 

gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst übernom-

men zu werden. Der Verwaltungsbeamtenoberschule 

wurden auch vergleichbare Anwärter der Schutzpoli-

zei und der Reichswehr zur Ausbildung zugewiesen, 

sofern sie das Abschlusszeugnis II der Polizei- oder 

Heeresfachschule vorweisen konnten.

Nach 1945 leisteten Dienstanfänger:innen im Be-

amtenverhältnis auf Widerruf für den mittleren all-

gemeinen Verwaltungsdienst ihre Lehrjahre ab und 

wurden nach bestandener Lehrabschlussprüfung Ver-

waltungsassistentenanwärter:innen. Auch die Justiz- 

und die Finanzverwaltung wählten für die Ausbildung 

der Beamten des mittleren Dienstes diesen Weg und 

schickten ihre Dienstanfänger:innen zur Verwaltungs-

schule. Während die Justiz ihre Beamten bis zur Lauf-

bahnprüfung für den mittleren Dienst in der Verwal-

tungsschule beließ, gingen die Dienstanfänger der 

 

Deckblattillustration von Horst Grenz aus Lilienthal

Finanzverwaltung anschließend zu Finanzschule.

Und wenn in der Woche spätabends noch Licht in der 

Schillerstraße brannte und am Sonnabendmorgen an 

schönen Tagen die Tür zur Schule offenstand, dann 

war „die Bundeswehr zu Gast“. Der „Einführungs-

lehrgang für Soldaten auf Zeit“, der auf einen Einsatz 

im mittleren allgemeinen Verwaltungsdienst vorbe-

reitete, fand berufsbegleitend statt und daher stan-

den nur die Abendstunden und Stunden am Sonn-

abend zur Verfügung.

Verwaltungsinspektoranwärter:innen wurden in 

der Schule für ihre Tätigkeit im gehobenen allgemei-

nen Verwaltungsdienst ausgebildet. Auch für den ge-

hobenen bautechnischen Verwaltungsdienst war 

die Verwaltungsschule für einige Jahre der theoreti-

sche Ausbildungsplatz.

Über viele Jahre beteiligte sich die Verwaltungsschu-

le an der Ausbildung des mittleren feuerwehrtechni-

schen Dienstes, der im Übrigen an der Landesfeuer-
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wehrschule in Bremerhaven durchgeführt wurde. 

Jeweils mehrere Monate fuhren die Brandmeister-

anwärter:innen aus Bremen und Bremerhaven, man-

ches Mal auch aus Magdeburg und von den Werks-

feuerwehren aus Bremen und Leipzig in die– so, wohl 

absichtlich irrtümlich, der zuständige Dezernent des 

Magistrats der Stadt Bremerhaven – „Landeshaupt-

stadt“ zur Verwaltungsschule nach Bremen, um sich 

dort u. a. mit Rechtsfächern auseinanderzusetzen.

Einen ganz anderen Einblick erhielten die Lehrkräfte 

bei der Ausbildung des Justizvollzugs- und Werk-

dienstes, sofern sie denn bereit waren, sich hinter 

„verschlossenen Türen“ umzusehen. Inzwischen hat 

sich die Ausbildung des Justizvollzugsdienstes bei 

der Verwaltungsschule etabliert, insbesondere auch, 

nachdem in einem gemeinsamen Projekt mit der Jus-

tizvollzugsanstalt Theorie und Praxis besser aufein-

ander abgestimmt worden sind und so eine zukunfts-

fähige Lösung erarbeitet worden ist.

Während die Beamtenausbildung aktuell nur noch 

im Bereich des Justizvollzugsdienstes stattfindet, ist 

aus der Beamtenausbildung für den mittleren allge-

meinen Verwaltungsdienst der Ausbildungsgang der 

Verwaltungsfachangestellten geworden. Die Lehr-

gänge des MJ, des mittleren Justizdienstes, wurden 

zum Ausbildungsgang der Justizfachangestellten.

Ein noch größerer Wandel ist beim ehemaligen Aus-

bildungsberuf der Bürogehilfinnen zu verzeichnen. 

Als zweijährige Ausbildung ausschließlich auf Frauen 

ausgerichtet (!), entwickelte sich hieraus der drei-

jährige Ausbildungsberuf der Fachangestellten für 

Bürokommunikation, der aber auch schon passé ist. 

Inzwischen sind es Kaufleute für Büromanagement, 

die ihren dienstbegleitenden Unterricht an der Ver-

waltungsschule erhalten. Schließlich beteiligte sich 

die Verwaltungsschule an der Ausbildung der Mitar-

beiter:innen für den Ordnungsdienst, aktuell aller-

dings nur durch eine Lehrkraft im Nebenamt.

War die Ausbildung von Assistent:innen an Biblio-

theken an der Verwaltungsschule noch nachvollzieh-

bar, wirkte die Beteiligung der Verwaltungsschule an 

der Ausbildung der Lebensmittelüberwacher:innen 

und der Fleischkontrolleurinnen und -kontrolleure 

schon eher exotisch. Da die zuständige Fachschu-

le in Nordrhein-Westfalen keine Lehrgänge anbot, 

Bremen aber einen dringenden Bedarf verzeichnete, 

wurde in Bremen unter Einbeziehung der Verwal-

tungsschule ein entsprechender Lehrgang durchge-

führt, wobei eine Lehrkraft auch an den praktischen 

Prüfungen in Lebendmittelgeschäften und Bäckerei-

en mitwirkte. 

Schon immer war die Fortbildung ein bedeutsamer 

Teil der Aufgaben der Verwaltungsschule. Neben 

vielen Einzelveranstaltungen verantwortet die Ver-

waltungsschule die Fortbildung zum/zur Verwal-

tungsfachangestellten, Justizfachangestellten, die 

Aufstiegsfortbildung für Verwaltungsfachwirte 

bzw. für die gehobene und höhere Funktionsebe-

ne der bremischen Verwaltung (Laufbahngruppe 

2, 1. und 2. Einstiegsamt). Schließlich war sie an der 

Ausbildung des gehobenen feuerwehrtechnischen 

Dienstes beteiligt und in die Qualifizierung der bre-

mischen Schulleitungen involviert.

Die Vielfalt der Aus- und Fortbildungen an der Ver-

waltungsschule ist mit dieser Aufzählung nur an-

satzweise wiedergegeben. Dazu kommen viele 

Sondermaßnahmen im Bildungsbereich, in der So-

zialverwaltung, den Meldebehörden, der Bauver-

waltung, der Abfallbehörde, der Hafenbehörde im 

stadtbremischen Überseehafengebiet in Bremerha-

ven usw. und die vielen, vielen Einzelfortbildungsver-

anstaltungen.  

Das Fundament für die Offenheit und die Breite der 

Einsatzmöglichkeiten bilden die Kollegien der Ver-

waltungsschule, die immer bereit waren, sich mit 

veränderten und manches Mal mit recht außerge-

wöhnlichen Lerninhalten auseinanderzusetzen, an 

Lernorten zu unterrichten, die sich eben nicht auf die 

Verwaltungsschule beschränkten, sondern auch mal 

verschiedene Behörden in Bremen, Bremerhaven 

und bisweilen sogar in Niedersachsen umfassten. 

M.J.
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 Ein Gespräch mit Peter Sakuth

Vom Verwaltungsschüler zum Senator

Peter, wie wir bei unseren Recherchen festgestellt 

haben, gibt es eine Reihe von Personen, die von der 

Verwaltungsschule aus eine außergewöhnliche be-

rufliche Karriere begonnen haben. Wie sah das in 

Deinem Leben aus?

P.S.: Mit Fug und Recht kann man bei mir sagen, dass 

die Verwaltungsschule für mich der Startpunkt in ein 

sehr abwechslungsreiches und erfolgreiches Berufsle-

ben war. Ich bin aus der Lüneburger Heide gekommen, 

um in der Großstadt Bremen sesshaft zu werden. Mei-

ne Tante und mein Onkel gaben mir in den nächsten 

Jahren ein Zuhause. 

Was hat Dich bewogen, in den öffentlichen Dienst 

einzutreten?

P.S.: Wesentlich waren für mich zwei Gründe: ich wollte 

Kontakt zu vielen Menschen aus den unterschiedlichs-

ten gesellschaftlichen Bereichen haben und ich wollte 

Menschen helfen. Das hat mir damals schon Freude 

und Genugtuung bereitet und das wollte ich durch eine 

Tätigkeit für die Bürgerinnen und Bürger Bremens ver-

wirklichen. Dieser Grundeinstellung, Kontakt zu haben 

und zu helfen, für die Allgemeinheit oder zumindest für 

einen Teil der Bevölkerung da zu sein, habe ich mir bis 

heute u. a. durch meine ehrenamtlichen Tätigkeiten be-

wahrt.  

In der Tat sprechen Deine Präsidentschaften bei 

TURA, beim Golfclub Bremer Schweiz, Deine Tätig-

keiten für den Landessportbund, in verschiedenen 

Stiftungen, aber auch Deine Parteiarbeit für ein gro-

ßes gesellschaftliches Engagement. Aber zurück zur 

Verwaltungsschule. Wie war das denn für Dich in den 

60er Jahren?

P.S.: Ich erinnere mich immer noch daran, dass wir dazu 

aufgefordert worden sind, uns mit dem aktuellen Ta-

gesgeschehen zu befassen. Das habe ich von Anfang 

an gemacht und war so immer bestens über politische 

und wirtschaftliche Ereignisse informiert. In dieser Zeit 

habe ich „Blut geleckt“, mich mit politischen Themen zu 

befassen, was mich bis heute begleitet. 

Das spricht ja dafür, dass Du ein sehr guter Schüler 

warst.

P.S.: Im Staatsrecht mag das wohl stimmen, aber sonst 

war mein Lerneifer in der Schule eher etwas einge-

schränkt und überschaubar. 

Es wird immer wieder kolportiert, dass Du eine Prü-

fung geschmissen hättest.

P.S.: Ja, das war tatsächlich so. Ich weiß nicht mehr, ob 

es die Lehrabschlussprüfung oder die I. Verwaltungs-

prüfung war. Jedenfalls hatte ich gerade mit meinem 

Lieblingsfach Staatslehre in der Prüfung Probleme und 

mir war sofort klar, dass ich den von mir anvisierten 

2er-Schnitt, der ja zum direkten Aufstieg qualifizier-

te, nicht erreichen würde. Also habe ich die restlichen 

Klausuren so geschrieben, dass ein „Nichtbestanden“ 

sicher war. Ich wollte einen 2. Versuch machen, um die 

2 zu erreichen.

Wie hat denn die Verwaltungsschule darauf reagiert?

P.S.: Die Reaktion war für mich nicht ganz so ange-

nehm. Ich wurde natürlich zum Direktor Kulke und zu 

Herrn Fischer gebeten, die mich „zur Brust genommen“ 

haben und anschließend erst einmal prüfen wollten, 

wie ein solches Verhalten rechtlich zu bewerten war. 

Peter Sakuth



Vom Verwaltungsschüler zum Senator

184

Aber sie mussten mich dann doch ein zweites Mal zur 

Prüfung zulassen und da hat es mit dem direkten Auf-

stieg geklappt.

Wie beurteilst Du aus heutiger Sicht, die Ausbildung 

in der Schule und in den verschieden Behörden. 

P.S.: Die Ausbildung in den verschiedenen Behörden 

war für mich ausgezeichnet. Ich wurde überall gefor-

dert, aber auch gefördert und habe sehr viel gelernt. 

Zusammen mit dem Unterricht in der Schule habe ich 

so einen großen Überblick über die Verwaltung be-

kommen, der mir letztendlich auch bei meinen späteren 

Tätigkeiten sehr geholfen hat. Selbst bei meinen Ehren-

ämtern konnte ich Kenntnisse aus der Verwaltungs-

schule erfolgreich verwenden. Nicht zu vergessen das 

Netzwerk, dass ich mir aufbauen konnte. 

Nach der Verwaltungsschule ist es für Dich dann 

ziemlich schnell aufwärts gegangen.

P.S.: Planungsleitstelle in der Senatskanzlei, Rektorat 

bei der Uni Bremen und auch nebenamtliche Lehrtä-

tigkeit an der Verwaltungsschule. Dann persönlicher 

Referent des Bürgermeisters. Das ging alles sehr 

flott und war mit Beförderungen verbunden. Natür-

lich war ich seit einiger Zeit auch auf der Parteiebene 

sehr aktiv, sonst wäre es sicher mit dem persönlichen 

Referenten bei Hans Koschnick, der ja auch eine Ver-

waltungsschulvergangenheit hat, nichts geworden. 

Anschließend war ich für einige Jahre Mitglied der 

Bremischen Bürgerschaft, dann Senator für Inneres 

und danach wieder für ein paar Jahre Bürgerschafts-

mitglied. Schließlich habe ich mich dafür entschieden, 

die politische Arbeit an vorderster Front zurückzu-

fahren, bin allerdings nicht zurück in die bremische 

Verwaltung gegangen, sondern habe mein Glück in 

der Privatwirtschaft gesucht und das bewusst nicht 

in Bremen, sondern in Niedersachsen und musste ei-

nige Jahre zwischen Bremen und Hannover pendeln. 

Letztendlich bin ich nach Bremen zurückgekehrt und 

bin bis jetzt - und das locker über das Renteneintritts-

alter hinaus – als Geschäftsführer und Mitinhaber 

einer Baufirma tätig.

Sicher ist Dein Blick auf die bremische Verwaltung 

durch Deine Tätigkeit in der Privatwirtschaft ein an-

derer geworden. 

P.S.: ich schaue jetzt aus der Sicht des Bürgers auf die 

Verwaltung und bekomme eine Vielzahl von Infor-

mationen und Eindrücken aus dem politischen und 

wirtschaftlichen Bereich, die sich mit der Verwal-

tungstätigkeit befassen. Meines Erachtens sind in den 

letzten Jahren vielfach sogenannte Seiteneinsteiger 

in die Verwaltung eingestellt worden. Die sind sicher 

für ihren Bereich qualifiziert. Was ihnen aber fehlt ist 

eine grundständige Verwaltungsausbildung, die ihnen 

einen Überblick über die Gesamtverwaltung gibt und 

das vermittelt, was das Besondere der Verwaltungsar-

beit ausmacht. Schließlich muss der Dienstleistungs-

gedanke sehr viel stärker in den Vordergrund gerückt 

werden. Die Verwaltung ist für die Bürgerinnen und 

Bürger da und nicht umgekehrt. Wenn die bremische 

Verwaltung insgesamt - auch im Vergleich mit ande-

ren Großstädten - gut mit Personal ausgestattet ist, 

dann müssen die berechtigten Anliegen von Bürge-

rinnen und Bürgern schneller, unkomplizierter und 

in einer bürgerfreundlichen, einfachen Sprache be-

arbeitet werden. Bürgerorientierung, Förderung des 

Gemeinsinns, Leistungsorientierung waren in meiner 

Zeit neben der fachlichen Kompetenz Schwerpunkte 

des Unterrichts in der Verwaltungsschule und haben 

dafür gesorgt, dass manche berufliche Karriere in 

Spitzenämter der Verwaltung aber auch der Politik 

führte. Es wäre schön, wenn die Verwaltungsschule 

diese Kernpunkte mit in den Mittelpunkt der Ausbil-

dung stellt und dafür sorgt, dass die Schülerinnen und 

Schüler den Anforderungen der Verwaltung auf dem 

Weg der Digitalisierung gewachsen sind, ja, sie sogar 

vorantreiben.

Peter, danke für den kurzen, sehr interessanten 

Rückblick, vor allem aber auch für Deinen kritischen 

Blick auf die aktuelle Situation der bremischen Ver-

waltung.

Das Gespräch führte Manfred Jacobi.



Von der „Leitstelle“ über die Arbeitsgemeinschaft zum Bundesverband BVSI … 

185

Von der „Leitstelle“ über die Arbeitsgemeinschaft 

zum Bundesverband BVSI … 

Ein Rückblick durch die Bremer Brille

Auf der Festveranstaltung zum 40. Jubiläum der Verwaltungsschule 1963 betonte ihr damaliger Direktor 
Kulke, dass alle Stoffverteilungs- und Lehrpläne den Vorgaben der „Leitstelle Deutscher Verwaltungs- und 
Sparkassenschulen“ entsprechen. Aus heutiger Sicht klingt das irritierend… Leitstelle? Was war das denn? 
Und was ist daraus geworden?* – Tatsächlich spielte diese Leitstelle in der Nachkriegszeit für die Verwal-
tungsschulen in Deutschland eine ganz wichtige Rolle; 1963 hatte sie allerdings ihren Zenit schon über-
schritten. Denn während in den Festreden im Rathaus die Fassade noch hielt (Festredner war der Beige-
ordnete beim Deutschen Städtetag Dr. Krebsbach), rumorte es hinter den Kulissen schon gewaltig… Doch 
Schritt für Schritt:

Die „Leitstelle Deutscher 

Verwaltungs- und Sparkassen-

schulen“

In der Bundesrepublik bestand 

nach Beendigung des zweiten 

Weltkrieges und nach Abschluss 

des ersten Wiederaufbaus der 

Schulen die große Gefahr einer 

die „übergebietliche Anerkennung 
der Schulen und der abgelegten Prü-
fungen“ gefährdenden Zersplitte-

rung. Es hatte sich nämlich wenig 

überraschend herausgestellt, 

„daß die Schulen weitgehend eige-
ne Vorstellungen und Grundsätze 
über die Ausbildung und Prüfung 
des Beamtennachwuchses entwi-
ckelt hatten. Örtlich ausgearbeite-
te Lehrpläne, Schulsatzungen und 
Prüfungsordnungen erbrachten ein 
unübersichtliches und unterschied-
liches Bild.“¹ 

Die Schulen bzw. ihre Träger sa-

hen auch von sich aus die Not-

wendigkeit, sich zu koordinieren. 

In der ehemaligen britischen 

Zone waren Arbeitsgemein-

schaften entstanden: in Nieder-

sachsen, Schleswig-Holstein und 

Hamburg die Arbeitsgemein-

schaft der Gemeindeverwal-

tungs- und Sparkassenschulen 

Niederdeutschlands, der sich 

auch Bremen anschloss; in Nord-

rhein-Westfalen und in Rheinland-

Pfalz die Arbeitsgemeinschaft 

der Gemeindeverwaltungs- und 

Sparkassenschulen Rheinland-

Westfalen. In Bayern und Hes-

sen waren mit der Bayerischen 

Verwaltungsschule (Ende 1945) 

und dem Hessischen Verwal-

tungsschulverband (gegründet 

1946) zwei große, von vornherein 

landesweit sowie für Staat und 

Kommunen agierende öffentlich-

rechtliche Körperschaften gebil-

det worden. Um „ein möglichst ein-
heitliches und überall gleichwertiges 
Ausbildungssystem für den gemeind-
lichen Verwaltungs- und Sparkas-
sendienst zu entwickeln“, fehlte es 

allerdings u.a. aus Sicht des Deut-

schen Städtetages, bei dessen 

Hauptgeschäftsstelle später die 

Geschäftsführung der Leitstel-

le lag, an einer Zusammenarbeit 

mit den kommunalen Spitzenver-

bänden und an einer „tragfähigen 
Institution“. Im November 1949 

preschte Nordrhein-Westfalen 

vor: Die kommunalen Spitzen-

verbände, die Sparkassen- und 

Giroverbände und die schon er-

wähnte Arbeitsgemeinschaft der 

Gemeindeverwaltungs- und Spar-

kassenschulen Rheinland-West-

falen schlossen eine „Vereinbarung 
zur Sicherung der Einheitlichkeit des 
Verwaltungs- und Sparkassenschul-
wesens im Lande Nordrhein-West-
falen“. Darauf gründend wurde 

eine „Leitstelle der Gemeindever-
waltungs- und Sparkassenschulen 
in Nordrheinwestfalen“ gebildet 

und die Hauptgeschäftsstelle des 

Deutschen Städtetages mit der 

Geschäftsführung beauftragt. 

Die Schulen waren verpflichtet, in 

Lehre und Prüfung die Vorgaben 

der Leitstelle einzuhalten; die ver-

tretenen Gebietskörperschaften 

verpflichteten sich, gegenseitig 

die Abschlüsse von Verwaltungs-

schulen anzuerkennen, soweit sie 

von der Leitstelle „anerkannt“ und 

„überwacht“ waren. 

* Tatsächlich brachte mich diese „Irritation“ dazu, mir die alten Akten der Verwaltungsschule zur Leitstelle und zu den Arbeitsgemeinschaften – leider 
reichen sie nur bis 1990 – vorzunehmen. Und weil mich dabei das dumme Gefühl beschlich, ich könnte möglicherweise der letzte sein, der das tut, entstand 
die Idee, dass es vielleicht von Nutzen sein könne, einiges daraus festzuhalten; H.W.

1 Zitiert aus einem – rückblickenden – Vorbericht für die Sitzung des Personalausschusses des Deutschen Städtetages am 30.10.1963. Eine Übersicht 
über die Rechtsform und den Aufbau der Verwaltungsschulen in den einzelnen Bundesländern enthält die Abhandlung von v. Stackelberg: „Das Ver-
waltungsschulwesen im Bundesgebiet“ in „Der Städtetag“ 1951, S. 5. Es gab (und gibt) privatrechtlich (als Verein oder Gesellschaft), überwiegend aber 
öffentlich-rechtlich (als Körperschaften, Anstalten, Zweckverbände…) organisierte Schulen; Träger waren und sind Länder, große Städte (v. a. in NRW) oder 
Zusammenschlüsse von Gemeinden und Kreisen.
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für Fragen der Ausbildung und Prü-
fung im kommunalen Verwaltungs- 
und Sparkassendienst“ gegründet 

hatte, in der flankierend zu den 

Tarifverhandlungen2 Empfeh-

lungen für möglichst einheitliche 

Ausbildungs- und Prüfungsrege-

lungen erarbeitet wurden. – Dass 

neben den Kommunalverwaltun-

gen auch die Sparkassen mit im 

Boot waren, erklärt sich daraus, 

dass – anders als in Bremen – die 

Sparkassen ganz überwiegend öf-

fentlich-rechtlich organisiert wa-

ren und die Schulen zunächst auch 

inhaltlich Schnittmengen hatten 

und zusammenarbeiten konnten.3 

Bremen war der Leitstelle – nach 

einigem Zögern – formell erst im 

Mai 1955 beigetreten. Der Lei-

tende Regierungsdirektor der 

Senatskommission für das Perso-

nalwesen Johann Osterloh hatte 

zwar 1953 an der nordwestdeut-

schen Gründungsversammlung 

in Hannover teilgenommen, dann 

aber 1954 auf den Beitritt verzich-

tet und zunächst eine Art „Hospi-
tanz“ vorgeschlagen. Grund waren 

Bedenken dagegen, dass sich die 

Bremer Verwaltungsschule den 

mit der Anerkennung durch die 

Leitstelle verbundenen Anforde-

rungen vollständig unterzuordnen 

habe; dies sei wegen der „besonde-
ren Stellung, die die Verwaltungs-
schule in Bremen hat und die bei den 
in Bremen liegenden Verhältnissen 
auch nicht geändert werden kann, …
nicht tunlich“. Im Gegensatz zu den 

kommunalen Einrichtungen sei 

nämlich „die Verwaltungsschule der 
Freien Hansestadt Bremen … keine 
Selbstverwaltungskörperschaft, son-
dern z. T. eine staatliche und z. T. eine 
städtische Einrichtung.“ Sie unter-

stehe der Senatskommission für 

(„Westfälisch“), Recklinghausen 

(„Vestisch“), Soest („Hellweg-

Sauerland“), Wuppertal Elberfeld 

(„Bergisches Land“)

• aus Rheinland-Pfalz Lud-

wigshafen

• und aus Schleswig-Holstein 

Kiel und Bordesholm.

Aus dem „übrigen Bundesgebiet“ 

kooperierten Verwaltungsschu-

len informell mit der Leitstelle; 

dazu gehörten:

• in Baden-Württemberg 

Freiburg i. Br. („Badisch“), Stutt-

gart (staatlich) und Tübingen 

(„Haigerloch“); später kamen noch 

zwei Schulen in Karlsruhe dazu 

(„badisch“ und „staatlich Nordba-

den“)

• die Bayerische Verwaltungs-

schule

• der Hessische Verwaltungs-

schulverband mit den Verwal-

tungsseminaren in Darmstadt, 

Frankfurt, Kassel, Wiesbaden und 

Frankfurt

• in Rheinland-Pfalz Kob-

lenz und Trier; später zudem Bad 

Kreuznach

• und im Saarland Saarbrü-

cken.

Verwaltungsschulen waren in 

diesem Abstimmungs- und Koor-

dinierungsprozess durchaus eine 

treibende Kraft. Den bestimmen-

den Part spielten aber die damals 

vier kommunalen Spitzenverbän-

de (Deutscher Städtetag, Deut-

scher Gemeindetag, Deutscher 

Landkreistag, Deutscher Städte-

bund), deren Bundesvereinigung 

in den 50ern sogar einen „Bun-
desausschuss für das Ausbildungs-
wesen“ gebildet und 1957 mit den 

Gewerkschaften ÖTV, DAG und 

KOMBA eine „Arbeitsgemeinschaft 

Diesem Modell schlossen sich in 

den Folgejahren die kommunalen 

Spitzenverbände und Verwal-

tungsschulen von Niedersachsen 

und Schleswig-Holstein sowie 

die wieder freien Hansestädte 

Bremen und Hamburg an. 1953 

wurde die Gründungsvereinba-

rung neu gefasst und der Name 

der Leitstelle angepasst. Sie hieß 

jetzt „Leitstelle der Gemeindever-
waltungs- und Sparkassenschu-
len in Nordwestdeutschland“ und, 

nachdem 1956 auch West-Berlin 

beigetreten war, „… in Nordwest-
deutschland und Berlin“. Der Bei-

tritt einiger Schulen aus Rhein-

landpfalz führte dann Ende 1959 

zu der endgültigen Bezeichnung 

„Leitstelle Deutscher Verwaltungs- 
und Sparkassenschulen“. Aber 

eigentlich war der Name irre-

führend, weil die rein staatlichen 

Schulen ebenso wie die süddeut-

schen Schulen der Leitstelle gar 

nicht angehörten. 1960 waren 

neben diversen Sparkassenschu-

len folgende Verwaltungsschulen 

bzw. deren Träger Mitglieder der 

Leitstelle:

• aus den Stadt-/Städtestaa-

ten die Verwaltungsschulen Ber-

lin, Bremen und Hamburg

• aus Niedersachsen Han-

nover („Niedersächsische Ge-

meindeverwaltungsschule e. V.“), 

Braunschweig und Oldenburg

• aus Nordrhein-Westfalen 

Aachen, Bielefeld („für Minden, 

Ravensberg und Lippe“), Dort-

mund („Westfälisch-Märkisch“) 

mit Zweiganstalt in Bochum, 

Duisburg (Niederrhein), Düs-

seldorf, Essen, Gelsenkirchen, 

Hagen („Südwestfalen“), Köln/

Stadt und Köln/Regierungsbezirk, 

Krefeld und Mönchengladbach 

(„Linker Niederrhein“), Münster 

2 Auch die wegweisenden tariflichen Festlegungen zur Ausbildungs- und Prüfungspflicht, insbesondere der Bundesangestelltentarifvertrag BAT, stammen 
aus dieser Zeit. 

3 Die Kooperation hielt, wenn auch zunehmend ihres eigentlichen Inhalts entleert, über Jahrzehnte bis in die 00er Jahre dieses Jahrhunderts. Sogar 2017 
sponserte Die Sparkasse Bremen dankenswerter Weise noch die 55. Bundestagung des Bundesverbandes der Verwaltungsschulen und Studieninstitute in 
Bremen. 
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desrecht bereits eine eigene Leit-

stelle (mit Geschäftsführung beim 

Regierungspräsidenten in Hanno-

ver) gebildet. 

Hinzu kamen auch subjektive Un-

zufriedenheiten mit der Arbeit 

der Leitstellen, in der Bremer 

Akte insbesondere ablesbar an 

– vor allem gemessen an dem da-

mals üblichen betont höflichen 

Umgangston – fast schon un-

gehaltenen Briefen aus Bremen, 

Hamburg und Hannover, in denen 

fehlendes Engagement der Leit-

stelle hinsichtlich verbliebener 

Aufgaben wie etwa des pädago-

gischen Erfahrungsaustausches 

und ähnlicher Anliegen der Schu-

len kritisiert wurden. „Aufforderun-
gen an die Leitstelle, sich in Zukunft 
der verbleibenden unterstützenden 
und koordinierenden Arbeit besser 
als bisher anzunehmen, müssen als 
ergebnislos angesehen werden“, ver-

merkte Direktor Kulke am 29. Ok-

tober 1965 … „über mindestens drei 
Jahre hinweg … eine unbefriedigende 
Situation“.

So endete denn ein eigentlich 

durchaus verdienstvolles Kapi-

tel der Nachkriegs-Geschichte 

der deutschen Verwaltungsaus-

bildung; die Leitstelle entsprach 

nicht mehr den veränderten An-

forderungen und hatte sich man-

gels rechtzeitiger Weiterentwick-

lung überlebt. 

Der Bremer Verwaltungsschul-

direktor Kulke betonte auf einer 

der letzten Sitzungen des Haupt-

ausschusses, dass man, bei aller 

Uneinheitlichkeit des Ausbil-

dungswesens in Bund, Ländern 

und Gemeinden, „die Ausbildung 
für den öffentlichen Dienst als Ein-
heit betrachten (muss). Die Schu-
len (sind) nur Mittel zum Zweck 

wie Hamburg ihre Mitgliedschaft 

schon gekündigt; Bremen plante 

denselben Schritt, der durch die 

Entscheidung des Hauptaus-

schusses aber unnötig wurde.

Was waren die Gründe? – 1964 

bilanzierte der Arbeitsausschuss 

der Leitstelle, dass „nach Verab-
schiedung und Inkrafttreten der neu-
en Beamtengesetze, insbesondere 
der neuen landesrechtlichen Aus-
bildungs- und Prüfungsvorschriften, 
… ein Teil der ursprünglichen Auf-
gaben der Leitstelle entfallen (ist).“ 

Das ist – ebenso wie der Hinweis 

auf die rechtlichen Unterschiede 

(s. o.) – richtig und trotzdem nur 

die halbe Wahrheit. Denn hinter 

dem Scheitern der Bemühungen 

um eine bundesweite Ausdeh-

nung der Leitstelle verbargen 

sich veritable Machtkämpfe und 

Zuständigkeitsgerangel um die 

Verwaltungsausbildung in der 

Bundesrepublik – v.a. zwischen 

Ländern (Staat) und Kommunalen 

Spitzenverbänden, insbesondere 

dem Deutschen Städtetag. Auch 

die Vormachtstellung Nordrhein-

Westfalens (über den Städtetag) 

dürfte eine Rolle gespielt haben 

und war besonders Bayern und 

Niedersachsen ein Dorn im Auge. 

Dass es der Leitstelle nie gelun-

gen war, die süddeutschen Schu-

len stärker einzubeziehen, lag 

auch an deren nachvollziehbar 

fehlender Bereitschaft, sich als 

(wenigstens teilweise) staatliche 

Einrichtungen den kommunalen 

Spitzenverbänden unterzuord-

nen. Auch Bremen und Hamburg 

hielten einen Ausbildungsbeirat 

auf Bundesebene, den die Kom-

munalen Spitzenverbände bilde-

ten und an dem die Länder allen-

falls „beteiligt“ werden sollten, für 

nicht angemessen. Niedersachsen 

hatte auf der Grundlage von Lan-

das Personalwesen, wobei „alle für 
die Einrichtung der Schule und ihren 
Lehrgang bedeutenden Angelegen-
heiten dem Plenum ..., das aus vier 
Senatoren besteht, zur Entscheidung 
zu unterbreiten sind.“4 (!) Osterlohs 

Nachfolger, der spätere Senator 

Wilhelm Blase, setzte sich, wohl 

auch im Einvernehmen mit dem 

– übrigens auf Empfehlung des 

Deutschen Städtetages (!) – neu 

berufenen Verwaltungsschuldi-

rektor Karl Gillner, über diese Be-

denken hinweg und erklärte am 

27. Mai 1955 aufgrund „der Über-
zeugung, daß dem übergeordneten 
Gesichtspunkt der einheitlichen 
Ausbildung der Vorrang gebührt“, 
Bremens Beitritt. Bremen wurde 

allerdings zugestanden, immer 

dann, wenn die städtestaatlichen 

Notwendigkeiten es erforderten, 

von den zentralen Vorgaben der 

Leitstelle abweichen zu dürfen. – 

Im Hauptausschuss der Leitstelle 

war Bremen mit den Spitzenbe-

amten der SKP – bis 1963 Wilhelm 

Blase, danach Kurt Niedergesäß – 

vertreten; tatsächlich nahmen an 

den Sitzungen aber überwiegend 

die Direktoren der Verwaltungs-

schule – erst Karl Gillner, dann Jo-

hannes Kulke – als Vertreter teil.

Der Niedergang der Leitstelle

Am 15. Oktober 1964 beschloss 

die 27. Sitzung des Hauptaus-

schusses in Köln das Ende der 

Leitstelle zum 1.1.1965 – mit Be-

dauern darüber, „daß die Bemü-
hungen, die Tätigkeit der Leitstelle 
auf das gesamte Bundesgebiet aus-
zudehnen, wegen der unterschied-
lichen rechtlichen Gestaltung und 
Organisation des Ausbildungswe-
sens keinen Erfolg gehabt haben.“ Zu 

dem Zeitpunkt hatten der Nieder-

sächsische Landkreistag und der 

Niedersächsische Städtetag so-

4 Aus einem Schreiben der SKP an die Leitstelle vom 29. Juni 1954. Die einschlägigen Vorgänge befinden sich in der Akte der Verwaltungsschule 023-0702
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die Leiter der Verwaltungsschulen 
und nicht die Schulen selbst ver-
einigt werden sollen.“ Während die 

Süddeutschen, v. a. Dr. Wenzel für 

Bayern, und die Norddeutschen 

(Gillner und Kulke) die Arbeits-

gemeinschaft sehr klar von der 

Leitstelle abgrenzten und insbe-

sondere auf den Widerspruch hin-

wiesen, dass staatliche (Landes-) 

Verwaltungsschulen nicht von 

kommunalen Spitzenverbänden 

vertreten werden könnten, kam 

die Position der nordrhein-west-

fälischen Schulen – ein bisschen 

zwischen den Stühlen sitzend – 

am besten im Statement des Dort-

munder Direktors Dr. Otto zum 

Ausdruck, der meinte, die skiz-

zierten Aufgabe könne doch ei-

gentlich auch die Leitstelle wahr-

nehmen. Am Ende waren aber 

alle einverstanden, „im Rahmen 
der dargestellten Ziele der Arbeits-
gemeinschaft zum gemeinsamen 
Erfahrungsaustausch jährlich zu-
sammenzukommen.“7  Um den Be-

denken der Leitstelle, aber auch 

einiger Schulleiter zu begegnen, 

war an eine „lose Form“ als „kollegi-
ale Ausspracheform der Schulleiter“ 

gedacht worden, „ohne Anlehnung 
an andere Institutionen“ und so, 

dass „keine Kompetenzstreitigkeiten 
auftreten könnten“. Die Organisa-

tion und Leitung der Tagung sollte 

„jeweils dem Schulleiter obliegen, in 
dessen Bereich sie stattfinde(t)“. 

Bremen hatte sich inhaltlich etwas 

mehr versprochen. Weitgehende 
Angleichung der Lehr- und Stoffver-
teilungspläne, pädagogische Fort-
bildung der haupt- und nebenamt-
lichen Lehrkräfte sowie Angleichung 
der Lehr- und Lernmittel – das wa-

ren die in dem schon zitierten 

Vermerk festgehaltenen Visionen 

und bildete 1962 eine „Verhand-

lungsdelegation“, die mit der Leit-

stelle über einen bundesweiten 

Arbeitskreis sprechen sollte. Der 

amtierende Vorsitzende des nie-

derdeutschen Arbeitskreises, der 

Hannoveraner Schulleiter Gill-

ner (der bis 1958 noch Schuldi-

rektor in Bremen gewesen war), 

griff das auf, und so verabredete 

man im März 1963 in Frankfurt 

– allerdings in Abwesenheit der 

Leitstelle! –, dass im Herbst eine 

erste (Bundes-) Tagung der neuen 

Arbeitsgemeinschaft stattfinden 

solle. Verwaltungsschuldirektor 

Kulke erklärte für Bremen umge-

hend die Mitgliedschaft6 und der 

Schulleiter des Hessischen Ver-

waltungsschulverbandes Raab lud 

zum 14./15. November zur ersten 

Tagung der „Arbeitsgemeinschaft 

deutscher Verwaltungs- und 

Sparkassenschulleiter“ nach Kas-

sel ein. 34 Verwaltungsschulen, 

auch staatliche, nahmen daran teil. 

Als Ziel der Arbeitsgemeinschaft 

wurden der „Erfahrungsaustausch“ 

und „die Erörterung gemeinsamer 
Fragen“ (Raab) genannt.

Die Leitstelle und die Kommuna-

len Spitzenverbände beäugten 

die Arbeitsgemeinschaft anfangs 

mit Misstrauen. Manche, so wur-

de kolportiert, unterstellten die 

Bildung einer „Verwaltungsschul-
leiter-Gewerkschaft“, andere ver-

muteten, die Verwaltungsschulen 

wollten einen zusätzlichen Spit-

zenverband kreieren. Der Ge-

schäftsführer der Leitstelle Hint-

zen forderte in Kassel denn auch 

ausdrücklich, dass die Arbeitsge-

meinschaft „nicht in Konkurrenz zur 
Leitstelle treten soll“, und verlangte 

eine Klarstellung, „dass in der neu 
gebildeten Arbeitsgemeinschaft nur 

und nicht Selbstzweck.“ Vehement 

setzte er sich dafür ein, „daß die 
Träger der Ausbildung sich zusam-
menschließen, um eine gemeinsame 
Einrichtung zu schaffen, an der die 
kommunalen Spitzenverbände, … die 
Länder und die Schulen beteiligt sind 
… Mit Rücksicht darauf, daß die Ver-
waltungsschulen zum Teil von den 
Ländern getragen werden, (muss) an 
Stelle der kommunalen Spitzenver-
bände ein neutraler Träger gefunden 
werden.“5 – Dass es dazu nie kam, 

bleibt auch noch aus heutiger 

Sicht sehr bedauerlich...

Unberührt von dem Auflösungs-

beschluss blieb im Übrigen das 

Bestehen der Leitstelle in Nord-

rhein-Westfalen, wo sie noch heu-

te auf der Grundlage landesrecht-

licher Bestimmungen existiert und 

wirkt.

Die ersten Jahre der neuen, 

bundesweiten „Arbeitsgemein-
schaft deutscher Verwaltungs- 
und Sparkassenschulleiter“

Parallel zum Niedergang der Leit-

stelle, aber durchaus mit wechsel-

wirkenden Berührungspunkten 

(Mathematiker würden vielleicht 

sagen: reziprok proportional) ge-

wann eine neue, nicht mehr auf 

Regionen und nicht mehr auf die 

Kommunalebene beschränkte 

Einrichtung an Bedeutung: die 

„Arbeitsgemeinschaft deutscher 
Verwaltungs- und Sparkassen-
schulleiter“. Der Arbeitskreis der 

süd- und südwestdeutschen 

Sparkassen- und Verwaltungs-

schulen, die bekanntlich nicht der 

Leitstelle angeschlossen waren, 

ergriff unter Federführung des 

bayerischen Verwaltungsschuldi-

rektors Dr. Wenzel die Initiative 

5 Niederschrift über die 26. Sitzung des Hauptausschusses der Leitstelle am 29.4.1964 in Braunschweig

6 Schreiben vom 15. Mai 1963; Verwaltungsschulakte 023-0705

7 Alle Zitate aus der „Niederschrift über die 1. Tagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulleiter am 14. und 15. Novem-
ber 1963 im Magistratssitzungssaal der Stadt Kassel“
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Es folgten jährliche Tagungen in 

Berlin (Jagdschloß Glienicke), 

Aachen, Hamburg und 1969 in 

Bad Dürkheim (Rheinland-Pfalz). 

Besprochen und zu „Empfehlun-
gen“ verdichtet wurden Themen 

wie Stoffverteilungspläne, Prü-

fungsanforderungen, Noten, 

Lehrerfortbildungen, Zweiter 

Bildungsweg und Fachhochschul-

reife. 1969 verfasste die Arbeits-

gemeinschaft – übrigens auf Vor-

lage der „Norddeutschen“ – eine 

„Stellungnahme zur Neugestal-

tung der Ausbildung für den Ver-

waltungs- und Sparkassendienst“, 

in der sie u.a. eine Fachhochschul-

ausbildung für den gehobenen 

Dienst und „Verwaltungsfachhoch-
schulen im Zuständigkeitsbereich 
des jeweiligen Ressortministers“ 

forderten, sich für die Beibehal-

tung der Durchlässigkeit der Lauf-

bahnen sowie dafür einsetzten, 

dass „die theoretische Ausbildung 
des mittleren und des gehobenen 
Dienstes auch schulorganisatorisch 
verbunden bleiben (sollte)“ – aus 

den Verwaltungsschulen sollten 

also kombinierte Verwaltungs-

schulen und hochschulen werden. 

Eine gemeinsame Ausbildung für 

Verwaltung und Wirtschaft wurde 

dagegen abgelehnt – „wegen der 
unterschiedlichen Ausrichtung nicht 
möglich“. Die Schulleiter wünsch-

ten sich eine „offene Diskussion 
unter Beteiligung aller Interessenten“ 

– etwas ´68er-Geist auch bei den 

Herren Schulleitern.

Es folgten Tagungen Nr. 8 bis 12 

auf der Bodensee-Insel Reichen-

au (Baden-Württemberg), Bonn-

Bad Godesberg (NRW), Mölln und 

örterung von Ausbildungsfragen be-
gründen. Diesem Beratungsgremium 
müßte für Verwaltungsschulfragen 
die Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Verwaltungsschulleiter als Vertre-
tungsorgan der Schulen zur Verfü-
gung stehen.“10 Es sollte – leider – 

ein frommer Wunsch bleiben…

Auf der 3. Tagung im Mai 1965 

in Barsinghausen – organisiert 

von den Niedersachsen – wurde 

auf Antrag Bremens wieder über 

eine Geschäftsstelle geredet. V. a. 

Bayern und Hessen wollten aber 

keine „institutionelle Festlegung“. 

Letztlich wurde beschlossen, dass 

„die Einrichtung einer ständigen Ge-
schäftsstelle zur Zeit nicht für erfor-
derlich erachtet (wird)“; stattdessen 

solle der jeweils neue Tagungsträ-
ger zusammen mit den Trägern der 
drei vorhergehenden Arbeitstagun-
gen die Vorbereitung der nächsten 
Tagung übernehmen.11 Ansonsten 

wurde auf der nun dreitägigen 

Tagung eine umfangreiche Tages-

ordnung abgearbeitet. Auch das 

Rahmenprogramm war üppig; und 

während die Schulleiter tagten, 

waren im Rahmen des Damen-

programmes ein heimatkundli-

cher Vortrag, ein Spaziergang im 

Deister, ein Museumsbesuch, eine 

Stadtbesichtigung und Kaffeetrin-

ken vorgesehen – die „Herren Kol-
legen“ waren nämlich ausdrücklich 

darauf hingewiesen worden, dass 

sich die Gastgeber sehr freuen 

würden, „auch bei dieser Tagung 
Ihre Damen begrüßen“ zu können. 

Ja, so war das: 42 Teilnehmer –al-

les Männer, und Frauen nur im Be-

gleitprogramm …

von Verwaltungsschuldirektor 

Kulke.8 Wohl auch, um solch hoch-

gesteckte Ziele umsetzen zu kön-

nen, unternahm er zur zweiten 

Tagung der Arbeitsgemeinschaft, 

die in Regie der Bayerischen Ver-

waltungsschule am 11. und 12. 

Juni 1964 in Holzhausen am Am-

mersee stattfand, den Vorstoß, 

die Frage auf die Tagesordnung 

setzen zu lassen, ob „die Einrich-
tung einer ständigen Geschäftsstelle 
der Arbeitsgemeinschaft zweckmä-
ßig (ist)“. Der von Hamburg unter-

stützte Vorschlag schmierte aller-

dings ab – „nicht opportun“ urteilte 

Dr. Wenzel (Bayern) mit Unter-

stützung aus Tübingen und Hes-

sen. Man verständigte sich darauf, 

dass für eine Geschäftsstelle „die 
Zeit noch nicht reif ist“ und das Pro-

blem daher „zurückgestellt“ wird. 

Unübersehbar wollte man die 

mühsam errungene Einheit nicht 

gefährden und die Kommunalen 

Spitzenverbände nicht reizen, 

weshalb klargestellt wurde, dass 

die Arbeitsgemeinschaft „lediglich 
Empfehlungen aussprechen kann“ 
und nicht die Kompetenz habe, 

über irgendwelche Beiräte oder 

Gremien der kommunalen Spit-

zenverbände oder der Innenmi-

nisterkonferenz zu beschließen.9 

Ungeachtet dessen betonte Di-

rektor Kulke in seinem Bericht 

an die Senatskommission für das 

Personalwesen – nunmehr an den 

neuen Leitenden Regierungsdi-

rektor Niedergesäß: „Es bleibt m. E. 
eine Notwendigkeit, daß die Länder 
unter Beteiligung der kommunalen 
Spitzenverbände auf Bundesebene 
ein geeignetes Gremium zur Er-

8 Vermerk „Leitstelle Deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulen“ vom 29. Oktober 1963 an Senatsdirektor Blase; Akte der Verwaltungsschule 023-
0705 (1)

9 Niederschrift über die 2. Tagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulleiter am 11./12.6.1964 in Holzhausen a. A., Aus-
bildungsstätte der Bayer. Verwaltungsschule

10 Vermerk „Überregionale Zusammenarbeit der Dienstherren und Verwaltungsschulen zur möglichen Koordinierung der Ausbildung des Verwaltungs-
nachwuchses“ vom 15. Juni 1964; Akte der Verwaltungsschule 023-0705 (1)

11 Niederschrift über die 3. Tagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulleiter vom 20. bis 22.5.1965 in Barsinghausen, 
Landkreis Hannover, im Verbandsheim des Niedersächsischen Fußballverbandes
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ten des Städtestaates Freie Han-

sestadt Bremen, Schinken-Essen 

und Altstadt-Bummel samt Rats-

keller, Besuch des Überseehafens 

und der Bremer Lagerhausgesell-

schaft, Rathausempfang durch 

den Präsidenten des Senats Bür-

germeister Koschnick, Fahrt zum 

Künstlerdorf Worpswede, Besuch 

einer Kunstausstellung und kleiner 

Spaziergang über den Weyerberg. 

Den Damen (Frau Dr. Meseke war 

übrigens inzwischen in die Haupt-

stadt versetzt worden und das of-

fizielle Teilnehmerfeld der Tagung 

wieder rein männlich) wurde der 

Besuch der Städtischen Sozial-

werkstätten für Behinderte (Mar-

tinshof), begleitet von der Bremer 

Fachbereichsleiterin für Sozialleh-

re und Sozialrecht Ilse Schweig-

mann, sowie der Besuch des Fo-

cke-Museums (Landesmuseum für 

Kunst- und Kulturgeschichte) an-

geboten. – Inhaltlich ging es wieder 

hauptsächlich um die neuen Fach-

hochschulen, außerdem u. a. um 

Fachoberschulen, bessere Zusam-

menarbeit theoretischer und prak-

tischer Ausbildung sowie Lehrgän-

ge für Bundeswehrangehörige. 

Auch das Selbstverständnis der 

Arbeitsgemeinschaft wurde er-

neut „sehr eingehend und ausführ-
lich“ diskutiert. Es wurde fest-

gestellt, „… daß die Teilnehmer der 
Tagung der Meinung sind, es seien 
zahlreiche Gemeinsamkeiten, Pro-
bleme und Aufgabenstellungen 
vorhanden, die gleichermaßen von 
den Fachhochschulen und den Ver-
waltungsschulen als Ausbildungs-
einrichtungen für den öffentlichen 
Dienst zu bewältigen sind, und daß 
daher auch die Leiter der Fachhoch-
schulen zu den Tagungen eingeladen 
werden sollten.“14

noch koordiniert werden kann.“12 

Man kann sich des Eindrucks nicht 

ganz erwehren, dass in Bremen 

die realistischen Möglichkeiten 

des Arbeitskreises doch etwas 

überschätzt wurden und vielleicht 

manchmal eher der Wunsch Va-

ter des Gedankens war. – Nicht 

verschwiegen werden soll der im 

historischen Kontext bemerkens-

werte Beitrag von Dr. Prüser, der 

als stellvertretender Direktor an 

der 12. Tagung 1974 teilnahm und 

zum Thema „Lehrgangsteilneh-

mer-Mitverwaltung“ zu Protokoll 

gab: „…in Bremen gebe es Personal-
vertretungen der Auszubildenden. 
Seit diese Gremien bestünden, seien 
bestimmte Gruppierungen vorhan-
den. Diese versuchten über die Per-
sonalvertretung die Gesellschaft zu 
verändern.“13 Na sowas – und das 

an einer Verwaltungsschule…

Die erste Bremer Tagung

1975 fand die Tagung der Arbeits-

gemeinschaft, mittlerweile die 13., 

vom 5. bis zum 7. März erstmals in 

Bremen statt. Getagt wurde in der 

Stadtwaage, einem historischen 

Gebäude in der Langenstraße, das 

von der Sparkasse zur Verfügung 

gestellt wurde. Eingeladen wur-

de – allerdings erfolglos – erst-

mals auch die Bundesakademie 

für öffentliche Verwaltung. Dr. 

Prüser, inzwischen Direktor der 

Bremer Verwaltungsschule, hatte 

als Gastgeber ein Programm zu-

sammenstellen lassen, das – etwas 

im Gegensatz zu den ketzerischen 

Randnotizen zu vorausgegange-

nen Tagungen – neben zwei Vor-

mittagen Arbeitssitzung ebenfalls 

jede Menge Rahmen vorsah: ein 

Bremen-Film und ein Referat über 

die staatsrechtlichen Besonderhei-

Glücksburg (beide Schleswig-Hol-

stein) sowie Pirmasens (Rhein-

land-Pfalz). Im Fokus standen 

die Fachhochschulfrage – erste 

interne Fachhochschulen waren 

gegründet und ihre Vertreter nah-

men teil –, das Berufsbildungsge-

setz (man ging anfangs tatsächlich 

davon aus, dass es auf die öffent-

liche Verwaltung nicht anzuwen-

den wäre) und die „Schülermit-

verwaltung“. Auf der 11. Tagung 

1973 wurde die Einrichtung einer 

„Zentralstelle für die ständige Ge-

schäftsführung“ der Arbeitsge-

meinschaft beschlossen, die Prof. 

Dr. Doll von der Fachhochschule 

für Verwaltung und Rechtspflege 

in West-Berlin übernahm. Und – 

Sensation! – 1974 nahm die ers-

te Frau außerhalb des Rahmen-

programms teil: Frau Dr. Meseke, 

stellvertretende Leiterin der Ver-

waltungsschule des Landes Nie-

dersachsen in Bad Münder. – 

In Bremen mokierte man sich 

über die ungünstige Terminlage 

der Tagungen immer zu Bremer 

Prüfungszeiten – und darüber, 

dass die Arbeitsgemeinschaft da-

rauf keine Rücksicht nehme. Am 

Rande der schriftlichen Tagungs-

programme finden sich schon mal 

Notizen wie „was soll das?“ oder 

„Betriebsausflug???“; und Direktor 

Kulke drückt 1971 sein Bedauern 
darüber aus, „… daß die Arbeits-
gemeinschaft sich nie entschließen 
konnte, auf die anstehende Ausbil-
dungsreform (Fachhochschulaus-
bildung mit Folgewirkungen) nach-
haltiger Einfluss zu nehmen. Der 
Gedankenaustausch allein reicht in 
heutiger Zeit nicht mehr aus. So er-
leben wir erneut, daß die Entwick-
lung in den verschiedenen Bereichen 
höchst unterschiedlich ist und kaum 

12 Schreiben von Direktor Kulke an Dr. Ganser von der Gemeindeverwaltungs- und Sparkassenschule im Regierungsbezirk Köln (den Ausrichter der 9. 
Tagung) vom 6. April 1971

13 Protokoll 12. Tagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulleiter am 15., 16. Und 17. Mai 1974 in Pirmasens

14 Niederschrift über die 13. Tagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher Verwaltungs- und Sparkassenschulleiter vom 5. bis 7. Mai 1975 in Bremen
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stein in Saarbrücken „die Unver-
bindlichkeit der Tagungen … und 
deren lasche Vorbereitung“. Für die 

Arbeitsgemeinschaft habe es „ak-
tivere Zeiten“ gegeben, denen nun 

eine „Schwächeperiode“ gefolgt sei. 

Es sollten mehr Beschlüsse gefaßt 
und mehr Einfluß auf die Ministe-
rien genommen werden. Außerdem 
sollte überlegt werden, wie die Arbeit 
forciert werden kann.“ Man bildete 

Arbeitskreise und erneuerte die 

Bildung einer Geschäftsführung 

bei der Fachhochschule für Ver-

waltung und Recht Berlin bzw. 

wohl eher bei deren Direktor Dr. 

Doll; denn mit dessen Wechsel 

nach Hannover wechselte 1980 

auch die Geschäftsführung an das 

Niedersächsische Studieninstitut 

für kommunale Verwaltung.

Inhaltlich ging es zunehmend um 

die Ausbildung und v. a. die Prü-

fung der Verwaltungsfachange-

stellten, später auch um die An-

gestellten-Lehrgänge I und II (24. 

Tagung in Köln 1986) sowie um 

den neuen Beruf Fachangestellte 

für Bürokommunikation (ausführ-

lich auf der 26. und 27. Tagung 

1988 in Holzhausen a. A. und 1989 

in Fulda). Und Beschlüsse wurden 

auch wieder gefasst: Nach der 21. 

Jahrestagung 1983 beispielswei-

se schrieb Prof. Dr. Doll im Auf-

trag der Arbeitsgemeinschaft an 

die Innenminister des Bundes und 

der Länder sowie an die kommu-

nalen Spitzenverbände, die Ge-

werkschaften und die Vereinigung 

der kommunalen Arbeitgeberver-

bände (VKA); das Anliegen: einige 

Veränderungen in prüfungsbe-

zogenen Teilen der VFA-Ausbil-

dungsordnung. Das Bundesinnen-

ministerium sah allerdings keine 

Veranlassung, darauf einzugehen. 

Der VKA wurden außerdem Vor-

schläge der Arbeitsgemeinschaft 

unterbreitet, wer zum BAT-ba-

sierten Angestelltenlehrgang II 

Dienstreisegenehmigung) hinzu. 

Hauptsächlich aber dürfte für die 

Bremer Verwaltungsschulleiter 

die Abwägung zwischen Nutzen 

und Aufwand ausschlaggebend 

gewesen sein. Es waren die „vol-

len Jahre“ mit der HfÖV-Grün-

dung (die übrigens, anders als die 

Verwaltungsschule, durchaus ein 

paarmal teilnahm), BGJ und VFA-

Einführung, AFZ-Gründung und 

Umzug. Vieles erschien singulär 

bremisch und anders als in den 

Flächenstaaten, so dass der Erfah-

rungsaustausch als nicht mehr so 

unmittelbar ertragreich empfun-

den wurde. Die großen Visionen 

von Direktor Kulke verblassten. 

Vor allem für den sehr auf Effi-

zienz orientierten neuen Verwal-

tungsschuldirektor Fischer (ab 

1979) spielte die Bundes-Arbeits-

gemeinschaft deshalb keine große 

Rolle. Was natürlich auch dazu 

führte, dass Bremen bei den ande-

ren Bildungseinrichtungen zuneh-

mend weniger Beachtung fand. In 

Synopsen zur bundesweiten Ab-

bildung von Ausbildungsregelun-

gen tauchte Bremen irgendwann 

nicht mehr auf. Erst 1990 sollte 

sich das kurzzeitig ändern…

Unzufrieden mit der Arbeitsge-

meinschaft war aber nicht nur 

Bremen. 1976 „monierte“ der 

Hamburger Direktor Dr. Kirsch-

1977 (15. Tagung in Wiesba-

den) trug man den neuen Gege-

benheiten Rechnung: Weil nun 

zunehmend Fachhochschulen 

teilnahmen und viele Verwal-

tungsschulen sich in „Studienins-

titute“ umbenannt hatten, wurde 

der Namen geändert – in Arbeits-

gemeinschaft der Leiter deut-

scher Verwaltungs- und Sparkas-

senbildungseinrichtungen. – Und 

seit der 20. Tagung in Düsseldorf 

und Hilden 1982 tagten die Fach-

hochschulen im Rahmen der ge-

meinsamen Arbeitstagungen se-

parat und begannen, ihre eigenen 

Tagungen („Fachausschuss der 

Fachbereiche für Allgemeine In-

nere Verwaltung“) durchzunum-

merieren. 

1976 bis 1990: Bremen nur 

noch Zaungast

Die auf die Bremer Tagung folgen-

den Jahre, ja Jahrzehnte verfolgte 

die Bremer Verwaltungsschule 

nur noch von außen und nahm an 

den Tagungen gar nicht mehr teil. 

Die Gründe dafür sind etwas ver-

schwommen und wahrscheinlich 

vielschichtig. Waren es anfangs 

vielleicht tatsächlich terminliche 

Probleme, kamen später noch 

Sparzwänge auch bei Dienstrei-

sen (SKP-Chef Niedergesäß ver-

weigerte tatsächlich einmal die 

Bericht der BREMER NACHRICHTEN am 7. Mai 1975 über die Tagung der 
Arbeitsgemeinschaft in Bremen – viel Koschnick, wenig Tagung
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raner und frühere Bremer Schul-

leiter Gillner, der Hamburger 

Direktor Dr. Möller und auch der 

Bremer Verwaltungsschuldirek-

ter Kulke.

Die Bremer Teilnahmebegeiste-

rung ließ aber auch hier im Laufe 

der Zeit nach. In den Akten der 

Verwaltungsschule taucht der 

„Arbeitskreis Norddeutscher Verwal-
tungs- und Sparkassen-Bildungsein-
richtungen“, wie er sich inzwischen 

nannte, letztmalig 1983 auf. Zu 

einer Tagung in Braunschweig 

waren u.a. eingeladen die Verwal-

tungsschulen aus Berlin, Bremen 

und Hamburg, die Niedersächsi-

schen Studieninstitute für kom-

munale Verwaltung in Hannover, 

Braunschweig und Oldenburg, 

das Studieninstitut der allgemei-

nen Verwaltung des Landes Nie-

dersachsen in Bad Münder und 

die Verwaltungsschule in Kiel 

sowie mehrere Fachhochschulen 

für Öffentliche Verwaltung (Ber-

lin, Bremen, Hamburg, Hildes-

heim und Altenholz). Die Ankün-

digung überzeugte mehr durch 

Rahmen- und „Damenprogramm“ 

als durch Tagungsinhalte, so dass 

Klaus-Dieter Fischer, inzwischen 

Bremer Verwaltungsschuldirek-

tor, knapp mitteilte, dass er die 

Teilnahme ablehnen müsse, „da 
mir Reisekosten für eine zweitägige 
Dienstreise mit nur 5 ½ stündigem 
Tagungsprogramm nicht genehmigt 
werden.“ Danach ist in Bremen 

nichts Niederdeutsches mehr ar-

chiviert… 

Es hat allerdings zwischen 2010 

und 2020 wieder ein paar infor-

melle Treffen der Norddeutschen 

gegeben. (Und ganz unabhängig 

davon gab und gibt es Austausch 

und Begegnungen der beiden 

hanseatischen „Schwesterschu-

mulierte Resolution, wonach „die 
bisherige Arbeit für alle Beteiligten 
unverzichtbare Anregungen und 
Austauschmöglichkeiten gebracht 
hat“; notwendig sei weiterhin 

„auch die Teilnahme der Vertreter 
der staatlichen Bildungseinrichtun-
gen“. Selbstbewusst reklamierten 

die Schulleiter für sich, dass ihre 

„Erfahrungen in pädagogischer und 
berufsqualifizierender Hinsicht … 
wichtige Grundlagen für eine effizi-
ente Aus- und Fortbildung und ange-
sichts der besonderen Organisation 
der Ausbildung für den öffentlichen 
Dienst wesentlich für sachgerech-
te Problemlösungen (sind)“.15 Der 

„Auflösungsbeschluss“ der Innen-

minister spielte in den folgenden 

Jahren keine Rolle mehr…

Exkurs: Was wurde eigentlich 

aus den „Nieder-/Norddeut-
schen“?

Die niederdeutsche Arbeitsge-

meinschaft der Leiter der Ge-

meindeverwaltungs- und Sparkas-

senschulen existierte nach 1963 

noch einige Jahre weiter. Wäh-

rend der letzten Jahren der über-

regionalen Leitstelle war vor allem 

das Dreieck Hannover-Hamburg-

Bremen durchaus engagiert als 

„Totengräber“ der Leitstelle tätig 

und bereitete u. a. in direkten Ver-

handlungen mit der süddeutschen 

Arbeitsgemeinschaft der gemein-

samen Bundes-Arbeitsgemein-

schaft den Weg. Danach diente 

sie noch der norddeutschen Vor-

bereitung auf die Bundestagun-

gen und organisierte Lehrerfort-

bildungen. Zu den Teilnehmern 

gehörte nun neben Bremen und 

Hamburg, Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein auch die Ver-

waltungsschule Berlin. Antreiber 

waren offenbar – bis zu seinem 

frühen Tod 1964 – der Hannove-

zugelassen werden solle: wenig 

überraschend „in der Regel nur …, 
wer an einem Auswahlverfahren an 
dem jeweils zuständigen Studienins-
titut / Verwaltungsschule erfolgreich 
teilgenommen hat…“; davon befreit 

werden sollten „Angestellte, die die 
Abschlussprüfung als Auszubildende 
[zum Verwaltungsfachangestellten; 
d. V.] oder die Angestelltenprüfung 
I mit ‚gut‘ oder ‚sehr gut‘ bestanden 
haben“. Bemerkenswert daran ist 

nicht nur, dass die Arbeitsgemein-

schaft wieder Beschlüsse (sogar 

Mehrheitsbeschlüsse!) fasste, 

sondern sie auch mit dem Ziel, 

sich in politische Prozesse einzu-

bringen, nach außen vertrat. 

In auffälliger zeitlicher Nähe zu 

diesen Aktivitäten beschloss die 

Ständige Konferenz der Innen-

minister und Senatoren der Län-

der am 13. Juni 1984, eine Reihe 

langjährig im Bundesgebiet be-

stehender Gremien – darunter 

die Arbeitsgemeinschaft der Lei-

ter deutscher Verwaltungs- und 

Sparkassenbildungseinrichtun-

gen! – aufzulösen. Die 22. Tagung, 

zu der bereits zuvor eingeladen 

worden war, tagte im September 

1984 trotzdem (Westerland/Sylt). 

Zu dem Zeitpunkt zählte die Ge-

schäftsstelle bundesweit 46 Ver-

waltungsschulen; davon waren 35 

kommunale Einrichtungen (von 

einzelnen Gebietskörperschaften 

oder im Verbund getragen), vier 

Körperschaften mit kommuna-

ler Beteiligung und sieben rein 

staatliche Schulen. Dazu kamen 

die Verwaltungsfachhochschulen, 

zum Teil ebenfalls in kommunaler 

(Mit-) Trägerschaft. – Gegen den 

Auflösungsbeschluss beschloss 

die Tagung eine von Prof. Dr. 

Doll (Hannover), Goebel (Wies-

baden), Dr. Habich (Bayern) und 

Dr. Kirschstein (Hamburg) for-

15 22. Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Leiter deutscher Verwaltungs- und Sparkassenbildungseinrichtungen (19. – 21. September 1984, Westerland/
Sylt) – Ergebnisprotokoll
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ve kam aus Nordrhein-Westfalen 

und Hessen und fand besondere 

Unterstützung aus Brandenburg 

und Sachsen; sie wurde trotz Be-

denken aus Schleswig-Holstein, 

Baden-Württemberg und Olden-

burg („unerwünschte Nivellierung“, 
„die Bundestagung sei insofern nicht 
mit einem Dachverband gleich zu 
setzen“) einstimmig beschlossen.19 

Michael Kreis (Brandenburgische 

Kommunalakademie Potsdam) 

sollte die Treffen organisieren, 

an denen außerdem Klaus-Jo-

chen Lehmann (Dortmund), Erich 

Steinmetz (Wiesbaden), Holger 

Weidemann (Hannover), Gesine 

Wilke (Dresden) und Dr. Ziegler 

(München) teilnahmen. 2007 leg-

te Herr Lehmann (Herr Kreis war 

zwischenzeitlich ausgeschieden) 

in Dresden ein Thesenpapier des 

Arbeitskreises vor. – Im selben 

Jahr hatte nun aber das Bundes-

institut für Berufsbildung einen 

Kongress durchgeführt, auf dem 

die Absicht kommuniziert wurde, 

den generalistischen Ausbildungs-

beruf der öffentlichen Verwaltung 

– die Verwaltungsfachangestell-

ten – in einem neu zu schaffenden 

Beruf für Büromanagement auf-

gehen zu lassen. U. a. der dadurch 

alarmierte Bremer Verwaltungs-

schuldirektor informierte auf der 

Arbeitstagung seine Kolleg:innen, 

die daraufhin einhellig eine Ent-

schließung verabschiedeten, in 

der die Schulleitungen den Erhalt 

der VFA-Berufsausbildung und 

Vorbildern ausgerichtet und un-

überhörbar in west- und süd-

deutschen Mundarten geleitet 

– waren auf den Arbeitstagungen 

schnell sehr präsent, waren häufig 

Gastgeber, brachten sich zum Teil 

sehr engagiert in die gemeinsame 

Arbeit ein und bereicherten sie. – 

1996 wanderte die Geschäftsstel-

le der Arbeitsgemeinschaft nach 

Schleswig-Holstein; der Schul-

leiter in Bordesholm, Dr. Loeber, 

übernahm für ein Jahrzehnt diese 

Aufgabe. 2005 in Binz wurde dann 

Gesine Wilke, die Geschäftsführe-

rin des Sächsischen Kommunalen 

Studieninstituts Dresden, „einmü-
tig zur neuen Leiterin der Geschäfts-
stelle gewählt.“17

Die Bremer Verwaltungsschule 

nahm zwar wieder häufiger teil, 

aber weiterhin nur sehr spora-

disch.18 Richtig ändern sollte sich 

das erst 2007… 

Der Arbeitskreis „Zukunft der 

Ausbildung“

2006 war in Wiesbaden aus Sorge 

um auf allen Ebenen auftretende 

Verwerfungen im Ausbildungs-

bereich des öffentlichen Dienstes 

die Bildung eines Arbeitskreises 

beschlossen worden, dessen Auf-

gabe zunächst nur die Formu-

lierung eines Positionspapieres 

(„Zukunft der Ausbildung“ – daher 

der Name) sein sollte. Die Initiati-

len“ aus Hamburg und Bremen, 

die sich, wenngleich die Hambur-

ger Schule inzwischen dem Lan-

desbetrieb „Zentrum für Aus- und 

Fortbildung“ zugeordnet ist, vom 

Status und Aufgabenspektrum 

her sehr ähnlich sind.)

1990: Neues Zeitalter 

Wie in allen anderen Bereichen 

brach auch für die Arbeitsgemein-

schaft deutscher Verwaltungs- 

und Sparkassenschulleiter 1990 

eine neue Zeit an. Auf der 28. Ta-

gung im September 1990 in Ham-

burg wurde einstimmig beschlos-

sen, die „Verwaltungsschulen in der 
DDR … in die bestehende Arbeits-
gemeinschaft (einzubeziehen).“ Aus-

führlich erörtert wurden „die Akti-
vitäten, die insbesondere die Schulen 
und Studieninstitute der Länder 
Hessen, Niedersachsen, Bremen und 
Nordrhein-Westfalen auf dem Ge-
biet der heutigen DDR entfaltet ha-
ben.“ (Bremen beteiligte sich tat-

sächlich wieder an einer Umfrage 

und meldete seine umfangreichen 

Aus- und Fortbildungsaktivitäten 

in Rostock.) Und man verabrede-

te, die übernächste Arbeitstagung 

1992 „auf dem Gebiet der dann ehe-
maligen DDR durchzuführen.“16 – 

Die neuen Ausbildungseinrichtun-

gen in den neuen Bundesländern 

– im Übrigen genauso vielfältig 

und unterschiedlich strukturiert 

wie im Westen auch, teilweise 

unübersehbar an westdeutschen 

16 Protokoll der 28. Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Leiter Deutscher Verwaltungs- und Sparkassenbildungseinrichtungen am 10. und 11.09.1990 in 
Hamburg

17 Niederschrift über die 43. Tagung der Leiterinnen und Leiter deutscher Verwaltungs- und Sparkassenbildungseinrichtungen …  am 28. bis 30. September 
2005 im Ostseebad Binz auf Rügen

18 Seit 1991 war der Verfasser, zunächst als stellvertretender Direktor, persönlich involviert. In meinen ganz subjektiven Erinnerungen empfanden wir 
die Tagungen in den 90ern und auch noch zu Beginn der 00er Jahre als wenig relevant für unsere Arbeit in Bremen. Und vielleicht noch entscheidender 
für unser „Fremdeln“: Der Habitus der Tagungen war weit entfernt von unserer eigenen Arbeits- und Schul-„Kultur“. Er wirkte auf mich (als noch relativ 
jungen Menschen und „frischen“ Verwaltungseinsteiger) sehr honorig-honoratiorenmäßig; vielleicht nicht unbedingt konservativ (obwohl das Bewahren 
alter Positionen schon dominant war), sondern v. a. irgendwie antiquiert; alles war sehr rahmen- und begleitprogrammorientiert; man kannte und hofierte 
sich (und „seine Damen“) und neigte zu Exklusivität. Auf den Arbeitssitzungen dominierten respektvoll konkurrierende Alpha-Typen unterschiedlichen 
Charakters einen für mich damals wenig erquicklichen Austausch, bei dem es weniger darum ging, aus Einzelerfahrungen verallgemeinerbare Einsichten 
zu gewinnen, sondern oftmals mehr um eine wenig problemorientierte Darstellung, wie gut und einzig richtig man im eigenen Institut die Dinge jeweils 
anging – wobei das brillante Zitieren und Anwenden von Rechtssätzen die Meisterdisziplin darstellte (auch im Sinne von „Disziplinierung“ alternativer Ideen 
Jüngerer durch die „alten Meister“); Nordrhein-Westfalen, Bayern, Oldenburg und aus den neuen Ländern Thüringen sind da besonders präsent in meiner 
Erinnerung…

19 Protokoll der 44. Tagung der Leiterinnen und Leiter deutscher Verwaltungs- und Sparkassenbildungseinrichtungen vom 27. bis 29. September 2006 in 
Wiesbaden
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Natürlich lebt ein solcher Arbeits-

kreis von dem persönlichen En-

gagement der Teilnehmenden, 

die hier gar nicht alle aufgeführt 

werden können; genannt werden 

müssen aber neben den schon 

erwähnten Personen unbedingt 

Horst Knechtel (Darmstadt), der 

langjährige Leiter des Hessischen 

Verwaltungsschulverbandes, der 

zwischenzeitlich auch Interims-

leiter des Arbeitskreises war, und 

der Hannoveraner (eigentlich 

Syker!) Prof. Holger Weidemann 

(Niedersächsisches Studienins-

titut), der zahlreiche Grundsatz-

positionen mitgeprägt und –for-

muliert hat.

Der Bundesverband (BVSI)

Parallel zu mehr inhaltlicher Ver-

bindlichkeit entwickelte sich die 

Arbeitsgemeinschaft auch orga-

nisatorisch weiter. Schon 2003 in 

Hamburg hatte man sich auf die 

Einrichtung einer Website ver-

ständigt, die in erster Linie der 

Kommunikation der Mitglieder 

der nun häufig „Bundestagung“ 

genannten Arbeitsgemeinschaft, 

insbesondere der Vor- und Nach-

bereitung der jährlichen Tagun-

gen dienen sollte. 2008 in Saar-

brücken beschloss die 46. Tagung 

der Arbeitsgemeinschaft – insbe-

sondere mit Blick auf den nichts-

sagenden Namen der eigenen 

Website („Bundestagung“) – sich 

künftig „Bundesverband der Verwal-
tungsschulen und Studieninstitute“ 
zu nennen; später bürgerte sich 

die Abkürzung BVSI ein. 

Die Einführung einer Verbands-

struktur war damit allerdings noch 

nicht verbunden. Eine entspre-

chende Initiative, vorangetrieben 

(Braunschweig 2009) über 
den Versuch, Aus- und Auf-
stiegsfortbildung im öffent-
lichen Dienst mit dem neuen 
Berufsbildungsrecht und dem 
System des Europäischen und 
Deutschen Qualifikations-
rahmen zu synchronisieren 
(„Essener Erklärung“ 2014) 
sowie die Erarbeitung und Be-
schlussfassung eines gemein-
samen Rahmenplans für die 
Aufstiegslehrgänge (Bremen 
2017) bis zu einem Positions-
papier zur Neuordnung der 
VFA-Ausbildung („Weimarer 
Erklärung“ 2019) – der Ar-
beitskreis gab entscheidende 
Anstöße zu den „historischen“ 
Entscheidungen der Bundes-
tagungen und thematisierte 
auch immer wieder neue An-
forderungen wie Demografie 
und Diversität, demokratische 
und rechtsstaatliche Resilienz, 
soziale und digitale Kompe-
tenz und Nachhaltigkeit.20 

Aus dem Kreis von anfänglich 

sechs Teilnehmenden entwickel-

te sich am Ende eine Gruppe, die 

sich drei- bis viermal jährlich meist 

zweitägig in den verschiedensten 

Städten der Republik traf und zu 

deren Treffen bis zu 25 Personen 

anreisten. Aktuell hat der Arbeits-

kreis Unterarbeitsgruppen (Pro-

jektgruppen) gebildet; sie be-

schäftigen sich mit den Themen 

Aufstiegsfortbildung (Umsetzung 

des Kompetenzrahmenplans 

und DQR6 / Bachelor Professio-

nal), Qualitätsmanagement und 

nebenamtliche Lehrkräfte, Digi-

talisierung und Neuordnung der 

Berufsausbildung Verwaltungs-

fachangestellte. – 

der dienstbegleitenden Unterwei-

sung an den Verwaltungsschulen 

und Studieninstituten verlangten 

und die öffentlichen Arbeitgeber 

sowie die Gewerkschaften auffor-

derten, sich in dem Ausbildungs-

ordnungsprozess dafür stark zu 

machen. – Dieser letztlich auch 

erfolgreiche Vorstoß der Arbeits-

gemeinschaft trug wesentlich dazu 

bei, ihren Charakter und ihr Profil 

wieder in Richtung auf aktive Ge-

staltung, Einmischung und öffent-

liche Wahrnehmung zu schärfen 

– und er veränderte auch nach-

haltig das Verhältnis der Bremer 

Verwaltungsschule zur Arbeits-

gemeinschaft; Bremen nahm nun 

wieder regelmäßig, engagiert und 

„treibend“ an der Arbeit teil. Der 

Arbeitskreis „Zukunft der Ausbil-

dung“ wurde zu einer ständigen 

Einrichtung, Holger Wendel, seit 

2004 Bremer Verwaltungsschul-

direktor, arbeitete darin fortan mit 

und folgte 2012 dem Dortmun-

der Klaus-Jochen Lehmann als 

Arbeitskreis-Leiter. Nach seiner 

Pensionierung übernahm 2021 Dr. 

Sabine Seidel (Westfalen-Lippe) 

zusammen mit Prof. Dr. Dirk Fur-

chert aus Sachsen-Anhalt (Sikosa).

Gesine Wilke hat in ihrem 
Grußwort zum 100. Jubilä-
um der Verwaltungsschule 
der Freien Hansestadt Bre-
men die neuere Geschich-
te der Arbeitsgemeinschaft 
skizziert (und sehr freundlich 
die Rolle Bremens und den 
persönlichen Beitrag einzel-
ner Bremer dargestellt). Von 
der „Verteidigung“ der VFA-
Ausbildung und einer grund-
sätzlichen Positionierung zur 
Weiterentwicklung der beruf-
lichen Aus- und Fortbildung 

20 Einmal tagte der Arbeitskreis auch in Bremen – im Mai 2009 im Rathaus, passenderweise in der „Wittheitsstube“. Es gab mindestens zwei wesentliche 
Ergebnisse: dass auf Vorlage Bremens erstmals ein Gesamtkonzept für die Aus- und Fortbildung im öffentlichen Dienst diskutiert wurde, das fortan die 
Basis vieler weiterer Entscheidungen der Bundestagungen werden sollte; und dass sich die Gäste in Bremen so wohl fühlten, dass der Arbeitskreisleiter 
Klaus-Jochen Lehmann sich veranlasst sah, unter sein Protokoll „Bremen ist wunderbar!“ zu schreiben ;-)
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daher – bis heute – ein informeller 
Zusammenschluss. Man beschloss 

stattdessen mehr Arbeitsgrup-

penarbeit und Vernetzung. Ge-

blieben ist aber faktisch neben der 

Vorsitzenden mit der Geschäfts-

stelle in Dresden und der Website 

hauptsächlich der Arbeitskreis 

„Zukunft der Ausbildung“. 

Die zweite Bremer Bundesta-

gung 

Ein Highlight für Bremen war 

natürlich die 55. Bundestagung, 

die 2017, nach fast 50 Jahren (!), 

erstmalig wieder in Bremen (im 

Schütting) stattfand.24 Der Senat 

ehrte den Verband wieder durch 

einen Empfang im Rathaus, auf 

dem Finanzstaatsrat Henning 

Lühr die Teilnehmenden begrüßte 

und die Vorsitzende des Bremer 

Gesamtpersonalrats Doris Hüls-

meier die Bedeutung und die gute 

Zusammenarbeit mit der Ver-

waltungsschule hervorhob. Die 

BVSI-Vorsitzende Gesine Wilke 

einem Blick in die 50 Jahre zurück-

liegende Gründungsgeschichte 

der Arbeitsgemeinschaft versteht 

man die Begründung schon eher. 

Und tatsächlich bot der Städte-

tag wiederum – wie früher – an, 

dass sich Verwaltungsschulen 

und Studieninstitute doch unter 

seinem Dach organisieren könn-

ten. Das war natürlich schon des-

halb ausgeschlossen, weil, wie die 

Arbeitsgruppe betonte, der Bun-

desverband „nicht nur aus kommu-
nalen, sondern auch aus Landesein-
richtungen (besteht). Die fachliche 
Abstimmung und Zusammenarbeit 
der Institutionen muss daher deren 
föderale Vielfalt in Deutschland be-
rücksichtigen.“23 Da aber v. a. die 

kommunal getragenen Einrich-

tungen auch die Zusammenarbeit 

mit den kommunalen Spitzenver-

bänden nicht gefährden wollten, 

schlug die Arbeitsgruppe vor, „auf 
die formale Gründung eines e. V. … 
zu verzichten.“ Die 51. Bundesta-

gung 2023 in Mainz entschied in 

diesem Sinne. Der „Verband“ blieb 

v. a. aus Bayern, Kassel und Dres-

den, startete erst 2011 in Qued-

linburg und mündete 2012 an-

lässlich der 50. Bundestagung in 

Holzhausen am Ammersee in den 
„einmütig(en Beschluss)…, das ge-
meinsame Ziel, die Zusammenarbeit 
zwischen den Institutionen auf kom-
munaler und Landesebene effekti-
ver und verbindlicher zu gestalten, 
durch die Gründung eines e. V. zu be-
stärken.“21 Es lag sogar schon eine 

Liste der „Gründungsmitglieder“ 

aus und für April 2013 war schon 

eine außerordentliche Bundesta-

gung als Gründungsversammlung 

terminiert.22 Bis Oktober 2013 

hatten 13 Einrichtungen ihre Mit-

gliedschaft angekündigt. Die Bre-

mer Verwaltungsschule gehörte 

nicht dazu; als nicht-rechtsfähige 

Anstalt hätte sie auch schwerlich 

ordentliches Mitglied eines Ver-

eines werden können. Sie agierte 

deshalb in dem ganzen Prozess 

auch eher zurückhaltend.

Allerdings gab es Probleme. Bei 

einem Gespräch mit den kommu-

nalen Spitzenverbänden am 8. 

Juni 2012 in Berlin traten diese 

dem Anliegen in der Sache hart 

und im Ton grenzwertig schroff 

entgegen. Das Präsidium des 

Deutschen Städtetages forderte 

im Anschluss ausdrücklich dazu 

auf, dem Gründungsaufruf nicht 

zu folgen. Die – für die Verhand-

lungsdelegation des BVSI damals 

völlig überraschende und abwe-

gige Begründung dafür war die 

Befürchtung, „dass eine zusätzliche 
Institution kommunaler Interessen-
verbände gegründet würde.“ Nach 

21 Aus einem gemeinsamen Schreiben der BVSI-Vorsitzenden Gesine Wilke und des Leiters einer einschlägigen BVSI-Arbeitsgruppe Horst Fehrl (Kassel) 
an die BVSI-Mitglieder vom 26. Februar 2013.

22 Die Bayern, namentlich der BVS-Vorstand Michael Werner hatten wohl gehofft, dass schon „ihre“ Jubiläumstagung zur Gründungsversammlung würde; 
ihre Enttäuschung darüber, dass dies nun erst im nächsten Jahr passieren sollte, war auf der Tagung deutlich spürbar.

23 ebenda

24 Organisiert haben diesen Kongress neben Holger Wendel und seiner damaligen Ko-Direktorin Dr. Patricia Grashoff v. a. Katja Lessing, Vanessa Bacher 
und Petra Rotermund

25 Siehe dazu den Tagungsbericht in der DVP 1/18, Seite 14 ff. und das „Blitzlicht“ im Abschnitt VIII der Darstellung „100 Jahre Verwaltungsschule“ in 
diesem Band

Tagung im Schütting – der „Kompenzrahmenlehrplan Aufstiegsfortbildung“ 
wird beschlossen
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und 70ern bis zu den „Aktiv-
ist:innen“ in der Gegenwart. 
Es bleibt zu hoffen, dass das 
BIBB-Projekt und die laufend-
en Aktivitäten im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung 
(„Qualifica digitalis“; Katja Less-
ing!) dazu beitragen, dass der 
öffentliche Dienst angesichts 
der bevorstehenden Neu-
ordnung der VFA-Ausbildung 
seine „polyphone Stummheit“ 
in der Berufsausbildung über-
windet und sein Interesse an 
einer modernen, zukunftsfähi-
gen Berufsausbildung umsetzt.

H.W.

TdL und die VkA „sind kommu-
nikativ nicht miteinander ver-
bunden… Positionsbildungen, um 
diese in Governance-Strukturen, 
insbesondere in die bestehenden 
allgemeinen Institutionen der 
Berufsbildung … einzubringen, 
sind so nicht möglich.“ Trauriger 
Tiefpunkt: Beim letzten ein-
schlägigen beruflichen Neu-
ordnungsverfahren (Kaufleute 
für Büromanagement, mit den 
entsprechenden Wahlquali-
fikationen auch ein Beruf des 
ÖD) betrauten die öffentlichen 
Arbeitgeber doch tatsächlich 
das Kuratorium der deutschen 
Wirtschaft (!) für Berufsbil-
dung mit der Wahrnehmung 
ihrer Interessen – eine Bank-
rotterklärung. Mehr als ein 
Hoffnungsschimmer dagegen, 
dass es dem Bundesinstitut für 
Berufsbildung 2017/2018 ge-
lungen ist, im Rahmen seines 
sog. Entwicklungsprojektes 
„Berufliche Bildung im öffen-
tlichen Dienst“ einen Projekt-
beirat zusammenzubringen, 
in dem Expert:innen aller 
maßgeblichen Akteur:innen 
einschließlich der ÖD-Gew-
erkschaften vertreten waren 
und gemeinsame Empfehlun-
gen entwickelten. Mit dabei 
auch der BVSI und aus Bremen 
„Seit‘ an Seit‘“ Verwaltungss-
chuldirektor Holger Wendel 
(für den BVSI) und Bernhard 
Woitalla für die Senatorin für 
Finanzen als Zuständige Stelle. 
Damit setzen die Bremer eine 
lange Traditionslinie fort, die 
sich, wie gezeigt, wie ein roter 
Faden durch die Nachkriegs-
geschichte zieht: von den SKP-
Chefs Osterloh und Blase in 
den 50ern über den visionären 
und regen Verwaltungss-
chuldirektor Kulke in den 60 

bezeichnete die Tagung anschlie-

ßend als „Meilenstein“. In der Tat 

hatte sie dadurch besonderes Ge-

wicht, dass die Teilnehmenden mit 

dem „Kompetenzrahmenplan für 

die Aufstiegsfortbildung“ seit lan-

ger Zeit wieder eine gemeinsame 

Grundlage für eine Kernaufgabe 

der Verwaltungsqualifizierung be-

schlossen. Es wurde deutlich, dass 

der Verband in dem endlich Fahrt 

aufnehmenden Diskussionspro-

zess über die berufliche Bildung 

im öffentlichen Dienst seinen 

Platz hat. Und die Tagung doku-

mentierte eindrucksvoll, dass sich 

der Verband der Digitalisierung 

der Verwaltung und den daraus 

resultierenden Qualifizierungsan-

forderungen stellte.25 

Positives Gesamtfazit – und das 

große Defizit…

Insgesamt kann man unter 60 
Jahre Arbeitsgemeinschaft 
ein positives Fazit ziehen und 
insbesondere in den letzten 
Jahrzehnten einen Aufwärt-
strend feststellen. Es hat 
seine Berechtigung, wenn der 
BVSI auf seiner Homepage 
schreibt, dass er „als kompe-
tenter Ansprechpartner unter 
anderem für Spitzenverbände 
auf Bundes- und Landesebene 
gesehen (wird).“ Und zugleich 
weist es auf das grundlegende 
strukturelle Manko im Ausbil-
dungssystem des öffentlichen 
Dienstes hin: Ein Verband der 
Schulen kann ebenso wenig 
wie die wieder aktivierte Ko-
operation der nach Berufs-
bildungsrecht „Zuständigen 
Stellen“ die „institutionelle 
Schwäche des ÖD in Fragen der 
Berufsbildung“ kompensieren: 
Bund, Länder, die Kommunen 
und ihre Spitzenverbände, die 

26 Elsner: Berufliche Bildung im Öffentlichen Dienst – „Bonner Empfehlungen zur Beruflichen Bildung im öffentlichen Dienst“, BIBB-Jahresbericht 2018, 
Empfehlung 21
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chen uns 3 Klassen mit 33 Schü-

ler*innen und einem Unterrichts-

volumen von 488 Stunden.

Zusätzlich übernimmt die Ver-

waltungsschule Aufgaben in der 

beruflichen Fort- und Weiterbil-

dung der bremischen Verwaltung 

für Senator für Finanzen und 

Aus- und Fortbildungszentrum. 

Das sind im Schuljahr 2022/ 2023 

drei VFA-Fortbildungslehrgänge 

mit 48 Teilnehmenden und 738 

Unterrichtsstunden, ein JuFa-

Fortbildungslehrgang mit 12 Teil-

nehmenden und 296 Stunden, 

4 Aufstiegslehrgänge der Lauf-

bahngruppe 2, 1. Einstiegsamt/ 

Verwaltungsfachwirt*innen mit 

89 Teil-nehmenden und 1408 

Stunden, einen Qualifizierungs-

lehrgang für ein Amt A14, Lauf-

bahngruppe 2, 2. Einstiegsamt 

mit 10 Teilnehmenden und 176 

Stunden, 7 Einstiegsfortbildungen 

für neue Mitarbeitende mit 112 

Im Einzelnen verantwortet die 

Verwaltungsschule im Bereich 

der Ausbildung konkret zum einen 

die fachtheoretische Ausbildung 

in öffentlich-rechtlichen Ausbil-

dungsverhältnissen (Beamten-

ausbildungen). Das betrifft aktu-

ell die Ausbildung im mittleren 

Justizvollzugsdienst, im Schuljahr 

2022/ 2023 sind das 2 Lehrgänge 

mit insgesamt 44 Beamtenanwär-

ter*innen und einem Stundenum-

fang von 790 Unterrichtsstunden. 

Hinzu kommen die fachtheoreti-

sche Ausbildung in privatrechtli-

chen Ausbildungsverhältnissen in 

Ausbildungsberufen nach dem Be-

rufsbildungsgesetz (BBiG) für den 

öffentlichen Dienst (Berufsschul-

unterricht) und die entsprechen-

de dienstbegleitende Unterwei-

sung (dbU) für den Arbeitgeber. 

Das sind aktuell der Ausbildungs-

gang zur/ zum Verwaltungsfach-

angestellten (VFA), im Schuljahr 

2022/ 2023 sind das für alle drei 

Ausbildungsjahre insgesamt 8 

Klassen mit 167 Schüler*innen 

und Unterrichtsverpflichtung von 

5.302 Stunden. 

Außerdem gehört dazu der Aus-

bildungsgang zur/ zum Justizfach-

angestellten (JuFA) mit aktuell 

3 Klassen in allen Ausbildungs-

jahren und 55 Schüler*innen und 

einem Unterrichtsumfang von 

1.992 Stunden. 

Darüber hinaus verantwortet die 

Verwaltungsschule im Bereich der 

Ausbildung die dienstbegleitende 

Unterweisung in anderen privat-

rechtlichen Ausbildungsberufen 

nach dem BBiG. Das sind aktuell 

Kaufleute für Büromanagement, 

im Schuljahr 2022/ 2023 besu-

Die Verwaltungsschule im 100. Jahr

Ausbildung Lehrgänge Schüler*innen
Unterrichts-

stunden

Verwaltungsfachan-

gestellte 8 167 5.302

Justizfachangstellte 3 55 1.992

Kaufleute für 

Buromanagement 3 33 488

Justizvollzugsdienst 2 44 790

Summe 16 299 8.572

Fortbildung Lehrgänge Fortzubildende
Unterrichts-

stunden

Verwaltungsfachan-

gestellte 3 48 738

Justizfachangstellte 1 12 296

Aufstiegsfortbil-

dung (Laufbahngrup-
pe 2, 1. Einstiegsamt 
/ Fachwirt*in) 4 89 1.408

Aufstiegsfortbil-

dung (Laufbahngrup-
pe 2, 2. Einstiegsamt) 1 10 176

Einstiegsfortbildung 7 112 280

Sonstige Kurse 20 240 223

Summe 36 511 3.121

Insgesamt Lehrägnge
Aus- und Fort-

zubildende

Unterrichts-

stunden

Ausbildung 16 299 8.752

Fortbildung 36 511 3.121

Summe 52 810 11.693
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Teilnehmenden und 280 Stunden 

und 20 weitere Fortbildungskurse 

und -veranstaltungen mit insge-

samt 240 Teilnehmenden und 223 

Stunden.

Insgesamt beträgt die Unterrichts-

verpflichtung an der Verwaltungs-

schule im Schuljahr 2022/ 2023 

11.693 Unterrichtsstunden, da-

von in der Ausbildung 5.302 und in 

der Fortbildung 3121. Hinzukom-

men Prüfungsverpflichtungen in 

der Aus- und Fortbildung in Höhe 

von 725 Stunden (462 Ausbildung, 

263 Fortbildung). Insgesamt be-

suchen im Schuljahr 2022/2023 

die Verwaltungsschule 299 Schü-

ler*innen und 511 Teilnehmende 

von Fortbildungslehrgängen.

Die Verwaltungsschule hat im 

Schuljahr 2022/ 2023 1 Direk-

torin, 17 hauptamtliche Lehr-

kräfte, 1 Sozialpädagogin und 

wird in der Lehre unterstützt von 

31nebenamtlichen Lehrkräften 

(überwiegend aus der bremischen 

Verwaltung und Justiz) und 6 Do-

zent*innen des AFZ.

Personalunion

Organigramm Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen 2023
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Wichtige Kooperationspartner 

der Verwaltungsschule innerhalb 

und außerhalb der bremischen 

Verwaltung sind aktuell AFZ, 

Hochschule für öffentliche Ver-

waltung, Senator für Finanzen, 

Senatorin für Kinder und Bildung, 

Landesinstitut für Schule, Mu-

seum Weserburg, Casa Cultural 

e.V., Kulturzentrum Westend, Kli-

maschutzagentur energiekonsens 

und die Verwaltungsschule Ham-

burg. Im bundesweiten Kontext ist 

die Verwaltungsschule im Bundes-

verband der Verwaltungsschulen 

und Studieninstitute (BVSI) aktiv, 

arbeitet dort im Arbeitskreis „Zu-

kunft der Ausbildung“ mit und en-

gagiert sich in den bundesweiten 

Projekten „Qualifica Digitalis“ (IT 

Planungsrat) und „Kommunale 

Klimascouts“(BMWK/ difu).
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Schon bei der Gründung der Pflichtschule für Bu-

reau-Lehrlinge und -Angestellte 1923 waren beson-

dere Fortbildungskurse für Prüfungskandidat*innen 

des Beamtenstatus vorgesehen. Ab 1926 gab es 

dann auch erste schriftliche Schulprüfungen auf Ba-

sis einer Prüfungsordnung. Die erste Ausbildungs- 

und Prüfungsordnung stammt aus dem Jahr 1931. 

Bis heute sind die Lehrkräfte der Verwaltungsschule 

maßgeblich an Prüfungen beteiligt, die vom Sena-

tor für Finanzen als für Prüfungen im Bereich des 

bremischen öffentlichen Dienstes Zuständige Stelle 

nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) durchgeführt 

werden. Die Lehrkräfte erstellen Prüfungsvorschläge 

und wirken in den Prüfungsausschüssen mit. Als Mit-

glieder der Prüfungsausschüsse korrigieren sie als 

Erstprüfer*innen die schriftlichen Prüfungsarbeiten 

und nehmen auch mündliche Prüfungen ab. 

Das alles gestaltet sich mittlerweile durchaus ar-

beits- und zeitintensiv, finden doch innerhalb eines 

Prüfungsjahres zahlreiche Prüfungen im Rahmen 

von Aus- und Fortbildung statt. Auch die hohen Aus-

bildungszahlen tragen zu einem deutlich gestiegenen 

Arbeits- und Zeitaufwand bei.

Insgesamt fallen im Bereich der Berufsausbildung 

Zwischenprüfungen (Dezember/Januar) und Ab-

schlussprüfungen (Mai/Juni) der angehenden Ver-

waltungsfachangestellten (VFA) und Justizfachan-

gestellten (JuFA) an, in denen Prüfungsvorschläge 

zu erstellen sind, über die die jeweiligen Prüfungs-

ausschüsse entscheiden. In der VFA- und JuFa-Zwi-

schenprüfung betrifft das insgesamt jeweils drei 

Prüfungsgebiete, in denen Prüfungsklausuren im 

Umfang von jeweils 60 Minuten zu entwerfen sind. 

Bei den VFA- und JuFa-Abschlussprüfungen müssen 

dann sogar jeweils auf jeweils vier Prüfungsgebieten 

Prüfungsarbeiten im Umfang von jeweils 90 bis 120 

Minuten vorgeschlagen werden. Die geschriebenen 

Prüfungsklausuren sind von den Lehrkräften als Erst-

prüfer*innen zu bewerten Darüber hinaus sind Auf-

gabenvorschläge für die mündlich-praktischen Prü-

fungen der VFA- und JuFa-Auszubildenden auf dem 

Gebiet der „Fallbezogenen Rechtsanwendung“ zu 

entwickeln. Hier ist der Umfang der insgesamt zu er-

stellenden Aufgaben mittlerweile erheblich angestie-

gen aufgrund der steigenden Zahl an Prüfungskandi-

dat*innen. So sind in manchen Themengebieten von 

einer Lehrkraft bis zu 6 unterschiedliche Aufgaben-

vorschläge einzureichen. Und auch hier müssen die 

Lehrkräfte als Mitglieder des Prüfungsausschusses 

die Prüfungsleistungen bewerten.

Zusätzlich sind die Lehrkräfte in die Fortbildungsprü-

fungen eingebunden, erstellen Prüfungsvorschläge 

für die schriftlichen Abschlussprüfungen für Teil 1 

Aufstiegsfortbildung Laufbahngruppe 2./1. Einstiegs-

amt/Verwaltungsfachwirt*in, die sie als Erstprüfer*in-

nen im Anschluss auch bewerten. Außerdem bewer-

ten sie im Rahmen von Teil 2 der Aufstiegsfortbildung 

Laufbahngruppe 2./1. Einstiegsamt/Verwaltungs-

fachwirt*in die schriftlichen Abschlussarbeiten und 

nehmen als Mitglieder der Prüfungsausschüsse die 

mündlichen Modulprüfungen für die Aufstiegsfortbil-

dung Laufbahngruppe 2/ 2. Einstiegsamt/ Qualifizie-

rung A14 mit ab. 

Ergänzend kann es außerdem bei Bedarf zu weiteren 

„Sonderprüfungseinsätzen“ kommen, z.B. der Ab-

nahme einer abschließenden Prüfung des Lehrgangs 

Personalsachbearbeitung.

Das gesamte Prüfungswesen bindet jedenfalls ins-

gesamt enorme Kapazitäten an der Verwaltungs-

schule. Im Schuljahr/Fortbildungsjahr 2023/2024 

werden beispielsweise 43 Vorschläge für schriftliche 

und mündliche Prüfungen in Aus- und Fortbildung 

erstellt, die zu 358 Bewertungen für schriftliche und 

mündliche Leistungen führen. Auch der Zeitrahmen 

ist lang und das Schuljahr mittlerweile nahezu durch-

gehend auch mit dem Prüfungsgeschäft belegt: von 

der Erstellung der ersten Prüfungsvorschläge für die 

Zwischenprüfung im Oktober bis zur Korrektur der 

letzten schriftlichen Abschlussprüfungen im Juli gibt 

es mittlerweile kaum noch „prüfungsfreie“ Zeiten.

Im Schuljahr 2023/ 2024 beträgt der Prüfungsauf-

wand in der Aus- und Fortbildung insgesamt 907 

Stunden, die sich auch nicht gleichmäßig auf alle 

Lehrkräfte verteilen. Manche Kolleg*innen sind auf-

Die Verwaltungsschule und das Prüfungswesen

Eine besondere Aufgabe der Lehrkräfte der Verwaltungsschule im Vergleich zu anderen Berufsschulen liegt in der Ein-
bindung in das Prüfungswesen.
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grund ihres Fachgebietes deutlich mehr eingebun-

den als andere.

Gleichwohl hat die Mitwirkung der Verwaltungsschu-

le an den Prüfungen auch große Vorteile, auch für die 

eigene Lehre. So ist zu Gunsten der Absolvent*innen 

im Allgemeinen sichergestellt, dass die Prüfungsin-

halte auch den im Unterricht vermittelten Kenntnis-

sen entsprechen. Das hat sich gerade während der 

Corona-Pandemie als großer Vorteil erwiesen, konn-

ten doch auf vorhandene Lerndefizite aufgrund von 

Stundenausfällen im Lockdown Rücksicht genom-

men, die Prüfungen termingerecht durchgeführt und 

im Ergebnis gute Ausbildungsergebnisse erzielt wer-

den. Corona hat sich bei uns daher nur sehr gering bis 

gar nicht auf den Ausbildungserfolg ausgewirkt.

Außerdem führt die Einbindung der Lehrkräfte in das 

Prüfungsgeschäft dazu, dass die Ausübung dieser ho-

heitlichen Aufgabe die Tätigkeit an der Verwaltungs-

schule als hauptamtliche Lehrkraft auch in der Be-

deutung und eigenen Wahrnehmung aufwertet.

Verwaltungsschule und das Prüfungswesen im Schuljahr 2023/2024

Anzahl der 
Prüfungsfächer 

39 
davon 

mündliche Prüfung  13 
schriftliche Prüfung 26 

Anzahl der 
Prüfungsbewertungen 

358 
davon 

mündliche Prüfung  138 
schriftliche Prüfung 220 

Anzahl der 
erstellten Prüfungsvorschläge 

43 
davon 

mündliche Prüfung 20   
schriftliche Prüfung 23 

Zeitaufwand für 
Erstellung und 
Bewertung von 

Prüfungen 
907 Stunden 

Die Schule in der  

Pandemie

Die Corona-Pandemie hat – wie überall – auch den Schü-
ler:innen, Lehrkräften und übrigen Schulangehörigen der 
Bremer Verwaltungsschule extrem viel abverlangt und 
vor riesige Herausforderungen gestellt. Ihre Auswirkun-
gen auf die Schulorganisation und den Schulbetrieb ins-
gesamt waren enorm.

So mussten alle Schulangehörigen zunächst vor allem 

lernen, mit ihren eigenen, ganz persönlichen Ängsten 

und Befürchtungen umzugehen und gleichzeitig die 

Nöte und Sorgen von Mitschüler:innen, Kolleg:innen 

und Mitarbeitenden aufzufangen und sie in ihren 

Ängsten unterstützend zu begleiten. Das war auch 

psychisch für alle äußerst belastend. Leider sind auch 

Lehrerkollegium, Mitarbeiter:innen- und Schüler:in-

nenschaft von Infektionen nicht verschont geblieben 

und es hat so einige mehr oder weniger heftig auch 

selbst getroffen. 

Während der Corona-Zeit war einerseits die not-

wendige Aufrechterhaltung des Schulbetriebs mit 

Sicherstellung der Unterrichtsversorgung zu ge-

währleisten, um das Erreichen der Qualifikations-

ziele innerhalb der vorgesehenen Zeiträume auch 

weiterhin zu ermöglichen. Dem gegenüber standen 

Fürsorgeverpflichtung und unbedingter Gesund-

heitsschutz aller Schüler:innen, Lehrkräfte, Mitarbei-

tenden und Besucher*innen. Beides war nicht immer 

einfach miteinander zu vereinbaren. 

So musste auch an der Verwaltungsschule einiges an 

Unterricht ausfallen, was später nicht vollumfänglich 

nachgeholt werden konnte. Die Jahrgänge 19 und 

20 waren davon besonders betroffen. Durch eine 

Fokussierung auf prüfungsrelevantere Inhalte, die 

Konzentration auf berufsbezogene Lernfelder und 

Themen und zusätzliche individuelle Fördermaßnah-

men ist es aber gelungen, dieses doch soweit zu kom-

pensieren, dass sich Lerndefizite letztlich nur sehr 

gering bis gar nicht auf den Ausbildungserfolg ausge-

wirkt haben und in allen betroffenen Jahrgängen die 

Ausbildungsziele gut erreicht wurden. Die zügig und 

gelungen fortschreitende Digitalisierung des Unter-

richts und der Schulverwaltung, in die Lehrkräfte und 

Verwaltungspersonal ab Frühjahr 2020 weiter „hin-
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eingeschubst“ worden sind, hat hierzu auch nicht un-

erheblich beigetragen. 

Sehr herausfordernd war es, die Auswirkungen der 

dynamischen Pandemieentwicklung auf den Schul- 

und Unterrichtsbetrieb durch geeignete Regelungen, 

Hygiene- und Schutzmaßnahmen jederzeit gut und 

richtig zu managen. Für die Verwaltungsschule maß-

geblich waren dafür die Vorschriften der bremischen 

Verordnung zum Basisschutz vor Neuinfektionen 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 sowie die Vorga-

ben der Senatorin für Kinder und Bildung und des 

Senators für Finanzen, die sich durch das Auf- und 

Ab der Infektionslage jeweils teils im Wochenrhyth-

mus änderten und entsprechend angepasst werden 

mussten. Die Schulleitung musste auf veränderte 

Vorgaben jederzeit schnellstens reagieren, oft auch 

sehr kurzfristig Schulorganisation und Schulbetrieb 

anpassen und die jeweiligen Änderungen dann allen 

Schulangehörigen rechtzeitig bekannt machen, was 

nicht selten erst am Sonntag für die darauffolgende 

Schulwoche möglich war.

Es gab zum einen viel Unruhe in der Unterrichtsor-

ganisation selbst. Vom Präsenzunterricht über ein 

Wechselmodell alternierenden Präsenz-, Distanz- 

und Selbstlernphasen in Halbgruppen nach dem Ko-

hortenprinzip bis zur vollständigen Distanzbeschu-

lung war alles dabei. 

Ebenso vielfältig und wechselnd waren daneben die 

jeweils geltenden Hygiene- und Schutzmaß-nahmen, 

wie Abstandsgebot, Maskenempfehlung und Mas-

kenpflicht, Testempfehlung und Testpflicht, Raum-

lüftung und Desinfektion. Deren Beachtung musste 

auch von den Verwaltungsschullehrkräften kontrol-

liert und nötigenfalls durchgesetzt werden, die Lehr-

kräfte hatten dadurch plötzlich eine weitere wichti-

ge Rolle und Aufgabe: sie mussten neben der Lehre 

und den herausfordernden Änderungen der Unter-

richtsorganisation nun zusätzlich die Einhaltung von 

Hygienevorschriften einfordern, den Umgang mit 

besonderen Risikogruppen organisieren sowie Impf-

nachweise und Corona-Tests kontrollieren. Zeitweilig 

gab es sogar ein von Lehrkräften und Schulsozialpäd-

agogin betriebenes schuleigenes „Testzentrum“.

Zusätzlich herausfordernd für den Betrieb von Aus-

bildung, Fortbildung und Studium insgesamt war 

dabei, dass am Standort DoventorsCampus mit Ver-

waltungsschule, AFZ, Hochschule für Öffentliche 

Verwaltung und Senator für Finanzen verschiedene 

Organisationseinheiten ansässig sind, die den Vor-

gaben mehrerer Ressorts unterliegen. Hier gab es 

zeitweilig unterschiedliche und sich widersprechen-

de Interessenslagen, was zu teils durchaus skurrilen 

praktischen Auswirkungen führte, die für einen rei-

bungslosen Betrieb am Campus in Einklang gebracht 

werden mussten. Durch ständige intensive Abstim-

mungen der Beteiligten konnten dabei aber immer 

gute und pragmatische Lösungen gefunden werden, 

bei denen der größtmögliche Gesundheitsschutz 

stets im Vordergrund stand.

Trotz der Schwierigkeiten und Herausforderungen 

haben wir es am Ende als Schule ganz gut durch die 

Pandemie geschafft, durchaus auch besser und pro-

fessioneller als befürchtet. 

Dank der hohen Disziplin und sehr ausgeprägten 

gegenseitigen Rücksichtnahme und Fürsorge aller 

Schulangehörigen sind wir auch gesundheitlich eini-

germaßen glimpflich und vor allem ohne ein allseits 

gefürchtetes „Spreader-Ereignis“ durch die Coro-

na-Zeit gekommen. Alle haben sich vorbildlich an 

die Hygiene- und Schutzmaßnahmen gehalten. Es 

gab nur sehr selten Diskussionen über den Sinn von 

Impfungen, Testungen und andere Infektionsschutz-

maßnahmen. Hervorzuheben ist auch die Toleranz 

angesichts der ständigen Umplanungen sowie das 

große Verständnis für etwaige organisatorische Pan-

nen. Einige nachteilige Auswirkungen auf Klassen-

zusammenhalt und Teamarbeit durch notwendiges 

„Social Distancing“ wurde gut kompensiert durch be-

sonders große Solidarität und gegenseitige Fürsorge 

unter Schüler:innen und anderen Schulangehörigen. 

Das war sehr beeindruckend! Gleichwohl muss man 

konstatieren, dass wir vermutlich auch einfach gro-

ßes Glück gehabt haben.

In jedem Fall war die Zeit der Corona-Pandemie für 

die Verwaltungsschule eine ebenso schlimme und 

herausfordernde wie auch lehr- und erfahrungsrei-

che Zeit. Erleben möchten wir eine derartige Krise 

natürlich niemals wieder, haben aber jetzt zumindest 

eine Idee davon, wie wir als Schule damit (vielleicht) 

umgehen können. Diese Erkenntnis ist, bei aller Dra-

matik der Ereignisse, durchaus auch ein Stück beru-

higend und ermutigend.
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Unser Umzug ins Tabakquartier

Pünktlich zum 100jährigen Jubiläum wird die Verwaltungsschule im Herbst 2023 ein weiteres Mal umziehen: Am 
Tabakquartier in Bremen-Woltmershausen wird ein neuer Standort bezogen. 

Das ehemalige Gelände der Zigarettenfabrik der 

Martin Brinkmann AG an der Hermann-Ritter-Stra-

ße wurde 2018 vom Immobilienunternehmen Justus 

Grosse erworben und seitdem im Rahmen der Quar-

tiersentwicklung be- und umgebaut. Auf einer Fläche 

von ca. 75.000 qm entsteht eine bunte Mischung 

aus Büros, Wohnungen und Häusern, Gastronomie-, 

Kunst-, Sport- und anderen Kulturangeboten und Er-

holungsflächen. Die Verwaltungsschule wird dann 

Teil eines neu entstehenden Innovationscampus` im 

Alten Tabakspeicher 2. 

Erste Anstöße zu einem Bildungs- und Innovations-

campus am Standort Tabakquartier gab es bereits 

2019. Nach ersten Anmeldungen von Raum(mehr-)

bedarfen im Januar 202, konkretisierten HfÖV, AFZ, 

Verwaltungsschule und Personalentwicklungsrefe-

rat SF33 dann im September 2021 ihre Bedarfe und 

Vorstellungen für ihre Einheiten in einem gemeinsam 

entwickelten sog. „Zwei-Standorte-Konzept“. Vorge-

schlagen wurde darin ein Teilumzug der Einrichtun-

gen unter gleichzeitiger Beibehaltung der bisherigen 

Flächen am DoventorsCampus, um bestehende Syn-

ergien, Wachstumsfähigkeit, gute Arbeitsplatzqua-

lität und ausreichend Flexibilität auch für künftige 

Nutzungskonzepte sicherzustellen. Nach intensiven 

Beratungen und Abstimmungen mit SF und anderen 

Beteiligten, folgte im Januar 2022 schließlich die Ent-

scheidung: die Verwaltungsschule wird zusammen 

mit den Lehreinheiten des AFZ und Organisations-

einheiten des Senators für Finanzen in den ATS 2 

einziehen, Ausbildungs-management und Zentral-

verwaltung des AFZ bleiben mit der HfÖV am Do-

ventorsCampus. Nach den zustimmenden Beschlüs-

sen von Senat und HaFa im Februar 2022 starteten 

schließlich die Planungen. 

Dabei gestaltete sich der Gesamtprozess durchaus 

auch herausfordernd für alle Beteiligten: die Bedar-

fe der einzelnen Organisationseinheiten, die Vor-

stellungen und Bedürfnisse von Leitungen und Mit-

arbeitenden mussten bestmöglich und unter einigem 

Zeitdruck entwickelt und geeint werden. Von der 

konkreten Aufteilung der vorhandenen Flächen über 

Grundrissplanung, Verteilung der Lehrraum- und Bü-

roflächen, Einrichtung der IT-Infrastruktur, Neuorga-

nisation der Hausverwaltung, Gestaltung von Büro- 

und Lehrräumen bis zur Umzugsplanung war neben 

dem üblichen Tagesgeschäft viel zu tun. Die Um-

setzung in den folgenden fast 1,5 Jahren erforderte 

viele Gespräche, Abstimmungen, Diskussionen und 

nicht wenig Überzeugungs- und Motivationsarbeit 

und brachte bei allen ein Auf und Ab der Stimmungen. 

Das alles ging nicht immer ohne Stress, aber es gab 

auch viel zu lachen. Alle Beteiligten haben sich besser 

kennen gelernt und sind ein ganzes Stück näher zu-

sammengerückt. 

Am 01.09.2023 ist es nun so weit: das Gebäude 

wird fertiggestellt übergeben, der Einzug von Ver-

waltungsschule und AFZ soll Mitte Oktober in den 

Herbstferien folgen, also sehr passend für den Start 

in ein neues Jahrhundert bremischer Verwaltungs-

schulgeschichte. Am neuen Standort wollen wir dann 

zusammen mit den anderen Einheiten eine moder-

ne und innovative Aus- und Fortbildung realisieren, 

die lebenslangen Wissens- und Kompetenzerwerb 

unterstützt, die gegenseitigen Austausch, von- und 

miteinander Lernen und übergreifende Vernetzung 

ermöglicht und fördert. Wir stellen uns einen „Bil-

dungs- und Innovationscampus“ vor, der geeignet 

und passend ist für Kooperation und Kollaboration, 

für die Umsetzung moderner Bildungskonzepte, neu-

er Ideen und kreativer Projekte.

Als Verwaltungsschule versprechen wir uns vom Um-

zug größere und besser geeignete Räumlichkeiten 

als bisher für die Verwirklichung moderner Berufs-

schulpädagogik in einer lern- und arbeitsförderli-

chen Umgebung. Lernen und Lehren wollen wir dazu 

künftig in flexibleren Lernlandschaften mit unter-

schied-lichen Lehr- und Differenzierungszonen, die 

individuelles selbstbestimmtes Lernen, das Lernen in 

Kleingruppen und den Austausch auf Co-Learning- 

und Kommunikationsflächen fördern. Auf unseren 

Büroflächen werden wir mit Shared-Desk-Bereichen, 

Silence- und Kommunikationsarbeitsplätzen in einer 

insgesamt offeneren Arbeitsatmosphäre noch flexib-

ler und kollaborativer die Lehre im Team weiterent-

wickeln.
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Diversity-Unterricht an der Verwaltungsschule

Nach dem Umzug im Herbst 2023 wird es zunächst 

wichtig sein, die Umstellung auf die neue Arbeits-

platzsituation zu meistern, mit veränderten Arbeits-

wegen und -bedingungen zurecht zu kommen. 

Wir werden uns neu orientieren und zugleich alles 

tun, um die Zusammengehörigkeit der bewährten 

Einheit von Verwaltungsschule, AFZ und HfÖV an 

dann zwei unterschiedlichen Standorten bewahren.  

Eine sehr spannende und aufregende Zeit für alle Be-

teiligten!

Diversity-Unterricht an 

der Verwaltungsschule

Unsere Gesellschaft ist divers. Bürger*innen haben 

vielfältige Hintergründe, Bedürfnisse und Lebenswei-

sen. Um ihnen gerecht zu werden, sie repräsentieren 

zu können und dem Grundsatz der Gleichbehandlung 

zu entsprechen, ist eine kontinuierliche Selbstbefra-

gung und Weiterentwicklung der Verwaltungsor-

ganisation und ihrer Mitarbeiter*innen notwendig. 

Das Fach Diversity bietet Raum dazu, den Gewinn zu 

erkennen, der aus einem respektvollen Umgang mit 

den vielfältigen eigenen und fremden Bedürfnissen 

entstehen kann. Es regt dazu an, sich mit den eigenen 

Vorurteilen und Ausgrenzungspraktiken auseinan-

derzusetzen, die eigenen Handlungsmöglichkeiten 

für den beruflichen und privaten Alltag zu entdecken 

und befähigt damit dazu, eine Verwaltung für alle zu 

gestalten.Quibus et laut eum quassus dolupta sae im 

as aut prata sundi
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Jubiläumsfeier 100 Jahre  

Verwaltungsschule Bremen  

4., 5., 6. Oktober 2023

„Wie feiern wir das 100jährige Jubiläum unserer großartigen Verwaltungs-
schule gebührend würdevoll und angemessen fröhlich ???“

Diese Frage hat uns nahezu ein ganzes Jahr lang umgetrieben – das Vor-

bild war überaus beeindruckend: immerhin hatte die Verwaltungsschule 

zusammen mit Radio Bremen 1963 anlässlich ihres 40jährigen Beste-

hens einen großen Festball in der Bremer Glocke mit Unterhaltungsor-

chester veranstaltet, zu dem fast 1000 Gäste aus der Bremer Politik und 

Verwaltung geladen waren.

Darunterbleiben ließ schon die Zahl „100“ eigentlich nicht zu. Gleich-

zeitig ist die Zeit der großen Festbälle aber heute irgendwie vorbei und 

jegliches „Abkupfern“ verbot sich ohnehin.

Festlich und feierlich, erinnernd und nachdenklich, fröhlich und lustig, 

entspannt und genussvoll … so sollte es sein. 

Am Ende wurde es ein 3tägiger Feiermarathon, der – wie wir finden – in 

allen Facetten wunderbar zu uns, unserer Schule und ihrem großen Ju-

biläum gepasst hat. 

Es war großartig und entsprechend enthusiastisch fiel auch unser Resü-

mee nach drei Tagen aus. 

Die folgenden Seiten sollen ein bisschen davon erzählen. 

So kann es in jedem Fall weitergehen ins 101. Jahr!

Katja Lessing
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Ablaufplan der Feierlichkeiten

Mittwoch 4. Oktober 2023 „Fröhlicher und festlicher Auftakt der Jubiläumswoche“

wann was wo

09.00 Treffen und Vorbereitung DoventorsCampus

11:00 – 

12:30

Gemeinsamer Auftakt Lehrkräfte, Schulverwaltung, Schüler:in-

nen

„Sturm“ des DoventorsCampus Block B

Einstimmung/ Direktorin Verwaltungsschule Katja Lessing

„Cupsong“ Klassen und Lehrkräfte Rasen

gemeinsames Foto „100“ + Luftballons aufpusten „Spirit aus dem 

Doventor“

Snacktime bei Musik DoventorsCampus

15:30 Vorbereitung Rathaus

17:00 – 

20:00

Senatsempfang

Begrüßung / Bürgermeister und Senator für Finanzen Björn 

Fecker

Rede / Direktorin Katja Lessing

Festvortrag / Prof. Dr. Tino Schuppan/ Stein-Hardenberg-Institut

Rede / Direktor a.D. Holger-Andreas Wendel 

Rede / Vorsitzender Gesamtpersonalrat Lars Hartwig

Beitrag / Schüler:innen + Fortbildungsteilnehmende („Podcast“)

Musikalische Begleitung: Quartett hundert18
Ausklang mit Snacks + Getränken

Rathaus

Obere Halle/ Festsaal

 
Donnerstag 5. Oktober 2023 „Jubiläumsfest – Verwaltungsschule Bremen im 100. Jahr“

wann was wo

9:00 Treffen und Vorbereitung Tabakquartier

11:00 –

16:00

Jubiläumsfest 

„Convention“ mit bunter Mischung aus Wortbeiträgen, Film, 

Musik, Ausstellung, Spielen, Essen, Trinken auf zwei Areas: 

Speaker-Area und Meeting + Activity-Area

Aula + CoWorking + Lehr-

räume Tabakquartier

16:00 – 

open end Hausparty Aula ATS2

 

Freitag 6. Oktober 2023 „Entspannter Abschluss und Aufbruch ins 101. Jahr“

wann was wo

9:00 Treffen und Vorbereitung Tabakquartier

11:00 –

13:00 

Katerfrühstück 
Begrüßung / Direktorin Katja Lessing, Stellv. Direktor André 
Galdia
Gemeinsames Frühstück mit allen Helfern, Schüler*innen 
und sonstigen Mitwirkenden
Dank / Katja Lessing
Aufbruch: Luftballons platzen lassen „Spirit aus dem Do-
ventor“

Aula + CoWorking Tabak-

quartier
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Jubiläumswoche – 100 Jahre Verwaltungsschule!

Vom 4. bis 6. Oktober wurde mit einem bunten Programm und vielen Gästen der 100. Geburtstag der Bremer Verwal-
tungsschule ganz groß gefeiert. Mit Auftakt am DoventorsCampus, Senatsempfang im Bremer Rathaus, Jubiläumsfest 
und Katerfrühstück am Tabakquartier gab es drei tolle Festtage, an denen Lehrkräfte und Schüler:innen gemeinsam 
mit zahlreichen Ehemaligen, Kooperationspartner:innen, Freunden und Gästen auf Vergangenheit, Gegenwart und Zu-
kunft von Verwaltungsschule und Verwaltungsausbildung geblickt haben.

Ein fröhliches und rundum gelungenes Jubiläum!

Am Mittwoch 4. Oktober ein fröh-

licher Start am DoventorsCam-

pus: Schulleitung und Lehrkräfte 

holten die Schüler:innen aus ihren 

Klassenräumen ab und Katja Les-

sing stimmte alle im Treppenhaus 

auf die Feierlichkeiten ein. Sehr 

beeindruckend: (fast) die ganze 

Schule gleichzeitig im Treppen-

haus – das gab es bisher auch noch 

nicht oft! 

Schüler:innen der Klassen J21, 

V21a und V22b präsentierten 

ihren tollen „CupSong“ mit einer 

sehr gelungenen Choreografie. 

Das hat Spaß und gute Laune ge-

macht! 

Nach „100 Jahren“ auf dem Rasen 

mit allen Schüler:innen und Lehr-

kräften wurde dann der „Spirit“ 

aus dem Doventor fürs neue Do-

mizil am Tabakquartier eingesam-

melt und anschließend bei „Kaffee 

und Keks“ entspannt.

Am Nachmittag folgte der fest-

liche Senatsempfang durch Bür-

germeister und Finanzsenator 

Björn Fecker in der Oberen Rat-

haushalle. Vor rund 200 Gästen 

würdigte dieser die Verwaltungs-

schule für ihre qualitativ hochwer-

tige Aus- und Fortbildung in den 

letzten 100 Jahren und sicherte 

auch für die Zukunft die Unter-

stützung durch das Bremer Fi-

nanzressort zu. Katja Lessing hob 

in ihrer Rede die Besonderheiten 

der Verwaltungsschule auch im 

bundesweiten Kontext hervor 

und bot einen kurzen Ausblick 

auf künftige Schwerpunkte und 

Herausforderungen wie Werte 

und Haltungen, Lernfelddidak-

tik, Digitalisierung und KI, Klima 

und Nachhaltigkeit. Weiter gab 

es einen anregenden Festvortrag 

von Prof. Dr.   Tino Schuppan zu 

Digitalisierung, Kompetenzen und 

Verwaltungsausbildung, loben-

dende und anerkennende Worte 

zur Verwaltungsschule von Lars 

Hartwig/ GPR, eine auch kritische 

Würdigung der Historie von Schu-

le und Verwaltungsausbildung 

vom Direktor a.D. Holger-And-

reas Wendel und den gelungenen 

und kurzweiligen Podcast von 

Aylin Kaya, Mohammad Tafreshi 

(VFA-Schüler:innen), Petra Jähnke 

und Martin Morain (angehende 

Verwaltungsfachwirt:innen). 

Bei Sekt und „Schnittchen“ wur-

den im Anschluss im großen Fest-

saal Erinnerungen und Anekdoten 

ausgetauscht.

Am Donnerstag 5. Oktober fand 

dann das große Jubiläumsfest im 

ATS2 am Tabakquartier in Bre-

men-Woltmershausen statt: in 

den neuen Aus- und Fortbildungs-

räumen wurde von 11 bis ca. 

23 Uhr mit Schüler:innen, Lehr-

kräften und vielen Gästen aus-

giebig gefeiert, mit einer bunten 

Mischung aus Information, Ak-

tion, Inspiration, Austausch und 

Konsum durch 10 Jahrzehnte 

spaziert, redend, lachend, essend 

und trinkend auf Vergangenheit 

und Gegenwart der Verwaltungs-

schule geblickt und gemeinsam 

ins neue Jahrhundert gestartet.

Es gab tolle Projekt- und The-

mentische, die von den Klassen 

und Lehrgängen in den letzten 

Wochen intensiv vorbereitet 

worden waren und auf einem 

„Marktplatz“ präsentiert wurden: 

Offenheit, Kreativität und Wahr-

nehmungsfähigkeit, Schule ohne 

Rassismus/ Schule mit Courage, 

Arbeit im Justizvollzug, Projekt 

4.0, Jahrgangs- und Lehrgangs-

fahrten, Verfassungs- und Ver-

waltungsrecht 20er – 50er, Jahr-

markt der Jahrzehnte, Diversity, 

Draufhaber TV, Ökologie, Sport + 

Bewegung, „Bierpong“ – alles war 

dabei. Sehr bunt, sehr kreativ und 

sehr lustig!

Parallel dazu fanden in der „Spea-

kers Corner“ in der Aula inte-

ressante, inspirierende sowie 

nachdenklich, betroffen und op-
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arbeitende der Verwaltungsschu-

le. Außerdem an die Kolleg:innen 

der Zentralverwaltung des AFZ, 

die bei Planung und Organisation 

der Festtage tatkräftig mitgehol-

fen haben. Gemeinsam haben alle 

sehr viel Durchhaltevermögen 

und Partypower bewiesen und zu-

sammen mit zahlreichen Gästen 

und den 100. Geburtstag unserer 

tollen und besonderen Schule ein 

ganzes Stück unvergesslich wer-

den lassen! 

Der Start ins 100. Jahr der Ver-

waltungsschule war äußerst 

vielversprechend und sehr inspi-

rierend - so kann es gerne weiter-

gehen!

An beiden Tagen gab es schö-

ne Musik vom  „Quartetthun-

dert18“  mit Sarah Mysegaes, 

Marlene Gabel, Leira Laubach und 

Anna-Marie Meyer bzw. dem Duo 

„Wop That Thing“ mit Sarah My-

segaes und Finja Baum genießen. 

Die Musikstudierenden der Hoch-

schule für Künste bzw. Universiät 

Bremen begleiteten Empfang und 

Fest mit tollen souligen und jazzi-

gen Songs. Sehr zu empfehlen!

Am Freitag 6. Oktober ging es dann 

nach einem „Katerfrühstück“ mit 

allen Schüler:innen und Lehrkräf-

ten noch an das gemeinschaftliche 

Aufräumen und schließlich endlich 

ins wohlverdiente Wochenende!

Alles in allem waren es sehr auf-

regende, anstrengende und in-

tensive Monate und Wochen der 

Planung, Organisation und Vor-

bereitung, die in diesen drei Fest-

tagen einen würdigen und sehr 

schönen Abschluss gefunden 

haben. Ein Wahnsinnspensum, 

das alle engagiert und mit tollen 

Ideen gestaltet und mitgemacht 

haben. Großartig! 

Ein Riesendank dafür geht an alle 

Schüler:innen, Lehrkräfte und Mit-

timistisch stimmende Beiträge 

statt: von Dr. Henning Lühr, Man-

fred Jacobi, Christina Jantz-Herr-

mann und Holger Wendel zu Ver-

waltungsschule und -ausbildung 

im Wandel der letzten 10 Jahr-

zehnte, von Stephan Jacobs zur 

SOR/ SMC-Projektumsetzung der 

Klasse J19 bei der Senatorin für 

Justiz und Verfassung, vom Ver-

waltungsfachangestellten und 

ehemaligen Verwaltungsschüler 

Christian Dabs zu  Inklusion und 

Verwaltung und von  Daniela Ber-

ger,  Stefan Welling,  Hille Heu-

mann-Klemm  zu Klima, Krisen 

und KI - Herausforderungen 

für Verwaltung und Bildung der 

Zukunft. Ganz „großes Kino“ gab 

es auch: den schon bekannten Film 

vom 90. Geburtstag der Verwal-

tungsschule 2013 und einen ganz 

neuen, äußerst kurzweiligen Film 

der Klasse VFA 2021b über die 

Verwaltungsschule im 100. Jahr.

Nach einem Blick durch die Glas-

kugel in die Zukunft der Verwal-

tungsschule von Katja Lessing 

und André Galdia endete dann 

der „Programmteil“ und es konn-

te bei Musik und Tanz entspannt 

weitegefeiert werden – der „harte 

Kern“ bis ca. 23 Uhr.
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Der Cup-Song  vorgetragen von JuFa 2021

I got my ticket for the long way ‘round 
Two bottle of whiskey for the way 

And I sure would like some sweet company 
And I’m leaving tomorrow, what do you say?

When I’m gone 
When I’m gone 

You’re gonna miss me when I’m gone 
You’re gonna miss me by my hair 

You’re gonna miss me everywhere, oh 
You’re gonna miss me when I’m gone

When I’m gone 
When I’m gone 

You’re gonna miss me when I’m gone 
You’re gonna miss me by my walk 

You’re gonna miss me talk, oh 
You’re gonna miss me when I’m gone

I got my ticket for the long way ‘round 
The one with the prettiest of views 

It’s got mountains, it’s got rivers, it’s got sights to give you shivers 
But it sure would be prettier with you

When I’m gone 
When I’m gone 

You’re gonna miss me when I’m gone 
You’re gonna miss me by my walk 

You’re gonna miss me by my talk, oh 
You’re gonna miss me when I’m gone

When I’m gone 
When I’m gone 

You’re gonna miss me when I’m gone 
You’re gonna miss me by my hair 

You’re gonna miss me by my everywhere, oh 
Oh you’re sure gonna miss me when I’m gone

When I’m gone 
When I’m gone 

You’re gonna miss me when I’m gone 
You’re gonna miss me by my walk 

You’re gonna miss me by my talk, oh 
You’re gonna miss me when I’m gone
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Anlässlich des 100jährigen Jubiläums der Verwaltungsschule Bremen lädt der Senator für Finanzen, 
Björn Fecker, Sie herzlich zu einer Festveranstaltung mit anschließendem Empfang 
 

am Mittwoch, den 4. Oktober 2023 um 17:00 Uhr 
in die Obere Halle des Bremer Rathauses ein. 

 
Bitte melden Sie sich unter diesem Link bis zum 27.09.2023 zur Teilnahme an:  
 
100 Jahre Verwaltungsschule - Veranstaltungen der Senatskanzlei Bremen (senatskanzlei-bremen-
veranstaltungen.de) 
 
Wir freuen uns sehr darauf, mit Ihnen unser Jubiläum zu feiern und gemeinsam auf Vergangenheit, 
Gegenwart und in die Zukunft der Verwaltungsschule zu blicken!  
 
Herzliche Grüße, 
 
Katja Lessing 
 

Einladung zum Senatsempfang
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Festakt  
 

anlässlich des  
100jährigen Jubiläums der Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen  

in der Oberen Halle des Alten Rathauses 
4. Oktober 2023, 17:00 Uhr 

 
 
 

 Musik:  “My future” (Billie Eilish)“ 
 
Begrüßung  Björn Fecker 

Bürgermeister und Senator für Finanzen 
 

Rede  Katja Lessing  
Direktorin der Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen 
 

 Musik:   “Just the way you are” (Billy Joel)” 
 

Festvortrag Prof. Dr. Tino Schuppan 
Professor der Hochschule der Bundesagentur für Arbeit und 
Fellow Koordinator des Stein-Hardenberg-Instituts (SHI) 
 

Rede Holger Wendel 
Direktor a. D. der Verwaltungsschule der Freien Hansestadt Bremen 

 
Musik: “Love is a beautiful thing” (Theo Katzman)” 
 

Rede Lars Hartwig 
Vorsitzender des Gesamtpersonalrats für das Land und die 
Stadtgemeinde Bremen 
 

Beitrag Petra Jähnke, Aylin Kaya, Martin Morain, Mohammad Tafreshi 
Schüler:innen und Teilnehmende des Fachwirte-Aufstiegslehrgangs 
Musik: “In your eyes“ (Peter Gabriel)” 
 
 
Musik:  “Half of the way” (Vulfpeck)” 
 

 
 

Im Anschluss laden wir Sie zu Snacks und Getränken im Festsaal des Rathauses ein. 
 
 

Musikalische Begleitung: Quartett hundert18 (sarah.mysegaes@hotmail.de) 

Ablauf Senatsempfang
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Begrüßungsrede von Bürgermeister und Senator 

für Finanzen Björn Fecker beim Senatsempfang am 

4. Oktober 2024

Sehr geehrte Frau Lessing, 

sehr geehrter Herr Prof. Dr. Schuppan, 

sehr geehrter Herr Wendel, 

sehr geehrter Herr Hartwig, 

liebe Schülerinnen und Schüler und Teilnehmende 

des Fachwirte-Aufstiegslehrgangs, 

meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Gäs-

te und Anwesende,

was für ein außergewöhnlicher Anlass! Wir stehen 

heute hier, um ein beeindruckendes Jubiläum zu fei-

ern: Sage und schreibe 100 Jahre Verwaltungsschule 

Bremen! Das sind ganze 10 Jahrzehnte voller erst-

klassiger Verwaltungsausbildung und -fortbildung, 

100 Jahre, in denen kluge Köpfe für den öffentlichen 

Dienst in Bremen ausgebildet wurden. Das ist nicht 

nur ein Beweis für Beständigkeit, sondern auch ein 

lebendiges Zeugnis dafür, wie wertvoll Bildung und 

Weiterbildung für unseren öffentlichen Dienst sind.

Wir alle sind heute hier, um die hohe Bedeutung von 

Bildung und Weiterbildung für Bremen und unsere 

bremische Verwaltung zu feiern. Das ist nicht nur 

eine Sache der Tradition, sondern auch ein Schatz für 

unsere Zukunft. Bildung und Weiterbildung sind das 

Fundament, auf denen das Erfolgsgebäude unseres 

Landes Bremen steht.

100 Jahre Verwaltungsschule bedeuten 100 Jahre 

Anpassungsfähigkeit und Wandel.  Die Bremische-

Verwaltung hat sich immer wieder den sich ändern-

den Anforderungen unserer Gesellschaft gestellt. 

Von den bescheidenen Anfängen bis heute hat die 

Verwaltungsschule unermüdlich daran gearbeitet, 

Fachkräfte auszubilden und weiterzuentwickeln, 

die die vielfältigen Aufgaben der Verwaltung kom-

petent und verantwortungsbewusst bewältigen. In 

einer Zeit, in denen die digitale und gesellschaftliche 

Transformation, der Klimawandel, globale Krisen und 

die Energiewende unsere Welt prägen, sind gut aus-

gebildete und hochmotivierte Menschen wichtiger 

denn je.

Wenn wir heute stolz auf unsere Vergangenheit zu-

rückblicken, müssen wir auch einen Blick in die Zu-

kunft werfen. Insbesondere die mittlere Funktions-

ebene der Verwaltung steht vor einer Reihe von 

Herausforderungen, denen wir uns stellen müssen. 

Eine der wesentlichen Veränderungen, mit denen wir 

konfrontiert sind, ist die zunehmende Akademisie-

rung der Verwaltungsberufe. Früher waren berufli-

che Ausbildungen ausreichend, um in der Verwaltung 

erfolgreich zu sein. Heute sehen wir einen Trend hin 

zu akademischen Abschlüssen und spezialisierter 

Weiterbildung. Es ist wichtig, dass wir die Ausbildung 

unserer Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbei-

ter den sich verändernden Anforderungen anpassen.

Ein weiterer Punkt, den wir nicht außer Acht lassen 

dürfen, ist die rasante Digitalisierung. Die fortschrei-

tende Digitalisierung verändert nicht nur die Art und 

Weise, wie wir arbeiten, sondern erfordert auch eine 

ständige Weiterbildung, um mit den neuesten tech-

nologischen Entwicklungen Schritt zu halten. Die Di-

gitalisierung bietet einige Chancen, unsere Prozesse 

zu optimieren, birgt aber auch Risiken zum Beispiel 

in Bezug auf Datenschutz und IT-Sicherheit, die wir 

sorgfältig managen müssen.

Und dann wäre da noch das Thema des Fachkräfte-

mangels, das uns derzeit überall begegnet. Die öf-

fentliche Verwaltung muss mit der Privatwirtschaft 

um talentierte Fachkräfte in allen Gebieten konkur-

rieren. Um wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen wir 

deswegen attraktive Arbeitsbedingungen und indivi-

duelle Entwicklungsmöglichkeiten bieten.

Es ist deswegen entscheidend, unsere Verwaltungs-

schule weiterzuentwickeln und an die neuen An-

forderungen anzupassen. Wir müssen sicherstellen, 

dass unsere Absolventinnen und Absolventen so-

wohl die erforderlichen fachlichen Kompetenzen als 

auch die digitalen Fähigkeiten besitzen, um in einer 

modernen Verwaltung erfolgreich zu sein. Weiter-

bildung und lebenslanges Lernen werden in Zukunft 

noch einmal an Bedeutung gewinnen. Lassen Sie uns 

also die aktuellen Herausforderungen nicht nur als 

Hindernisse sehen, sondern auch als Chancen. 
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Unsere Verwaltung in Bremen hat in der Vergangen-

heit bewiesen, dass sie sich anpassen und innovativ 

sein kann. Ich bin zuversichtlich, dass wir auch in Zu-

kunft gemeinsam die richtigen Maßnahmen ergreifen 

werden, um die mittlere Funktionsebene der Verwal-

tung zu stärken und für kommende Generationen 

von Verwaltungsmitarbeiterinnen und –mitarbeitern 

attraktiv zu gestalten. 

In diesem Sinne möchte ich auf das Projekt ZAF (Zu-

kunft der Aus- und Fortbildung) 2.0 zu sprechen 

kommen, bei dem die Verwaltungsschule im Verbund 

mit dem AFZ eine entscheidende Rolle spielt. Dieses 

Projekt wurde im Jahr 2020 in enger Kooperation 

mit Dr. Martin Hagen und Dr. Anke Saebetzki ins Le-

ben gerufen. Ziel ist es, die Ausbildung, Fortbildung 

und Beratung in der Freien Hansestadt Bremen zu 

stärken und zu einem Motor der Transformation der 

Verwaltung zu machen. Dieses Projekt wird dazu bei-

tragen, unsere Bildungs- und Beratungsangebote zu 

optimieren und unsere Verwaltung zu einer Vorreite-

rin in Sachen Innovation und Effizienz zu machen. 

Dabei arbeiten wir eng mit unseren Partnern aus der 

Wirtschaft, der Wissenschaft und der Zivilgesell-

schaft zusammen, um innovative Lehrmethoden zu 

entwickeln, die die individuellen Bedürfnisse unserer 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berücksichtigen. 

Wir wollen sicherstellen, dass sie die Fähigkeiten und 

das Wissen erwerben, die sie benötigen, um Bremen 

weiterhin erfolgreich zu gestalten.

Das Projekt befindet sich auf der Zielgeraden und 

wird voraussichtlich Ende dieses Jahres abgeschlos-

sen sein. Dann kann die schrittweise Umsetzung be-

ginnen.

Das Projekt ZAF 2.0 ist ein lebendiges Beispiel für 

die Innovationskraft und den Willen zur Veränderung 

unseres Landes.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um allen, die an 

diesem wichtigen Projekt beteiligt sind, meinen herz-

lichen Dank auszusprechen. Ihr Engagement und Ihre 

Expertise sind von unschätzbarem Wert, und ich bin 

zuversichtlich, dass wir gemeinsam die Verwaltungs-

schule in eine aufregende und zukunftsweisende Bil-

dungseinrichtung verwandeln können.

Als Finanzsenator bin mir meiner verantwortungs-

vollen Rolle im Kontext der Aus- und Fortbildung be-

wusst. Das Finanzressort fungiert als Querschnitts-

ressort. Wir tragen eine große Verantwortung für die 

finanzielle Stabilität unseres Landes und die effizien-

te Verwendung der finanziellen Ressourcen. Diese 

Verantwortung erstreckt sich natürlich auch auf die 

Aus- und Fortbildung sowie Beratung unserer eige-

nen Beschäftigten.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind das Rück-

grat der Verwaltung und ihre Qualifikationen und 

Kompetenzen sind entscheidend für die Qualität der 

Dienstleistungen, die wir als Staat den Bürgerinnen 

und Bürgern bieten. Deshalb bekenne ich mich wie 

mein Ressort ausdrücklich zur Verantwortung für die 

Aus- und Fortbildung unserer bremischen Beschäf-

tigten. Wir sind uns bewusst, dass Investitionen in 

die Qualifikation unserer Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter eine Investition in die Zukunft unseres Lan-

des sind.

Die Aus- und Fortbildung ist ein kontinuierlicher Pro-

zess, der niemals endet. Wir werden weiterhin in die 

Entwicklung unserer Beschäftigten investieren und 

sicherstellen, dass sie die Fähigkeiten und Kenntnis-

se erwerben, die sie benötigen, um die Herausforde-

rungen der Zukunft zu bewältigen. Die Verwaltungs-

schule wird dabei eine unverzichtbare Partnerin 

bleiben.

Bevor ich zum Schluss komme, möchte ich noch ein-

mal die Gelegenheit nutzen und die wichtige Rolle 

der Verwaltungsschule würdigen. Sie hat nicht nur 

die Aufgabe, Wissen zu vermitteln, sondern auch den 

Raum für den Austausch von Erfahrungen und Ideen 

zu schaffen. Sie fördert die Vernetzung und den Zu-

sammenhalt innerhalb der Verwaltung und trägt so-

mit dazu bei, die Leistungsfähigkeit und Innovations-

kraft unserer Verwaltung zu stärken.

Wir würdigen heute die Verwaltungsschule und ihre 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihre heraus-

ragende Arbeit und ihr Engagement. Ihr Beitrag zur 

Aus- und Fortbildung in Bremen ist von unschätzba-

rem Wert, und wir sind stolz darauf, diese Institution 

in unserem Land zu haben.

Ich möchte diese Gelegenheit auch nutzen, um all je-

nen zu danken, die an der Entwicklung und dem Erfolg 

der Verwaltungsschule beteiligt waren - den Lehre-

rinnen und Lehrern, den Dozentinnen und Dozenten, 

den Schülerinnen und Schülern, den Absolventinnen 

und Absolventen, den Verwaltungsmitarbeitenden 
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und natürlich auch allen anderen, die ihre Zeit und 

Energie investiert haben, um dieses Zentrum zu dem 

zu machen, was es heute ist. Ich danke Ihnen allen 

für Ihr Engagement und Ihren Einsatz im Bereich der 

Aus- und Fortbildung. Lassen Sie uns gemeinsam da-

ran arbeiten, unsere Verwaltung weiterhin fit für die 

Zukunft zu machen.

Wir müssen sicherstellen, dass das Aus- und Fortbil-

dungszentrum auch in den kommenden Jahrzehnten 

eine treibende Kraft für Bildung und Fortbildung in 

unserer Region bleibt. Ich bin zuversichtlich, dass wir 

dies gemeinsam erreichen können, indem wir weiter-

hin in Bildung investieren und sicherstellen, dass un-

sere Mitarbeitenden die Fähigkeiten und das Wissen 

erlangen, die sie benötigen, um erfolgreich in einer 

sich ständig verändernden Welt zu sein. 

Nochmals herzlichen Glückwunsch zum 100-jährigen 

Jubiläum an die Verwaltungsschule. Möge sie auch 

weiterhin eine Quelle der Inspiration, des Lernens 

und des Erfolgs für uns alle sein.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und auf eine er-

folgreiche Zukunft!
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Rede der Direktorin der Verwaltungsschule Katja 

Lessing beim Senatsempfang im Bremer Rathaus 

am 4. Oktober 2024

„Sämtliche für den Unterricht der Pflichtschule in Frage kommenden Lehrlinge und Angestellte werden aufgefordert, 
sich am Montagnachmittags 3 Uhr pünktlich zur Entgegennahme der nötigen Weisungen (u.a. Stundenplan) in der 
Schule einzufinden.

I. Begrüßung

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung, ver-

öffentlicht am 6. Oktober 1923 in den Bremer 

Nachrichten, wird der offizielle Schul- und Un-

terrichtsbetriebs an der neuen „Pflichtschule für 

Bureau-Lehrlinge und Angestellte“ – der heuti-

gen Verwaltungsschule.

Das ist jetzt ein ganzes Jahrhundert her und 

freue mich sehr, dass Sie alle heute gekommen 

sind, um mit uns zu feiern!

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehr-

ter Herr Bürgermeister und Senator Fecker, lie-

ber Staatsrat Dr. Hagen, Lars Hartwig, Prof. Dr. 

Schuppan, liebe Schüler:innen, liebe Lehrkräfte 

und Kolleg:innen, liebe Ehemalige, liebe Freunde, 

Gäste. Ein ganz herzliches Willkommen an Sie 

alle auch von mir! Ich freue mich, dass so viele – 

trotz der kurzen Woche – heute gekommen sind!

Ich freue mich sehr und fühle mich gleichzeitig 

auch sehr geehrt, dass ich heute in dieser Funk-

tion überhaupt hier stehen darf und kann. Mein 

persönlicher Anteil an diesen 100 Jahren ist ver-

gleichsweise gering, nicht etwa, weil ich wahn-

sinnig jugendlich wäre, sondern weil ich erst seit 

2008 an der Verwaltungsschule bin und erst seit 

2021 als Direktorin. Ich habe also schlicht Glück 

gehabt! 

Auch das heutige Kollegium der Verwaltungs-

schule ist in weiten Teilen noch nicht so lange 

dabei, weshalb wir hier und heute vor allem auch 

die Arbeit unserer zahlreichen Vorgänger:innen 

würdigen. Aber natürlich ebenso all der anderen, 

die in unterschiedlichsten Funktionen in den Mi-

nisterien, Behörden, bei Interessensvertretun-

gen etc. in all den Jahrzehnten die Aus- und Fort-

bildung bei der FHB aufgebaut, gestaltet und geprägt 

haben

Sie alle haben dazu beigetragen, dass wir hier heu-

te 100 Jahre auch wirklich feiern können und dafür 

schon jetzt ein großes Dankeschön an Sie alle!

II. 100 Jahre Verwaltungsschule und -ausbildung

100 Jahre Verwaltungsschule Bremen, ein sehr stol-

zes Jubiläum, denn wir würdigen damit nicht nur die 

Institution Verwaltungsschule, sondern 100 Jahre 

Aus- und Fortbildung von bremischen Beschäftig-

ten. Das sind 1000e Menschen, die von der Verwal-

tungsschule ins Berufsleben in die Verwaltung und 

Justiz gestartet sind, die hier gelernt, geschwitzt, 

gelacht, gelegentlich vielleicht auch gelitten haben. 

Das waren und sind in der Ausbildung z.B. Lehrlin-

ge der bremischen staatlichen Behörden, Betriebe, 

Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher, Auszubil-

dende und Anwärter:innen für den mittleren und ge-

hobenen Verwaltungsdienst, die Steuerverwaltung, 

Feuerwehr, Justizvollzug, VFA, JuFa, KfBM und Be-

schäftigte aus brem. Ressorts/ Dienststellen, die von 

Lehrkräften der Verwaltungsschule in beruflichen 

Fort- und Weiterbildungen, wie Aufstiegslehrgän-

gen u.a. Qualifizierungen geschult worden sind. Viele 

kamen und kommen auch immer wieder, es gibt tolle 

Entwicklungsgeschichten, vom VFA über den Fach-

wirt zur Lehrkraft und auch sonst beeindruckende 

Karrieren, die an der Verwaltungsschule begonnen 

haben, prominentestes Beispiel ist sicher unser ehe-

maliger Präsident des Senats Hans Koschnik. 

All diese Menschen haben, da bin ich sicher, von der 

Zeit an der Verwaltungsschule für ihr weiteres beruf-

liches Leben mitgenommen. Auch deswegen noch-

mal: Das ist ein sehr stolzes und bemerkenswertes 

Jubiläum! 
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III. Blick ins Gestern

Ein Jubiläum wie dieses ist immer ein Anlass für einen 

Blick ins Gestern, Heute und Morgen. 

Den Blick in unsere Schulvergangenheit haben wir 

sehr ausführlich gemacht bzw. machen lassen. Es gibt 

eine großartige umfangreiche Jubiläumsschrift mit 

einem ausführlichen historischen Teil. Holger-And-

reas Wendel und Manfred Jacobi haben dafür lange 

und intensiv recherchiert, Spannendes und Erhel-

lendes zusammengetragen – sogar zwischen alten 

Weihnachtskartons im Doventor sind sie fündig ge-

worden! Hut ab vor so viel Staubeinsatz im Namen 

der Schulgeschichte. Das Ganze wurde dann wun-

derbar layoutet von unserem IT-/ Medienpädagogen 

Michael Berndt. Danke an Euch schon an dieser Stel-

le für die großartige Arbeit! Ich kann die Lektüre sehr 

empfehlen - es lohnt sich.

IV. Wer sind wir heute, was zeichnet uns aus

Feststellen kann man in jedem Fall: wir sind in vieler-

lei Hinsicht was ganz Besonderes - natürlich sagen 

das alle Schulleiter:innen, aber bei uns stimmt es 

eben auch! 

Das Besondere fing schon mit unserer Gründung 

an – 1923: 1923 begann mit dem Unterricht bei uns 

an der Schule auch erstmalig der Pflichtunterricht 

für die Staatsbediensteten der bremischen Verwal-

tung. Bis dato gab es in Bremen seit 1916, übrigens 

damals auf Initiative der Beamten selbst, nur die 

Möglichkeit der Teilnahme an freiwilligem Unter-

richt für Schreiber/ Hilfsschreiber durch eine private 

Fach- und Fortbildungsschule („Bremischen Bureau-

beamtenvereins“). Erst 1923 erfolgte die Einführung 

des Pflichtfortbildungsunterrichts, und das mitten 

in der ersten existenziellen Krise der jungen ersten 

deutschen Demokratie, der Weimarer Republik, mit-

ten in extrem turbulenten Zeiten also. Wenn wir uns 

kurz zurückversetzen: politisch gab es große Unru-

hen und dramatische Krisen: Besetzung Ruhrgebiets, 

KPD-Aufstand, Hitler-Putsch usw. Außerdem befand 

sich Deutschland in einer wirtschaftlich katastropha-

len Lage mit Hyperinflation, die ausgerechnet im Ok-

tober 1923 ihren Höhepunkt erreichte, kurz vor der 

Währungsreform im November. 1 Kilo Brot kostete 

im Mai 1923 noch 474 Mark, Anfang Oktober dann 

absurde 14 Millionen. Gleichzeitig war es aber auch 

die Zeit der „Goldenen Zwanziger Jahre“ mit glorrei-

chem deutschem Film, Radio, Charleston Tanz und 

ausschweifenden Partys. Man stelle sich also vor, 

dass mitten in dieser Zeit nun die Pflichtschule für 

Staatsbedienstete eröffnet.

Ein kurzer Blick auf den Unterricht in der Pflicht-

schule damals: Es gab theoretische Ausbildung in 3 

aufsteigenden Jahresstufen. Es gab Fächer der All-

gemeinbildung (Deutsch, Rechnen z.B.) und daneben 

speziellen Fachunterricht (Verwaltungslehre, Bu-

reaukunde) mit so interessanten Themen wie „Das 

Copieren und sein Zweck“. Es gab einen auch nach 

heutigen Maßstäben sehr modernen und progressi-

ven Pädagogen als Schulleiter, der Lehrer Heinrich E. 

A. Meyer. Ihm war vielfältige Bildung wichtiger war 

als Spezialisierung, er war gegen abstrakte und ver-

klausulierte Amtssprache ebenso vehement, wie er 

Persönlichkeitsbildung wichtig fand. Ihm wird eine 

humanistische und aufrechte demokratische Gesin-

nung nachgesagt, was ihn bei den aufkommenden 

Nazis sofort verdächtig machte, weshalb er mit ihrer 

Machtübernahme und Gleichschaltung der Schule ab 

1933 sofort entlassen wurde.

Unterrichtet wurde damals ausschließlich von ne-

benamtlichen Lehrkräften aus Justiz und Verwaltung. 

Erst 1928 gab es zusätzliche einen weiteren haupt-

amtlichen Lehrer (Handelsoberlehrer) neben dem 

Direktor und dabei blieb es eine ganze Weile. Eine 

besondere Nähe von Theorie-Praxis gab es dadurch 

schon damals. 

Das ist bis heute eine Besonderheit unserer Schule – 

die Nähe von praktischer und schulischer Ausbildung 

in der Aus- und Fortbildung. Für unsere Kernaufgabe, 

(junge) Menschen darin auszubilden und zu beglei-

ten, dass sie für ihre künftigen Aufgaben fit sind, ist 

das zweifellos sehr wertvoll. 

Die Verwaltungsschule ist sicherlich durch ihre Auf-

gaben und Organisation in besonderer Weise geeig-

net, eine umfassende Ausbildung sicherzustellen, na-

türlich befördert durch die Struktur der bremischen 

Verwaltungsausbildung insgesamt mit ihrer Zentrie-

rung im Ressort Finanzen: In der dualen Ausbildung 

sind wir Berufsschule und übernehmen zusätzlich 

auch die sog. dienstbegleitende Unterweisung, die 

zum betrieblichen Teil der Ausbildung gehört; das 

bedeutet berufs- und praxisbezogenen Unterricht 

in verzahnten Curricula. Das ist, bis auf Hamburg, 

in dieser Art bundesweit einmalig, darum werden 

wir beneidet. Zusätzlich haben wir quasi „einen Fuß“ 

auch eng am zweiten Lernort, der betrieblichen Pra-
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xis, durch Unterstützung der Ausbildung der Ausbil-

der:innen und die Nähe zum AFZ. Ein weiteres Pfund 

ist der hohe Anteil, den unsere Lehrkräfte in der Fort-

bildung der brem. Beschäftigten leisten. Diese zwei 

„Standbeine“ der Verwaltungsschule befördern sich 

gegenseitig, fachlich, pädagogisch, didaktisch. Vieles, 

was zunächst in der Ausbildung gewesen ist, wurde 

dann später auch in die Fortbildung integriert und 

umgekehrt, z.B. Weserburg-Projekt, Diversity, di-

gitale Lehre, Bürger:innenservice/ Sprache, um nur 

einige zu nennen.

Auch unsere organisatorischen Strukturen beför-

dern diese Theorie-Praxis-Verknüpfung: Mit Unter-

brechung haben wir seit 1953 Personalunion von 

Schulleitung und, zunächst Aus- und Fortbildungs-

referent bei Personalamt/ später SKP bzw. heute 

AFZ-Leitung. Diese Nähe zur Beratung/ Begleitung 

der Auszubildenden, zu den Praxisdienststellen, ist 

besonders wertvoll für den Ausbildungserfolg, er-

leichtert Austausch aller an Ausbildung Beteiligten 

und befördert Realisierung von praxisbezogenen 

Projekte wie „Draufhaber TV“, „Arbeit 4.0“, „kom-

munale Klimascouts“. Wir haben die auf den ersten 

Blick für eine Schule ungewöhnliche Ressortierung 

bei Personal/ Finanzen statt bei Bildung. Schon seit 

unserer Gründung war die Frage „Wo gehört die 

Verwaltungsschule eigentlich hin“ immer wieder 

Gegenstand lebhafter Diskussionen zwischen den 

betreffenden Ressorts, die am Ende zu Recht und 

zum Vorteil der Ausbildung – wie ich finde – zu Guns-

ten Finanzen ausgefallen ist. Denn die Ressortierung 

bei Finanzen betont und fördert das Ziel, eigenen 

Nachwuchs für die FHB mit größtmöglicher Praxis-

nähe auszubilden sehr. Zugleich sind wir dem Bremer 

Schulrecht, den pädagogischen bzw. schulischen Bil-

dungszielen verpflichtet, was wiederum der Gefahr 

entgegenwirkt, reines „Stoffvermittlungsinstitut 

oder bloße Paukeinrichtung“ zu sein.

Ein weiterer Bonus ist außerdem die Zusammenset-

zung unseres Lehrpersonals. Unser hauptamtliches 

Kollegium steht letztlich auf drei Säulen: ausgebilde-

te „echte“ Lehrer:innen, pädagogisch, methodisch-di-

daktisch weitergebildete Juristen bzw. Menschen 

anderer wiss. Disziplinen und als dritte Säule ent-

sprechend weiterqualifizierte Verwaltungsprakti-

ker:innen, Rechtspfleger:innen. Ebenso „bunt“ ist 

auch die Schulleitung aufgestellt. Daneben, als qua-

si vierte Säule, wird seit Gründung der Schule der 

Unterricht zu einem großen Teil von nebenamtlichen 

Lehrkräften aus Justiz und Verwaltung durchgeführt, 

die ihr Fachwissen aus der Praxis weitergeben kön-

nen. Diese Mischung macht`s, könnte man also sagen, 

die Verknüpfung berufsbezogener Fachlichkeit mit 

pädagogischer Qualifizierung, Lehre „aus der Praxis 

für die Praxis“, die Möglichkeit interdisziplinärer Un-

terrichtsentwicklung, das ist für unsere Lehre sehr 

wertvoll und ist aus meiner Sicht ein trotz des Alters 

mittlerweile ein echtes Zukunftsmodell für moderne 

innovative Lehre + ggf. für Lehrkraftmangel. 

Neben der Theorie-Praxis-Nähe ist vor allem eine 

Aufgabe unserer Schule als besonders wesentlich 

hervorzuheben: Als Schule für die öffentliche Verwal-

tung sind wir in besonderer Weise verpflichtet, nicht 

nur Verwaltungsbeschäftigte „auszuwerfen“, die ihre 

Aufgaben in Verwaltung und Justiz professionell aus-

führen, sondern die dabei auch die Bedeutung und 

Auswirkungen ihres Tuns für die Bürger und die Ge-

sellschaft im Blick behalten, die entsprechende Wer-

te und Haltungen haben und diese nötigenfalls auch 

ein Stück verteidigen.

Dazu gehören selbstverständlich die Werte und 

Haltungen unseres Rechtsstaates, einer demokra-

tischen, offenen, toleranten, solidarischen, diversi-

tätsbewussten Gesellschaft, Public-Service-Motiv. 

Und das wurde auch seit der Gründung immer als 

wesentlich und handlungsleitend für die Aus- und 

Fortbildung dieser Schule angesehen – mit Ausnah-

me der Zeit von Nazidiktatur und –terror, in der sich 

auch in der Geschichte der Verwaltungsschule ein 

sehr dunkles Kapitel gewesen ist. Es ist heute Gegen-

stand unseres Leitbildes und Selbstverständnisses; 

und das leben wir auch. Neben dem Allgemeinbil-

dungsauftrag gibt es seit 2008 in allen Ausbildungs-

klassen Diversity-Kurse, haben wir eine langjährige 

Kooperation mit dem Lidice-Haus, sind wir seit 2013 

Schule ohne Rassismus/ Schule mit Courage – damals 

übrigens als erste Berufsschule Bremens und erste 

Verwaltungsschule bundesweit. Das ist heute umso 

wichtiger, angesichts der zunehmenden Spaltung der 

Gesellschaft, mit Akzeptanzverlust staatlicher Insti-

tutionen, mit ihrer immer größer werden Intoleranz, 

Rassismus, Rechtsextremismus. Das macht mir auch 

ganz persönlich zuweilen große Angst, wie vielen von 

uns. Deshalb muss es in Zukunft eine unserer Haupt-

aufgaben bleiben, die genannten Werte und Haltun-

gen zu vermitteln, alle Aktivitäten und jedes Engage-

ment, dass demokratische und rechtstaatliche Werte 

und Haltungen befördert, aktiv zu unterstützen.
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V. Welche Aufgaben kommen in Zukunft auf uns 

zu: 

Ich bin zunächst davon überzeugt, dass wir mit den 

Besonderheiten für die künftigen Aufgaben und He-

rausforderungen schon ganz gut und im Grundsatz 

richtig aufgestellt sind. Das brauchen wir auch, denn 

es kommt eine ganze Menge auf uns zu, auf die Bil-

dung, auf uns als Schule. 

Zum einen haben wir VUKA-Welt mit Unsicherhei-

ten, Komplexität, können wir nicht richtig heute vor-

hersehen können, was wird gebraucht, was passiert 

mit Berufen, mit Aufgaben, mit Anforderungen. Ge-

nau diese Verlässlichkeit ist aber die Grundvoraus-

setzung unserer Arbeit! Wir müssen einigermaßen 

verlässlich einschätzen können, welche Kompeten-

zen die Menschen, die wir heute ausbilden in der 

Arbeitswelt von morgen brauchen; vielleicht müs-

sen wir uns irgendwann genau davon auch lösen, die 

Menschen für irgendeinen konkreten Beruf oder 

Aufgabe ausbilden zu wollen oder zu können. 

Zum anderen haben wir mit grundlegenden Wandel 

in allen Bereichen des Lebens zu kämpfen: Techno-

logische Entwicklung, Klima, Gesellschaft u.v.m. Die-

se Transformation ist für die berufliche Bildung eine 

riesige, wenn nicht die größte aktuelle Herausforde-

rung. 

Wir befinden uns in einem Wettlauf zwischen Tech-

nologie und Bildung und sind jetzt in einer Zeit, in der 

die technologische Entwicklung der Bildung voraus 

ist, wir also einen Gap zum Nachteil der Bildung be-

klagen müssen. Die OECD nennt dies die Zeit des 

„Sozialen Schmerzes“, weil keine echte Weiterent-

wicklung möglich ist. Das ist fatal. Wir müssen also 

wieder „vor die Welle“ kommen, der Technologie 

wieder voraus sein, was aber angesichts der rasanten 

Entwicklung, insbes. durch generative KI nur schwer 

vorstellbar ist. In jedem Fall bedeutet das für uns, 

dass ständige Veränderung von Curricula und ein 

Stück „Lehre auf kurze Sicht“ normal werden wird, 

was für uns zwei Baustellen bringt: Wir müssen un-

sere Schüler:innen darauf vorbereiten und uns selbst 

als Einrichtung, Organisation als Team entsprechend 

aufstellen.

Wichtig ist auch deshalb Kompetenzentwicklung 

statt bloßer Wissensvermittlung, d.h. dazu anleiten, 

Wissen zu verifizieren und situations- und sachge-

recht anzuwenden, wesentlich auf allgemeine Me-

thodenkompetenzen zu setzen. Ein Weg dazu ist die 

Weiterentwicklung der Lernfelddidaktik mit komple-

xen fächerübergreifenden Lernsituationen und die 

damit verbundene Loslösung von Fächern. Ein zwei-

ter Pfeiler ist die autonome und eigenverantwortliche 

Gestaltung des gesamten Lernprozesses von Schü-

ler:innen. Die Lehrkraft ist Lernprozess- und Entwi-

cklungsbegleiter:in, nicht allwissende:r Dozent:in; 

sie/ er erklärt übergeordnete Zusammenhänge, zu 

Grunde liegende Bedeutungen und gibt Schüler:in-

nen Empowerment und Vertrauen. Eine Schule der 

begleiteten Selbstverantwortung also. Aufgrund der 

ständigen Veränderung, zunehmenden Wissensmen-

ge und fortschreitenden Digitalisierung brauchen wir 

immer weniger nur Fachliches zu vermitteln, statt-

dessen mehr Methodenkompetenzen, personale/ so-

ziale Kompetenzen. Denn für alles andere haben wir 

ja jetzt und künftig Google, Wikis, Chatbots und ge-

nerative KI-Sprachmodelle. Wir müssen aber lernen 

und vermitteln, sie richtig und reflektiert zu nutzen, 

mit den richtigen Fragen zu „füttern“. Dazu müssen 

auch wir Lehrkräfte noch viel besser verstehen, wie 

Algorithmen funktionieren und entscheiden, wann 

und wie wir sie bewusst als nützliche Tools einset-

zen. Wir müssen mit Schüler:innen den sensiblen, 

bewussten und reflektierten Umgang mit Daten 

trainieren, ihnen ein Grundverständnis vom Funk-

tionieren von Algorithmen und KI vermitteln, prompt 

designen und programmieren lernen. Das gilt auch 

für allgemeine Verwaltungsberufe, davon bin ich fest 

überzeugt. Lernen, mit der Maschine richtig zusam-

menzuarbeiten, gehört ebenso dazu. Schon deshalb 

wollen wir immer mehr digitalisierte Schule werden, 

aber ausdrücklich keine digitale Schule! Denn wir bil-

den weiter aus für ein Leben in der digitalen und ana-

logen Verwaltungswelt. Deshalb versuchen wir uns 

an kompetenzbasierten Kombinationen aus Präsenz- 

und Distanzunterricht, an hybriden Formen, immer 

mit dem Blick darauf, einen echten Mehrwert für die 

Kompetenzentwicklung zu erzeugen.

Ein anderer wichtiger Fokus in unserer Ausbildung 

soll künftig verstärkt auf Klimaschutz und Nachhal-

tigkeit liegen. Wir wollen weiter beitragen, bei Ver-

waltungsbeschäftigten ein Klimaschutz- und Nach-

haltigkeitsbewusstsein zu fördern. Gerade (junge) 

Menschen in der Ausbildung sind hierfür sicher in 

besonderer Weise zugänglich und heutzutage vor-

sensibiliert. Projekte wie Ökologie und Klimascout 

gehören dazu. Auch wollen wir uns mit der Klima-

schutzagentur energiekonsens auf den Weg machen, 

Klimaschule zu werden.
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Damit Lernort und -umgebung zu moderner Lehre 

mit flexiblem Lernen passen, kommt uns unser Stand-

ortwechsel übernächste Woche ins Innovationscam-

pus Tabakquartier gerade recht. Davon versprechen 

wir uns eine Menge: neue moderne Räumlichkeiten 

nach neuesten energetischen Standards, die Nähe zu 

Dataport und viele neue Kooperationsmöglichkeiten 

mit den anderen Anrainern, wie Boulevardtheater, 

Philharmoniker, Fitnessstudios. Apropos: im Sport-

unterricht haben wir schon angefangen mit Koope-

rationen zu Boulderhalle und Cross-Fit-Studio. Un-

ser Sportunterricht wird erstmalig im kommenden 

Schuljahr sehr vielfältig! 

Wenn uns all das gelingt, dann können wir damit zu-

gleich ein Stück dazu beitragen, die Ausbildung im 

bremischen öffentlichen Dienst für die nächsten Ge-

nerationen interessant zu machen. Auch das sehen 

wir als wichtige Aufgabe für uns an.

VI. Dank und Appell

Wir können das aber nicht alles allein machen und 

nicht alles sofort. Dazu reichen weder unser Wissen 

und Können noch unsere Ressourcen. Wir müssen 

daher kluge Prioritäten setzen, auf gute Kooperatio-

nen bauen, uns weiter vernetzen, übergreifend zu-

sammenarbeiten, auch bundesweit übergreifend en-

gagieren, wie bei der Neuordnung VFA-Ausbildung. 

Allem voran sind wir dafür angewiesen auf Rückhalt, 

Unterstützung und Stärkung durch den Senator für 

Finanzen, durch den Gesamtpersonalrat und die an-

deren Interessensvertretungen. Das wünschen wir 

uns auch weiterhin. 

Die Verwaltungsschule war und ist in ihren ersten 

100 Jahren gut und erfolgreich gewesen und dafür 

möchte ich ausdrücklich allen nochmal danken, die 

daran ihren Anteil hatten und immer noch haben, 

sei es vom Senator für Finanzen oder aus anderen 

Ressorts und Dienststellen, von Interessensvertre-

tungen und nicht zuletzt den Kolleg:innen des AFZ. 

Insbesondere danke ich auch allen Schüler:innen, 

allen Fortbildungsteilnehmenden, die durch rege Be-

teiligung, Kritik, Wertschätzung, Feedback täglich 

mit dafür sorgen, dass wir uns verbessern; auch das 

wünschen wir in Zukunft!

Vor allem anderen möchte ich mich bei meinem groß-

artigen Kollegium bedanken: Lehrkräfte, Sozialpä-

dagogin, Schulsekretariat, alle sind immer höchst 

engagiert und sehr motiviert, das Beste für die Schü-

ler:innen und Schule zu tun und das (meistens ;-)) mit 

viel Humor und Spaß!

Wir sind ein sehr arbeits- und entwicklungsfreudiges, 

innovatives und inspirierendes Kollegium, das auch 

in Zeiten größten Stresses noch „on top“ neben allem 

anderen mal eben Projekttage und Demo-Einsätze 

organisiert Deutsch für neue Flüchtlinge anbietet, 

ein schuleigenes Corona-Testzentrum aufbaut und 

mal eben eine 100Jahrfeier auf die Beine stellt! Ich 

könnte jetzt noch sehr lange so weitermachen! Vielen 

Dank dafür an Euch alle! Es macht großen Spaß mit 

Euch zu arbeiten und die Verwaltungsschule zu ge-

stalten (meistens ;-))!

Feste feiern ging und geht bei uns ohnehin hervorra-

gend: Das erste Schulfest war in Tappes Kaffeehaus 

1954 mit 1 Glas Bowle und ½ Pfund Keksen. 1956 

gab es ein Fest mit einem sportlichen Vergleichswett-

kampf mit der Verwaltungsschule Hamburg (den die 

Hamburger haushoch „….“ haben). Na ja, lassen wir 

das…

Ich bin jedenfalls sehr sicher, dass die Verwaltungs-

schule auch in den nächsten 100 Jahren, so gut bleibt 

und ich werde mich auch persönlich weiter gerne da-

für intensiv einsetzen (wenn wohl auch nicht mehr 

100 Jahre lang).

Unsere Aufgabe, unser Job sind wirklich großartig: 

Menschen ein Stück zu begleiten in ihrer persön-

lichen Entwicklung, das begeistert uns, das macht 

diesen Beruf aus. Man bekommt viel Wertschätzung 

zurück. Dadurch fühlen wir uns bereichert und auch 

ein Stück privilegiert. Danke auch dafür!

VI. Ende

Beenden möchte ich meine Rede nun mit einem ganz 

anderen Zitat: dem der ehemaligen Grundschulleh-

rerin Anita Lükermann, Grundschule Stuhr-Brinkum, 

Klasse 1b: 

„Katja redet gern und oft, leider aber auch häufig zur 

unpassenden Zeit“

Nun: Die für mich passende Zeit ist jetzt definitiv um 

und deswegen höre ich auch auf und wünsche uns al-

len noch einen schönes Fest!

Danke schön!
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Rede Holger Wendel (Direktor der Verwaltungs-

schule a.D.)  beim Senatsempfang im Bremer Rat-

haus am 4. Oktober 2024

(Die Rede musste beim Senatsempfang etwas gekürzt gehalten werden.)

Herr Bürgermeister, liebe Katja Lessing, meine Damen und Herren, liebe ehemalige Kolleginnen und Kollegen,

die Schulleitung hat meinen Kollegen Manfred Jacobi und mich im Vorfeld des 100. Jubiläums gebeten, uns ein biss-
chen mit der Geschichte der Verwaltungsschule zu befassen –  wahrscheinlich, weil wir als Pensionäre quasi selbst 
schon „Geschichte“ sind, aber wir haben das gerne angenommen. (Wir haben aber auch nicht geahnt, wie viel ein biss-
chen werden kann…) 

Katja Lessing hat mich auch gebeten, hier heute auch etwas zur Geschichte zu sagen – kurz selbstverständlich. 100 
Jahre in 10 Minuten geht natürlich nicht – ich möchte mich deshalb auf vier Bemerkungen beschränken:

I.

Wir haben uns bei der Beschäftigung mit unserer 

Geschichte auch um die Verwaltungsschule in der 

Zeit des Nationalsozialismus kümmern müssen – be-

sonders Manfred Jacobi, der sich diesbezüglich auch 

durch Akten des Staatsarchivs gewühlt hat. Ich will 

dazu ein paar Sätze mehr sagen, weil ich glaube, dass 

wir auch Anlass haben, selbstkritisch auf unseren bis-

herigen Umgang damit zu blicken, weil wir allzu be-

reitwillig auf die eher entlastenden Seiten geguckt 

und so getan haben, als ob die Zeit von 1933 bis 1945 

mit „unserer“ Verwaltungsschule eigentlich gar nicht 

viel zu tun hat. 

• Und in der Tat kann man ja darauf verweisen, 

dass der erste Direktor der Verwaltungsschule, Hein-

rich Meyer, gleich nach der Machtübernahme der 

Nazis in Bremen abgesetzt wurde – bezeichnender-

weise mit der Begründung, dass er keine Gewähr da-

für bot, jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat 

einzutreten – was ihm und mit ihm der alten Verwal-

tungsschule ja durchaus zur Ehre gereicht! 

• Man kann darauf verweisen, dass die Verwal-

tungsschule formal ihre organisatorische Eigenstän-

digkeit verlor und in die Großhandelsschule einge-

gliedert wurde. Direktor auch der Verwaltungsschule 

wurde dadurch ein strammer Nazi, Parteimitglied seit 

1931, der – auch das kann man anführen – mit der 

Verwaltungsschule fremdelte, sie gar als „Fremdkör-

per“ in seiner Schule bezeichnete und sich persönlich 

gar nicht um sie kümmerte – außer dass er höchstper-

sönlich das von ihm selbst für Bremen kreierte Fach 

„Geschichte des Nationalsozialismus“ unterrichtete. 

• … dass sein Stellvertreter (und späterer Nach-

folger), der die eigentliche Arbeit machte, zwar auch 

Nazi war, aber wohl nicht so ein strammer (er musste 

sich von der Personalabteilung des NS-Gaus den Vor-

wurf anhören, hinsichtlich seines Engagements nicht 

genügend Vorbild zu sein); ein – so seine zweitins-

tanzliche Einstufung nach dem Kriege – „Mitläufer“, 

einer der eingetreten war, um– wie er selbst sagte 

– sich zu schützen und um in den Genuss der Zulage 

als Stellvertretender Direktor zu kommen, ein oppor-

tunistischer Karrierist also (der übrigens nach dem 

Krieg zwar nicht wieder Direktor der Verwaltungs-

schule, bis zu seiner Pensionierung aber Dozent an 

der Pädagogischen Hochschule war). 

• Man kann weiter darauf hinweisen, dass die 

NSDAP-Zentrale in Berlin, unzufrieden mit der Ver-

waltungsausbildung im Lande, zur ideologischen In-

doktrinierung überall – auch in Bremen – ergänzend 

zu den Verwaltungsschulen sogenannte Verwaltungs-

akademien installierte, die von der NS-Beamtenschaft 

betrieben wurden, und die Beamtenausbildung zent-

ralisieren wollte, wogegen sich sogar der Bremer NS-

Senat im Rahmen seiner Möglichkeiten sträubte, um 

möglichst viel Eigenständigkeit zu wahren. 

Das alles kann man zurecht anführen – aber es ist 

eben nur die halbe Wahrheit! Denn Fakt ist auch, 

• dass die– zwar nicht mehr selbstständige, aber 

doch noch existente –Verwaltungsschule in der NS-

Zeit zur vollsten Zufriedenheit des Bremer NS-Se-

nats funktionierte; 
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• dass ihre Ausbildungsinhalte und ihre Prüfun-

gen komplett auf den faschistischen Führerstaat, auf 

völkische, antisemitische und rassistische Ideologie 

ausgerichtet waren;

• dass sie überhaupt nur besucht werden konnte 

von Schülerinnen und Schülern, die den NS-Kriterien 

an die deutsche Beamtenschaft entsprachen – was 

hieß, dass sie völkisch deutsch und in erster Linie als 

„Vollstrecker des Führerwillens“ zu „unbedingtem Gehor-
sam, zu Disziplin und Unterordnung unter den Willen des 
Führers und seiner Beauftragten“ bereit sein mussten. 

• und dass nicht einmal der relativierend gemein-

te Hinweis, dass die Bremer Verwaltungsschule in 

der NS-Zeit im Reich vor allem für die Qualität ihrer 

zivilrechtlichen Ausbildung bekannt und gefragt war, 

tatsächlich entlastet – wenn man nämlich berück-

sichtigt, welche Schweinereien auch mit dem BGB 

angestellt wurden, etwa durch die Auslegung der 

BGB-Generalklauseln „Treu und Glauben“ und „Sit-

tenwidrigkeit“ im Lichte der „völkischen Lebens- und 

Sittengesetze“, mit der „Allgemeingültigkeit der natio-

nalsozialistischen Grundanschauung“ (RGH), mit der 

kurzerhand viele Rechtsansprüche von Jüdinnen und 

Juden für nichtig erklärt und eliminiert wurden.

Wie gesagt – die Verwaltungsschule hat lange so ge-

tan, als gehöre das alles nicht so richtig zu ihrer Ge-

schichte – im Kleinen ein bisschen so wie Bremen im 

Großen, das sich ja auch lange Zeit und gern darauf 

berief, im Gau Weser-Ems, noch dazu unter Olden-

burger Führung, quasi fremdbestimmt gewesen zu 

sein, und dass Hitler immer einen großen Bogen um 

Bremen gemacht habe. – Dabei war Bremen kein 

bisschen weniger braun als andere Städte – und ge-

nauso wenig unschuldig an den NS-Verbrechen! 

Nach 1945 hat die Verwaltungsschule die Schilderung 

dieser Zeit tatsächlich ihrem ehemaligen Leiter, be-

kanntlich Nationalsozialist, überlassen. In den Schul-

akten befindet sein Bericht, um den der Verwaltungs-

schuldirektor von 1963 anlässlich des 40. Jubiläums 

gebeten hatte. Es überrascht kaum, dass dieser die 

Kriegszerstörungen, den Verlust aller Standorte und 

Akten in den Mittelpunkt stellt und ansonsten betont, 

dass „der Schulbetrieb bis zum Einmarsch der Alliierten 
mit deutscher Gründlichkeit aufrechterhalten wurde“. 
Ich möchte selbstkritisch ergänzen, dass wir noch 
vor 10 Jahren – ich hab mal nachgeguckt, was ich 
selbst auf der Jubiläumsfeier zum 90. Jubiläum, 
bei der wir ja auch Schule ohne Rassismus/Schu-
le mit Courage wurden, dazu gesagt habe – die 
Chance verpasst haben, uns gründlicher mit der 

Verwaltungsschule in der NS-Zeit zu befassen. 
• Dabei ist das doch die Voraussetzung dafür, 

um daraus Lehren ziehen zu können. Und die Haupt-

lehre ist in unseren Augen: Die Verwaltungsschule 

Bremen hat genauso wie die Bremer Verwaltung 

und die deutsche Beamtenschaft insgesamt 1933 

dabei versagt, dazu beizutragen zu verhindern, dass 

aus einem demokratischen Rechtsstaat ein faschis-

tischer Terrorstaat wird. Der Bremer Historiker 

Herbert Schwarzwälder stellte fest, dass die Amts-

übernahme in Bremen im März 1933 nur deshalb 

einigermaßen reibungslos funktionieren konnte, 

weil der per Staatsstreich an die Macht gekomme-

ne NS-Bürgermeister Markert die höheren Beam-

ten übernehmen konnte und diese unverzüglich 

ein Treuebekenntnis zur neuen Ordnung abgaben. 

Die „Anpassung des öffentlichen Dienstes an die 

neuen Verhältnisse“, „teils freiwillig, teils durch psy-

chologischen Druck“ gehöre „zu den bemerkens-

werten Fakten des Machtergreifungsprozesses 

1933“, schreibt das Standardwerk zur deutschen 

Verwaltungsgeschichte. „Erwartungsvolle Mitarbeit 

oder gefügige Anpassung“ nennt es Albrecht Tyrell.  

Zu wenig humanistische und demokratische Grund-

überzeugungen, zu wenig Verantwortungsbewusst-

sein – dafür ein Zuviel an Karrierismus und egoisti-

schem Opportunismus sind die Ursachen für dieses 

Versagen. Die Lehre daraus ist, dass Verwaltungsaus-

bildung immer, auch und vielleicht besonders heute 

neben berufsbezogenen Kompetenzen auch demo-

kratische, rechts- und sozialstaatliche Grundüber-

zeugungen vermitteln muss, Menschenwürde und 

Menschenrechte thematisieren muss, immunisieren 

– oder sagen wir es mit einer aktuellen Vokabel – eine 

Brandmauer errichten muss gegen völkischen, rassis-

tischen, Demokratie- und Grundgesetz-feindlichen 

Rechtsextremismus!

• Dieser Aufgabe hat sich die Verwaltungsschule, 

jedenfalls soweit ich das persönlich überblicken kann, 

immer verantwortungsbewusst gestellt –– 1992 z. 

B. nach den Anschlägen auf Unterkünfte von Asyl-

bewerber:innen und Migrant:innen mit ihrer ersten 

Projektwoche „gegen ‚Ausländerfeindlichkeit‘“ (so 

nannte man das damals noch– Helga Trüpel war Se-

natorin u.a. „für Ausländerintegration“…) oder auch 

mit den Aktivitäten im Rahmen Schule ohne Rassis-

mus und Schule mit Courage. 

II.

Die Frage nach dem „roten Faden“ – Gibt es so etwas 

wie eine Haupttendenz in der Entwicklung der Ver-
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waltungsschule? Eine schwierige Frage, weil es ja 

auch Brüche gab und Neuanfänge. Aber eine Tendenz 

kann man glaube ich tatsächlich durch die Jahrzehnte 

feststellen, obwohl oder gerade weil um sie beson-

ders gerungen wurde: die Tendenz, sich selbst immer 

mehr und immer klarer als Schule zu definieren, also 

als einen Ort, an dem es primär um das Lernen geht, 

auch um die Freude am Lernen, um die Persönlich-

keitsentwicklung der Schülerinnen und Schüler, um 

die Motivation und Befähigung, das „Empowerment“, 

das eigene Leben und die Gesellschaft verantwort-

lich und selbstbewusst zu gestalten – und das, das ist 

wichtig, nicht im Gegensatz, sondern im Einklang mit 

der Aufgabe, als Teil des ressortübergreifenden Per-

sonalmanagements kompetenten Nachwuchs für die 

bremische Verwaltung zu entwickeln!! – 

In der Geschichte musste sich dieses Selbstverständ-

nis erst entwickeln, ein durchaus widerspruchsvoller, 

„dialektischer“ Prozess. 1923 gegründet und 1945 

quasi neugegründet noch im Einvernehmen von Fi-

nanz-, Personal- und Bildungsbehörden, entwickelte 

sich Ende der 40er/Anfang der 50er Jahre ein ziem-

lich erbitterter Streit um die Frage, welchem Ressort 

die Verwaltungsschule zugewiesen werden sollte – 

Bildung oder Personalamt bzw. Senatskommission 

für das Personalwesen. Der Bildungssenator argu-

mentierte sehr grundsätzlich, wollte keinen Präze-

denzfall für eine Berufsschule außerhalb seiner Zu-

ständigkeit schaffen, und argumentierte pädagogisch: 

Es sei doch bekannt, so der zuständige Oberschul-

rat, „dass schulische Veranstaltungen für jugend-

liche Schüler, die nicht unter pädagogischer Leitung 

stehen, sich zu reinen Stoffvermittlungsinstituten 

(Paukeinrichtungen) entwickeln“. – Das Personalamt 

hielt genauso kategorisch dagegen, dass „die Pläne 

in bezug auf die Gestaltung des Ausbildungswesens 

nur realisiert werden können, wenn die Verwaltungs-

schule in die Regie des Personalamtes übergeht.“ Und 

Verwaltungsschulleiter könne auch nur ein „in jeder 

Hinsicht ausgezeichneter Verwaltungsbeamter“ sein, 

„der die Bedürfnisse der Verwaltung kennt und weiß, 

welches Rüstzeug er seinen Schülern auf den Weg 

geben muss.“ Der Ausbildungsreferent verstieg sich 

gar zu der steilen These, dass aus einem tüchtigen 

Verwaltungsbeamten allemal leichter ein guter Leh-

rer würde als umgekehrt. (Das Leben sollte ihn in 

Einzelfällen bestätigen, insgesamt zeigte es natürlich 

ein sehr viel differenzierteres Bild.) – Der Senat ent-

schied sich bekanntlich im Sinne der SKP-Auffassung.  

In den 80ern und 90ern flackerte der Streit nochmal 

auf, als es darum ging, ob die Verwaltungsschule, bis 

dahin Beamtenschule, auch Berufsschule für Tarif-

beschäftigte, also für Verwaltungsfachangestellte 

und Fachangestellte für Bürokommunikation werden 

könne. – Sie konnte. 

Heute kann man feststellen, dass sich die Verwal-

tungsschule – ich will nicht sagen „trotz“ oder „we-

gen“, sondern „auch“ – in der Regie der SKP und des 

Finanzsenators zu einer modernen beruflichen Schu-

le entwickelt hat:

Der umfassende Bildungsauftrag des Schulgeset-

zes gilt seit 1994 analog auch an der Verwaltungs-

schule. Kollegium und Schulleitung entwickelten 

sich entsprechend, pädagogische Fortbildungen und 

Schulentwicklungsmaßnahmen spielen eine immer 

größere Rolle, das einzelne Individuum rückt in den 

Mittelpunkt – es ist kein Zufall, dass Diversity Ma-

nagement an der Verwaltungsschule eine so große 

Rolle spielt. Auch das Leitbild der Verwaltungsschule 

„wir bilden zukunft“ von 2007 benennt klar drei Säu-

len – und zwar in dieser Reihenfolge: erstens Schule – 

zweitens berufliche Schule mit Fokus auf berufsbezo-

gene fachliche, persönliche und soziale Kompetenzen 

– und drittens Schule für die bremische Verwaltung, 

die den Zielen der Verfassung und des Senats in Be-

zug auf die Verwaltungsentwicklung verpflichtet ist.

Ich glaube, dass dieses – auch im Vergleich zu an-

deren Verwaltungsschulen bzw. Studieninstituten 

– sehr pädagogische Profil der Bremer Verwaltungs-

schule – gerade dadurch ermöglicht wurde, dass es in 

Bremen nicht das unproduktive und reibungsanfälli-

ge Nebeneinander von zwei schulischen Lernorten 

– Verwaltungsschule und daneben noch eine Berufs-

schule – gibt, sondern alles in einer Hand liegt. Eine 

verantwortungsvoll agierende Verwaltungsschule 

kann sich deshalb gar nicht auf das rein „Fachliche“ 

und auf das – wie 1950 befürchtet – reine „Pauken“ 

zurückziehen. 

III.

Eine dritte Bemerkung – die muss ich jetzt ganz kurz-

halten, weil man sich da leicht verplaudern könnte: 

Wir haben bei der Beschäftigung mit der Schulge-

schichte auch noch einmal festgestellt, welche Be-

deutung für ihre Entwicklung –  auch wenn man 

natürlich immer den bestimmenden Einfluss der ob-

jektiven Bedingungen vor Augen haben muss – wel-

che Bedeutung einzelne Personen haben. Das gilt für 

die Kollegien und Leitungsteams und viele andere, 
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das gilt im besonderen Maße aber auch für Schullei-

ter. 

Johannes Kulke z.B. war eine besonders prägende Fi-

gur – 1959 bis 1973 im Amt, wirkte er maßgeblich an 

den Fundamenten der heutigen Schule mit. Vielleicht 

war er in etwa der Typ, den sich die SKP nach dem 

Krieg gewünscht hatte: Ein Verwaltungspraktiker, 

der weiß, wo der Schuh drückt. Aber eben nicht nur 

das, sondern auch ein „Visionär mit taktischem Ge-

schick“, wie ihn einer seiner Nachfolger bezeichnete. 

Und auch unter unseren Zeitgenossen sind Perso-

nen, ohne die sich die Verwaltungsschule mit höchs-

ter Wahrscheinlichkeit anders entwickelt hätte: Ich 

meine zunächst meinen Vorgänger Klaus-Dieter Fi-

scher (1979 bis 2003), mit dessen Namen z. B. die 

VFA-Ausbildung und die AFZ-Gründung verbunden 

sind. Ein ganz anderer Leitungstyp – charismatischer 

Manager, der auch delegieren und Teams entwickeln 

konnte, der aber vor allem Gefahren und Chancen 

für die Verwaltungsschule erkannte und entschlos-

sen handelte – mit, wie ihn einer seiner Vorgänger 

beurteilte, bemerkenswerter Vitalität – z. B., als es 

darum ging, die „neue“ Verwaltungsschule nach der 

Abspaltung der HfÖV nicht zur grauen Maus werden 

zu lassen oder die Verwaltungsfachwirte-Ausbildung 

für die Verwaltungsschule zu reklamieren.

Und noch jemanden möchte ich persönlich anspre-

chen: den ehemaligen stellvertretenden Direktor der 

Verwaltungsschule Dr. Henning Lühr, der nicht nur als 

Vize von KDF (1980 bis 1990), sondern mehr noch in 

den Jahren danach als Abteilungsleiter und Staatsrat 

unheimlich viele Impulse für die Verwaltungsschul-

entwicklung gesetzt hat – egal, ob sie konkret als 

Tipps, Bitten oder auch Anordnungen rüberkamen: 

Mit seiner Unterstützung in prekären Situationen, 

mit seinen Visionen und Ideen – ich nenne nur das 

Lernoffice oder die Kooperation mit der Weserburg – 

hat er die Verwaltungsschule entscheidend gefördert 

und gefordert. 

Wie gesagt – das gilt auch für viele andere Personen, 

aber eben ganz besonders für diese beiden: Ohne ihr 

Wirken wäre die Verwaltungsschule heute ärmer. Wir 

sind ihnen deshalb zu besonderem Dank verpflichtet!

IV.

Letzte Bemerkung: Uns ist bei der Beschäftigung mit 

der Geschichte der Verwaltungsschule, die ja eine 

Schule des Landes ist, noch einmal so richtig deutlich 

geworden, wie eng sie mit der Geschichte der Freien 

Hansestadt Bremen als Stadt und als Land verknüpft 

ist und wie sehr die Entscheidungen, die unsere 

Schule betreffen, von den größeren politischen, wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen 

und Entscheidungen in dieser Stadt, in diesem Land 

abhängen, kurz: wie bremisch die Verwaltungsschule 

geprägt ist. 

Das fängt natürlich schon damit an, dass es überhaupt 

ein Land Bremen gibt – nach 1918 im Deutschen 

Reich, nach 1945 in der Bundesrepublik – begünstigt 

durch die eher zufällige Entwicklung, dass die Ame-

rikaner einen „port of embarcation“ brauchten, und 

auch nach der Vereinigung 1990, trotz politischen 

Drucks zur Neugliederung der Länder. – Ohne Land 

keine Landesschule – sonst wären wir jetzt vielleicht 

Standort des Niedersächsischen Studieninstituts.

Das setzt sich fort über viele kleinere Kausalbezie-

hungen. Zwei Beispiele: 

• Wenn in den 80ern nicht der politische Wille, 

dem Ausbildungsplatzmangel mit mehr Ausbildung 

im öffentlichen Dienst zu begegnen und die akute 

Haushaltskrise zusammengefallen wären, wer weiß, 

ob dann die Ausbildung von Verwaltungsfachange-

stellten statt der teureren Beamtenausbildung zur 

Regelausbildung geworden wäre. 

• Oder wenn es nicht schon in den 60ern diese 

in der sozialdemokratischen Bildungspolitik so stark 

ausgeprägte Orientierung auf Aufstieg durch Bil-

dung und Ausbildung gegeben hätte, die sich auch in 

der Beamtenausbildung niederschlug und deren Bei-

behaltung z.B. für den Gesamtpersonalrat immer ein 

Knackpunkt war – wer weiß, ob wir die Aufstiegsfort-

bildung in die gehobene Funktionsebene, den Verwal-

tungsfachwirt oder auch den Bachelor professional in 

Bremen in der heutigen Form, die ja bundesweit Vor-

bildcharakter hat, so ambitioniert gestaltet hätten. 

Man kann, glauben wir, feststellen, dass sich der be-

sondere Charakter und Charme Bremens, dieses gan-

ze Ensemble von traditionellen und gegenwärtigen, 

kulturellen, sozialen, demografischen, ökonomischen, 

politischen Faktoren, Bremens Selbstverständnis, 

sein Selbstbewusstsein, sein Anspruch irgendwo zwi-

schen hanseatischer Zurückhaltung und Avantgarde, 

seine Tatkraft und seine Innovationsfähigkeit, seine 

Offenheit und Vielfalt , auch sein Humor und seine 

Selbstironie (weil Jubiläum ist, hab ich jetzt mal nur 

positive Eigenschaften genannt) – dass sich all das 
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auch irgendwie im Charakter der Verwaltungsschu-

le wiederfindet. Ich finde, dass wir dieses Lokalkolo-

rit ruhig ein bisschen kultivieren dürfen, dass wir in 

der Aus- und Fortbildung vielleicht noch Plätzchen 

finden sollten, wo unsere Schülerinnen und Schüler, 

unsere Fortbildungsteilnehmenden noch mehr über 

die Geschichte Bremens und das aktuelle Bremen 

lernen können, und dass wir ruhig mit einem Schuss 

Lokalpatriotismus auf unseren vollen Namen „Ver-

waltungsschule der Freien Hansestadt Bremen“ gu-

cken können…

So – das war nun schon ein fast staatstragendes Ende. 

Bleibt nur noch, zum Schluss der Hoffnung Ausdruck 

zu verleihen, dass die Verantwortlichen mit der Exis-

tenz und der Eigenständigkeit der Schule ähnlich 

verantwortungsvoll umgehen wie mit der Eigenstän-

digkeit des Landes … dass die Bilanz heute also nur 

eine Zwischenbilanz ist. Seit vier Tagen marschiert 

die Verwaltungsschule immerhin schon stramm auf 

ihren zweihundertsten Geburtstag zu! Ich persönlich 

könnte mich jedenfalls sehr mit der Vorstellung an-

freunden, dass in ungefähr 100 Jahren ungefähr hier 

jemand steht und auf heute zurückblickend – viel-

leicht ja auch von künstlicher Intelligenz inspiriert – 

treffend von einer Halbzeitbilanz spricht… und sollte 

jemand dazu eine Chronik verfassen wollen, sollte er 

oder sie rechtzeitig damit anfangen…

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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Jubiläumsfest 5. Oktober 2023: Opening

Intro: „The Charleston“ – Alex Welsh and his Band

Katja und André: „Hallo, herzlich Willkommen wir freuen uns sehr, dass Sie/ Ihr alle gekommen sind/ seid!“

Katja: „Diese Woche feiern wir 100 Jahre unserer tollen und besonderen Schule! Wir feiern diese Woche auch 

unsere Vorgänger:innen, unsere Schüler:innen und uns selbst!

100 Jahre Verwaltungsschule, das sind 100 Jahre Aus- und Fortbildung für den bremischen öffentlichen 

Dienst. Das sind1000e Schüler:innen Fortbildungsteilnehmende, die an dieser Schule gelernt, gelacht, ge-

schwitzt, gelitten haben. Das sind 1000e Stunden Unterricht, Klausur- und Prüfungskorrekturen, unzählige 

Dienstbesprechungen, Teamsitzungen usw.

Wir waren und sind eine großartige Schule: nicht nur alt, sondern vor allem weise, bunt, untypisch und mit 

großartigen Kolleg:innen und tollen Schüler:innen. Darauf sind wir sehr stolz!“

André: „Und das wollen wir deshalb groß feiern! Und feiern … das konnten wir an der Schule auch schon immer 

gut: angefangen beim 1. Schulfest 1954 in Tappes Kaffeehaus mit 1 Glas Bowle und ½ Pfund Keksen über ein 

Jubiläumsfest 1963 mit einem von Radio Bremen organisierten Festball in der Bremer Glocke und die 2013 

die 90Jahrfeier mit SOR/ SMC Verleihung, um nur die ganz großen Ereignisse zu nennen. Aber keinesfalls zu 

vergessen die unzähligen Projektwochen, Begrüßungs- und Abschlussfeiern, Verabschiedungen, Weihnachts-, 

Freimarkts-, Sommerferien- und sonstigen feierlichen Anlässen. Wir haben sie alle genutzt! Nun also auch heu-

te wieder großes Fest … und zwar mit einem Blick auf gestern, heute und morgen.“ 

Katja:„Ein tolles Erlebnis soll es auch heute sein. Deshalb sind viele verschiedene Aktivitäten geplant, essen, 

trinken, fröhlich sein, das wollen wir vor allem anderen. 

Alles hier am neuen Standort Tabakquartier, den wir damit heute auch erstmalig in Besitz nehmen. Danke an 

alle, die mitgeholfen haben, dass das überhaupt möglich war, vor allem unsere fleißige AFZ-Zentralverwaltung. 

Wir sind uns sicher: es ist heute für alle was dabei und damit das Erlebnis jetzt auch wirklich toll wird hören wir 

jetzt endlich auf zu reden und sagen nur noch…“

Katja und André: „Das Fest ist hiermit eröffnet!“
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Interview und Gesprächsrunde

„100 Jahre Verwaltungsschule und Verwaltungs-

ausbildung im Wandel der Zeit“

Moderation: Katja Lessing und André Galdia

1. Interview mit Hauptverfassern der Jubiläums-

schrift, insbes. des historischen Teils:

Manfred Jacobi (Stellvertretender Direktor, haupt-

amtliche Lehrkraft und Fachleiter 

der Verwaltungsschule a.D.)

Holger-Andreas Wendel (Direktor der Verwaltungs-

schule und Leiter des AFZ a.D.)

Fragen:

• Wie fing es 1923 eigentlich an mit unserer 

Schule?

• Habt Ihr bei Erstellung der Schrift etwas Neues 

oder Ungewöhnliches entdeckt?

• Welche Zeit war aus Eurer Sicht die historisch 

Prägendste für Schule und Ausbildung Bremen mit 

Blick auf die Verwaltungsschule?

• Welche Herausforderungen gab es in den je-

weiligen Jahrzehnten?

• Was war in den letzten 20 Jahren besonders 

bemerkenswert?

• Warum hatte die Schule so viele Standorte?

• Wie war die Rolle der Verwaltungsschule in der 

Nazizeit?

2. Offene Gesprächsrunde zum Thema mit den 

weiteren Gästen:

Christina Jantz-Herrmann (Bürgermeisterin Schwa-

newede, ehem. Verwaltungsfachangestellte, Verwal-

tungsfachwirtin und Bundestagsabgeordnete)

Dr. Hans-Henning Lühr (u.a. Stellvertretender Direk-

tor der Verwaltungsschule a.D., Finanzstaatsrat a.D., 

heute Rechtsanwalt und Honorarprofessor Hoch-

schule Bremen)

Fragen:

• Welche Zeit war eine historisch prägende Zeit 

für die Verwaltung und Verwaltungsausbildung Bre-

men?

• Henning, welches ist Deine ganz besondere Er-

innerung aus Deiner Zeit als stellvertretender Schul-

leiter?

• Christina, Du hast Verwaltungsschule aus meh-

reren Perspektiven erlebt – wie war das?

• Woran denkt Ihr zuerst bei der Verwaltungs-

schule?

• Habt Ihr eine besondere Anekdote aus dem 

Schulleben?

• Welches waren die größten Schwierigkeiten 

und Hemmnisse in Euren jeweiligen Funktionen?

• Ein Blick in die Zukunft der Verwaltungsausbil-

dung: was muss und wird sich ändern, was bleibt?

3. Schlussrunde „Blitzlicht“

Tipps für die Zukunft für uns und unsere Schule
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Offene Gesprächsrunde zum Thema

„Klima, Krisen und KI – Herausforderungen für Ver-

waltung und Bildung“

Moderation: Katja Lessing, André Galdia, Hagen Klaile

Gäste:  

• Daniela Berger (Hacker School)

• Hille Heumann-Klemm (Bremer Klimaschutzagentur energiekonsens)

• Stefan Welling (Institut für Informationsmanagement Bremen GmbH, ifib)

Allgemeine Einführung und Eingangsfrage:

VUKA-Welt, die großen Transformationsthemen 

unserer Zeit (Klima, Krisen, KI) – alles riesige Heraus-

forderungen auch für uns als Bildungseinrichtung. 

Unsere Aufgabe ist es, berufliche Handlungskompe-

tenz zu vermitteln, Potentiale für die Arbeit in der 

Verwaltung von heute + der Zukunft zu entdecken 

und zu entwickeln. 

• Was muss man also können – auf welchen neu-

en Kompetenzen für die Verwaltung der Zukunft 

kommt es an? 

1. Thema: KI, Digitalisierung, neue Technologien 

etc.

Digitale Lehre beschäftigt uns schon lange, hat jetzt 

ein neues Stadium erreicht, Prof. Dr. Doris Weßels, 

Mathematikerin an der Fachhochschule Kiel, die 

01.12.2022 nach eigenen Worten nicht mehr zur 

Ruhe kommt. Am 30.11.2022 seien wir laut ihren 

Worten in ein neues digitales Zeitalter eingetreten: 

Mit Start des KI-basierten Chatbots Chat-GPT von 

Open-AI ist auch die generative KI nochmal ganz neu 

und durchaus disruptiv entwickelt bzw. sie entwickelt 

sich selbst. Uns alle treibt um, was das ganz konkret 

heißt für die Zukunft von Lehre und Lernen.

• Welche Fähigkeiten und Fertigkeiten werden in 

einer KI-prägenden Bildungswelt noch von zentraler 

Bedeutung sein und wie können wir das lehren?

• Wie beeinflusst KI unsere Vorstellungen von 

Wissen und Kompetenzerwerb?

• Wie können wir uns auf eine disruptive Tech-

nologie wie generative KI vorbereiten, wenn wir die 

Ausprägungen dieser kaum bis gar nicht vorhersagen 

können?

• Kooperation/ Kollaboration meint jetzt lt. Prof 

Dr. Doris Weßels immer mehr auch die Team-Zusam-

menarbeit von Mensch + Maschine. Wie gestalten 

wir das am besten und vor allem rechtzeitig?

• Art. 12 Absatz 1 Brem. Landesverfassung „Der 

Mensch steht höher als Technik und Maschine“ – 

müssen wir aufpassen, dass das durch generative KI 

immer mehr in Gefahr gerät?

• Welche Aufgaben bleiben für den Menschen, 

wenn die KI alles fachliche allein macht künftig, Wissen 

recherchieren, verbreiten, Texte daraus fertigen …?

• Sollen wir generativ-gestützte KI aus dem 

Unterricht verbannen, weil wir es ohnehin nicht be-

herrschen können oder eher bewusst einsetzen mit 

entsprechenden Konsequenzen für Leistungsbeur-

teilungen und Prüfungswesen?  

• Der Lehrende als Allwissender und Alleskönner 

– das funktioniert schon lange nicht mehr, künftig im-

mer weniger in Zeiten von global erzeugten Wissens, 

Google, ChatBots. Was macht das mit dem Selbstver-

ständnis und Selbstwert von Lehrenden?

2. Thema: Klima

Der Klimawandel ist ein weiteres großes Transfor-

mationsthema, auch für die Bildung. Uns beschäf-

tigt dazu insbesondere, warum es wichtig ist, Klima-

schutz und Nachhaltigkeit als integralen Bestandteil 

der Bildung zu betrachten und was wir als kleine 

Schule tun können.

• Warum ist es wichtig, dass schon in der Schule, 

auch in der Aus-, Fortbildung Klimaschutz und Nach-

haltigkeit eine so maßgebliche Rolle spielen?

• Ist das nur ein spezielles Qualifizierungsthema 

für angehende Fachleute, z.B. Umweltinge-nieure, 

Nachhaltigkeitsmanager, Gärtner, Fachkräfte für 

Kreislaufabfallwirtschaft etc. oder auch für Beschäf-

tigte in Verwaltung und Justiz?

• Klimaschutz/ Nachhaltigkeit und Digitalisie-

rung – wiederspricht sich das nicht eigentlich, wenn 
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man an den ökologischen Fußabdruck denkt, den wir 

allein durch die Digitalisierung hinterlassen?

• Welche Möglichkeiten und Materialien stehen 

Lehrkräften zur Verfügung, um mit möglichst großer 

Wirkung Klimawandel und Nachhaltigkeit zu unter-

richten? 

• Können Bildungseinrichtungen selbst auch ein 

Stück Vorreiter in Sachen Klimaschutz und Nachhal-

tigkeit sein?

3. Thema: Krisen

Jeder Krise ist immanent, dass sie irgendwann vor-

beigeht. Allerdings scheint das nur noch bedingt zu 

gelten, denn man hat den Eindruck, eine Krise reiht 

sich an die nächste und wir kommen aus dem Krisen-

modus nicht mehr heraus. 

• Was macht das mit uns, wie gehen wir damit um 

und wie können wir als Schule unsere Schüler:innen 

unterstützen, damit besser umzugehen? 

• Wie können wir (jungen Menschen) helfen, 

trotz der drängenden Krisen, Unsicherheiten etc. der 

sog. VUKA-Welt Handlungsfähigkeit, Handlungsbe-

reitschaft zu bewahren, damit umzugehen?

• Wir müssen uns schnell auf Veränderungen ein-

stellen und gleichzeitig haben und brauchen wir feste 

Strukturen und (teils unflexible) Regelungen, die die 

Inhalte von Lehre und Lernen bestimmen. Wie kann 

man diesen Zwiespalt lösen, um in Krisen handlungs-

fähig zu bleiben als Schule? 

• Welche psychologischen und sozialen Auswir-

kungen haben Krisen auf Schüler:innen, Lehrkräfte 

und Eltern und wie kann die Bildung darauf reagie-

ren?

• Welche Fähigkeiten und Kompetenzen sollten 

Schüler erwerben, um besser auf zukünftige Krisen 

vorbereitet zu sein?

4. Schlussrunde: Blitzlicht

Tipps für die Zukunft für uns und die Verwaltungs-

schule.
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Ein Blick in die Glaskugel von Katja und André und 

Finale

Katja: „Wir haben ganz viel über Herausforderun-

gen der Zukunft gesprochen und gehört heute. Jetzt 

wollen wir Ihnen/ Euch zum Ende nochmal eine klei-

ne Perspektive geben, wo wir eigentlich hinwollen 

als Schule in den nächsten Jahren, welches unsere 

Schwerpunkte sein sollen. 

Wir wollen Sie/ Euch zum Schluss mitnehmen auf 

eine kleine Visionsreise in die Verwaltungsschule der 

(nächsten) Zukunft.“

André:„In der Verwaltungsschule der (nahen) Zu-

kunft ….

• ist die Kompetenzentwicklung auch weiterhin 

wesentlich

• ist weniger Fachwissen, sind mehr Methoden-

wissen, personale + soziale Kompetenzen gefragt

• müssen Lernfelddidaktik mit Lernsituationen 

weiterentwickelt werden

• passen die Lehr- und Lernräume zum eigenver-

antwortlichen Lernprozess

• lernt jeder in seinem Tempo, wann und wie er/ 

sie möchte, kontrolliert die eigene Leistung wann und 

wie er/ sie möchte

• setzen wir auf umgekehrte Lernverantwor-

tung mit einer Lehrkraft als Lern- und Entwicklungs-

begleiter“

Katja: „In der Verwaltungsschule der (nahen) Zu-

kunft …

• werden wir immer mehr eine digitalisierte 

Schule werden, aber keine digitale Schule!

• ist die Lehre weiter digital + analog, in Präsenz, 

auf Distanz, asynchron, synchron

• legen wir viel Wert auf Austausch, Gruppenler-

nen, Selbstlernen, digital und analog

• werden wir Kommunikation, Kreativität, Kolla-

boration und kritisches Denken fördern

• werden wir auch mit Hilfe digitaler Medien und 

Tools Kompetenzen trainieren, verstärkt Anwen-

dungs- und Methodenkompetenzen

• bauen wir auch die KI als integralen Bestandteil 

ins Lernen und Lehren ein, einschließlich generativer 

KI-Sprachmodelle, werden die reflektierte Anwen-

dung bewusst trainieren und die produktive Zusam-

menarbeit mit der Maschine lernen

• werden wir verstärkt Prozesse bewerten statt 

Ergebnisse – verstärkt soziale, personale + methodi-

sche Kompetenzen statt fachliches Wissen

André: „In der Verwaltungsschule der (nahen) Zu-

kunft …

• werden Klimaschutz und Nachhaltigkeit wei-

ter…

• wollen wir Klimaschule werden“

Katja: „In der Verwaltungsschule der (nahen) Zu-

kunft …

• werden Werte und Haltungen einer demokrati-

schen, rechtsstaatlichen, solidarischen Gesellschaft 

weiter Basis unseres Selbstverständnisses sein und 

eine wesentliche und übergeordnete Rolle in Unter-

richt und Schulleben spielen

• werden wir weiter aktiv dafür eintreten, dass 

wir eine tolerante, diversitätsbewusste, diskrminie-

rungsfreie Gesellschaft sind, uns und unsere SuS da-

ran messen 

• werden wir weiter großen Wert darauf legen, 

dass unsere Unterricht so gestaltet, dass wir nicht 

nur Mitarbeitende „produzieren“, die verwaltende 

Aufgaben durch- und umsetzen, sondern die über 

ihren Horizont hinaussehen, die Bedeutung und Aus-

wirkungen ihrer Tätigkeit für die Bürger:innen im 

Blick behalten, die eine hohe Public-Service-Motiva-

tion haben 

• wünschen wir uns eine aktive, offene und inte-

ressierte Schüler:innenschaft, APR, JAV, die sich ein-

bringt in Unterricht und Schulleben“

Katja und André (im Wechsel): „In der Verwaltungs-

schule der (nahen) Zukunft …

• werden wir uns weiter anstrengen und bemü-

hen, sehr engagiert motiviert guten Unterricht für 

die Arbeit in der Bremer Verwaltung und Justiz der 

Zukunft zu machen

• wir werden weiter viele Gruppenarbeiten und 

Präsentationen machen 

• tolle kreative und ungewöhnliche Projekte rea-

lisieren, gerade mit anderen am TQ

• werden wir uns weiter über Schüler:innen freu-

en und von ihnen genervt sein

• werden die Schüler:innen sich weiter über uns 
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freuen und von uns genervt sein

• haben wir immer noch viel Spaß zusammen, 

werden miteinander viel reden, viel lachen, ansprech-

bar sein, auch wenn es mal ernster wird

Das alles meint: wir werden weiter eine tolle und sehr 

besondere Schule sein und das wollen wir auch künf-

tig mit großen Festen feiern!“

Katja und André: „Und das ist eine perfekte Über-

leitung: Auch das schönste Fest geht mal zu Ende 

und wir sagen Danke für das tolle Fest und die tol-

le Stimmung an alle Besucher:innen, alle Gäste, die 

Kolleg:innen der Zentralverwaltung für die groß-

artige Unterstützung bei Planung und Organisa-

tion und an alle Schüler:innen und Fortbildungs-

teilnehmende für ihre vielen tollen Beiträge. Vor 

allem aber Danke an unsere Lehrerkolleg:innen: Euer 

Einsatz war absolut großartig! Wir haben in den 

letzten Wochen und Monaten unglaublich viel ge-

leistet, gelernt, gelacht, gemeckert, geschrieben, ge-

schimpft, gelöscht und am Ende war es fantastisch!  

Danke schön!

Musikalischer Ausklang bei „Vois sur ton chemin” 

von Bennett
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Das war`s mit den ersten 100 – nicht nur wir fanden 

es toll!  



Fotos Abschlussfrühstück

248



Fotos Abschlussfrühstück

249



250

Ausblick

über 100 Jahre

Ein Ausblick
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Sozial-) Kompetenzen integriert 

und inkludiert gefördert werden. 

Das bedeutet gleichzeitig eine 

stärkere Lösung vom klassischen 

Fächerunterricht zu mehr inter-

disziplinärer Unterrichtsvor-/ 

-nachbereitung im Team. Flan-

kierend möchten wir die Verant-

wortungsumkehr im Lernprozess 

vorantreiben, d.h. das individuell 

selbstständige Lernen und die 

Weiterentwicklung der Rolle der 

Lehrkräfte zu Lernbegleitenden 

stärken. Es soll zur Regel werden, 

den Lernprozess entsprechend 

vorgegebener Lernziele eigen-

ständig allein und/ oder in Teams 

zu organisieren, was die indivi-

duelle Wahl von Ort, Zeit, Inhalt, 

Methode und Lernerfolgskont-

rollen einschließt. 

Zur optimalen Entwicklung um-

fassender beruflicher Kompeten-

zen bleibt eines unserer wichtigs-

ten Ziele schließlich weiterhin 

die möglichst enge Verzahnung 

von Theorie und Praxis. Das be-

inhaltet auch, in alle Lernorte der 

dualen Ausbildung theoretisches 

Lernen und praktische Anwen-

dung einzubauen und beides zeit-

Kernaufgabe: Kompetenzen 

fördern

Wesentliche Aufgabe ist und bleibt 

für uns natürlich, die für jeweils 

passenden Handlungskompeten-

zen schon in der grundständigen 

Ausbildung möglichst umfassend 

zu entwickeln und zu stärken. 

Herausfordernd ist dabei vor 

allem, dass echte Kompetenz-

entwicklung über reine Wissens-

ver-mittlung weit hinausgeht und 

hinausgehen muss: erworbenes 

Fachwissen bewährt sich unter 

Einsatz von Fähigkeiten und Fer-

tigkeiten eben erst in der konkre-

ten Anwendung im Beruf. Das wird 

auch in der Zukunft immer wichti-

ger, denn durch schnelle Verände-

rungen von Aufgaben, Tätigkeiten 

und ganzen Berufsbildern sinken 

Halbwertszeit und Nutzen beruf-

lichen Wissens rapide. Gleich-

zeitig steigt die Wissensmenge 

rasant an, es wird anspruchsvol-

ler und komplexer, Informationen 

richtig filtern, zu bewerten und zu 

nutzen. Darauf muss unsere Lehre 

in allen Lernfeldern und Fächern 

abgestimmt sein.

Auch deshalb muss unser Fo-

kus neben der Ausbildung von 

Fachkompetenzen künftig noch 

stärker auf der Entwicklung 

und Förderung von Sozial- und 

Selbstkompetenzen und Metho-

denkompetenzen liegen. Über 

alle Berufsbilder und Tätigkeiten 

hinweg in unterschiedlichen Aus-

prägungen sind hier sicherlich 

besonders wichtig: reflektiertes 

Denken und Handeln, Prioritä-

ten setzen und sich fokussieren, 

eigenverantwortlich agieren, 

Veränderungen kreativ gestalten, 

„um Ecken“ denken, auf allen Ka-

nälen kompetent kommunizieren, 

sich passend vernetzen, über-

greifend zusammenarbeiten, sich 

Wissen und Kompetenzen selbst-

ständig und lebenslang aneignen.

Ein Schwerpunkt in unserer Lehre 

bleibt daher die Weiterentwick-

lung der Lernfelddidaktik. Wir 

wollen weiter intensiv an didak-

tischen Konzepten arbeiten, die 

an reale berufliche Situationen 

anknüpfen und in denen sämt-

liche zur Bewältigung der jewei-

ligen beruflichen Anforderung 

benötigten (IT-, Fach-, Personal-, 

Quo vadis? – ein kurzer Blick auf Gegenwart und 

Zukunft

Das Wichtigste: wir wollen und werden weiterhin (junge) Menschen für ihre (künftigen) Aufgaben in der Bremer Ver-
waltung fit machen, die Entwicklung ihrer beruflichen Handlungsfähigkeit, ihrer persönlichen und sozialen Kompe-
tenzen und Potentiale fördern und begleiten. Wir wollen sie ausbilden für das, was an Herausforderungen jetzt und 
in künftig auf sie zukommt, wenn sie in den bremischen Dienststellen arbeiten. Darüber hinaus wollen wir mit einer 
modernen und attraktiven schulischen Ausbildung bei uns auch ein Stück dazu beitragen, die Arbeit im bremischen 
öffentlichen Dienst für die nächsten Generationen interessant zu machen. 

Gute berufliche Bildung an der Verwaltungsschule muss sich weiter an aktuellen und künftigen Heraus-forderungen 
und dem orientieren, was heute und morgen in der Verwaltung gebraucht wird. Angesichts der dynamischen Entwick-
lungen in allen Lebensbereichen mit den teils disruptiven Wirkungen auf uns, unsere Vorstellungen und Werte, die 
Arbeit und das Zusammenleben, ist eine verlässliche Einschätzung für die Zukunft dazu nicht ganz leicht. Grundle-
gendes bleibt aber nach wie vor wichtig. Zusätzlich lässt sich manches aus den Erfahrungen der letzten Jahre auch für 
unsere Arbeit ableiten.
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lich und inhaltlich engmaschiger 

aufeinander abzustimmen.

Klima, Kultur, Krisen und KI – 

Transformation begegnen

Transformation findet sich mitt-

lerweile überall und in (nahezu) 

allen Lebensbereichen und stellt 

deshalb auch an die berufliche 

Bildung neue erhebliche Anfor-

derungen. Die großen Transfor-

mationsbereiche Digitalisierung, 

Klimawandel, (globale) Krisen 

und sozio-kulturelle Verände-

rungen der Gesellschaft prägen 

jetzt und in Zukunft daher ganz 

entscheidend auch die Ausbil-

dung bei uns.

Als Schule für die öffentliche 

Verwaltung möchten wir einen 

deutlichen Beitrag zu der be-

sonderen Verantwortung des 

öffentlichen Arbeitgebers leis-

ten, dem Klimawandel durch 

Maßnahmen nach innen und 

außen etwas entgegenzusetzen. 

Gerade (junge) Menschen in der 

Ausbildung mit ihrer besonders 

(selbst-)kritischen Haltung dazu 

sind in besonderer Weise prä-

destiniert, den Klimaschutzge-

danken an den Arbeitsplatz und 

in den Dienstbetrieb zu tragen 

und so auch als Multiplikator:in-

nen zu fungieren. Das wollen 

wir nutzen und die Themen Kli-

maschutz und Nachhaltigkeit 

künftig noch stärker als bisher 

durch geeignete Projekte und 

Kooperationen in die berufli-

che Ausbildung implementieren. 

Wir wollen das Bewusstsein für 

Umwelt und Klimaschutz weiter-

hin schärfen und insgesamt eine 

klimafreundliche und nachhaltig-

keitsbewusste Haltung fördern. 

Darüber hinaus möchten wir 

uns auf den Weg machen „Klima-

schule“ zu werden. Unser neuer 

Standort am Tabakquartier er-

füllt dafür schon wesentliche Vo-

raussetzungen. 

Daneben wollen wir auch die di-

gitale Bildung zu einem Schwer-

punkt unserer Schulentwicklung 

machen, unsere digitale Lehre 

weiterentwickeln und immer mehr 

zur „digitalisierten Schule“ werden. 

Dazu streben wir in der Lehre ins-

gesamt eine sinnvoll abgestimmte 

Kombination von Präsenzforma-

ten und Distanzlerneinheiten (mit 

oder ohne E-Learning, synchron 

oder asynchron) an, jeweils er-

gänzt durch sog. hybride Forma-

te. Diese soll auf die benötigten 

Kompetenzen für die Arbeit in der 

analogen und digitalisierten Ver-

waltung optimal abgestimmt sein, 

damit sie einen echten Mehrwert 

für die Kompetenzentwicklung 

hat und sich gerade der Einsatz 

digitaler Lehranteile nicht auf 

„Lernen mit digitalen Medien“ 

oder die alleinige Nutzung digital 

aufbereiteten Wissens erschöpft. 

Neue digitale Technologien und 

Möglichkeiten, einschließlich KI, 

die für berufliche Bildung geeignet 

sind, wollen wir möglichst frühzei-

tig aufgreifen und ggf. in die Lehre 

implementieren. Vorantreiben und 

optimieren wollen wir auch die 

Digitalisierung des Schulbetrie-

bes, der Schul- und Unterrichts-

organisation. Hier liegen Chancen, 

durch Einsatz auch KI-basierter 

Tools für Unterrichtsvorbereitung, 

Prüfungswesen und Leistungskon-

trollen etwaige Nachteile auszu-

gleichen und zusätzlichen Raum 

für Persönlichkeits-bildung, Kom-

petenzentwicklung und curricula-

re Arbeit zu schaffen. Nicht zuletzt 

muss Digitales auch inhaltlich eine 

größere Rolle in der Ausbildung 

spielen. Im Vordergrund steht da-

bei ein reflektierter und verant-

wortungsvoller Umgang mit der 

Digitalisierung durch Themen wie 

digitale Ethik, Datenschutz, Cyber-

sicherheit und digitale Teilhabe. 

Aber auch IT-/ Mediengestaltung, 

New Work und die Entwicklung 

eines Grundverständnisses von 

der Funktions- und Wirkungswei-

se von Algorithmen sind wichtig.

(Globale) Krisen und Transfor-

mation fordert die Verwaltung 

ganz erheblich heraus. Die Be-

schäftigten müssen trotz Unsi-

cherheiten, hoher Komplexität, 

unvorhersehbaren Ereignissen 

und Entwicklungen, negativen 

Perspektiven, ständigen Verände-

rungen und eigenen Belastungen 

für die Bürger:innen handlungs-

fähig und kompetent bleiben. Die 

Förderung entsprechender Kom-

petenzen und Fähigkeiten, wie Re-

silienz, Abgrenzungsfähigkeit und 

Ambiguitätstoleranz, die Stärkung 

der psychosozialen Gesundheit, 

geeignete Beratungs- und Unter-

stützungsangebote muss deshalb 

in der beruflichen Bildung an der 

Verwaltungsschule weiterhin 

einen festen Platz haben und aus-

gebaut werden.

Eine erhebliche Herausforderung 

für Gesellschaft und berufliche 

Bildung sind sozio-kultureller 

Wandel (durch u.a. die digitale 

Transformation, die Zunahme von 

Diversität und Heterogenität 

und den Wertewandel der Ge-

nerationen) und zunehmende 

Spaltung der Gesellschaft mit Le-

gitimations- und Akzeptanzver-

lust staatlicher demokratischer 

Institutionen. Handlungsleitende 

Hauptaufgabe für uns als Schu-

le für die öffentliche Verwaltung 

bleibt es deshalb, wesentliche 

Werte und Haltungen eines demo-

kratischen Rechtsstaates, einer 

toleranten, solidarischen, diskri-

minierungsfreien und diversitäts-

bewussten Gesellschaft und einer 

an Public-Service-Motivation, 

Transparenz und Verlässlichkeit 



Quo vadis? – ein kurzer Blick auf Gegenwart und Zukunft

253

fizierten Quereinsteiger:innen 

aus unterschiedlichen wissen-

schaftlichen Disziplinen und 

Verwaltungspraxis. Als Schule 

wollen und werden wir uns wei-

ter vernetzen, einmischen und 

mitreden, auch bundesweit und 

mit dem Anspruch, auch künftig 

ein Stück weit Impulsgeber für 

zukunftsorientierte Aus- und 

Fortbildung zu sein. Neuordnung 

der VFA-Ausbildung, DQR-Zu-

ordnung und Anerkennung von 

Fortbildungsabschlüssen als Ba-

chelor bzw. Master Professional 

bleiben in diesem Kontext wich-

tige Anliegen. 

Unsere bestehenden und be-

währten Kooperationen, mit 

u.a. Museum Weserburg, Lidi-

ce-Haus, Klimaschutzagentur 

energiekonsens, Casa Cultural 

Bremen e.V. möchten wir fortset-

zen und neue Kooperationsbezie-

hungen aufbauen. Insbesondere 

auch ausloten, inwieweit sich am 

Tabakquartier Kooperationen 

und Projekte für Lehre und Ler-

nen an der Verwaltungsschule 

erschließen lassen. Wir brauchen 

und wünschen uns auch für die 

Zukunft Rückhalt und Stärkung 

für unsere Anliegen durch den 

Senator für Finanzen, den Ge-

samtpersonalrat und die anderen 

Interessensvertretungen. 

Wegen der Zunahme von indivi-

dualisiertem und personalisier-

tem Distanzlernen und Homeof-

fice im Job wird es jetzt noch 

wichtiger sein als bisher, den 

Wert konstruktiver und wert-

schätzender Zusammenarbeit im 

Team für Lernprozess und Arbeit 

aktiv zu stärken. Wir werden 

deshalb beim Lernen weiter auf 

Klassen und Kurse, auf Gruppen-

arbeit und gemeinsame Aktivitä-

ten setzen.

halb Lehre und Lernen aufgestellt 

sein, die Schul- und Unterrichtsor-

ganisation auch strukturell und in 

ihren Abläufen.

Lernkultur, Art und Weise des 

Lehrens und Lernens sollen auf 

eine moderne Arbeits- und Ver-

waltungskultur der bremischen 

Verwaltung vorbereiten, auch 

indem z.B. Ideen aus der New-

Work-Welt in der Methodik auf-

gegriffen werden. Wir brauchen 

flexiblere und individualisierbare 

Lernprozesse, die Rücksicht auf 

Lernvorlieben und Lerntypen neh-

men, unterstützt und gerahmt von 

Lernumgebungen mit Lerninseln, 

Rückzugs- und Experimentierräu-

men und Austauschflächen, die 

den individuellen Lernanforde-

rungen und -bedürfnissen Rech-

nung tragen. Hier versprechen wir 

uns viel von unserem Standort-

wechsel ins Innovationscampus 

Tabakquartier.

Gemeinsam – kommunizieren, 

kooperieren, kollaborieren

Eine wichtige Erkenntnis ist si-

cherlich, dass wir das Meiste da-

von nicht allein entdecken und 

realisieren können; dazu reichen 

weder Wissen und Können noch 

Ressourcen.

Für die inhaltliche Weiterent-

wicklung der Lehre brauchen 

wir deshalb intensivere Koope-

rationen mit anderen Bildungs-

trägern, Verwaltungspraxis und 

Wissenschaft, ebenso wie inter-

disziplinäre Kompetenzteams, 

die Lehre und Lernen kollabora-

tiv weiterdenken. Personell sind 

wir dafür an der Verwaltungs-

schule schon jetzt durchaus pas-

send aufgestellt mit unserem 

bunten Verwaltungs-schulkolle-

gium aus „echten“ Lehrkräften 

und pädagogisch weiterquali-

orientierten öffentlichen Verwal-

tung weiterzutragen, zu vermit-

teln und zu festigen. Etwaigen 

gegenläufigen Tendenzen werden 

wir auch zukünftig entschieden 

entgegentreten, nicht nur durch 

unsere Ausbildungsinhalte wie 

SOR/SMC, Diversity und Antiras-

sismus. Alle Aktivitäten und jedes 

Engagement, die diese Werte und 

Haltungen fördern, insbesondere 

auch aus der Schüler:innenschaft, 

werden wir weiterhin aktiv unter-

stützen. Ansprüche auf Inklusion, 

Integration, Teilhabe und Partizi-

pation wollen wir noch stärker im 

Selbstverständnis der Schulange-

hörigen verankern.

Schule und Lehre: agil und 

kreativ

Für moderne Bildung auch in der 

Zukunft müssen wir als Schule ins-

gesamt schnelle Veränderung als 

neue Normalität begreifen, quasi 

auf allen Ebenen in unsere Schul-

DNA integrieren.

Das setzt kontinuierliche Visions-

arbeit in der Schul- und Unter-

richtsentwicklung und die Fähig-

keit zu ständiger Umorientierung 

voraus. Schneller als bisher müs-

sen wir also neueste Entwick-

lungen und Trends antizipieren, 

aktuelle Herausforderungen auf-

greifen und frühzeitig in Lehre und 

Lernen, in Schul- und Unterrichts-

organisation berücksichtigen.

Damit wir dem Tempo der Ent-

wicklungen gewachsen sind, müs-

sen wir Inhalte, Formate, Prozesse, 

Methoden, Umgebung und Orga-

nisation des Lernens vermutlich 

in deutlich höherer Frequenz und 

ein Stück selbstverständlicher als 

bisher hinterfragen, überprüfen, 

revidieren, neu und anders ma-

chen. Entsprechend flexibel, offen 

und anpassungsfähig müssen des-
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Nicht zuletzt soll unser Schulleben 

auch künftig offen und lebendig 

sein mit einem guten und konst-

ruktiven Miteinander aller Schul-

angehörigen. Wir streben eine 

intensive Beteiligung und Mit-

wirkung von Schüler:innen, Lehr-

kräften, Verwaltungspersonal, 

Interessensvertretungen, Auszu-

bildenden und Arbeitgebern in un-

seren Gremien an und wünschen 

uns, dass alle offene Türen für Fra-

gen, Anregungen und Kritik finden 

und sich weiter gerne und aktiv in 

die Schulentwicklung einbringen.

Wir freuen uns darauf, all` das in den 

nächsten Jahren mit gewohnt viel 

Elan und Motivation anzugehen!






